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INHALTS-VERZEICIINISS. 



Befehl an den dirigirenden Sennt. 

Gesetzbuch über peinliche und correctionnclle Strafen. 

Erster Abschnitt. Von Verbrechen, Vergehen und Strafen iiii Ailgeineinen. 

1. Von der Natur der Verbrechen und Vergehen und von den GradtMi der 
Strafbarkeit. 

1. iVatur der Verbrcdicn und Vergehen. 1. 

2. Von dem VorttaU, der Vorbereitung, dem Versuch und der Vollendung. 8. 

3. Von den Thcilncbiiicrn. 13. 
n. Von den Strafen. 

!. Klagen ^ Grade und rechtliche Folgen der Strafen. §. 18. 

2. Ersatz für Schaden und Elirenkränkung. 62, 

3. Beaoudere Strafen der Beamten. §. G7. 

4. Umwandlung Jer Strafen. 72« 

III« Von «ler Straf iteatimmung. 

1. Von der Strafbestimmung im AUgemeitien und von den Uniatänden, 
unter webben keine Zuretliimng stnltHndel. §. 96. 

2. Von dem .^latise der Strafen. 110. 

3. Befugnisse nnd Pflichten dcsCierichts hei Beslimmiittg Jer Strafen. $.151« 

IV, .Milderung und Tilgung der Strafen, 157. 

V. Von dem Umfang der Wirksamkeit dieica Oesetzbuebs. 

1. Von dessen \> irksamkeit in Ueztehutig auf russische l'nlcrthanen im 
Reich. 173. 

2. Von dessen Wirksamkeit in Beziehung auf Auslfimler irn Reich. 175. 
3» Von dctjücn Wirksamkeit in Reziehung auf russiaclie Unterlhuncn im 

Ausbindc. i79. 

Zweiter Abschnitt. Verbrechen wider die Religion und Uebertretung der zum 
Schutr. der Religion bestehenden Anordnungen. 

l. Gotte»lfi!»terung und Herabwürdigung der Religion. §. 182. 

If. Altfall vom (ilaubcn und Abweichung von den Vot^chriftun der Hirclic. 

1. Abfall vam (»lauben und Verleitung dazu. §. U)Q. 

2. KeUcrei und Seklircrrj. 2(Hi. 

3. ^ichtbeachteng kirchlicher Vorschriften. § 2t8» 

m. Entweihung geheiligter ticgenslande mid Verletzung der kirchlichen Ordmiiig. 

1. Entweihung geheiligter (»egenstStidc und Vergehea wider die (lei^t - 
lichen beim (ioUendieuat. 223. 

2. Störung der Ordnung in der Kirche wfihrend des Goltesdicnstea. § 231» 

3. Störung der Ordnung ausserhalb der Kirche führend des Gottea « 
dicnsles. 237. 

IV. Kirchenrauh . Grfihervcrlct74intf , Lelchcnberauhung. 241. 

V. Von dem Meineide. §. 258. 
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Dritter Abschnitt. Von den Staatsverbrechen. 

I. Verbrechen wider die geheiligte Person des Kaisers und wider die Glieder 
des kaiserlichen Hauses. $. 263. 

II. Aufruhr wider die oberste Staatsgewalt , und I.andesverratli. 

1. Aufruhr wider die oberste Slaatsgewalt. §. 271. 

2. Landüsverrath und Verletzung des Völkerrechts. §. 275. 

Vierter Abschnitt, verbrechen und Vergehen wider die Staatsverwaltung. 

I. VViderielzlichkeit. §. 283. 

II. Beleidigung der öffentlirhen Behörden bei deren Amtsverrichtungen. §..301. 

III. Angcmassle Amtsgewalt und Fälschung von tkasen und amtlichen Er- 
lassen. §. 317. 

IV. Entwendung aus Anitslokalen , Abreissen omtlicher Siegel , Zerstörung 
amtlicher Merkzeichen. §. 330. 

V. Erbrechung der Gefängnisse , Entführung und Entweichung gefangener 
oder beaufsichtigter Personen. §. 335. 

IV Geheime Gesellschaften und verhotene Versammlungen. §. 347. 

VII. ünerlauhles Verlassen des Vaterlandes. §. 354. 

Fünflcr AbschuiU. Von den besondern Verbrechen ölTcnllicher Diener. 

I. Nichtvüllziehung höherer Befehle, IS'ichlbeacbtung amtlicher Requisitions- 
schreiben. §. 358. 

II. Missbrauch und pflichtwidriger ^’ichtgeb^aucll der Amtsgewalt. §. 367. 

III. Vergehen der Beamten in Betreff der ihrer Obliul und Verwaltung anver- 
traulen Gegenstände. §. 380. 

IV. BetrugHii Dienstsachen. §. 390. 

V. Von der verletzten Richlerpflicht. §. 394. 

VI. Beslechung und Erpressung. §. 401. 

VII. Ordnungswidriges Antreten und Aiederlegen des Amtes. §. 414. 

VIII. Ordnungswidrige Aufnahme in den Staatsdienst und unrechtmässige Ent- 
lassung aus demselben. §. 419. 

IX. Vergeben der öffentlichen Diener wider ihre Obern und der Obern wider 
die^ihnen untergeordneten, öffentlichen Diener. 

1. Vergehen wider die Subordination. §. 423. 

2. Ordnungswidriges Benehmen der Obern gegen die ihnen untergeord- 
neten, öffentlichen Diener. § 429. 

3. Fahrlässige Bcnufsichtigungdcruntcrgcordnctcn, öffentlichen Diener. §.4.3..». 

X. Ordnungswidrige Amtsvcrwallung. §. 441 

IX. Vergehen der öffentlichen Diener in besondern Dienstverhältnissen. 

1. Vergehen der Beamten bei gerichtlichen Verhandlungen. §. 456. 

2. Vergehen der Beamten in l.andmessungssaclien. §. 465. 

3. Vergehen der Polizciheamlen. §. 475. 

4. V'ergehcn der Urkunden-Beglauhigcr und Notare. §. 489. 

5. Vergehen der Kassenhcamlen. §. 499. 

6. Amtsvergehen bei Lieferungs-Kontrakten und Licitalionen. §. 514. 
Sechster Abschnitt. Vergehen wider die allgemeinen Landesvcrpflichlungen. 

I. Vergehen wider die Militärpflicht. 

1. Ordnungswidriges Verfahren hei der AI>gahe der Rekruten. §. 534. 

2. Von dem Versuch der Sohlaleniiushehung zu entgehen. §. 552. 

3. Hcblurig der Deserteure und Mililärpflichtigon. §. 559. 

4. Unordnungen bei Annahme der Rekruten. §. 568. 

II. Uebeiiretiing der Gesetze in Betreff anderer öffentlichen Lasten. §. 575. 
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Siebenter Abschnitt. Von den Verbrechen und Vergehen, durch welche dua 
Eigenthum oder die Einkünfte des Staats beeinträchtigt werden. 

I. Allgemeine Grundsätze. §. 581. 

II. Vergehen wider die Gesetze über das Geldwesen. 

1, Fälschung, gesetzwidriges Einschmelzen, verbotene Ein- und Ausfuhr 
der Alönzen. §. 588. 

2. Fälschung des Papiergeldes. §. 604. 

III. Vergehen in Betreff des Slcmpclpapiers. §. 612. 

IV. Vergehen wider die Bergordiiung. §. 623. 

V. Vergeben wider die Salzordnung. §. 656. 

VI. Vergehen wider die Tranksteucr-Ordiiungen. 

1. Vergehen wider die allgemeine Traiiksteuer-Ordnung. §. 698. 

2. Vergehen wider die besondere Tranksteuer-Ordnung einiger Provinzen. 
§. 738. 

3. Vergehen der Beamten wider die Tranksleiier-Ordnung. §. 761. 

VII. Vergehen wider das Kegulativ des Tabakhandeis. §. 775. 

Vlli. Vergehen wider die Zollordnung. 

1. Vergehen wider die Zollordnung im eHropäi^chen Handel § 799. 

2. Vergehen wider die Zollordnung im asiali.schen Handel. §. 890. 

3 tV idersetzlichkeit gegen die Aiiordiiuiigen der Zollbehörden. §. 922. 

4 Vergehen der Zollbeamten und Zollwäcbicr. §. 924. 

1\. Vergehen wider das Kegleiiient der .Slanlswabluiigen. 

1. Ilolzeiitwendung und eigenmächtiges llolzrälleii §. 941. 

2. Beschädigung der \4älder und andere Forstfrevel. §. 953. 

3. Entwendung und Be.schädigiing von .SVliiirbaniiutz. §. 976. 

4. Vergehen der Forslbeaniteii und Forsthedienteii §. 985. 

Achlcr Abschnitt. Vergehen wider die üffentliche Wuhlfahrl und Urdnnng. 

I. 4 ergehen wider die Gesnmibeilsorilming. 

1 Vergehen wider die Ordnung der Ouaranläiieii. § 1IK)7. 

2. l.-ebcrtrelung der Anordnungen wider Seuchen und ansteckende hrank- 
heiteii §. 1029. 

3. Vergehen wider die Ordnung der Begräbnisse. §. 1039. 

4. Ucheitretung der Anordnungen wider Viehseuchen §. 1047. 

r*. Vergehen wider die Gesunillieit der l.ufl uiiil des ttas^ers. §. 10;».3. 

6. Vergehen wider die Ge.'Uindheit der Lebensmittel. §. 1058 

7. Vergehen heim Verkauf und Gebrauch giftiger und starkwirkender Sub- 
stanzen. § 1074. 

8. Vergehen wider die Medizinal-Ordnung. §. 1078. 

II. Vergeben wider die Proviaiil-Ordnung. 

1. Vergehen wider die Ordnung der Vorralh.shfiiiser. §, 1114. 

2. Gesetzwidriger Vorkauf und widerrechtliche Verlheuruiig der I.ebeiis- 
mitlel. §. 1130. 

3. Unzeitiges und überinässiges Vertilgen nahrhafter Thiere. §. 1133. 

Jlf. Störung der ulfentlichen Buhe und Ordnung, Ueherlrcliing der zur Erhal- 
tung der Kühe und Ordnung erlassenen Gesetze. 

1. Von den Verhreclicrhaiideii und von Denen, welche Verbrecher beher- 
bergen. §. 1149. 

2. Verbreitung schädlicher Gerüchte. 1156. 

3. 44 uiidcrkräiiierci und andere bclrügliche Handlungen dieser Art. §.1159. 
4 Anreizung zum unrechlliclien Prozessiren, lügriihiine.s Deniinciren, un- 
wahre .\ussage vor Gericht und bei der örtlichen Umfrage. §. 1165. 
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5. Verleitung zum Entlnufen und zum unerlaubten Ucbcrsiedeln. 1173, 

6. Landstrcicberci, llehlutig entlaufener Personen und Vergehen wider die 
Passordnung. $. 1176. 

7. Uebertretung der Verordnungen wider ßcitelei. §. 1219. 

8. Verletzung der Ordnung an ufTcntliclicn Orten und in öffentlichen Ver* 
Sammlungen. §. 1225. 

9. Gesetzwidriges Verfertigen von Waffen und Schicsspulvcr, und andere 
Vergehen wider die Sicherheitspolizei. §. 1241. 

10. Verbotene Spiele und Lotterien, §. 1274. 

IV. Vergeben wider die öffentliche Sittlichkeit. 

1. Anstössige, liederliche Lebensweise, widernatürlicbo Laster, Kuppelei. 
§. 12HI. 

2. L'nsiltlicbe und unanständige Sclirifteii, Abbildungen, Darstellungen und 
Reden. §. I30l. 

V. Vergehen wider die Censurordnung. 

1. Vergehen der Censorcu. §. l.’iOG. 

2. Vergeben beim Verlag und Verkniif von ßuehern und Kiinslsacbcn. §.1310. 

VI. Vergehen wider die Verorduungen über Erziehung und Lnlcrrkht ilei* 
Jugend. §. 1319. 

VII. Vergehen wider die WirlhschafUordnung in den Städten und auf dem 
Lande. §. 1323, 

VIII. Vergeben wider die Bauordnung. 

1. reberlrcluiig der allgemeinen Baugeselze. §. 1339. 

2. lleberlretung besonderer Vurschrirteii bei Erbauung christlicher Kirchen. 
§. 13rH), 

3. LebertretungbesondcrerVorschiifteii bei landesherrlichen Bauten. §. !3ri'i 

4. reberlrelung besonderer Vorschriften bei i'orpornlionsbHnlen. §. 1358. 

5. Oclierlretung besonderer Vorschrirteii bei l’rivatbaulen. §. 1361. 

6. l’ebcrlrelung der Vorschriften , nach denen .Strassen, oOentlicbe Plätze, 
Brucken und Trottoire nnzulegen sind. §. 1371. 

IX. Vergehen wider die Keucrordnung. 

1. Vergehen wider die verhütende Keucrordnung in Städten und Dörfern. 
§. 1372. 

2. Vergehen wider die verhütende Keucrordnung in Hufen und aufKahr- 
zeugen. §. 1398. 

3. Vergehen wider die verhütende Keucrordnung an unbewohnten Orten. 
§. 1405. 

4 . Vergehen wider die Löschordnung. §. 1414. 

X. Vergeben wider die Ordnung der l.aoH- und Wasserwege. 

1. Vergehen wider die Ordnung der Landwege und Eisenbahnen. §.1417. 

2. Vergehen wider die Ordnung der Bimienschifffuhrt und Dampfschiff- 
fahrt. §. 1449. 

XL Vergehen wider das Poslreglemcnl. §. 1524. 

XII. Vergehen wider das (Teditreglcment. §. 1567. 

XIII. Vergehen wider die Handelsgesetze. 

1. Verletzung der (iesetzo über die Berechtigung zum Handel. §. 1589. 

2. Verletzung der Gesetze über llandclsbürber, .Masse und Gewichte und 
über einige besondere Arten von llaudebgesehärieu. § U>04 

3. Verletzung der Gesetze über Handels- und Ladendiener. § 1620. 

4. Verletzung der Gesetze über Hundelsgesdlscliuflen und Aclietivercinc. 
§. 1633. 
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5. Vergehen wider die Ordnung der kaufmSniiischen SeeschifTTahrL 1ß4t. 
(>. Vergehen wider einzelae dun Handel hetretTende Anordnungen. §.1709. 
7. Vergehen der Makler, ßürsennotarc, Uüräcnvorsteigerer und Dispa- 
cheure. §. 1735. 

XIV. Vergehen wider die (jcwcrbeordnungen. 

1. Verletzung der Kabrikenordnung. §. 17HÜ. 

2. Verletzung der Ilandwcrkcrordiiung. §. 1795. 

Neunter Abschnitt. VcrlcUung der Oesclze über die Slandcsrecbte. 

I. (iesetzwidrige Enlzichiiug der Standosrechtc. 

1. Gesetzwidrige Handlutigcnzur Unterdrückung von Familicnrcchten.$. 1852. 

2. Sklavenhandel. §. ISOO. 

II. Von Denen, welche sich Slandesrecbte, Würden oder Ehrenzeichen an- 
massen. §. 1862. 

III. Verletzung einzelner Standosrechtc. §. 1878. 

IV. Missbrauch einzelner Standusrechte. 

1. Uebertretung der für die Versammlungen und Wahlen der Corporatio- 
nen vorgeschriebenen Ordnung. $. 1>^83. 

2. Missbrauch der gutsbcrrlicben Gewalt. §. 1900. 

3. Vergehen des Leibeigenen wider seine Herrschaft. §. 1907. 

V. Vergehen wider die Ordnung der Civilstandsregister. §. 1912. 

VI. Verletzung der Gesetze über Volkszählungen. §. 1916. 

Zehnter Abschnitt. Verbrechen wider das Leben, die Gesundheit, Freiheit und 
Ehre von Privatpersonen. 

I. Von dem Verbrechen der Ttldtung. §. 1920. 

II. Von dem Selbstmorde. §. 19)3. 

III. Von den Körperverletzungen. §. 1948. 

IV. Von dem Zweikampf. §. 1970. 

V. Von der Aussetzung hülfloser Personen und von der versagten Nothhülfe. 
§. 1986. 

VI. Von den Ehrenkränkungeri. 

1. Verletzung weiblicher Ehre. $. 1998. 

2. Von den Injurien. §. 2008, 

3. Verleumdung, Verbreitung ehrenrühriger Schriften, Abbildungen und 
Gerüchte. §. 2017. 

VII. Von der rechtswidrigen Freiheitsberaubung. §. 2025. 

VIIL Von dem Verbrechen der Gewaltihutigkcit. §. 2031. 

1\. Von den rechtswidrigen Drohungen. §. 2035. 

Klltcr Abschnitt. Vergeben wider die Gesetze des Familienrechts. 

I. Vergehen wider die Ehegesetzo. 

1. Gesetzwidrige Eingehung der Ehe. §. 2040. 

2. Entführung verheiratheter Frauen. §. 2072. 

3. Missbrauch der ehelichen Gewalt und Verletzung ehelicher Pflichten. §.2075. 

II. Verletzung des gcseiziiiHSsigeu Verhältnisses zwischen Eltern und Kindern. 

1. Missbrauch der elterlichen Gewalt. §. 2078. 

2. Vergehen der Kinder wider ihre Eltern. §. 2083. 

III. Von dem gesetzwidrigen Gcschlechlsumgangc zwischenAnverwandton. §.2087. 

IV. Vergehen der Vormünder und Curatoren. §. 2091. 

Zwölfter Abschnitt. Verletzung der Rechte de.s Privalcigenthums. 

I. Gewaltsame Resitzergreifung und cigcnmachtigo Renutzung fremder Im- 
mobilien, Zerstörung von Grenzzeichen. §. 2094. 
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II. Zer«t<^rung und Beachfidigung fremder Sachen. 

1. Uurcli Kftier; Branil^liftung, §. 210G. 

2. Durch andere MiUcl. 2117. 

III. Von dem Vcrhrcclien der Enhvendung. 212H. 

1. Voa d*^iii RauUanfall. 2129. 

*2. Von dem Vcrbredien des Raubca, 2139. 

3. Von dem Dicbatahl. §■ 2146. 

4. Von der (iauneret. 2172. 

IV. Zueignung und Unterschlagung fremder Sachen. 

1. Betrügerische Zueignuug fremder Immobiliün. §. 2!H>j. 

2. i fitersclilagung hinterlegter SBcben. §. 2192. 

3. Unterachlatfung gefundener Sachen 21U3. 

4. Verletiung de^ Eigenthuins an Gei 2 ite>iwerkcn. §. 211)5. 

V. Von de» mil' Verträge bczügliefaen Verbrechen. 

1. Allgemeine Bc»limmungeii. §. 21D8. 

2. Von den auf eiiuelne Arien von Verträgen berüglicben Vurbrcchcn. 2210. 
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BEFEHL 



AN DEN DIRIGIRENDEN SENAT. 




Von dem Zeitpunkt an, da Wir den Uns angestamm- 
ten Thron bestiegen, war es ein Haiiptgegenstand Unserer 
Wünsche und Sorgfalt, sämmtliche Gesetze des Reichs und 
besonders die , welche der Sicherheit und den Rechten 
Unserer geliebten Unterthanen zumSchutz dienen , in eine 
wohlgefügte Ordnung und in Klarheit zu hi ingen. Dieses 
Ziel ist, mit Gottes Hülfe, dadurch grossentheils erreicht 
worden, dass alle seit dem Gesetzbuch des Zaren Ale\ei 
Michailowitsch erlassene Verordnungen gesammelt und, 
nach einem von Uns vorgezeichneten Plaue, zu einem Ganzen 
vereinigt worden sind. Bei der Ausführung dieser umfassen- 
den, durch die Erfahrung als nützlich bewährten Arbeit, 
blieb es Uns jedoch nicht verborgen, wie nothwendig es 
sey, diese Sammlung sowohl durch einzelne, nach Massgabc 
des zeitigen Bedürfnisses vorzunebraende Verbesserungen, 
als auch durch Veröffentlichung ganzer Gesetzbücher für 
die wichtigem Zweige des Rechts zu vervollkommnen. 
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Diesen (ieilaiiken beiiarrlicli veifolgeiid iiixl stufenweise 
iii’s Wel k setzend, eraeliteten Wir für gut, zur Durchsicht 
dei- Strafgesetze zu sehreiteti, deren gerechte und unabläs- 
sige Handhabung eine der festesten Bürgschaften der ge 
sellschaftlichen Ordnung und der Sicherlieit der Einzelnen 
ist. Indem Wii- der zweiten Section Unserer Kanzclei den 
Auftrag ertheillen ein neues Strafgesetzbuch unter dem 
Titel : Gesetzbuch über peinliche und correclionnelle Strafen 
zu entwerfen, machten Wir es ihr zur Aufgabe in diesen, 
nach dem System und den Eintheilungen des allgemeinen 
Reichsgesetzhuchs und in genauer üebereinstimmung mit 
den Grund])rinzi|)ien der vaterländischen Gesetzgebung, 
zu verfassenden Entwurf alle durch den jetzigen Zustand 
der bürgerlichen Gesellschaft und der Sitten in Russland 
nöthig gewordene Ergänzungen der bestehenden Gesetze 
aufzunehmen, den Begrilf der einzelnen Verbrechen und 
Vergehen, der schweren wieder geringem, genauer als bis- 
her geschehen zu besiiinmen, nicht bloss deren verschie- 
dene Abstufungen , sondern auch dieümslände anzugeben, 
welche deren Strafbarkeit erschweren oder mindern, und 
für jede gesetzwidrige Handlung eine ihrer BeschaHenheit 
entsprechende und verhältnissmässige Strafe feslzusetzeu, 
damit bei Fällung der Uriheile «lie Willkür so viel wie 
mögiieh beseitigt und der Angeschuldigte nur der unmit- 
telbaren Wirkung der Gesetze unterworfen wäre. 

Die auf solcher Grundlage unternommene und während , 
etwa vier Jahre unter Unserer unmittelbaren Aufsicht 
und Leitung fortgesetzte Arbeit ist nunmehr beendigt. 
Nachdem darüber die Ministerien und die obern Staats- 
behörden ihr Gutachten abgegeben, ist sie zuerst durch 
ein aus dem Justizminisler, einigen Senatoren und Ober- 
procuroren ziisammengcselztes Comite, dann durch einen 
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Ausschuss des Reichsralhs uiul endlich im Fleoum des- 
selben duichgesehen und verbessert worden. 

In Erwägung demnach, dass das neue Gesetzbuch über 
peinliche und correclionnelle Strafen, wie es uns von Sei- 
ten des Reichsraths vorgelegt worden, Unsern Absichten 
und dem Zweck entspricht, die Aburtheilung über Ver- 
brechen und Vergehen, in zuverlässiger Weise, auf die 
wahren, unwandelbaren Prinzi[)ien der Gerechtigkeit zu 
begründen, bestätigen Wir dasselbe und überweisen es 
hiemit dem dirigirenden Senat, damit er es auf dieselbe 
Weise veröffentliche , wie die allgemeine Reichsgesetz- 
sammlung veröffentlicht worden ist. 

Zugleich befehlen Wir : 

1 . Dieses Gesetzbuch soll am ersten Mai des Jahres I84G 
in volle Wirksamkeit treten. 

2. Von dem ebengenannten Zeitpunkt an sollen das 
erste Buch im fünfzehnten Bande der allgemeinen (Gesetz- 
sammlung und alle sonst in dieser Sammlung enthaltene 
Strafverordnungen, insofern sie mit dem gegenwärtigen 
Gesetzbuch nicht übereinstimmen , als unwirksam be- 
trachtet werden. Ausgenommen hiervon sind, bis auf 
Weiteres, die Strafbestimmungen in der Gerichtsor<lnuiig 
der Krondörfer, als welche nebst den Ergänzungen, die 
nöthig sind , um sie mit dem gegenwärtigen Gesetzbuch 
in Einklang zu bringen. Uns durch den Reichsrath vor- 
gelegl werden sollen. 

3. Die auf die Strafprozessordnung bezüglichen Artikel 
des ersten Buches im fünfzehnten Bande der allgemeinen 
Gesetzsammlung sollen in das zweite Buch dieses Bandes 
wohin sie gehören eingeschaltet, zugleich aber sowohl 
diese als einige Artikel dieses zweiten Buches soweit ab- 
geändert und ei'gänzt werden , als nöthig ist , um sic 

( ' 
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mit dem neuen Gesetz in Uebcreinstimmung zu bringen. 
Der von dem Justizminister und in der zweiten Seclion 
Unserer Kanzelei gefertigte Entwurf dieser Abänderungen 
und Ergänzungen ist im Reichsratb durebzuseben und 
dann Unserer Bestätigung zu unterlegen. 

NIKOLAUS. 

Peteruop den 16'*" August 1845. 
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fiESETZBIIGH 

ÜBER PEINLICHE UND CORRECTIONNELLE 
STRAFEN. 




ERSTER ABSCHNITT. 
m VERßRECHEIV, VERGEHEN END STRAFEN IM ALLGEMEINEN. 

ERSTE ABTIIEILENG. 

VON DER NATUR DER VERBRECHEN UND VERGEHEN 
UND VON DEN GRADEN DER STRAFBARKEIT. 

Erste Euterabtlielliing. 

NATUR DER VERBRECHEN UND VERGEHEN. 

$. f. Jede gc.selzwidrigc Handlung, wodurch die Rechte der obersten 
Staatsgewalt und der von ihr eingesetzten Obrigkeiten, oder die Rechte 
und Sicherheit einer Corporation oder einzelner Personen verletzt 
werden , ist ein Verbrechen. 

<ü. 2. Die Uebertretung der zum Schutz gesetzlich anerkannter Rechte 
und zum Zweck ölTentlicher und persönlicher WohHahrt und Sicherheit 
erlassenen Verordnungen, heisst ein Vergehen. 

S- 3. Nach BeschalTenheit und Grösse der Verbrechen und Vergehen 
irelTen den Schuldigen peinliche oder correclionnelle Strafen. 

§. 4. Als Verbrechen oder Vergehen wird sowohl die gesetzwidrige 
That, als auch die Unterlassung dessen angesehen, was das Gesetz, 
unter Androhung einer peinlichen oder correctionnellen Strafe, befiehlt 

S. tf. Verbrechen und Vergehen werden entweder ror.uitzfirh oder 
unvorsülzlich begangen. 

J. 6. Die vorsätzlichen Verbrechen und Vergehen zerfallen in zwei 
Klassen. Zur ersten gehören solche, die in Folge eines vorbednchlen 
Entschlusses geschehen , zur zweiten solche, die zwar mit Absicht, aber 
ohne Vorbedacht auf einen plötzlichen Antrieb •) verübt werden 

•) D. h. im Affect. 
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$. 7. Eine zufällige, ohne Absicht und ohne Fahrlässigkeit Ton Seilen 
des Urhebers, erzeugte Rechtsverletzung wird nicht als strafbar be- 
trachtet. 



Zweite IJnterabtheiliing. 

VON DEM VunSATZEi, DER V OR B ER E I T E N G , DEM VERSOCII OND 
DER VOELBNDONO. 

$. 8. Bei den vorsätzlichen Verbrechen wird unterschieden : der auf 
irgend eine Weise an den Tag gelegte verbrecherische Vorsatz, die 
Vorbereitung zu dessen Ausführung, der Versuch und die Vollendung. 

%.9. Wenn Jemand mündlich, schriftlich oder auf irgend eine an- 
dere Weise die Absicht, ein Verbrechen zu begehen, an den Tag 
legt ; so gilt das als Anzeichen eines c erbrecherischen Vorsatzes. In 
die Zahl solcher Anzeichen gehören Drohungen und alle Aeusserungen, 
wodurch Jemand zu verstehen gibt, dass er etwas Böses thun wolle. 

iO. Das HcrbeischalTen der Mittel zur Vollbringung eines Ver- 
brechens heisst Vorbereitung zum Verbrechen. 

J). ff. Als Versuch des Verbrechens gilt Jede Handlung, wodurch die 
Ausführung eines verbrecherischen Vorsatzes begonnen oder fortge- 
setzt wird. 

§. iQ. Das Verbrechen wird als vollendet angesehen, wenn aus der 
Handlung des Thäters die beabsichtigte oder eine andere Rechtsver- 
letzung erfolgt ist. 

Dritte IJnterabtheilung. 

VON DEN TilEILNEIIMERN. 

§. iS. Bei einem Verbrechen, zu dem mehre Individuen mitwirken, 
wird darauf gesehen, oh vorher eine Verabredung statigefunden hat, 
oder nicht. 

§. ff. Ist das Verbrechen ohne Verabredung begangen, so unter- 
scheidet man ; 

Die Hauptschuldigen. Dieses sind; 1) Diejenigen, welche die Hand- 
lungen der Andern bestimmten oder leiteten ; 2) Die, welche früher 
als die Andern zur Thal schritten oder das Verbrechen unmittelbar 
vollbrachten. 

Die Gehülfen. 1) Diejenigen, welche dem Hauptschuldigen, bei Ver- 
übung des Verbrechens, unmittelbar Hülfe leisteten; 2j Die, welche 
die Mittel zur Verübung des Verbrechens hergaben , oder die ihm 
entgegenstehenden Hindernisse wegzuräumen suchten. 

§. iS. Ist das Verbrechen nach oorlitiifiger Verabredung begangen, 
so nennt man : 
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Anstifter Diejenigen, welche den \ erbrecherischen Plan entwarfen, 
und Andere zur Tlieiltmhme beredeten, so wie auch Die, welche, bei 
Vollbringiinc des Verbrechens oder beim Versuch dazu, die Hand- 
lungen der Andern leiteten oder zuerst Hand an’s Werk legten; 

Genossen Diejenigen, welche sich mit den Anstiftern oder mit Andern 
beredeten , das Verbrechen gemeinsam zu vollbringen ; 

Anheizer und Aiifiriegltr Die, welche, ohne persönlich an der Voll- 
bringung des Verbrechens Tbeil zu nehmen. Bitten, Ueberreduiig. Be- 
stechung, Verheissunuen , Verliihrnngshünstc , Betrug, Zwang oder 
Drohungen anwandlen, um Andere dazu zu bewegen; 

Begünstiger Diejenigen, welche ebenfalls nicht unmittelbar an der 
Vtdlbringung des Verbrechens Theil nahmen, aber Denen, welche die 
That beabsichtigten, durch Halh, Belehrung, Kundschaftung , Herbei- 
schalfung der Mittel oder Hinw egräumung iler Hindernisse, halfen oder 
zu helfen versprachen, .sie vor .Vusfühnmg des ihnen bekannten .Vn- 
schlagcs bei sich beherbergten, oder sich anheischig machten, zn 
Verheimlichung der Verbrecher oder des Verbrechens behulflich zu seyn. 

%. 16. Zu den Theilnehmern gehören ferner: 

Die Ziildsser, d. h. Diejenigen, welche das Verbrechen hätten ver- 
hindern können, cs aber wissentlich zuliessen ; 

Die Hehler, d. h. Diejenigen, welche, ohne an der verbrecherischen 
That selbst Antheil zu nehmen, wissentlich deren Spuren verbergen, 
vertilgen, die Flucht des Thäters begünstigen, unterschlagene, ent- 
wendete oder geraubte Sachen wissenilich an sich bringen, zur .Auf- 
bewahrung annehmen, weiter geben oder verkaufen. 

J. 17. .Vis betheiligt bei einem Verbrechen werden auch Diejenigen 
angesehen , welche um die beabsichtigte oder schon verübte That 
w ussten und die Mittel hatten sie der Obrigkeit anzuzcigen , diese 
Pflicht aber unterliessen. 



ZWEITE AirrHElLlI\<>:. 

VON DKN STBAFEN. 

Erste IJnterabtliclIiiiis» 

KI.ASSEN. GWADE IND B EC II T I.I C. 11 K FOLGEN DEB 8TB.VFEN 

§. 18. Die im Gesetz angeordneten Strafen zerfallen in die zwei 
Hauptabiheilungen : ■peinliche und rorreetionnelle Strafen, .lede dieser 
Hauptabtheilungen enthält mehre hlnssen und Grade. 

S. 19. F'olgendes sind die peinlichen Strafen ■ 
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Erste Klasse. Verlast aller Standesrechte*) und Todesstrafe. 

Zweite Klasse. Verlust aller Standesrechte und Verbannung zu 
Zwangsarbeiten. — Verbrecher, die von Leibesstrafen nicht frei sind, 
erhalten öffentlich, von Henkershand, dreissig bis hundert Peitschen- 
hiebe, werden gebrandmarkt und dann ebenfalls , mit Verlust aller 
Standesrechte, zu Zwangsarbeiten verbannt. 

Dritte Klasse. Verlust aller Standesrechte und Verbannung nach 
Sibirien auf Ansiedelung. — Verbrecher, die von Leibesstrafen nicht 
frei sind , erhalten öffentlich , von Henkershand, zehn bis dreissig 
Peitschenhiebe, jedoch ohne Brandmarkung, und werden dann ebenfalls, 
mit Verlust aller Standesrechte , nach Sibirien auf Ansiedelung verbannt. 

Vierte Klasse. Verlust aller Standesrechte und Verbannung auf An- 
siedelung jenseits des Kaukasus. 

§. fiO. Die Art der Todesstrafe wird durch das Gericht im Urtheil 
best'unmt. 

$. fii. Die zweite Klasse der peinlichen Strafen enthält, in Betreff 
der Zwangsarbeiten und körperlichen Züchtigung , folgende Abstufung: 

Erster Grad. Arbeit in den Bergwerken ohne Zeitbestimmung; — 
hundert Peitschenhiebe. 

Zweiter Grad. Fünfzehn bis zwanzig Jahre Arbeit in den Berg- 
werken ; — achtzig bis neunzig Peitschenhiebe. 

Dritter Grad. Zwölf bis fünfzehn Jahre Arbeit in den Bergwerken 
— siebzig bis achtig Peitschenhiebe. 

Vierter Grad. Zehn bis zwölf Jahre Festungsarbeit; — sechzig bis 
siebzig Peitschenhiebe. 

Fünfter Grad. Acht bis zehn Jahre Festungsarbeit; — fünfzig bis 
sechzig Peitschenhiebe. 

Sechster Grad. Sechs bis acht Jahre Arbeit in Fabriken; — vierzig 
bis fünfzig Peitschenhiebe. 

Siebenter Grad. Vier bis sechs Jahre Arbeit in Fabriken ; — dreissig 
bis vierzig Peitschenhiebe. 

$.22. Die dritte Klasse der peinlichen Strafen enthält, in Betreff 
der Verbannung und der körperlichen Züchtigung, folgende .Abstufung : 



Unter den SUndeffrecliten Ut der Stntus und die Kccht.sfähigkeit eines Menschen, 
der ganze InhegrifT seiner Personen-| Kaiiiilieii- und Vennügensrechte zu verstehen. 
Indem diese einem Verbrecher ganz oder zum Theil ahgesproeben werden köniicD, 
findet im russ. Criiuinalrecht folgende Abstufung stHtt: Verlust alter Standesreebte 
(.§§• 24. 25), Verlust aller besondem Slandesrechte (§. 46) und Verlust einiger 
besondem Standesrcchle (§. 53). Zu leichterer Uebersiebt aller ira russ. Criminal- 
rerlit üblichen Strafen , ist der gegenwirtigen Uebersetzung eine umslfindlicbe 
Strafskala beigeffigt, auf welche der Uehersetzer bisweilen bingewiesen bat, um 
eine zu häitOge Wiederholung der Details der einzelnen Strafen zu vermeiden. 



Digitized by Google 



0 

Erster Grad. Verbannung auf Ansiedelung in die entfernlern Gegen- 
den Sibiriens; — zwanzig bis dreissig Peitschenhiebe. 

Ziceiler Grad. Verbannung auf Ansiedelung in minder entfernte 
Gegenden Sibiriens; — zehn bis zwanzig Peitschenhiebe. 

%.25. Die vierte Klasse der peinlichen Strafen, Verbannung Jen- 
seits des Kaukasus, wird nur für einige, besondere Arten von Ver- 
brechen zuerkannt. Den Ort der Verbannung bestimmt die Oberbehörde 
von Transkaukasien. 

§. 24. Mit dem Verlust aller Standesrechte ist verbunden : 

bei Adeligen, der Verlust des erblichen und persönlichen Adels und 
aller damit zusammenhängenden Vorrechte; 

bei Geistlichen, Ausslossung aus dem geistlichen Stande und Ent- 
ziehung aller Vorrechte dieses Standes; 

bei Denen , die das erbliche oder persönliche Ehrenbürgerrecht be- 
sitzen uml bei den Handelsleuten der zwei ersten Gilden , der Verlust 
des guten Namens und aller, dem Bürgerstande überhaupt und den 
Ehrenbürgern , sowie den zwei ersten Gilden insbesondere , gehören- 
den Vorrechte; 

bei den übrigen Ständen, der Verlust des guten Namens und der 
besondern Rechte dieser Stände. 

§. 2S. Mit dem Verlust aller Standesrechte ist jedesmal auch der 
Verlust des Ranges, der Titel, Orden und Ehrenzeichen, so wie die 
Wegnahme der dem Verurtheilten persönlich zugehörenden Gnaden- 
briefe, Diplome, Patente und Attestate verbunden. 

$.26. Der Verlust der Standesrechte trifft weder die Ehefrau, noch 
die vor ‘der Verurtheilung gebornen oder gezeugten Kinder des Ver- 
urtheillen, noch deren Nachkommen. Sie behalten alle Rechte ihres 
Standes, auch wenn sie dem Verurtheilten freiwillig, mit Erlaubniss 
der Regierung, in die Verbannung folgen. In dem Gebrauch dieser 
Rechte sind sie am Verbannungsorl nur in so fern beschränkt , als es 
in besonders wichtigen Fällen für nothwendig erachtet und von der 
Oberbehörde angeordnet wird. Ucbrigens dürfen die Ehefrau und die 
vor der Verurtheilung gezeugten Kinder des Verbrechers, ungeachtet 
solcher Beschränkungen , den ehemaligen Titel des Ehemannes oder 
Vaters fuhren und sich nach dessen ehemaligem Range und Stande 
nennen. 

§. 2T. Die durch den Henker zu vollstreckende Peitschenstrafe 
wird, jenachdcm das Gericht es anordnet, entweder in der Stadt, w'o 
der Verbrecher verhaftet ist, oder an dem Ort, wo er das \ erbrechen 
begangen hat, jedoch immer öffentlich vollzogen. 

§. 28. Die Brandmarkung geschieht unmittelbar nachdem die Peil- / 

schensirafe durch den Henker vollzogen worden ist, ebenfalls öffentlich 
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und durch die Hand des Henkers. Sie besteht darin , dass dein 
Verurtheillen , in vorjfeschriebener Weise, die Buchstaben K. A. T. 
(d. h. Kalorshnyi — Zwangsarbeiter) auf Stirn und Wangen eingebrannt 
werden. Frauen werden nicht zur Brandinarknng verurtheilt; eben so 
wenig Männer, die das siebzigste Jahr erreicht haben. 

§. 29. Der zu Zwangsarbeiten verurtheille Verbrecher verliert seine 
bisherigen Familien- und Vermögensrechte, und muss .sich, nachdem 
er von der Zwangsarbeit, entweder wegen ^VblauTs der Frist oder aus 
andern Gründen , entbunden worden , auf immer in Sibirien ansiedcln. 

§. JO. Mit der Verbannung auf Ansiedelung ist ebenfalls der Ver- 
lust der bisherigen Familien- und Fiigenthumsrechle verbunden. 

§.J/. Der Verlust der Familienrechte besieht in Folgendem: 

1. Der Verurtheilte verliert seine Hechte als Khegalle , ausgenommen 
wenn der andere Ehegatte ihm freiwillig in die Verbannung folgt. Der 
Gatte, welcher dem Verurlheilten nicht in die Verbannung folgt, darf 
um gänzliche Trennung der Ehe bei seiner geistlichen Behörde an- 
snehen, die sich in solchem Fall nach den Grundsätzen ihrer Gonfession 
zu richten hat. Auf dieser Grundlage darf auch derjenige Gatte, welcher 
dem Verurlheilten in die Verbannung gefolgt ist oder sich mit ihm erst 
am Verbaniiungsort verehelicht hat, auf Trennung der Ehe antragen, 
wenn der Verbannte sich durch ein neues Vergehen eine Verurthei- 
Inng zuzieht, mit der eine abermalige Auflösung der FamiUenrechle 
verknüpft ist. Wenn jedoch der Verurtheille entweder durch den Mo- 
narchen begnadigt oder durch ein neues richterliches Unheil für 
schuldlos erklärt und seinem frühem Wohnort zurückgegeben wird, 
und der andere Ehegatte inzwischen nicht auf Trennung der Ehe 
angetragen hat, so bleibt diese bestehen 

2. Der Verurtheilte verliert die elterliche Gewalt über seine vor der 
Verurlheilung gezeugten Kinder , wenn diese ihm nicht an den Ver- 
bannungsorl folgen , oder denselben hernach verlassen. 

3. Er verliert alle übrige auf Verwandtschaft oder SchwägerschafI 
begründete Rechte. 

§. 32. In Folge des Verlustes seiner Vermögensrechte gehl das 
ganze bisherige Vermögen des zu Zwangsarbeiten oder auf Ansiede- 
lung Verbannten, von dem Tage an, wo ihm das Endurlheil verkündigt 
worden, auf seine gesetzlichen Erben gerade so über, als wäre er 
gestorben. Diesen fällt auch , nach dem Hechle der Repräsentation, 
alles Das zu, was der Verurtheilte in der Folge durch Erbrecht hätte 
erwerben können. 

§. 53. Die Behandlung der zu Zwangsarbeiten und auf Ansiedelung 
Verbannten ist durch besondere Verordnungen bestimmt. 

S. J4. Folgendes sind die rorrectmnneUe» Strafen: 
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Erste Klasse. Verlust aller besondern Standesrechte und Verbannuiii; 
nach Sibirien zum dortigen Aufenthalt, womit, nach Umständen, zeil- 
wierige Einsperrung am Verbannungsort verbunden seyn kann. — 
Verbrecher, die von Leibesstrafen nicht eximirt sind, erhalten von 
der Hand der Polizeidiener fünfzig bis hundert Ruthenstreiche, werden 
auf bestimmte Zeit in eine correctionnelle Civil-Arrestanlcn-Compagnie 
abgegeben und verlieren ebenfalls alle besondere Standesrechte. 

Zireite Klasse. Verbannung nach mehr oder weniger entfernten 
Provinzen, ausser Sibirien, zum dortigen Aufenthalt, und Entziehung 
aller besondern Standesrechte, womit, nach Umständen, zeitwierige 
Einsperrung am Verbannungsort verbunden seyn kann. — Verbrecher, die 
von Leibesstrafen nicht e.vimirt sind, kommen in ein Arbeitshaus, und 
verlieren ebenfalls alle besondere Standesrechte. 

Drille Klasse. Zeitwieriger Festungsarrest , wobei dem Verurtheil- 
ten, nach Umständen, einige besondere Standesrechte abgesprochen 
werden können. 

Vierte Klas.se. Zeitwieriges Besserungshaus, wobei dem Verurtheil- 
ten, nach Um.ständen, einige besondere Standesrechte abgesprochen 
werden können. 

Fiinfle Klasse. Zeitwieriges Gefängniss. 

Sechste Klasse. Kurzer Arrest. 

Siebenle Klasse. Vor Gericht ertheilte Verweise; von Gerichts- oder 
Regierungsbehörden erlassene Bemerkungen und Rügen ; Geldbussen. 

Anmerkung, Das Ministeriam des Innern gibt alljährlicb dem JuslittniiiiBterium 
iXachrichl , in welche Gouvernements die zu einer correclionnelleii 
zweiter Klasse verurtheillen Verbrecher abgesendet werden dürfen, und 
diese IVotiz wird allen Justizbehürden niiigetheill. 

S-SS. Die erste Klasse der correctionnellen Strafen enthält, in 
Betreff der Verbannung, Einsperrung und körperlichen Strafe, folgende 
Abstufung: 

Erster Grad. Für Personen , die von Lcibesstrafen eximirt sind : 
Verbannung zum Aufenthalt in das Gouvernement Irkutsk oder Jeni- 
seisk mit drei- bis vierjähriger Einsperrung und dem Verbot, wäh- 
rend zehn bis zwölf Jahre, in ein anderes sibirisches Gouvernement 
überzuziehen. — Für Nichteximirte : Neunzig bis hundert Ruthenstreiche 
und acht bis zehn Jahre Arbeit in einer correctionnellen Civil-Arre- 
stanten-tiompagnie. 

Zireiter Grad. Für Eximirte : Verbannung zum Aufenthalt in das 
Gouv. Irkutsk oder Jeniseisk mit zwei- bis dreijähriger Einsperrung 
und dem Verbot, während acht bis zehn Jahre in ein anderes sibi- 
risches Gouvernement überziizichen. — Für Nichteximirte : .Achtzig bis 
neunzig Rnthenstrcichc und sechs bis acht Jahre Arbeit in einer cor- 
reciionnellen r.ivil-.Arresfanten-r.onipagiiie. 
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Dritter Grad. Für Exiinirte : Verbannung zum Aufenthalt in das 
Guuv. Tomsk oder Tobulsk mit zwei- bis dreijähriger Einsperrung. 

— Für Niehteximirte : Siebzig bis achtzig Ruthenstreiche und vier bis 
sechs Jahre Arbeit in einer correctionneUen Civil- Arrestanten-Compagnie 

Vierter Grad. Für Eximirle : Verbannung zum Aufenthalt in das 
Gouv. Tomsk oder Tobolsk mit ein- bis zweijähriger Einsperrung. — 
Für Niehteximirte : Sechzig bis siebzig Ruthenstreiche und zwei bis 
vier Jahre Arbeit in einer correct. Civil-Arrestanten-Compagnie. 

Fünfter Grad. Für Eximirte : Verbannung zum Aufenthalt in das 
Gouv. Tomsk oder Tobolsk. — Für Niehteximirte ; Fünfzig bis sechzig 
Ruthenstreiche und ein bis zwei Jahre Arbeit in der correct. Civil- 
Arrestanten-Compagnie. 

Der in die Gouvernements Irkutsk und Jeniseisk Verwiesene darf, 
nach Ablauf der im Urtheil bestimmten Frist, um die Erlaubniss nach- 
suchen, sich in das Guuv. Tobolsk oder Tomsk überzusiedeln. 

$. Se. Die zweite Klasse der correctionneUen Strafen enthält folgende 
Abstufung : 

Erster Grad. Für Eximirle : Verbannung zumAufenthall in entfernte, 
nicht-sibirische Provinzen mit ein - bis zweyahriger Einsperrung. - 
Für Niehteximirte : zwei bis drei Jahre .Arbeitshaus. 

Zweiter Grad. Für Eximirte ; Verbannung zum Aufenthalt in ent- 
fernte, nicht-sibirische Provinzen mit Einsperrung auf sechs Monate 
bis zu^einem Jahre. — Für Niehteximirte : Ein bis zwei Jahre Arbeitshaus. 

Dritter Grad. Für Eximirte: Verbannung zumAufenthalt in entfernte, 
nicht-sibirische Provinzen mit drei - bis sechsmonatiger Einsperrung. 

— Für Niehteximirte : Sechs Monate bis zu einem Jahre .Arbeitshaus. 

Vierter Grad. Für Eximirte : Verbannung zum Aufenthalt in ent- 
fernte, nicht-sibirische Provinzen. — Für Niehteximirte: Urei bis sechs 
Monate Arbeitshaus. 

%.S7. Der Festungsarrest hat, wenn er mit dem Verlust einiyer 
besondem Standesrechte verknüpft ist , folgende .Abstufung : 

Erster Grad. Festungsarrest auf vier bis sechs Jahre. 

Zweiter Grad. Festungsarresl auf zwei bis vier Jahre. 

§.38. Der Festung.sarrest hat, wenn damit keine Minderung der 
Standesrechte verbunden ist , folgende Grade : 

Erster Grad. Festungsarrest auf ein bis zwei Jahre. 

Zweiter Grad. Festungsarrest auf sechs Monate bis zu einem Jahre. 

Dritter Grad. Festungsarrest auf sechs Wochen bis zu sechs Monaten. 

§. 39. Die Strafe des Besserungshauses hat, wenn damit Entziehung 
einiger besondem Standesrechie verknüpft ist, folgende Grade: 

Erster Grad. Besserungshaus auf zwei bis drei Jahre. 

Zweiter Grad. Resserungshaus auf ein bis zwei Jahre. 
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§.40. Die Strafe des Besserungshaiises hat, wenn dabei keine 
Minderung der Standesrechte stattfindel, folgende Grade: 

Ers/er Grad. Besserungshaus auf sechs Monate bis zu einem Jahre. 

Zweiter Grad. Besserungshaus auf drei bis sechs Monate. 

§.4l. Die Gerängnissstrafe hat folgende Abstufung ; 

Erster Grad. Gelängniss auf ein bis zwei Jahre. 

Z.weiler Grad. Gefängniss auf sechs Monate bis zu einem Jahre. 

Dritter Grad. Gefängniss auf drei bis sechs jMonate. 

J. 42. Der kurze Arrest hat folgende Grade : 

Erster Grad. Arrest auf drei Wochen bis zu drei Monaten. 

Zweiter Grad. Arrest auf sieben Tage bis zu drei Wochen. 

Dritter Grad. Arrest auf drei bis sieben Tage. 

Vierter Grad, .\rrcst auf einen bis drei Tage. 

§. 45. Die vor Gericht zu ertheilendeu Verweise sind , nach Mass- 
gabe der Schuld , mehr oder weniger streng. Die strengsten werden 
bei offenen Thüren erthedt. 

§. 44. Die Geldbussen werden ebenfalls , nach Verhältniss der 
Schuld, höher oder niedriger angesetzt. Ist der Schuldige zahlungs- 
unfähig, so darf das auf Geldbusse lautende Urtheil Denen, welche 
schon vor Ent.^tchung des Verbrechens oder Vergehens an ihn For- 
derungen zu machen hallen, keinen .Abbruch Ihiin. 

§. 45. Die in Gemässheit des gegenwärtigen Gesetzbuchs eingehen- 
den Strafgelder werden, falls nicht im Gesetz bestimmt is', an welche 
Behörde sie abgeliefert werden sollen, zu einem besondern Kapital 
hinterlegt , das auf Verbesserung der bestehenden und Einrichtung 
neuer Hahlokale zu verwenden ist. 

§. 46. Wer mit Entziehung aller besondern Standesrechle zu einer 
correclionnellen Strafe, erster oder zweiter Klasse verurlheilt ist, ver- 
liert seine Titel, Ehrenzeichen, Adel und Rang, und ist, auch nach 
überslandener Einsperrung oder Arbeitsstrafe , folgenden Einschrän- 
kungen unterworfen ; 1) Er darf weder in den Dienst des Staats 
noch in den Dienst einer Corporation treten ; 2) in keine Gilde ein- 
geschrieben werden, noch ein zum Handelsgcwerbe nöthiges Attestat 
erlangen ; 3) bei keinem Vertrage oder anderm Act Zeuge seyn ; in Civil- 
sachen darf er weder beeidigt noch unbeeidigt Zeugniss abicgen, ausser 
wenn da» Gericht es für durchaus nöthig findet, ihn zu vernehmen; 
4) er darf nicht zum Schiedsrichter gewählt werden ; 5) weder Vormund 
noch Curator seyn, und 6) für Niemand als Bevollmächligter handeln. 

§. 47. Wer mit Entziehung aller besondern Standesrechle nach 
Sibirien oder in andere entfernte Provinzen zum dortigen Aufenthalt 
verbannt ist, verbleibt, nach überslandener Einsperrung, unter Auf- 
sicht der Ortspolizei. 
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48. Wer zu zeilwieriger Kiiis^perrung In eine correctionnelle (livil- 
Arreslanten-(iumpagnie verurüieilt ist, darf zu jeder Art Arbeit ge- 
braucht werden. 

§. 49. Wer zu einer correctionnellen Strafe erster oder zweiter 
Klasse verurlheill ist, behält seine Familien- und Vermögensrechte. 
Adelige aber , denen durch so eine Verurtheilung die Vorrechte ihres 
Standes abgesprochen .sind , können die Verwaltung ihres adeligen 
Vermögens nicht behalten, sondern dieses wird, in Gemässheit 
des §. 220 des Ständerechts (Swod, 9. Bnd.), einer Vormundschaft 
übergeben. Kraft desselben Grundsatzes kommen auch die von Bauern 
bewohnten Güter, welche dem Verurtheilten durch Erbschaft zufallen, 
unter Vormundschaft. 

Die Entziehung der dem Verurtheilten zustehenden besondern Standes- 
rechte trifft weder dessen Ehefrau noch die vor der Verurtheilung 
gezeugten Kinder. 

§. äO. Wer mit Entziehung aller besondern Standesrechte nach Si- 
birien oder in andere entfernte Provinzen zum dortigen Aufenthalt 
verbannt ist , muss , nach überstandener Einsperrung, an dem Ort, wo 
er sich niedergelassen , eine Lebensweise wählen und sich , mit Ge- 
nehmigung der Obrigkeit , in die Zahl der Bürger oder in eine andere 
steuerpflichtige Klasse einschreiben lassen. Doch erlangt er dadurch 
nicht das Recht an den Wahlen Theil zu nehmen, noch ein kauf- 
männisches oder anderes patentirtes Gewerbe zu treiben. Er darf 
Grundstücke erwerben , um solche als freier Ackersmann zu bearbei- 
ten, jedoch ohne sich von dem ihm angewiesenen Aufenthaltsorte zu 
entfernen. 

§. öf. Wer zu einer Civil-Arrestanten-Gompagnie verurtheilt ist, 
wird, nach überstandener Arbeitsstrafe, auf vier Jahre unter die be- 
sondere Aufsicht der Ortspolizei, oder seiner Corporation, oder seines 
Leibherrn, falls dieser ihn zu sich nehmen will, gestellt. Während 
dieser Zeit darf er seinen Wohnort nicht verändern, auch sich von dem- 
selben nicht ohne specielle , jedesmal einzuholende Erlaubniss der 
Polizei, der Corporation oder des Leibherrn entfernen. Der Aufenthalt 
in den Hauptstädten und Gouvernementsstädten ist ihm , wenn er da- 
selbst nicht ansässig war, während desselben Zeitraums gänzlich untersagt. 

S-Sü. Wer zum Arbeitshaus verurtheilt ist, wird, nach seiner Ent- 
lassung aus demselben, auf zwei Jahre unter die besondere Aufsicht 
der Ortspolizei, oder seiner Corporation, oder seines Leibherrn, falls 
dieser ihn zu sich nehmen will, gestellt, und darf, während dieser 
Zeit, seinen Wohnort nicht verändern, noch sich von demselben ohne 

*) Vermögen , d. h. (iegensifinde, die nur rin nistischer Edelmann hr- 

fitten darf, nämlich Dörfer und Keiheigenc. l). Vfbtrs. 
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üpeciellc, Ji-desnml cmzuhuleiidc Erluubnis.s der l’ulizui, l'iir(iurii(imi 
(ider des Leibherrn entfernen. 

^■S3. .Mit dem zwei- bis sechsjährigen Festiingsarrest und der 
ein - bis dreijährigen Einsperrung im Besseningshaiise i.st der Verlust 
t'iniijer persünlichen Rechte verbunden, nämlich; Adelige dürfen nicht 
in den Dienst des Staats oder einer Corporation treten, an den Wahlen 
nicht Theil nehmen, zu keinem .Vmte gewählt, auch von keinem ade- 
ligen Waisengericht zu Vormündern bestellt werden; Priester sind für 
immer der Priestenvürde verlustig; Kirchendiener sind vom geistlichen 
Stande ausgeschlossen ; Ehrenbürger und Uandedsleule dürfen an städti- 
schen Wahlen nicht Theil nehmen und zu keinem Ehrendienst, noch 
zu städtischen, mit .Vmtsgewalt verbundenen Stellen gewählt werden; 
die Sträflinge aus den übrigen Ständen verlieren ebenfalls das Recht 
an den Wahlen Theil zu nehmen und zu Ehrendiensten oder zu Stellen, 
mit denen Amtsgewalt verbunden ist, gewählt zu werden. 

54. Wer mit Entziehung der in $. 53 genannten Rechte zum 
Festungsarrest oder zum Besserungshaus veriirtheilt ist, wird, nach- 
dem er aus der HaR entlassen, auf ein Jahr unter die Aufsicht der 
Ortspolizei oder seiner Corporation, oder seines Leibherrn gestellt. 
Während dieser Zeit darf er seinen Wohnort nicht verändern , noch 
sich von demselben ohne specielle, jedesmal einzuholende Erlaubniss 
der Polizei, Corporation oder des Leibherrn entfernen. 

§. älS. Die zum Festungsarrcst Verurtheilten werden in die zu solchem 
Gebrauch in den Festungen errichteten Gebäude cingesperrt, und beschäf- 
tigen sich nur mit selbstgcwäldten Arbeiten, insofern diese in ihrem 
Kerker möglich sind. 

$. S6. Die zum Arbeits - oder Besserungshaus Verurtheilten werden 
bloss zu den im Reglement dieser Häuser angeordneten .Arbeiten verwendet. 

§. ä7. Ist ein Beamter auf länger als sechs Monate zum Festung.s- 
arrest, Besscrungshaus oder Gefängniss verurtheilt. so wird die ganze 
Dauer der Eiiisperrung von seiner Dienstzeit abgerechnet. 

§. äü. Die zum Gefängniss verurtheilten Bürger und Bauern dürfen, 
so wie es die Ortsobrigkeit anordnet, während ihrer Haft, zu öffentlichen 
und andern von der Regierung anbefohlenen Arbeiten gebraucht werden. 
Die Sträflinge aus den übrigen Ständen beschäftigen sich nur mit 
selbstgewählten Arbeiten , insofern solche im Haftlokale möglich sind ; 
sie dürfen auch eine von den .Vrbeiten wählen, die dort zur Beschäf- 
tigung der andern Arrestanten eingefiihrt sind. Für solche .Vrheiteii und 
für die .Vrbeiten, welche Bürger und Bauern auf Befehl der Obrigkeit 
verrichten, wird den Sträflingen ein nach der darüber erlassenen Vor- 
schrift zu bestimmender I.ohn zu gut gerechnet, jedoch in keinem Fall 
früher als bei ihrer Entlassung aus dem Gelämtnisse ausgehäiidigl. 
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%.S9. üie zu kurzem Arrest Yerurlheilten werden, wenn sie ron 
Leibesstrafen eximirt sind , im Gefängnisse — , wenn sie aber von 
solchen Strafen nicht frei sind, in den Haftlukalen der Polizei unter- 
gebracht. Sind es Bürger oder Bauern, so dürfen sie, so wie es die 
Ortsobrigkeit anordnet , zu allen von der Regierung anbelühlenen Ar- 
beiten gebraucht werden. Sind Kronbauern zu kurzem Arrest in einem 
Uorfe der Krone verurtheilt, so werden ihre Haft und ihre Arbeiten 
durch die Behörde des Dorfes bestimmt. 

$. 60. Adelige und Beamte , die zu kurzem Arrest verurtheilt sind, 
dürfen , nach Gutdünken des Gerichts oder der Obrigkeit , ihre Haft 
im Gefängniss , in einer militärischen Hauptwache , in ihrer eigenen 
Wohnung, oder endlich in einem Gebäude der Behörde , zu der sie 
als Beamte gehören, erstehen. 

$. 61 . Mit den peinlichen und correctionnellen Strafen ist in ge- 
wissen, vom Gesetz bestimmten Fällen eine Kirchenbusse verbunden, 
die von der geistlichen Behörde des Verurtheilten angeordnet wird. 
In gewissen , vom Gesetz bezeichneten Fällen findet auch Confiscation 
des ganzen Vermögens des Verbrechers oder einzelner ihm gehören- 
den Gegenstände statt. Ferner ist mit einigen correctionnellen Strafen 
verbunden : Bekanntmachung des Urtheils durch die Senatszeitung und 
durch die Zeitungen beider Hauptstädte und der Gouvernementsstädte; 

— Ausweisung aus dem Reich, wenn der Schuldige ein Ausländer ist ; 

— ein Verbot , wonach der Verurtheilte sich in den Hauptstädten und 
an gewissen andern Orten, oder auf seinen eigenen Gütern, die unter 
Tutel gestellt werden , nicht aufhalten darf ; — Stellung unter beson- 
dere Aufsicht der Polizei ; — ein Verbot , wonach der Verurtheilte sein 
bisheriges oder sonst irgend ein Handwerk oder Gewerbe nicht be- 
treiben darf; — endlich auch der Beschluss, dass er, in Gegenwart 
des Gerichts, oder vor Zeugen, nach der Form und mit den Worten, 
die das Gericht vorschreibt, dem Beleidigten Abbitte thun soll. 

Anmerkung, fn gewUsen Killen können folgende Strafen, nach der dazu fest- 
gesetzten Ordnung, ohne förmliches (lericbtsverfabren zuerkannt werden: 
Stellung unter Polizeiaufsicht; Ausweisung aus dem Reiche; das Verbot, 
wonach der Schuldige sich in den Hauptstädten oder an andern Orten oder 
in seinen eigenen unter Tutel gestellten Gütern nicht auflialten darf; kurzer 
Arrest, Verweise, Mahnungen, Geldhussen und bei Leuten, die von 
Leibesstrafen nicht frei sind — auch leichte Züchtigung mit Ruthen, die 
jedoch vierzig Streiche nicht übersteigen durf. 

Die Art und Dauer der Kirchenbussc wird durch die geistliche Behörde 
bestimmt. Ist ein nach Sibirien auf Ansiedelung oder zum dortigen Aufent« 
halt Verbannter überdem zur Kirchenbusse verurtheilt, so unterzieht er sich 
• dieser an dem Verbannungsort auf so lange, als die Oberbehörde der 
dortigen Eparchie verordnet. 
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Zweite Unterabthelliiiig. 

ERSATZ FÜR SCHAREN i: N D E II R E N K R A N K l’ N G. 

S.62. Wer einem Andern durch ein Verbrechen Schaden verur- 
sacht oder eine Ehrenkränkung zufügt, ist, ausser der ihm zuerkannten 
Strafe, verpflichtet, für solchen Schaden und Ehrenkränkung, genau 
nach Bestimmung des Gerichts, Ersatz zu leisten. 

§. 65. Wenn das Verbrechen durch mehre Individuen verübt ist, 
und die Hauptschuldigen nicht im Stande sind fUr Schaden und Ehren- 
kränkung Ersatz zu leisten : so w ird das als Ersatz zu zahlende Geld 
von den andern Theilnehmern am Verbrechen beigelrieben, und wenn 
diese zahlungsunTähig sind , von Denen , welche sichere Kunde von 
dem verbrecherischen Vorhaben hatten und es w'eder der Obrigkeit 
noch der bedroheten Person anzeigten. 

§. 64. Der Ersatz für Schaden und Ehrenkränkung wird , falls die 
Hauptschuldigen und Theilnehmer todt sind , von deren Erben beige- 
trieben ; doch haften diese nur mit dem Vermögen, welches von den 
Schuldigen auf sie gekommen ist. 

$. 63. Die Schuldigen , die gar keine Mittel haben solchen Ersatz 
zu leisten , dürfen , falls sie nicht einer peinlichen Strafe unterworfen 
sind, auf Verlangen der verletzten Partei, nach den allgemeinen Kegeln, 
als insolvente Schuldner, in's Gefängniss eingesperrt werden. 

$. 66. Ist Jemand wegen eines und desselben Verbrechens zum 
Ersatz und zu einer Geldstrafe verurtheilt und nicht im Stande Beides 
vollständig zu bezahlen ; so werden aus seinem Vermögen zuerst die 
Forderungen für Schaden und Fihrenkränkung und die andern auf ihm 
haftenden Privatforderungen befriedigt , und die gerichtliche Geldbusse 
nur demjenigen Vermögen auferlegt, welches dann noch übrig bleibt. 

Dritte Unterabtliciliing. 

RESONDERE STR.AFEN DER DEAMTEN. 

S. 67. Ausser den obigen Strafen finden bei Verbrechen und Ver- 
gehen der Beamten noch folgende statt ; 1) Ausschlies.sung vom Dienst. 
2) Absetzung vom Amt. 3) Abzüge vom Dicnstalter. 4) Entlassung. 
5) Versetzung zu einer geringem Stelle. Oj .Mehr oder minder scharfe 
Verweise mit Eintragung derselben in das Dienstformular. 7) .\bzüge 
von der Besoldung. 8) Mehr oder minder scharfe Verweise ohne 
Eintragung derselben in das Dienstformular. 9) Mehr oder minder 
strenge, rügende Bemerkungen. 

§. 68. Der vom Dienst Ausgeschlossene darf in keinen Staatsdienst 
mehr treten, auch weder an den Corporations-Wahlen Tlieil nehmen. 

z 
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noch Tun einer Adelscorporalion , Stadt - oder Durfgemeinde zu irgend 
einem Amt gewählt werden. 

§. 6U. Der vom Amt Abgesetzte darf während drei Jahre vom Tage 
der Absetzung an , weder in den Staatsdienst noch in den Dienst einer 
Corporation treten. 

§.70. Von dem Dienstalter, welches zu Belohnungen, zu Pension 
und zum Ehrenzeichen für unlndelhaften Dienst berechtigt, darf nicht 
mehr als Ein Jahr gestrichen werden. 

$. 7 i. Der .Vbzug von der Besoldung geschieht indem der Gehalt, 
welcher dem Schuldigen zukommt, in der Staatskasse zuriickbehalten 
wird ; doch darf der Abzug in keinem Falle mehr als ein Drittel des 
Jahrgeldes betragen. 

Anm. t'uter den Slrafen der Denniten gibt es einige , die ohne richterlichen 
Spruch durch einen Befcbl der dem Schuldigen unmittelbar Vorgesetzten 
Behörde angeordnet werden können. Dieses sind : Abzüge von der Hcsol> 
düng« laut §. 444—446; Arrest, jedoch nicht auf langer als sieben Tage; 
Bemerkungen und Verweise, die nicht in das nienstfurmnlar eingetragen 
werden. 

Entlassung vom Amt ohne rörmliches Verrnhren und ohne Kichtersprueb, 
so wie Versetzung niif ein geringeres Amt, dürfen nur diejenigen Obern oder 
Behörden verordnen , durch welche der Schuldige zum Amt ernannt war. 



'W'ierte llnterabtlielliing. 

UMWANDLUNG DER STRAFEN. 

$. 7it. Einige der oben genannten Strafen werden , in gewissen 
Fällen , folgendermassen umgewandelt. 

%.75. In gewissen Fällen wird die Todesstrafe, auf besondern, 
Allerhöchsten Befehl, dahin nmgewandclt, dass der Verurtheilte auf 
das SchalTot und an den Block geführt oder, an öiTentheher Stätte, 
unter einen Galgen gestellt wird, wo über ihn, falls er zum Adel- 
stande gehört , ein Degen zerbrochen wird. Diese Strafe bedeutet den 
bürgerlichen Tod und ist jedesmal mit Verbannung zu lebenslänglicher 
oder zeilwieriger Zwangsarbeit verbunden. 

$. 74. Die mit oder ohne Zeitbestimmung zuerkannte Zwangsarbeit 
in den Bergwerken kann, auf Befehl der Regierung, in Festungsarbeit 
ohne oder mit derselben Zeitbestimmung umgewandelt werden. 

%.7S. Wenn weibliche Personen ein Verbrechen begangen haben, 
dem das Gesetz Bergwerks - oder Festungsarbeit androhet , so werden 
sie, statt dessen, zu Fabrikarbeiten verurtheilt; zugleich wird aber 
ihre Strafzeit dergestalt verlängert , dass auf ein Jahr Bergwerks- oder 
Festungsarbeit anderthalb Jahre Fabrikarbeit kommen. 

S-76. Dem Verbrecher, der das siebzigste Lebensjahr zurückgelegt 
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hat, wird, statt der Zwangsarbeit, Verbannung auf Ansiedelung in den 
entferntem Gegenden Sibiriens zuerkannt. 

S. 77. Statt der Peitschenstrafe wird dem, der sie verwirkt hat, 
die Spiessruthenstrafe zuerkannt, wenn er, kraft des Gesetzes oder 
auf specielle Anordnung der Regierung, durch ein Kriegsgericht ge- 
richtet worden ist. 

§. 78 . Personen , die von körperlichen Strafen frei sind , werden, 
statt zur .Vnsiedelung in Sibirien, zum Militärdienst, falls sie dazu taugen, 
verurtheilt , und dienen als Gemeine ohne Aussicht auf Beförderung 
oder Verabschiedung. 

§.70. Statt der .Ansiedelung jenseits des Kaukasus w erden Diejeni- 
gen, welche diese Strafe verwirkt haben, falls sie zum Militärdienst 
in oder ausser der Fronte tauglich sind, verurtheilt, als Gemeine, 
ohne Aussicht auf Beförderung oder Verabschiedung, im kaukasischen 
Armeecorps zu dienen. — Solche Verbrecher, die vor ihrer Verurthei- 
lung in der kaspischen Provinz oder im grusinisch-iineretischen Gou- 
vernement wohnten, werden, wenn auf ihrem Verbrechen Ansiedelung 
jenseits des Kaukasus steht , an die entferntem .Abtheilungen des 
sibirischen Armeecorps , und , falls sie zum Militärdienst untauglich 
sind, auf Ansiedelung in die entferntem Gegenden Sibiriens abgeschickt. 

§. 80 . Diejenigen Ausländer, die von Leibesstrafen frei sind und 
ein A'erbrechen begangen haben , auf welchem eine correctionnclle 
Strafe zweiter Klasse steht, werden, ohne diese zu erleiden, aus dem 
Reiche gewiesen, verlieren alle Vorrechte, die ihnen persönlich und 
vermöge ihres Standes in Russland zugesichert waren, und dürfen 
nicht wieder in's Reich zuruckkehren. Diejenigen Ausländer, die von 
Leibesstrafen nicht frei sind, werden, nach überstandener Arbeilshaus- 
strafe, ebenfalls mit der Weisung nie nach Russland zurückzukeliren, 
aus dem Reiche fortgeschickt. 

§. 61. In den Fällen, wo das gegenwärtige Gesetzbuch den Ueber- 
treter der Rekrutirungsordnung unter die Rekruten abzugeben befiehlt, 
wird der Schuldige, der zum Kriegsdienst untauglich ist, auf zehn bis zw ölf 
Jahre in eine Civil-.Arrestanten-Compagnie abgegeben. Diese Regel ist 
auch auf Solche anzuwenden, die für Landstreicherei oder nach §. 1.338 
N“ 8 und 9 und nach §. 2071 zum Militärdienst verurtheilt werden. 

§. 82 . Die zur Civil-Arrestanten-Compagnie Vernrlheilten dürfen, 
auf Verlangen einer Ingenieur-Behörde, in eine Festungs-.Arrestanlen- 
Compagnie oder auch in die correctionnelle Abtheilung derselben 
(unter die temporären Arrestanten) abgegeben werden. Alsdann wird 
die im Urtheil bestimmte Strafzeit so abgekürzt, dass der Sträfling, 
statt ein Jahr in der Civil-Arrestanten-Compagnie, nur zehn Monate 
in der Festung.s-Arrestanten-Compagnie arbeitet. 

2 * 
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$. äJ. Aus denjenigen Orten, wo noch keine CivU-Arrestanten- 
Cunipagnien bestehen, werden die Verurlheilten, nachdem mit den 
betreffenden Behörden KUcksprache genommen worden, entweder in 
die nächste Civil-Arreslanlen-Compagnie oder in die Abtheilung der 
temporären Arrestanten des Ingenieur-Corps abgeliefert, wobei die im 
§. 82 aufgestellte Regel zu beobachten ist. Wer auf kurze Zeit, d. h. 
auf nicht mehr denn vier Jahre , zur Civil-Arrestanten-Compagnie 
verurtheilt ist , darf, wenn in der Nähe keine Anstalt dieser Art be- 
steht , statt dessen , Jedoch auf desto längere Zeit , in ein Arbeitshaus 
eingespcrrt werden, wobei für Jedes Jahr, welches er in der Arre- 
stanten-Compagnie hätte zubringen sollen , anderthalb Jahre Arbeil.s- 
hausstrafe zu rechnen sind. Männer, welche wegen hohen Alters, 
körperlicher Schwäche oder anderer Ursachen, zur Arreslanlen-Com- 
pagnie untauglich sind , so wie auch Weiber , werden statt dessen 
zum Arbeitshaus verurtheilt, wobei die Strafzeit ebenfalls nach obiger 
Kegel zu verlängern ist. 

S|. 84. Die zum Arbeitshaus Verurtheillen werden , wenn an dem 
Orte keine sulche Anstalt besteht oder darin nicht Kaum ist, in eine 
besondere zu diesem Zweck einzurichtende Abtheilung des Sladt- 
gelängnisscs eingesperrt und zu den schwersten daselbst angeordneten 
Arbeiten gebraucht. Uebrigens darf die Arbeitshausstrafe, nach Krmessen 
des Gerichts, für solche Verbrecher, die nicht von Leibesstrafen frei 
sind, fulgendermassen in Kuthenstrafe umgewandelt werden; 

statt zwei bis drei Jahre Arbeitshaus, achtzig bis hundert . . ij 

statt ein bis zwei Jahre Arbeitshaus, sechzig bis achtzig . . || 

statt sechs Monate bis zu einem Jahre Arbeitshaus, fünfzig bis sechzig 1 1 
statt drei bis sechs Monate Arbeitshaus, vierzig bis fünfzig . ’J 
$. 8ö. Wo keine Festung in der Nähe und die Versendung der 
Vernrtheilten in eine entfernte Festung schwierig ist, darf der Festungs- 
arrest in Gefängnissstrafe nmgcwandelt werden. 

$. 86. Wo noch kein Besserungshaus besteht oder dieses nicht 
hinlänglichen Raum hat, wird die Strafe des ßesserungshauses fol- 
gendermassen umgewandelt: Verbrecher, die das Gesetz von Leibes- 
strafen befreit, kommen für ebensoviel Zeit, als sie im Besserungs- 
hause zubringen sollten , in das Gefängniss. — Solche Verbrecher 
aber , die von Leibesstrafen nicht frei sind, werden mit Ruthen be- 
straft und erhalten : 

statt zwei- bis dreijähriger Haft im Besserungshause, siebzig | . 

bis achtzig || 

statt ein- bis zweijähriger Haft, sechzig bis siebzig . . . . ^1 
statt sechsmonatiger bis einjähriger Haft, fünfzig bis sechzig . || 
statt drei- bis sechsmonatiger Haft, vierzig bis fünfzig . . . ' 
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§.87. Wo die Geflngnissslrafe dem Yerurtheilten oder seiner Fa- 
mihe den Lebensnnterhalt rauben würde , darf diese Strafe für die von 
körperlichen Züchtigungen Nichtbefreiten, insofern das Gericht es für 
dienlich erachtet, nach folgendem Massstab, in Ruthenstrafe umge- 
gewandelt werden : 

statt ein - bis zweijährigen Gefängnisses , fünfzig bis sechsig ■ . ^ 
statt sechsmonatigen bis einjährigen Gef., vierzig bis fünfzig 
statt drei- bis sechsmonatigen Gefängnisses, dreissig bis vierzig 
§. 88. Der kurze Arrest darf bei den von Leibesstrafen Nichtbefrei- 
ten, insofern das Gericht oder die Behörde, welche die Strafe ver- 
ordnet, es für dienlich achtet, nach folgendem Massstabe umgewan- 
delt werden : 

statt drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest , zwanzig bis dreissig i < 
statt sieben Tage bis zu drei Wochen Arrest, fünfzehn bis zwanzig! | 
statt drei bis sieben Tage Arrest, zehn bis fünfzehn . . . ./ j 
statt eines bis zu drei Tagen Arrest, drei bis zehn . . . .'j 

§. 89. Statt des kurzen Arrestes dürfen die von Leibesstrafen Nicht- 
befreiten auch zu ölTenllichen oder andern von der Regierung an- 
befohlenen Arbeiten vemrtheilt werden, und zwar für dieselbe Zeit, 
die sie im Arrest hätten zubringen müssen. 

S.90. Wenn ein Verurtheiller , der keine peinliche Strafe verwirkt 
hat , nicht im Stande ist , die ihm auferlegte Geldbusse vollständig zu 
bezahlen : so wird diese (mit Ausnahme einiger im 6*e“, 7*«>* und 8'en 
Abschnitt bezeichneten Fälle) nach folgendem Massslabe in Gefäng- 
nissstrafe verwandelt ; 

Für die ersten von dem Schuldigen beizutreibenden zwanzig Rubel 
wird auf Je fünfzig Kopeken ein Arresttag gerechnet. Von da bis zum 
fünfzigsten Rubel kommt ein Arresttag auf funfundsiebzig Kopeken, und 
dann wird, für die ganze übrige Summe , auf Jeden Rubel ein Arrest- 
tag gerechnet. — Uebrigens dürfen die, kraft dieser Regel, Verhafte- 
ten in keinem Fall, wegen einer und derselben Schuld, länger als 
fünf Jahre im Gelangniss bleiben. Wenn indess der Stand und die 
Kräfte des zahlungsunfähigen Verbrechers es gestatten, dass er zu 
öffentlichen Arbeiten gebraucht werde, so verurtheilt ihn das Gericht 
zu Sülchen Arbeiten, statt zum Gefängniss, und lässt das erarbeitete 
Geld auf Abtragung der Geldbusse verwenden. 

S-9i. Priester, Kirchendiener und Klostergeislliche , die zu zeit- 
wieriger Einsperning verurtheilt sind, werden, wenn damit nicht Ver- 
lust der priesterlichen W'ürde oder Ausstossung aus dem geistlichen 
Stande verbunden ist , nicht in die öffentlichen Strafanstalten ge- 
bracht, sondern der Oberbehörde ihrer Eparchie zugestellt und nach 
deren Anordnungen bestraft. Verweise und rügende Bemerkungen 
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werden ihnen ebenfalls nach Anordnung und von Seiten dieser Be- 
hörde ertheilt. 

§. 92 . Bei Personen niedern Standes, die im öffentlichen Dienste 
stehen, aber von körperlichen Strafen nicht frei sind, dürfen folgende 
Strafumwandlungen stattflnden : 1) statt der Ausschliessung vom Dienst, 
können sie zum Soldatendienst abgegeben werden ; 2) statt der Ab- 
setzung oder Entlassung vom Dienst , können ihnen dreissig bis vier- 
zig Ruthenstreiche — , und 3) statt eines Abzugs am Dienstalter oder 
an der Besoldung, zehn bis dreissig Ruthenstreiche zuerkannt werden. 

S. 95 . Verbrecher, die an solchen unheilbaren Krankheiten leiden, 
dass ihr Leben durch eine körperliche Strafe gefährdet werden könnte, 
bleiben mit dieser verschont , und werden , falls sie , ausser der 
Leibesstrafe, noch eine andere Strafe verwirkt haben, nur zu dieser 
letztem verurtheilt. Haben sie bloss eine Leibesstrafe verwirkt, so 
werden sie , slatt diese zu erleiden , auf so lange , als das Gericht 
bestimmt, entweder zum .\rbeitshaus oder zum Gefangniss verurtheilt. 
— Die hier in Betracht kommenden Krankheiten sind in der Anlage 
N“ 2 genannt. 

§. 94 . Personen , welche nicht vermöge ihres Standes , sondern 
durch besondere Verordnungen von körperlichen Strafen befreit sind, 
werden in den gesetzlich bestimmten Fällen, nach eben den Regeln, 
wie die Nichte.ximirten , jedoch ohne körperliche Strafe, zur Civil- 
Arrestanten-Compagnie oder zum Arbeitshaus verurtheilt. 

§. 95 . Diejenigen Individuen, welche nur bei geringen Vergehen 
von Leibesstrafen frei sind , werden , wenn sie sich eines solchen 
schuldig machen , nach denselben Regeln , wie die vermöge ihres 
Standes von Leibesstrafen gänzlich eximirten, zum Besserungshaus, 
Gefängniss , Arrest , zur Amtsentsetzung , oder zu einer Geldbusse 
verurtheilt. 
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DRITTE ABTHEILENG. 

VON DER STRAFBESTIMMUNG. 



Erste IJnterabtlieiliing^. 

VOX DEn STRAPBESTIMMt' NG IM ALLGEMEINEN UND VON DEN 
UMSTÄNDEN, UNTER WELCHEN KEINE ZURECHNUNG 
8TATTFIN DET. 

I. Von der Strafbestimmung im Allgemeinen. 

$. 96. Strafen dürfen nicht anders, als genau nach dem Inhalt des 
Gesetzes zuerkannt werden. 

$. 97. Das Gericht darf wegen eines vollendeten, sowie wegen eines 
bloss beschlossenen, vorbereiteten oder versuchten Verbrechens (wo 
nämlich das Gesetz schon den Entschluss, die Vorbereitung und den 
Versuch mit Strafe belegt) nicht eher eine Strafe zuerkennen, als 
nachdem 1) die That , der Versuch, die Vorbereitung oder der ver- 
brecherische Entschluss vollständig erwiesen sind, und 2) ausgemacht 
ist, dass sie dem Angeschuldigten zugerechnet werden können. 

II. V on den Umständen , unter denen keine Zurechnung 
stattfindet. 

$. 98. Folgendes sind die Umstände , unter denen eine Rechts- 
verletzung ihrem Urheber nicht zugerechnet wird : 1) wenn aus einer 
an sich unschuldigen Handlung eine zufällige, unwillkürliche Rechts- 
verletzung hervorgegangen ist; 2) wenn der Thäter zu jung ist, um 
die Strafbarkeit seiner That einzusehen ; 3) Blödsinn , Verrücktheit 
und solche Krankheitszufälle , wo Verstandesstörung oder gänzliche 
Bewusstlosigkeit eintritt ; 4) zufälliger oder durch Betrug verursachter 
Irrthum; 5) Zwang, wenn er von unwiderstehlicher Gewalt ausging; 
6) Nothwehr. 

S.99. Eine zufällige, unwillkürliche Rechtsverletzung wird nicht zu- 
gerechnet. War aber die Handlung, aus welcher sie hervorging, an 
und für sich eine gesetzwidrige, so wird deren Urheber gestraft, je- 
doch nur für Das , was er zu thun beabsichtigte. Ueberdem muss er 
sich, in einigen gesetzlich bestimmten Fällen, seinem Gewissen genug 
zu thun, einer Kirchenbusse unterziehen. 

J. iOO. Kinder unter sieben Jahr werden, als der gehörigen Ur- 
(heilskrafl ermangelnd , für gesetzwidrige Handlungen nicht zur Strafe 
gezogen, sondern ihren Eltern, Vormündern oder Anverwandten über- 
antwortet , damit diese sie zu besserer Einsicht bringen. 
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f. iOI. Dem von Geburt Blödsinnigen und dem Verrücklgeworde- 
nen wird eine gesetzwidrige Handlung nicht zugerechnet , sobald er- 
wiesen ist, dass er sich zur Zeit, als er sie verübte, in einem Zustande 
befand, wo er die Gesetzwidrigkeit derselben nicht einsehen konnte. 
Indess wird der Blödsinnige und Verrückte, der einen Todtsclilag oder 
eine Brandstiftung verübt oder versucht oder einen Versuch zum Selbst- 
morde macht , in ein Irrenhaus abgegeben , auch w enn sich seine Eltern 
oder Verwandten erbieten sollten, ihn bei .sich zu pflegen, lieber die 
Behandlung solcher Irren und Uber die Dauer ihrer HaH bestehen be- 
sondere Verordnungen. (S. die Anlage N“ 3.) 

§. f02. Ebenso werden gesetzwidrige Handlungen, die ein Kranker 
in einem Anfalle von Geistesstörung oder gänzlicher Bewusstlosigkeit 
verübt, ihm nicht zugerechnet. Wer in einem solchen Krankheitsanfall 
einen Todtsclilag oder eine Brandstiftung verübt oder versucht, oder 
einen Versuch zum Selbstmorde macht, w ird nicht in das Irrenhaus ab- 
geliefert, sondern seinen Ellern, Anverwandten, Vormündern oder, mit 
Zustimmung dieser , fremden Personen zur Pflege und Beaufsichtigung 
abgegeben. Wenn indess die Eltern, Anverwandten, Vormünder oder 
fremden Personen, die seine Verpflegung übernehmen wollen, nicht 
zuverlässig befunden werden : so wird der Geisteskranke in eine 
Heilanstalt abgegeben. 

$. 105. Der im $. Iü2 aufgestellte Grundsatz Lst auch bei solchen 
Personen anzuwenden, die ihr Urtheilsvermögen durch hohes Alter 
verloren haben; ebenso bei Mondsüchtigen, wenn sie in den AnPällen 
ihrer Krankheit, ohne Bewusstseyn, gesetzwidrige Handlungen ver- 
üben. Sie werden ebenfalls ihren nächsten Anverwandten, oder, mit 
deren Zustimmung, fremden Personen zur Pflege übergeben, oder in 
einer Anstalt des Kollegn allgemeiner Fürsorge untergebracht. 

§. 104. Personen , die von Geburt oder seit ihrer Kindheit taub- 
stumm sind und weder durch Unterricht noch durch Umgang Be- 
grifl'e von Pflicht und Recht erlangt haben , werden ebenfalls für 
gesetzwidrige Handlungen nicht bestraft. Wenn aber ein solches Indi- 
viduum einen Todtschlag oder eine Brandstiftung begeht oder versucht 
oder einen Versuch zum Selbstmorde macht : so wird es eingesperrt, 
von andern Verhafteten abgesondert und unter strenger Aufsicht gehalten- 

§.105. Wer eine gesetzwidrige Handlung begeht , weil er sie, in 
Folge eines zulalligen oder betrüglich ihm beigebrachten Irrthums, für 
erlaubt hält, unterliegt keiner Zurechnnng, kann aber in gewissen, ge- 
setzlich bestimmten Fällen zu einer Kirchenbusse verurtheilt werden. 

J. 106. Wer eine gesetzwidrige Handlung in Folge eines von un- 
widerstehlicher Gewalt ausgehenden Zwanges und bloss in der Absicht 
verübt, einer seinem Leben drohenden und zur Zeit durch kein anderes 
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Mittel abzuwendenden Gefahr zu entgehen, unterliegt ebenfalls keiner 
Zurechnung. 

§. 107. Wer Gewalt oder irgend ein anderes Mittel der Selbsthülfe 
anwendet , um einen widerrechtlichen Angriff abzuwehren , und dabei 
den Angreifer am Körper verletzt oder gar tödtet, dem wird solches 
nicht zugerechnet, wenn es sich ausweiset, dass er zur Zeit keinen 
obrigkeitlichen Schutz erhalten konnte , dass sein Leben, seine Gesund- 
heit oder Freiheit in wirklicher Gefahr schwebten , oder dass der An- 
greifer ein Dieb oder Räuber oder gewaltsam in die Wohnung des 
Angegriffenen eingedrungen war. — Selbsthülfe ist auch wider den Ver- 
brecher statthaft, welcher bei Entwendung oder Beschädigung fremden 
Kigenthums betroffen, sich Denen, die ihn festnehmen oder seinen 
Vergehungen Einhalt thun wollen, thätlich widersetzt. — Bei derNoth- 
wehr sind folgende Regeln zu beachten : 1) In jedem der ebenerwähnten 
Fälle ist derjenige, der Nothwehr geübt hat, verpflichtet, die Umstände 
und Ergebnisse des Vorfalls unverzüglich den in seiner >'achbarscha(l 
wohnenden Personen und so bald als möglich auch der nächsten 
Behörde bekannt zu machen. 2) Jede Körperverletzung, die dem An- 
greifer unnöthigerweise, nachdem die Gefahr abgewandt ist, zugefügt 
wird, ist Mis.sbrauch der Nothwehr, und zieht ihrem Urheber eine 
nach Massgabe der Umstände zu bestimmende Strafe zu. 

§. 108. Nothwehr ist auch der Frauensperson gegen Den erlaubt, 
der ihre Keuschheit und Ehre gewaltsam verletzt. 

§. 109. In allen unter §. 107 und lOS bezeichneten Fällen ist 
Nothwehr nicht nur zur Selbstverthcidigung , sondern auch zur Ver- 
theidigung Anderer erlaubt. 

Zweite Unterabtlielliing. 

VON DEM MASSE DER STRAFEN. 

J. 110. DasMass der im Gesetz angedroheten Strafe wird bestimmt; 
1) jenachdem das Verbrechen mehr oder weniger vorsätzlich verübt 
wurde; 2) jenachdem das unvollendete Verbrechen der Vollendung 
mehr oder weniger nahe war; .3} nach Verhältniss des Antheils, welchen 
der Angeschuldigte an dem V'erbrechen genommen ; und endlich 4} nach 
Massgabe der erschwerenden oder mildernden Nebenumständen. 

I. Strafbestimmung nach Massgabe der Vors'ätilichkeit. 

§. tll. Für ein mit Vorbedacht verübtes Verbrechen wird immer das 
höchste Mass der im Gesetz angedroheten Strafe zuerkannt, wenn nicht 
ausdrücklich für die vorbedachte und für die im Affect begangene That 
verschiedene Strafarten oder verschiedene Strafgrade festgesetzt sind. 



Digitized by Google 




28 



$. if2. Für ein in der Trunkenheit begangenes Verbrechen wird’ 
wenn sich der Schuldige in diesen Zustand mit der Absicht die That 
zu vollbringen versetzt hat , ebenfalls das höchste Mass der im Gesetz 
genannten Strafe zuerkannt. Wenn aber der Angeschuldigte eine solche 
Absicht nicht hatte , so wird das Mass seiner Strafe nach den andern 
Nebenumständen bestimmt. 

%. US. Wer ein Verbrechen zum dritten Mal verübt, wird, auch 
wenn er dabei ohne Vorbedacht handelte, ebenso streng bestraft, als 
Derjenige, der es zum ersten Mal mit Ueberlegung begeht. 

§. H4. Wenn die Nebenumstände der That von der Art waren, 
dass der Angeschuldigte dabei mehre Rechtsverletzungen voraussehen 
konnte : so wird das Mass seiner Strafe immer nach der wichtigsten 
der erfolgten Rechtsverletzungen bestimmt , auch wenn er diese keines- 
wegs beabsichtigte. 

§. US. Wenn Jemand bei Verübung eines Verbrechens, durch die- 
selbe Thal noch ein anderes, schwereres Verbrechen, welches er nicht 
beabsichtigte , begeht : so wird das Mass seiner Strafe nach der Regel 
über Concurrenz der Verbrechen (§. 156j bestimmt , es sey denn, dass 
das Gesetz für einen solchen Fall ausdrücklich eine andere , härtere 
Strafe festsetze. 

§. H6. Die Strafe der unvorsälzlichen Rechtsverletzung wird in 
höherem Masse zuerkannt, wenn der Thäter durch seinen Beruf oder 
durch die Umstände zu besonderer Sorgfalt verpflichtet war. Sie wird 
in geringerm Masse zuerkannt, wenn die That an und für sich keine 
gesetzwidrige war und der Angeschuldigte deren üble Folgen nicht 
leicht voraussehen konnte , oder wenn diese durch seinen übermässigen 
Amlseifer veranlasst wurden. Geschah die unvorsichtige Handlung unter 
Umständen , die es unwahrscheinlich machten , dass sie böse Folgen 
haben werde, so erhält deren Urheber bloss eine seiner Unvorsicht 
angemessene Rüge. *j 

II. Straf hestimmung beim unvollendeten Verbrechen. 

S- il7. Wer mündlich, schriftlich oder son.st auf irgend eine Weise 
die Absicht äusserst ein Verbrechen zu begehen, macht sich eines 
verbrecherischen Vorsatzes schuldig. Die Fälle, wo wegen der Natur 
und Wichtigkeit eines Verbrechens, schon der Vorsatz dazu bestraft 
wird, sind im Gesetz ausdrücklich bestimmt. 

§. 118. In Betreff eines vorbereiteten Verbrechens wird untersucht: 
1) ob die geschehenen Vorbereitungen an und für sich aus gesetz- 
widrigen Handlungen bestanden ; 2) ob durch die Vorbereitungen 

*) W'o et gant unmöglich wnr sclilimme Folgen vomusEuschen , knnn niicli von 
keiner t'nvoriiclit die Rede seyn. D Vtbert. 
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andere Personen ireend einer Gefahr aasgesetzt wurden. — Wo diese 
erschwerenden Umstände nicht vorhanden sind, werden die Vorberei- 
tungen zu einem Verbrechen nur in den vom Gesetz ausdrücklich 
bezeichneten Fällen bestraft. 

S- Uff. Wer ein Verbrechen vorbereitet oder die Ausftihrung desselben 
begonnen hat, jedoch inne hält und freiwillig von der Vollbringung der 
That absteht , wird nur in dem Fall , wenn die Vorbereitung und begon- 
nene Ausführung an und für sich ein Verbrechen ausmachen, und auch 
nur für dieses, nicht aber für das ursprünglich beabsichtigte, bestraft. 

S- ISO. Die Strafe eines begonnenen Verbrechens, dessen Vollen- 
dung nicht durch den Willen des Angeschuldigten, sondern aus andern, 
von diesem nnahhängigen Ursachen unterbleibt , wird , jenachdem 
weniger oder mehr zur Vollendung fehlt, um einen oder zwei Grade 
niedriger bestimmt , als sie für das vollbrachte Verbrechen festgesetzt ist. 

§. iSl. Wenn bei einem verbrecherischen Versuch, von Seiten des 
Thäters Alles geschehen ist, was er zur Erreichung seines Zweckes 
für nöthig achtete, und wenn die beabsichtigte Rechtsverletzung nur 
wegen unvorhergesehener Umstände ausgeblieben ist : so wird er 
ebenso streng bestraft, als wenn das Verbrechen vollständig ausge- 
fiihrt wäre. 

§. iSS. Wenn aus einer verbrecherischen That eine andere als 
die beabsichtigte Rechtsverletzung erfolgt , so wird die Strafe nach 
der Regel über Concurrenz der Verbrechen (§. 156} bestimmt, es 
sey denn , dass das Gesetz für einen solchen Fall eine härtere Strafe 
verordne. 

111 . Strafbestimmung nach Massgabe der Betheiligung. 

$. 123. Wenn mehre Personen ohne Verabredung zu einem und 
demselben Verbrechen mitwirken ; so wird den Utiiiplsriiiildiijen *) 
das höchste Mass der im Gesetz diesem Verbrechen angedroheten 
Strafe zuerkannt, die Strafe der Gehiilfen aber nach Massgabe der 
Beihülfe , die Jeder geleistet , um einen oder zwei Grade niedriger als 
die der Hauptschuldigen bestimmt. 

§. f 24. Ist ein Verbrechen durch mehre Personen , nach vorgängi- 
ger Verabredung, begangen, und hat das Gesetz nicht ausdrücklich 
für die verschiedenen Klassen der Betheiligten verschiedene Strafen 
festgesetzt : so werden die Anstifter , auch wenn sie bei der That 
nicht zugegen waren , zu dem höchsten Mass der diesem Verbrechen 
angedroheten Strafe verurtheilt. Diese Strafe wird um einen Grad 
herabgesetzt , wenn die Anstifter von der Ausführung ihres Vorsatzes 
abstanden, aber weder Massregeln zu Verhinderung des Verbrechens 

•) S. 8. 14 lind 15. 
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ergriffen noch das Vorhaben der zuständigen oder nächsten Behörde 
anzeigten. 

iSä. Die Genossen, welche nach vorgängiger Verabredung an 
einem Verbrechen Theil nehmen , unterliegen der diesem Verbrechen 
angedroheten Strafe, aber das Mass derselben wird danach bestimmt, 
wie sie den Anstiftern bei Vorbereitung des Verbrechens, bei Anwer- 
bung anderer Theilnehmer und bei der That selber halfen. Die Strafe 
derjenigen Genossen , welche bei der That nicht zugegen waren, wird, 
auch wenn ihre Abwesenheit nur zußHig und durch Umstände, die 
nicht von ihrem Willen abhingen, verursacht war, um einen Grad 
niedriger bestimmt , als die Strafe derer , welche bei der That zugegen 
waren und daran Theil nahmen. Die Strafe des Genossen, welcher 
freiwillig von der Theilnahme am Verbrechen absteht, aber das Vor- 
haben nicht zeitig anzeigt, wird um zwei Grade , und, wenn beson- 
dere Umstände die Anzeige hinderten , um drei Grade niedriger 
angesetzt, als die Strafe derer, welche an der Vollbringung der That 
Theil nahmen. 

§. iS6. Die Anheizer oder Aufwiegler werden, auch wenn sie nicht 
zu den Anstiftern gehörten , zum höchsten Mass der Strafe verurtheilt, 
die dem Verbrechen, zu welchem sie angehetzt oder aufgewiegelt 
haben , angedrohet ist. Wenn sie sich in der Folge bemüht haben, 
die Ausführung des verbrecherischen Vorhabens zu hindern, ihn aber 
nicht zeitig bei der Obrigkeit angaben, so wird ihre Strafe um einen 
Grad herabgesetzt. 

§. i27. Diejenigen Begünstiger , ohne deren Mitwirkung das Ver- 
brechen nicht hätte vollbracht werden können, werden zu derselben 
Strafe, wie die Urheber des Verbrechens, verurtheilt; die Strafe aller 
übrigen Begünstiger wird um einen Grad niedriger, als die Strafe 
derjenigen Theilnehmer bestimmt , die bei der That zugegen waren. 
Solche, die ihre Hülfe zu Verübung des Verbrechens versprechen und 
sich hernach davon los.sagen, aber darüber nicht zeitig der Obrigkeit 
Anzeige machen, unterliegen der Strafe, welche das Gesetz Denen 
androhet, die einen bösen Anschlag nicht anzeigen. 

$. i28. Wenn .Alle, die sich zu einem Verbrechen verabredet hatten, 
bevor ein Anfang dazu gemacht worden , ihren Vorsatz aufgeben, und 
wenn das Verbrechen nicht zu denen gehört, deren blosse Beabsich- 
tigung verpönt ist ; so sind sie von jeder Strafe frei, können aber, 
nach Umständen, auf längere oder kürzere Zeit unter Polizeiaufsicht 
gestellt werden. 

$. i29. Wenn einer von den Theilnehmern an einem Verbrechen, 
bei Ausführung desselben , noch ein anderes Verbrechen begeht, 
welches mit den übrigen Genossen nicht verabredet war ; so wird er 



Digitized by Coogle 




29 

nach der Rej?el über Concurrenz der Verbrechen (§. 15G) bestraft. 
Nach derselben Ke^el wird auch die Strafe derjenigen Genos.sen be- 
stimmt, welche, ausser dem ursprünglich beabsichtigten Verbrechen, 
auch an diesem zweiten Theil nahmen , oder darum wussten und es 
nicht hinderten. 

§. ISO. Die Strafe der Hehler wird um einen Grad niedriger an- 
gesetzt , als die Strafe derjenigen Begünstiger, ohne deren Mitwirkung 
die That unmöglich gewesen wäre (§. 127). 

S- 131. Mit derselben Strafe, wie die Hehler , werden auch die 
Zulüsser und Diejenigen belegt , welche um das verbrecherische Vor- 
haben wussten , die Obrigkeit oder die bedrohete Person davon be- 
nachrichtigen konnten und cs nicht tliaten. Hiervon sind nur die Fälle 
ausgenommen, wo das Gesetz, für unterlassene Anzeige eines ver- 
brecherischen Anschlags, ausdrücklich eine härtere Strafe verordnet. 

S. 152. F ür Nichtanzeuje eines schon vollbrachten \ erbrechens 
hat der Schuldige, jenachdem die Sache wichtig ist, und nach Mas.s- 
gabe der Um.stände , Festungsarrest auf längere oder kürzere Zeit, 
mit oder ohne F.ntziehung der im §. 53 genannten Rechte, Gcräng- 
niss oder, Arrest auf längere oder kürzere Zeit, Verweise, rügende 
Bemerkungen oder Geldbussen zu gewärtigen. 

S. iSS. Gegen Denjenigen , der den Urheber eines Verbrechens 
kennt und nicht angibt, während er weiss, dass die Gerichte, dieses 
Verbrechens wegen, einen Unschuldigen verfolgen, wird die Strafe 
für unterlassene Anzeige um einen Grad geschärft. 

S- 154. Die Strafen für Nictitanzeige begangener Verbrechen fallen 
weg, wenn die Anzeige unterlassen wurde von Kindern gegen ihre 
Eltern oder andere .Ascendenten, von Ellern gegen ihre Kinder oder 
andere Descendenten , von Eheleuten gegen einander, und von Ge- 
schwistern gegen einander. Wenn der wegen Nichtanzeige Beschuldigte 
mit dem Verbrecher bis zum zweiten Grade einschliesslich ver.schwä- 
gert ist oder von ihm Erziehung oder sonstige Wohllhalen erhalten 
hat, wird die Strafe für unterlassene Anzeige nach Ermessen des 
Gerichts gemildert, und, falls der Verbrecher selbst weder Todes- 
strafe noch Verbannung zu Zwangsarbeiten verwirkt hat. ganz erlassen. 
Auch die Strafe De.sjenigen, der einen verbrecherischen Anschlag nicht 
anzeigt, wird unter diesen Umständen, jedoch in geringerm Masse, 
gemildert. 

Die Strafe des Hehlers wird nach demselben Massstabe gemildert 
oder ganz erlassen, wenn der Hehler beim Verbrechen nicht mitge- 
wirkl, sondern nur die Flucht des Thäters, der sein Gatte, naher 
Verwandte, Verschwägerter oder ehemaliger Wohlthäter war, be- 
günstigt hat. 
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Die Bestimmungen dieses Paragraphen Anden keine Anwendung, 
wenn Jemand bei einem der in §. 263, 266, 271 und 275 genannten 
Staatsverbrechen durch Nichtanzeige oder als Hehler betheiligt ist. 

IV. Von den erschwerenden Umständen. 

§. ISS. Die Schuld des Verbrechers ist um so grösser und das 
Mass seiner Strafe wird um so hoher angesetzt : 1) je mehr Absicht 
und Ueberlegung in seiner verbrecherischen Handlung liegen ; 2) je 
höher sein Stand , sein Beruf und seine geistige Bildung sind ; 3) je 
mehr die Beweggründe, die ihn zur That bestimmten, den Gesetzen 
und der Sittlichkeit zuwider waren ; 4) je mehr Personen durch ihn 
zur Theilnahtne an dem Verbrechen verleitet wurden ; 5) je mehr 
Anstrengung er auf Hinwegräumung der seinem Vorhaben entgegen- 
stehenden Hindernisse anwandte ; 6) je mehr besondere und persön- 
liche VerpAichtungen in Betreff des Orts, wo das Verbrechen geschah, 
und der Personen, gegen die es gerichtet war, verletzt wurden; 
7) je mehr Grausamkeit, Bosheit und Unsittlichkeit bei Vorbereitung 
und Ausführung des Verbrechens an den Tag gelegt wurden ; 8) je 
grösser die Gefahr war, womit andere Personen, Corporationen oder 
der Staat durch das Verbrechen bedroht wurden ; 9) je grösser der 
verursachte Uebelstand oder Schade ist ; 10) je mehr der Schuldige 
bei der Untersuchung und vor Gericht Mangel an Aufrichtigkeit und 
Hartnäckigkeit im Leugnen beweist , besonders wenn er überdem noch 
Unschuldige zu verdächtigen sucht , oder verleumdet. 

§. Die Fälle, wo das Gericht, wegen einer oder mehrer von 
den im §. 135 genannten Ursachen, die Strafe nicht bloss im Masse 
steigern, sondern um einen oder mehre Grade schärfen, oder gar in 
einer hohem Klasse wählen darf, sind im Gesetz ausdrücklich angedeutet. 

§. 137. Zu den erschwerenden Umständen gehört es auch, wenn der 
Schuldige sein Verbrechen wiederholt oder ein anderes Verbrechen 
begeht, nachdem er für das erste verurtheilt und bestraft worden, und 
wenn er sich eines neuen Verbrechens schuldig macht, nachdem ihm 
ein früheres, nicht minder strafbares durch Amnestie oder durch einen 
besondern Gnadenakt des Monarchen verziehen worden. 

§. 158. Wo das Gesetz keine besondere Strafe für jeden Wieder- 
holungsfall bestimmt, verordnet das Gericht das höchste Mass der- 
jenigen Strafe, die der Angeschuldigte durch die nächstvorhergegangene 
Verübung desselben Verbrechens verwirkt hat. 

%. 159. Wer eines Verbrechens überführt ist und, vor Beendigung 
des darüber eingeleiteten Gerichtsverfahrens, ein neues Verbrechen 
begeht, wird nach der Regel über Uoncurrenz der Verbrechen (§. 156) 
bestraft. 
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V. Von den mildernden Umsländen, 

S. 140. Schuld und Strafe werden gemindert : 1) wenn der Schul- 
dige sich freiwillig und bevor auf ihn Verdacht gefallen, vor irgend 
eine Obrigkeit stellt, und ein vollständiges, aufrichtiges und reuiges 
Geständniss ablegt ; 2) wenn er zwar schon verdächtig, aber doch 
bald, ohne Widerstreben, im Verhör auf das erste Ermahnen und 
Zureden des Richters, ein vollständiges, reuiges Geständniss ablegt; 
3) wenn er ohne Zaudern und ganz aufrichtig, alle seine Mitschul- 
digen angibt; 4") wenn er das Verbrechen aus Unbesonnenheit, Un- 
verstand oder Unwissenheit beging, die von Andern benutzt wurden, 
um ihn zur That zu verleiten ; 5) wenn er das Verbrechen in einer 
heftigen Aufregung beging, in welche ihn die Person, gegen die es 
gerichtet war , durch Heeinträchligungen , Kränkungen oder andere 
Handlungen versetzt hatte; 6) wenn er zu dem Verbrechen durch das 
Zureden, durch die Befehle oder durch das Beispiel solcher Personen 
verleitet ward, denen die Natur oder das Gesetz grosse Gewalt über 
ihn verliehen halte; 7) wenn er das Verbrechen aus Nolh und wegen 
gänzlichen Mangels an Erwerb und Nahrungsmitteln beging; 8) wenn 
er durch Reue oder .Mitleid für die Opfer seines Verbrechens bewogen 
ward, einen Theil der beabsichtigten Rechtsverletzungen zu unterlassen, 
besonders aber, wenn er auch seine Mitschuldigen davon abgehalten 
hat ; 9) wenn er nach vollbrachtem Verbrechen sich bemüht hat, wenig- 
stens einen Theil der üblen Folgen desselben abzuwenden, und den 
angerichteten Schaden zu mindern. 

Wo sich einer oder mehre von den im §. 140 erwähnten 
Mdderungsgründen vorQnden, darf das Gericht, unter Berücksichtigung 
der übrigen Umstände, das Muss der Strafe herabselzen, ohne jedoch 
von dem im Gesetz vorgeschriebenen Grade abzugehen. 

§. i42. Als .Milderungsgrund gilt auch Unmündigkeit und Minder- 
jährigkeit des .Angeschuldigten. 

§. £4J. Kinder, die über sieben aber unter zehn .fahr alt sind 
und noch keine hinlängliche Begriffe von ihren PIlichlen haben, wer- 
den der im Gesetz verordnelen Strafe nicht untenvorfen , sondern 
ihren Eltern oder zuverlässigen Anverwandten zu strenger Beaufsich- 
tigung und Belehrung übergeben, wobei auch ihr Beichtvater oder ein 
anderer Geistliche milzuwirken hat. Diese Regel wird auch bei Kindern 
von zehn bis vierzehn Jahren angewandt, wenn sie eine verbreche- 
rische That bloss aus Unverstand begangen haben. 

§.£44. Die Strafe der Kinder, die zehn bis vierzehn Jahr alt 
sind und ein Verbrechen mit Ueberlegung begehen, wird in folgender 
Weise gemildert : 
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1. Für Verbrechen, auf welchen peinliche Strafen erster oder 
zweiter Klasse stehen, werden sie der Standesrechte verlustig erklärt 
und nach Sibirien auf Ansiedelung verbannt, bleiben aber von der 
Leibesstrafe frei. 

2. Für Verbrechen , auf welchen peinliche Strafen dritter Klasse 
stehen, werden sie auf fünf bis acht Jahre eingesperrt, und zwar in 
ein Kloster, wenn ein Kloster ihrer Coufession in der Nähe ist, sonst 
aber in ein Besserungshaus, wo sie jedoch von den andern Sträf- 
lingen abgesondert werden. Von der Leibesstrafe bleiben sie ebenfalls 
frei. 

3. Für geringere Verbrechen, auf welchen correctionnelle Strafen 
der ersten oder zweiten Kla.sse stehen, werden sie auf zwei Monate 
bis zu einem Jahre eingesperrt, und zwar entweder in ein Kloster, 
oder, mit Beachtung der unter N“ 2 aufgestellten Regel, in ein Bes- 
serungshaus. 

4. Für Verbrechen, auf welchen Besserungshaus oder eine geringere 
Strafe steht, erhalten sie eine häusliche, durch ihre Eltern oder Vor- 
münder zu bestimmende Züchtigung. 

$. £4S. Minderjährige, die über vierzehn, aber unter einundzwanzig 
Jahr all sind , werden, wenn sie ein Verbrechen begehen, welches 
den Verlust aller Standesrechte nach sich zieht , zu denselben Strafen 
verurtheill wie Volljährige, nur mit dem Unterschiede, dass die Leibes- 
strafe an Denen , die durch ihren Stand davon nicht frei sind , nicht 
durch den Henker und auch nicht mit der Peitsche, sondern durch 
Polizeidiener und mit Ruthen vollzogen wird, und dass die Dauer ihrer 
Arbeilsslrafe um ein Drittel abgekürzt wird. In den Fällen, wo sie 
die Strafe der Bergwerksarbeit ohne Zeitbestimmung venvirkl haben, 
werden sie dazu auf zwanzig Jahre verurtheill. 

$. £46. Für geringere Verbrechen , auf welchen correctionnelle 
Strafen erster oder zweiter Klasse stehen, werden Minderjährige, die vier- 
zehn bis einundzwanzig Jahr alt sind, ohne Schmälerung ihrer Standes- 
rechte, als Soldaten in die Armee und, wenn sie dazu untauglich 
sind, als Schreiber in eine Militär-Kanzelei abgegeben. In beiden Fällen 
bleibt ihnen die Aussicht auf Beförderung. 

Bei allen übrigen Verbrechen und Vergehen solcher Minderjährigen, 
die über vierzehn aber unter einundzwanzig Jahr all sind, wird die 
im Gesetz verordnele Strafe um einen oder , nach Ermessen des 
Gerichts , auch um zwei Grade herabgesetzt. 

§. £4T. Wenn der Minderjährige durch einen Volljährigen zum 
Verbrechen verleitet wurde, so darf das Gericht, nach Gutdünken, 
die Strafe um einen oder zwei Grade herabsetzen, ohne jedoch von 
der im Gesetz genannten Strafklasse abzugehen. 
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S- <4Ö. Für fahrlässige Verbrechen werden Minderjährige, die 
zwischen vierzehn und einundzwanzig Jahr all sind, bloss häuslich, 
von ihren Ellern oder Vormündern gestraft. 

i49. Minderjährige , die zum Ilesserungshans , Feslungsarrest 
oder Gefängniss verurtheill sind, werden daselbst von den andern 
Sträflingen abgesondert. 

§. ioO. Wenn ein Unmündiger von zehn bis vierzehn Jahren, oder 
ein Minderjähriger schon für ein Verbrechen vernrtheilt und bestraft wor- 
den ist, und hernach ein anderes ebenso schweres oder noch schwereres 
begeht : so wird er für das neue Verbrechen zu denselben Strafen ver- 
urtheill, womit das Gesetz den Volljährigen bedroht, und nur die Leibcs- 
strafe wird ihm, den §§. IW und 1V5 gemäss, erlassen oder gemildert. 

Dritte llnterabtlieiluiif^* 

BEFIIGNIS8E l'ND PFLICHTEM DF.8 GERICHTS BEI BE S T I.H M E N 0 
DER STRAFEN. 

§. iSi. Das Gericht darf keine andere Strafe zuerkennen, als die- 
jenige , welche im Gesetz ausdrücklich verordnet ist. In gewissen 
Fällen steht ihm indess die Befugniss zu, das Mass der verwirkten 
Strafe , je nach den Umständen und innerhalb der gesetzlichen Grenze, 
höher oder niedriger anziiselzen. Es gelten dabei folgende Hegeln : 
ISQ. Wo das Gesetz nicht nur die Klasse und den Grail, son- 
dern auch in diesem Grade ein höchstes und ein niedrigstes .Alass der 
Strafe bestimmt , da muss das Gericht , je nach der Grösse und 
nach den Nebenumständen des Verbrechens , den Schuldigen zum 
höchsten oder zum niedrigsten oder zu einem mitllern Mass der^ver- 
ordnelen Strafe verurlheilen , ohne von der Klasse noch von dem 
Grad derselben abzugehen. Ist aber iin Gesetz nur die Klasse und 
der Grad, und in lelzlerm kein höchstes noch niedrigstes .Alass an- 
gegeben , dann bestimmt das Gericht das .AIa.ss nach seinem Gut- 
dünken, d. h. unter Berücksichtigung der Strafbarkeit und der Neben- 
umstände des Verbrechens , darf aber ebenfalls aus den im Gesetz 
genannten Klassen und Graden nicht hinausgehen. Ausnahmen hiervon 
dürfen nur nach Anleitung der §§. 157 und I5S gemacht werden. 

§. 1S5. Wenn das Gesetz bloss die Klasse der Strafe bestimmt 
oder mehre Strafen nennt, unter denen gewählt werden soll : so hat 
der Richter diese Wahl zu trcITen und Grad und Mass der Strafe 
nach seinem Gutdünken festzusetzen. Er mu.ss dabei auf die Grösse 
des Verbrechens, auf den Stand des Angeschuldigten und auf die 
Nebenumständc der That Rücksicht nehmen. 

§. 1^4. Wenn die im Gesetz verordnele Strafe , so wie es in 
S- 124 — 127, 130 und an andern Stellen dieses Gesetzbuchs befoh- 

3 
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len ist, nach Massgabe der Betheiligung oder der mildernden Umstände, 
um einen oder mehre Grade herabgesetzt werden soll, und die im 
Gesetz genannte Strafklassc keinen niedrigem Grad enthält : dann 
steigt das Gericht zu der nächstTolgenden Klasse herab, also von der 
zweiten Klasse der peinlichen Strafen zur dritten, von dieser zur 
ersten Klasse der correctionnellen Strafen, von der ersten Klasse der 
correctionnellen Strafen zur zweiten, von der fünften zur sechsten. 
— Von den correctionnellen Strafen zweiter Klasse darf das Gericht 
zu keiner andern, mildern Klasse übergehen, und ebensowenig von 
der dritten und vierten Klasse correctionneller Strafen zur fünften. 
Statt dessen verurtheilt es den Angeschuldigten , für den Milderungs- 
gründe vorliegen, zu dem geringsten Mass der im Gesetz genannten 
Strafklasse. 

>Yenn hingegen eine Strafe um einen oder mehre Grade geschärft 
werden soll, und die im Gesetz genannte Strafklasse keinen hohem 
Grad enthält : dann befolgt das Gericht das soeben angedeutete Ver- 
fahren in umgekehrter Ordnung, und steigt von der sechsten Klasse 
correctionneller Strafen zur fünften hinauf, von der zweiten zur ersten, 
von der dritten Klasse peinlicher Strafen zur zweiten. Von der fünf- 
ten Klasse correctionneller Strafen darf es aber weder zur vierten 
noch zur dritten, und von diesen nicht zur zweiten hinaufgehen, und 
ebensowenig von den correctionnellen Strafen zu den peinlichen. •) 
In Fällen dieser Art kann es , statt zu einer andern Straf klasse hin- 
aufzusteigen , bloss das Mass der Strafe erhöhen, d. h. den höchsten 
im Gesetz genannten Grad durch Verlängerung der Dauer schärfen. 
Dieses geschieht indem das Urtheil zu dem im Gesetz genannten 
längsten Termin der Einsperrung (sey es in der Arrestanten-Com- 
paguie, im Gefängniss, im Arbeitshause, im Besserungshause, in der 
Festung oder am Verbannungsort) ein, zwei oder drei Jahre hinzu- 
fügt, Jenachdem die Strafe um einen, zwei oder drei Grade ge- 
schärft werden soll. 

§. iSS. ^Yenn im Gesetz für eine der richterlichen Beurtheilung 
vorliegende, verbrecherische Handlung keine Strafe bestimmt ist, so 
verurtheilt das Gericht den Schuldigen zu der Strafe desjenigen Ver- 
brechens, welches dem vorliegenden, in Ansehung seiner Gefährlich- 
keit und Beschaffenlieit, am nächsten kommt, muss aber ein solches 
Urtheil, vor der Vollstreckung, unter Beachtung der vorgeschriebenen 
Subordinationsregcln, dem dirigirenden Senat zur Durchsicht vorlegen. 

iü6. Wenn eine Concurrenz von Verbrechen stattflndet, d. h. 
wenn Jemand überfuhrt ist zu gleicher Zeit oder zu verschiedenen 
Zeiten mehre gesetzwidrige Handlungen begangen zu haben , die 

*1 Der Grund wird bei Ansiclil der Str*rskala rinicuchlcn. D. l'eber$. 
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noch nicht bestraft und auch weder durch Verjährung noch durch 
Amnestie oder specielle Begnadigung getilgt sind : so soll das Gericht, 
in seinem Urtheilsspruch , die auf Jedem dieser Verbrechen stehenden 
Strafen erwähnen, den Schuldigen zur härtesten derselben verurtheilen 
und für diese das höchste Mass ansetzen. 



VIERTE ABTHEILUNG. 

MILDERUNG •) UND TILGUNG DER STRAFEN. 



$. iö7. Die im Gesetz bestimmte Strafe kann nicht bloss im Masse 
herabgesetzt werden, wie $. 141 zeigt, sondern auch in Ansehung 
des Grades und selbst der Klasse gemildert werden: 

1. wenn der Verbrecher sich freiwillig vor Gericht stellt und be- 
kennt, oder auch wenn er als verdächtig in Untersuchung gezogen, 
nicht nur sein Verbrechen vollständig und aufrichtig eingesteht und 
alle seine Mitschuldige angibt, sondern Uberdem noch getreu und 
zeitig anzeigt, wie ein anderer verbrecherischer Anschlag zu verhin- 
dern ist; 

2. wenn der Verbrecher nicht nur ein freiwilliges und vollständiges 
Geständniss ablegt, sondern auch wegen früherer, vieljähriger, un- 
tadelhafler .Amtsführung oder wegen ausgezeichneter Verdienste und 
rühmlicher Eigenschaften besonderer Rücksicht werth ist ; 

3. wenn ein angeschuldigter Nichtchrist, während der Untersuchung 
oder des gerichtlichen Verfahrens, den Glauben der rechtgläubigen 
Kirche annimmt ; endlich 

4. wenn das Verbrechen kein solches ist, worauf der Verlust aller 
Standesrechte steht, und der Schuldige sehr lange in Untersuchungs- 
haft gewesen ist. 

$. ±S8. In allen diesen und andern, ungewöhnlichen und beachtens- 
werthen Fällen müssen die Gerichtsbehörden erster und zweiter In- 
stanz ihr Urtheil, bevor sie es vollziehen lassen, mit Beobachtung 
der Regeln der Subordination , dem dirigirenden Senat vorlegen. 

$. dS9. Der dirigirende Senat prüft diese Vorstellung und , falls 
sie von einem Gericht erster Instanz herrührt, auch das Gutachten 
der mittlern Instanz, und darf, wenn er es wegen der itn §. 157 
erwähnten oder wegen anderer Ursachen nöthig findet, bei Kaiser- 

*) BUber war von den Strarmilderungeii die Rede, welche der Richter aus 
eigener Autorität vornimmt. Hier werden die Fälle genannt , wo eine )lilderung 
beim Monarchen in Antrag gebracht werden darf. U. Velen. 

3 * 
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lieber Majeistäl, zum Zueek einer MilJcrung uiler tinwandlung der 
gesetzlichen Strafe , Fürsprache einlegen. 

§. 100. Die Strafe wird ■'anzlich getilgt ; I) durch den Tod des 
Verbrechers ; 2~) durch AussOhnuiiy des Schuldigen mit dein Beleidig- 
ten; 3) durch Yerjührung. 

§. 16 i. Durch den Tod des Verbrechers fallt die durch ihn verwirkte 
Strafe von selbst weg. Die aus Verbrechen entstandenen .Viispruche 
anderer Personen, so wie des Staats, haften aber, mit .Vusiiahme der 
gerichtlich auferlegten Geldstrafen, an seinem Venmigen. 

§. lOS. Ist das Vergehen ein solches , weiches nur auf die Klage 
der beleidigten oder verletzten Person Gegenstand eines gerichllichen 
Verfahrens werden darf : so verliert das Sirafurtheil seine Kraft, wenn, 
vor Vollstreckung desselben, der Kläacr sich mit dem Schuldigen aus- 
söhnt. Hiervon sind nur die in den §§. 425, 19!)S— 2Ü05, 2007, 2027, 
2028, 2040—2042 genannten Fälle au.sgenommen. 

§. 165. Die Strafe wird durch Verjährung getilgt, wenn das Ver- 
brechen von dem Zeitpunkt an, wo es begangen wurde, während 
einer gewissen Frist nicht ruchlbar, d. h. nicht Gegenstand eines ge- 
richtlichen Verfahrens, einer Untersuchung, Klaue oder Anzeige ge- 
worden, oder der Thäter während dieser Zeit, trotz angestellter 
Nachsuchung, unentdeckt geblieben ist. Diese Frist beträgt: 
zetm Jahre bei Verbrechen, auf welchen peinliche Strafen zweiter, 
dritter oder vierter Klasse stehen, (^ausgenommen sind hier die in den 
S§. 166 und 107 genannten Verbrechen); 

acht Jahre bei Verbrechen , auf welchen correctionnelle Strafen 
erster Klasse stehen; 

fünf Jahre bei Verbrechen , denen correctionnelle Strafen zweiter, 
dritter oder vierter Klasse angedrohet sind ; 

drei Jahre bei Verbrechen, die mit correctionnellen Strafen fünfter, 
sechster oder siebenter Klasse verpönt sind. 

§. 164. Ist das Vergehen ein solches , welches nur auf die Klage 
der beleidigten oder verletzten Person Gegenstand eines gerichtlichen 
Verfahrens werden darf : so ist die Strafe auch dann verjährt , wenn 
der Beeinträchtigte die Sache so lange Zeit liegen lässt, als nach 
§. 163 zur Verjährung des in Frage stehenden Vergehens nöthig ist. 
Hiervon sind ebenfalls die in den §§. 426, 1998—2005, 2007, 2027, 
202S, 2040 — 2042 genannten Fälle ausgenommen. 

§. 166. Die Schuld der Genossen und Begünstiger eines verabrede- 
ten 4erbrechens, und der Gehülfen bei einem nichtverabredeten Ver- 
brechen, ist nicht eher verjährt, ids nach Ablauf der den Anstiftern 
und Hauptschuldigen gesetzten Verjährungsfrist. 

§. 166. Die in den §§. 263, 266, 271 und 275 genannten Slaats- 
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verbrechen und der vorsätzliche Vater- oder Muttermord werden nicht 
verjährt ; wenn aber von dem Zeitpunkt des Verbrccliens zwanzig 
Jahre verflossen sind ohne dass dasselbe ruclilbar (§. 163) geworden, 
und wenn unter dieser Zeit der Thäler, ungeachtet angestelller Nach- 
forschungen, unentdeckt geblieben ist, so wird er nicht zum Tode 
noch zu Zw angsarbeiten , sondern zur Verbannung auf Ansiedelung 
in den entferntem Gegenden Sibiriens verurlhcilt , und bleibt von der 
Leibesstrafe frei. 

§. i67. Die Strafen, welche das (leselz dem Uebertritt von der 
rechtgläubigen zu einer andern, wenn gleich in Rus.sland geduldeten 
Kirche und dem gänzlichen Abfall vom Christenthum androhet, werden 
nicht durch Verjährung getilgt ; denn eine solche Schuld dauert un- 
unterbrochen fort , so lange der Schuldige nicht zur Pflicht zuriickkehrt. 
Aus gleichem Grunde ist auch die Schuld De.sscn uuverjährbar, der 
wissentlich eine gesetzwidrige Khe eingeht oder sich einen Stand, 
Amt, Hang, Ehrenzeichen, Titel oder Namen anmassl, die ihm nicht 
zukommen. 

§. 168 . Die Schuld der Richter und Beamten, die ein rechtskräf- 
tiges Urtheil nicht gehörig vollziehen, oder nicht der Ordnung gemäss 
publiciren, ist erst dann durch Verjährung getilgt, wenn von dem 
Zeitpunkt an , wo das Urtheil seine Rechtskraft w egen Nichtvollzug 
verloren hat , zehn Jahre verflossen sind. 

§. 169 . Das Recht auf Ersatz des durch ein Verbrechen verursach- 
ten Schadens und das Recht an den durch Verbrechen erworbenen 
Gegenständen, wxrden nach den Regeln beurtheilt, welche das bür- 
gerliche Gesetzbuch über Verjährung aufslellt. 

§. 170 . In keinem Fall hängt cs vom Gericht ab , einem Schuldi- 
gen die Strafe zu erlassen. Solches kann nur durch die Gnade des 
Monarchen geschehen. Da die Begnadigung eine Ausnahme von dem 
allgemeinen Gesetze macht , so muss deren Wirkung und Umfang 
genau nach dem Inhalt des .Mlcrhöchsten Ukases , der die Strafe 
mildert oder erlässt , beurtheilt werden. 

$. 171 . Dieser Regel gemä.ss wird auch die bei gewissen Gelegen- 
heiten durch allgemeine Gnadenmanifeste ausgesprochene Straferlassung 
nur auf diejenigen Verbrechen und Vergehen bezogen, welche das 
Manifest bezeichnet. 

§. 172 . Die rechtlichen Folgen einer schon vollzogenen Strafe 
hören nur in so fern auf, als solches in dem Begnadigungs-Ukas 
oder im allgemeinen Gnadenmanifcst ausdrücklich verordnet ist. Der 
Privatperson, welche durch das Verbrechen eines Andern zu Schaden 
gekommen ist, wird der .Anspruch auf Ersatz, durch die Begnadigung 
des Verbrechers, nicht genommen. Die Kirchenbusse, zu welcher der 
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I)c{rnaili)£lo vcnirlhcilt war, kann nach dem Gutdünken der geistlichen 
Behörde seiner Cunfession , fortgesetzt oder eingestellt werden. 



FLNFTE ABTnElLFNG. 

VON DEM UMFANG DER WIRKSAMKEIT DIESES 
GESETZBUCHS. 



Erste IJnterabtlieiliins. 

VON DESSEN WIBKSAMKEIT IN BEZIEHL'NG AUF RL'SSISCaE 
UNTEKTHANEN IM REICH. 

$. i75. Diesem Gesetzbuch sind alle russische Unterthanen inner- 
halb des Reichs gleichmässig unterworfen. Die .\usnahmen , welche in 
Betracht der Gebräuche und Lebensweise einiger in Sibirien, in den 
Gouvernements Archangel, Astrachan und Orenburg, in der Provinz 
Kaukasien und jenseits des Kaukasus wohnenden fremden Stämme 
zugelassen werden , sind durch besondere Verordnungen festgestellt. 
(S. die Anlage N" 41. 

§. 174. Auf solche Rechtssachen, die nach den Gesetzen der Kirche 
oder nach dem Kriegsreglement zu entscheiden sind, wird dieses 
Gesetzbuch nicht angewandt. 

Zweite IJnterabthelliing. 

WIRKSAMKEIT DIESES GESETZBUCHS IN BEZIEHUNG AUF 
AUSLANDER IM REICH. 

$. 17 S. Die in Russland ansässigen oder sich daselbst einstweilen 
aufhallenden Ausländer sind den Strafgesetzen des Reichs , gleichwie 
die Einheimischen, unterworfen, wenn nicht durch Verträge mit frem- 
den Staaten etwas Anderes festgesetzt ist. 

%. 176. Wenn Jemand, der zu einer fremden, beständigen oder 
ausserordentlichen Gesandtschaft gehört, in Russland ein Verbrechen 
begeht , so wird darüber mit seiner Regierung auf diplomatischem 
Wege Rücksprache genommen. 

§. 177. Wenn Personen , die im Dienst eines ausländischen, diplo- 
matischen Agenten stehen, eines Verbrechens beschuldigt oder ver- 
dächtig sind : so werden sie, durch Vermittelung des Ministeriums 
der auswärtigen Angelegenheiten, zur Untersuchung und vor Gericht 
gefordert. 

%.178. Wenn ein fremder Unterlhan, der im Auslande ein Ver- 
brechen gegen die russische Regierung oder gegen russische Unter- 
thanen begangen oder sich dessen verdächtig gemacht hat, auf dem 
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Gebiet des Reichs festgenommen oder nach Russland ausgeliefert 
wird : so ist dieses Gesetzbuch auch auf ihn anwendbar. 

^■ifuvi. Die Chine«en , welche ein Verbrechen auf russischem (icbiete begehen, 
werden ihrer Regierung aii-igelicfert, sowie die russischen Unlerthaneu, die 
in den chinesischen (irenKländcrn Verbrechen begehen , der russm'ben 
Regierung zur Bestrarnng abgegeben werden. 

llritte Unterabllielliiiij^. 

WIRKSAMKEIT DIESES GESETZBUCHS IN BEZIEHUNG AUF 
niSSISCHE ONTEIITBANEM IM AESEANDE. 

$. i79. Russische Untcrihanen , die im Auslande oder vor ihrer 
■Vusreise aus dem Reich, ein Verbrechen gegen ihren Monarchen, 
gegen den russischen Staat oder gegen andere russische Unlerthanen 
begehen, sind diesem Gesetzbuche unterworfen, und werden, wenn 
sie nach Russland zurückgekehrt oder ausgeliefert sind , danach 
bestraft. 

§.<80. Wenn ein russischer Unterthan, der im Auslande ein Ver- 
brechen gegen eine fremde Regierung oder gegen fremde Unterthanen 
begangen hat, nach Russland ausgeliefert wird, oder freiwillig ins 
Vaterland zurückkehrl und hier angeklagt wird : so ist das gegen- 
wärtige Gesetzbuch auch auf ihn anzuwenden. Wenn indess sein 
Verbrechen in den Gesetzen des Landes, wo er es beging, gelinder 
verpönt ist, als im russischen Gesetzbuch : so wird seine Strafe da- 
nach verhällnissmässig gemildert, insofern nämlich der dirigirende 
Senat, dem alle in solchen Sachen gelallte Urtheilc vor der Voll- 
streckung vorzulegen sind, dazu seine Genehmigung ertheilt. 

$. i8i. Wenn ein russischer Unterthan in der Türkei oder in Per- 
sien gegen einen andern russischen oder gegen einen türkischen, 
persischen oder sonstigen, fremden Unterthan ein Verbrechen begeht, 
dem das russische Gesetz keine härtere als Gerängnissstrafe androhet, 
so wird er durch den rassischen Gesandten, Geschäftsträger oder 
Consul gerichtet. Steht aber auf deniVerbrecbcn eine schwerere Strafe, 
so wird der Angeschuldigte, nachdem die Untersuchung ordmings- 
mässig geschlossen ist, mit den Instruktionsacten, an die Oberbehürde 
der nächsten russischen Grenzprovinz abgeschickt, welche ihrerseits 
die Sache dem zuständigen Gericht zur Aburtheilung zuweiset. 

Anm. Wenn eim* bei riH^iflcheii llulfatruppen im Aiislnndo oder bei rrcrndeii 
Hölffitruppen in Ru^tdnnd dienende Person, eines Verbrechens beschiilditft 
ist, so wird die Sache durch eine gemischte Commission , welche die ru:»- 
tische und die zuslfinüigo fremde Regierung ernennen, nach den (icseir.en 
des Landes, zu dem der Beschuldigte gehdrt , untersucht und eiiischiedtMi. 
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ZWEITER ABSCHNITT 



VERBRECIIE\ WIDER DIE RELIGION l.\D tBERTRETLNG DER 
m SCUITZ DER RELIGION BESTEHENDEN ANORDNTNGEiN. 



ERSTE ABTIIEILIING. 

GOTTESLÄSTERUNG UND HERABWÜRDIGUNG DER 
RELIGION. 



§. 182. Wer vor.'iätzlich und ölTcntlich, in einer Kirelie, eine Lä.ste- 
runi; aii.'ispricht wider den dreieinigen Gott oder wider die heilige 
Mutier Gnilcs und ewige Jungfrau Maria, wider das heilice Kreuz 
unsers Herrn und Erlösers Jesus Christus , wider die unkürperlichen, 
himmlischen Mächte oder wider die Heiligen des Herrn und deren 
Abbildungen, verfällt in die peinliche Strafe zweiter Klasse, dritten 
Grades *) — Wenn dieses Verbrechen ausserhalb der Kirche, 
an einem ülTentlichen Ort oder vor einer .Menschenmenge veriibl wird, 
so Irilft den Schuldigen die peinliche Strafe zweiter Klasse, sechsten 
Grades (VH). 

§. 18 J. Wenn das in §. 182 bczcichnele Verbrechen weder ölfenl- 
lich noch vor einer Menschenmenge , aber doch in Gegenwart anderer 
Personen und in der .Vbsichl begangen worden ist, deren Glauben 
zu schwächen oder .Vergerniss zu stiften ; so erleidet der Schuldige 
die peinliche Strafe dritter Klasse, ersten Grades (I.X). 

§.184. Wer vorsätzlich , an ölfentlicher Stätte, vor einer Menschen- 
menge den christlichen Glaid)cn, die rechtgläubige Kirche, die heilige 
Schrift oder die heiligen Sakramente schmäht, wird zur peinlichen 
Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (VII) verurtheilt. — Ist dieses 
Verbrechen nicht vor einer Menschenmenge, aber doch vor Zeugen 
und in der Absicht verübt worden, deren Glauben zu schwächen oder 
.kergerniss zu stiften : so trifft den Schuldigen die peinliche Strafe 
dritter Klasse, ersten Grades (IX). 

Ute roin. Zalilrn bcKichcn «ich auf die am Knde des M'erks hcitrefiipte Slral'- 
skiila. D- IrtfTit. 
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S- i8S. Wenn Jemand Torsätzlieh , an öffentlicher Ställe , Gott 
lästert oder die Heiligen, die christliche Religion, die rechtgläubige 
Kirche, die heilige Schrift oder die heiligen Sakramente schmäht: so 
werden Diejenigen , die dabei zugegen sind und es nicht der Rehorde 
anzcigen um dem Aergerniss zu steuern, nach Umständen , mit sechs 
Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss, oder mit drei Wochen bis zu 
drei .Monaten Arrest bestraft. 

§. i86. Wer gotteslästerliche W'orte oder Schmähworte wider die 
Heiligen oder wider die rechtgläubige Kirche an öffentlicher Ställe, 
jedoch nicht in der Absicht das Heilige herabznw iirdigen, sondern aus 
Unverstand, Unwissenheit oder in der Trunkenheit au.sspricht, wird, 
nach Umständen, enhreder auf ein bis zwei Jahre und mit Knt/.iehung 
der in §. 53 genannten Standesrechte zum Bcssernngshans, oder auf 
sechs .>lonale bis zu einem Jahre ohne Minderung seiner Standes- 
rechtc zum Re.sserungshaus , oder endlich auf sechs iMonate bis zu 
zwei Jahren zum Gefängniss verurtheilt. 

§. 187. Wer in gedruckten .Vufsätzen oder in Handschriften, die er 
auf irgend eine Weise verbreitet, Gott lästert, die Heiligen des Herrn, 
die rhrislliche Religion, die rechtgläubige Kirche, die heilige Schrift 
oder die heiligen Sakramente schmäht , verfällt in die peinliche Strafe 
dritter Klasse, ersten Grades O''“)- — Dieselbe Strafe trifft Denjenigen, 
der solche Schriften wissentlich verkauft oder verbreitet. 

§. 188. Wer durch boshaften Spott Verachtung gegen die Vor- 
schriften oder Gebräuche des Christenthums oder der rechtgläubigen 
Kirche an den Tag legt, wird mit sechs .Monaten bis zu einem Jahr 
GePängniss bestraft. — Wer irreligiöse Reden , nicht in der Absicht 
Aergerniss zu erregen oder Verachtung w ider die Religion zu äussern, 
sondern aus Unverstand, Unwissenheit oder in der Trunkenheit fuhrt, 
wird zu drei Wochen bis zu drei Monaten .Vrresl verurtheilt. 

§.189. Wer in der Absicht das Heilige hcrabzuw ürdigeu, gemalte, 
geätzte, geschnitzte oder gcgo.s.scne, Aergerniss erregende Heiligen- 
bilder oder andere auf Religion und Gottesdienst bezügliche Bildwerke 
verfertigt, verkauft oder verbreitet, unterliegt der peinlichen Strafe 
dritter Klasse, ersten Grades (IX). — Wer solches ohne böse .Xbsicht, 
aus Unverstand oder Unwissenheit timt, kommt, nach Umständen, auf 
drei bis sechs Monate ins Gefängniss, oder auf drei Tage bis zu drei 
Wochen unter Arrest. — Jedenfalls werden solche Bildwerke vernichtet. 
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ZWEITE ABTHEILLNG. 

ABFALL VOM GLAUBEN UNI) ABWEICHUNG VON DEN 
VORSCHRIFTEN DER KIRCHE. 



Erste IJnterabtlielluiig« 

ABFALL VOM GLAUBEN UND VEBLEITUNG DAZU. 

J. 190 . Wer einen .Vndern durch Ueberredung oder Verfülirungs- 
künsle zum Ueberlritt von irgend einer clirisllichen Religioii.-ipartei 
zum muliammedani.schen, jüdischen oder zu einem andern niclitchrist- 
lichen Glauben verleitet , unterliegt der peinlichen Strafe zweiter Klasse, 
fünften Grades (VI). — Wer aber Gewalt anwendet, um Jemand zum 
Abfall vom Christenthum zu nothigen, vernUll in die peinliche Strafe 
zweiter KIa.sse, dritten Grades (IV). 

§. 191 . Wer von irgend einer christlichen Religinnspartei zu einer 
nichtchristlichen Übertritt, wird der geistlichen Behörde derjenigen Con- 
fession, zu welcher er vorher gehurte, zugewiesen, damit diese ihn durch 
Belehrung zu be.sscrer Einsicht bringe. Bis er zum Christenthum zu- 
rückkehrt genie.sst er die Hechte seines Standes nicht. Sein Vermögen 
wird für ebensolange unter eine vormundschaftliche Verwaltung gestellt. 

§. 192 . Wenn ein .Muhammedaner oder Jude mit einer l’erson 
evangelisch-lutherischer oder reformirter Cunfession verheirathet ist, 
und, seinem schriftlichen Versprechen zuwider, die aus solcher Ehe 
entsprossenen Kinder nicht in der christlichen Religion erziehen lässt, 
seiner Ehefrau oder deren Kindern die Ausübung des christlichen 
Cultus wehrt, oder sie gar durch Drohungen oder Verführungskünste 
zum Abfall vom Christenthum bewegt ; so wird die Ehe getrennt und 
der muhammedanische oder jüdische Ehegatte, mit Entziehung aller 
Standesrechte , nach Massgabe seiner Schuld , in eine mehr oder 
weniger entfernte Gegend Sibiriens auf Ansiedelung verwiesen. 

§. 193 . Der Jude, welcher ohne besondere, gesetzliche Autorisa- 
tion, bei sich einen Christen zu häuslichen Dienstleistungen hält, muss, 
auch wenn er ihn nicht dem christlichen Glauben abwendig zu machen 
sucht, für die Zeit, da er denselben bei sich gehabt, täglich fünf Rub. 
Strafe zahlen , und wird im Wiederholungsfall, neben dieser Geldbusse, 
mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest bestraft. 

§. 194 . Auch in den Fällen, wo den Juden gestaltet ist, Christen 
in Dienst zu nehmen, werden diejenigen Juden, welche eine Christin 
in dem Hanse halten, wo sie selbst wohnen, dafür um hundert bis 
zweihundert Rubel gestraft. — Die beim ersten Vergehen dieser .\rt 
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venvirkte Geldbasse wird bei jedesmaliger Wiederholung um die Hälfte 
erhöht. 

S- I9o. Wer einen Andern zum Ueberlritt von der rechtgläubigen 
zu einer andern christlichen Confession verleitet, wird zur correctioii- 
nellen Strafe erster Klasse, funfteii Grades verurtheilt (XVI). — Wer 
Zwang und Gewalt auwendel, um einen solchen Ueberlritt zu bewirken, 
verfällt in die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (.\). 

§. ±96. Wer von der rechtgläubigen zu einer andern christlichen 
U.onfession Übertritt, wird der geistlichen Behörde übergeben, damit 
diese ihn durch Belehrung zu besserer Einsicht bringe und mit ihm 
nach den Gesetzen der Kirche verfahre. Kür so lange als er nicht 
zur rechtgläubigen Kirche zurückkehrt, ergreift die Regierung die in 
den Gesetzen (im l i'vn Rande des Swod, §. 4!) — 54) vorgeschriebe- 
nen .Massregeln , um seine minderjährigen Kinder und seine Leibeige- 
nen vor Verführung zu bewahren. Für ebensolange werden diejenigen 
seiner Guter, auf denen rechtgläubige Bauern wohnen, unter eine 
vormundschaftliche Verwaltung gestellt, und ist ihm der .\ufcnthalt 
daselbst untersagt. 

§. ±97. Wer durch Predigt oder Schrift Mitglieder der rechtgläubigen 
Kirche zum Ueberlritl zu einer andern, wenn gleich christlichen, Con- 
fession oder zu einer ketzerischen Sekte zu verleiten sucht, den irelfen 
beim ersten Mal Verlust der in §. 53 genannten Rechte nebst ein- 
bis zweijähriger Einsperrung iiu Bc.sserungshaus , beim zweiten Mal 
vier- bis sechsjähriger Festungsarrest und ebenfalls Verlust der in 
§. 53 bezeichneten Rechte , beim dritten Mal die correctionnelle Strafe 
erster Klasse, vierten Grades (.XV). — Wer solche Predigten und 
Schriften in der Absicht verbreitet. Rechtgläubige zu einer andern 
Lehre zu verfuhren, kommt auf sechs Monate bis zu einem Jahr in’s 
Besserungshaus. 

§.±98. Ellern, die durch das Gesetz verpllichtel sind, ihre Kinder 
in der rechtgläubigen Confession zu erziehen, und die ihnen dennoch 
die Taufe oder andere Sakramente nach den Gebräuchen einer andern 
christlichen Kirche erlheilen lassen, kommen auf ein bis zwei Jahre 
in’s Gelangniss. Ihre Kinder werden rechtgläubigen Anverwandten und, 
in Flrmangclung solcher, einem von der Regierung zu wählenden, 
rechtgläubigen Vormunde, zur F-rziehiing abgegeben. — Dieselbe Strafe 
trifft den Vormund , der die ihm anverlraulen , der rechtgläubigen 
Kirche angehörenden Kinder in einer andern Confession erzieht. Ueber- 
dem wird ihm die Vormundschaft sogleich abgenommen. 

§. ±99. Wer einen Andern am freiwilligen Ueberlritt zur recht- 
gläubigen Kirche hindert, kommt auf drei bis sechs Monate in’s Ge- 
langniss. — Wer Drohungen , Bedrückungen oder Gewalt anwendet, um 
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Jemand vom Uebertritt zur rechlpläubigen Kirche abzuhalten, wird, 
mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, auf zwei bis drei 
Jahre zumBesserungshau.s vernriheilt. — Ueberdem ist es ihm in jedem 
Fall untersagt, leibeigene, zur rechtgläubigen Kirche gehörende üiensl- 
boten bei sich zu haben, und dasjenige seiner Güter zu verw'allen, 
auf welchem rechlgläubige Bauern wohnen. 

%.200. Wer darum weiss, dass seine Ehefrau, seine Kinder oder 
andere unter seiner Aufsicht stehende Personen von der rechtgläubi- 
gen Kirche abfallen wollen , und nicht alle ihm zu Gebot stehende 
Mittel anwendet , um dem vorzubeugen , wird auf drei Tage bis zu 
drei Monaten zum Arrest verurtheilt, und muss sich, falls er selbst zur 
rechtgläubigen Kirche gehört, überdem einer Kirchenbusse unterziehen. 

%. SOl. Uie Geistlichen fremder, christlicher Confessionen , welche 
wissentlich Glieder der rechtgläubigen Kirche zur Beichte zulassen, 
ihnen das Abendmahl oder die letzte Oelung erlheilcn, oder deren 
Kinder nach den Gebräuchen ihrer Confession taufen oder firmeln, 
werden beim ersten Mat auf sechs Monate bis zu einem Jahr vom 
Amt suspendirt , beim zweiten Mnl der geistlichen Wurde verlustig 
erklärt und unter Puhzeiaufsicht gestellt. — Wenn sie eine solche 
geistliche Handlung an einem Rechtgläubigen verrichten, ohne zu wissen, 
dass er der rechtgläubigen Kirche angeliört, so erhallen .sie dafür 
einen scharfen Verweis als fUr eine zur Wichtigkeit ihres Berufs nicht 
passende Unachtsamkeit. 

^.202. Wenn Geistliche fremder, christlicher Confessionen minder- 
jährigen , der rechtgläubigen Kirche angehörenden Personen Religions- 
unterricht crtheilen, oder Etwas einreden, was der Lehre der recht- 
gläubigen Kirche zuwider ist : so werden sie , auch wenn die Absicht, 
dieselben ihrem Glauben abwendig zu machen, nicht erwiesen ist, 
beim ersten Mal auf ein bis drei Jahre vom Amt suspendirt , und 
beim zweiten Mat der geistlichen Wurde verlustig erklärt, auf ein bis 
zwei Jahre in’s Gefängniss eingesperrt und hernach unter Polizeiauf- 
sicht gestellt. 

%.20ö. Wenn Well- oder Ordensgeistliche der römisch-katholischen 
Kirche in den westlichen Provinzen Mitglieder der rechtgläubigen 
Kirche als Dienstboten in ihren Häusern, Kirchen oder Klöstern hal- 
ten : so werden sie , auch wenn sie solche Dienstboten ihrem Glauben 
nicht abwendig zu machen suchen , für jeden derselben um zehn 
Rubel gestraft. 

§.204. Die Geistlichen fremder, christlicher Confe.s.sionen , welche 
ohne specielle, jedesmal einzuholende Erlaubniss, einem andersgläu- 
bigen *3 , russischen Unlerlhan in ihre Confession aufnehmen , erhalten 

•j t). Ii. iiichtchritilliciH;a, s, §. 157 N® 3. ü. Vebrr*. 
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beim ersten und zweiten Mat scharfe Verweise. Beim dritten Mal 
werden sie auf zwei Jahre vom Amt siispcnilirl und beim vierten Mal 
der geistlichen Würde und der damit verbundenen Rechte verlustig 
erklärt. 

(S>. SOS. Wer in einer öffenllichen Versammlung unanständigen Streit 
über Heligionsunlerschiede beginnt, wird, nach l'insiänden, mit einem 
.scharfen Verweise oder mit einer (ieldbusse von fiinf bis zehn Rubeln, 
oder endlich mit drei bis sieben Tagen Arrest bestraft. 

Zweite Uiiterabtlielliuii^. 

KETZEREI t\D SEKTIREREI. 

§.206. Wer die ketzerischen und schismatischen Lehren Derer 
verbreitet, die von der rechtgläubigen Kirche abgefallen sind , oder 
eins neue, der Religion schädliche Sekte stiftet, hat den Verlust aller 
Standesrechte und Verbannung auf .Vnsiedcliing zu gewärtigen, und 
wird , wenn er im europäischen Russland wohnte , nach Transkaukasien, 
wenn er in den kaukasischen und kaspischen I’rovinzeu oder im 
grusini.sch-imeretischen Gouvernement ansässig war, nach Sibirien, 
und wenn er in Sibirien zu Hause war, in entferntere Gegenden dieses 
Landes verwiesen. — Diejenigen, für welche diese Strafe, nach §.79, 
in Militärdienst umgewandelt wird , können , solange sie nicht zur 
rechtgläubigen Kirche zurnckkehren, weder Abschied noch Urlaub erhalten. 

Dieselben Strafen IrelTen den Sektirer, der sich in fanatischer Ver- 
blendung unterrängt, die rechtgläubige Kirche oder deren Geistlichkeit 
zu schmähen. 

Wer von der rechtgläubigen Kirche zu einer Ketzersekle ubergeht, 
wird der geistlichen Behörde iiberantw ortet, damit diese ihn durch 
Belehrung zu besserer Kinsicht bringe. 

§. 207. Wenn ein Anhänger einer für schädlich erklärten Sekte 
(wie die Ducliuborzcn , Ikonoborzen, Malakaner, Judaisirenden, Ver- 
schnittenen) seinen Irrglauben andern Personen millheilt ; so hat er 
den Verlust aller Standesrechte und Verbannung zu gewärtigen und 
wird, wenn er im europäischen Russland wohnte, nach Transkaukasien, 
wenn er in den kaukasischen und kaspischen Provinzen oder im gru- 
sinisch-imeretischen Gouvernement wohnte, nach Sibirien und wenn 
er in Sibirien zu Hause war, in entferntere Gegenden dieses Landes 
verwiesen. An dem Verbannungsort muss er sich , von den andern 
Kolonisten und Einwohnern der Gegend abgesondert, ansiedeln. 

Wenn ein Anhänger einer solchen Sekte sich unterfängt, seine 
Irrlehren Mitgliedern der rechtgläubigen Kirche olfentlich zu predigen, 
so wird er als Verbreiter schismatischer Lehren bestraft. 
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§. SOS. Wenn ein Anhänger einer fiir schädlich erklärten Sekte 
unter Verheimlichung, dass er zu einer solchen gehört, sich in eine 
städtische Corporation einschreibeii lässt, an Orten, wo das Gesetz 
solches untersagt : so wird er in die transkaukasischen Provinzen 
verwiesen oder, Falls er zum Militärdienst, wäre es auch ausser der 
Fronte, tauglich ist, an das kaukasische Armeekorps abgegeben. — Zu 
derselben Strafe werden auch diejenigen Sektirer verurtheilt, welche 
bei Corporations-Wahlen in Städten oder Dörfern schriftlich erklären, 
dass sie zu keiner Sekte gehören, und sich darauf zu einem Amt 
erwählen lassen. 

%. S09. Wenn Eltern oder Erzieher es zulassen, dass ihre minder- 
jährigen, christlichen Kinder oder Pflegebefohlenen religiöse Handlungen 
nach jüdischem oder ketzerischem Ritual verrichten oder an solchen 
Handlungen Theil nehmen; so werden sie, ebenso als hätten sie einen 
Volljährigen zum Schisma verleitet, mit der im §. 207 bestimmten 
Strafe belegt. Die Minderjährigen, welche solche Gebräuche verrichten, 
werden , falls sie zum Militärdienst tauglich sind , unter die Militär-Kantonis- 
ten und, falls sie dazu untauglich sind, an die Kronfabriken abgeliefert. 

§. StO. Wenn die Verbreitung einer Ketzerei und Sekte von Gc- 
waltthätigkeiteii und andern erschwerenden Umständen begleitet war: 
so triOl den Schuldigen die peinliche Strafe zweiter Klasse, dritten 
Grades (IV). 

%.2H. Der Sektirer, der in fanatischer Verblendung, wenn gleich 
ohne Gewalt anzuwenden , einen Andern verschneidet , verfällt in die 
peinliche Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades (VIII). — Wer sich 
selbst verschneidet, wird aller Standesrechte verlustig erklärt und, so 
wie es im $. 206 angegeben ist, nach Transkaukasien oder nach 
Sibirien auf Ansiedelung verwiesen. 

$.2 iS. Solche Sektirer, deren Ketzerei mit einer wüthigen, gegen 
das eigene oder gegen fremdes Leben gerichteten Zerstörungssucht, 
oder mit unsittlichen, scheusslichen Gebräuchen verbunden ist, werden, 
auch wenn sie keinen Rechtgläubigen verführt haben, mit der im §. 207 
bestimmten Strafe belegt. — Wer auf Antrieb eines solchen Fanatismus 
einen Menschen tödtet, wird als Mörder nach §. 1925 bestraft. Ein 
unter solchen Umständen gemachter Mordversuch wird nach S. 120 
und 121 bestraft. 

%.2i5. Wenn ein Ketzer oder Sektirer, der zur rechtgläubigen 
Kirche zurUckgekehrt und demzufolge aus dem Verbannungsort ent- 
lassen worden ist, aufs Neue zu einer Ketzerei oder Sekte übergeht: 
so wrd er aller Standesrechte verlustig erklärt, und, so wie in §. 206 
und 207 angedeutet ist, auf immer zur Ansiedelung jenseits des Kau- 
kasus, oder in die entferntem Gegenden Sibiriens verwiesen. 
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S-914. Wer alle Keligionsbücher •) auf andenn Wege, als ver- 
niillelsl der Synodal-Buchdriickerei zu Moskau herausgibl, solche Bücher 
verkauft oder auf irgend eine Weise verbreilel, oder schismalische 
Bücher beim (iotlesdicnst gebraucht, «ird beim erslen Mal um hundert 
bis zweihundert Hub. — , beim zweiten und dritten jWa/ um nocheiumal 
so viel gestraft, und überdem, beim dritten Mal, auf drei bis sechs 
Monate zum Gelängniss verurlheilt. Die Bücher werden weggenommen 
und der geistlichen Oberbehorde der Eparchie abgeliefert. 

^.213. Wer Ein.siedeleien für Schismatiker anlegt, ein dem schis- 
matischen Gottesdienst gewidmetes Gebäude (Kirche, Kapelle oder 
Bethaus) neu erbaut oder ausbessert, in sulchen Gebäuden Altäre er- 
richtet. oder ein Bauernhaus, zu einem ülTentlichen Beihause macht, 
wird mit ein - bis zweijährigem Gelängniss bestraft. Alle solche Ge- 
bäude werden abgebrochen und das Material dem örtlichen Kollegium 
allgemeiner Fürsorge zugewiesen. 

^.216. Wenn ein Jude aus einem Ort, wo die sogenannte Jüdische 
Ketzerei besteht, ausgewiesen worden ist und dahin eigenmächtig zu- 
ruckkehrl: so erhält er zwanzig bis vierzig Ruthenslreiche und wird 
unter das .Militär abgegeben, um als Gemeiner ohne Aussicht auf Be- 
förderung noch Verabshiedung zu dienen, oder falls er dazu untaug- 
lich ist , zur Ansiedelung jenseits des Kaukasus verwiesen. 

§. 2i7. Wenn der Eigenthümer oder Arcndalor eines Privatgules 
oder der zeitige Nutzniesser eines Krongutes einen Juden in einem 
mit der jüdischen Ketzerei behafteten Ort, aus welchem er ausge- 
wiesen worden ist , beherbergt : so wird er beim ersten Mal um 
fünfzig — , beim zweiten Mal um hundert Hub. gestraft. Beim dritten 
Mat w ird das Privalgul für die ganze Lebenszeit des schuldigen Eigen- 
Ihümers unter curatorische Verwaltung gestellt ; dem Nutzniesser des 
Krongutes wird dieses weggenommen; der Arendebesilzer wird eben- 
falls von der Verwaltung des Gutes entfernt und in den ölTenllichen 
Blättern der Ilauplslädle und des betreffenden Gouvernements für einen 
dazu Untauglichen erklärt. — Wenn Personen des Bauern- oder Bürger- 
Standes einen solchen Juden beherbergen : so werden sie beim ersten 
und zweiten Male auf drei Wochen bis zu drei .Monaten unter Arrest 
gesetzt, oder, falls sie von Lcibesstrafen nicht gesetzlich frei sind, 
mit zwanzig bis dreissig Kullienstreichen bestraft, beim drillen Mal 
aber auf sechs Monate bis zu einem Jahr zum Gefänguiss verurlheilt. 

Der rechtgläubigen Kirche. D. l'fbers. 



Digilized by Google 




♦<? 40 



Zweite Vnterabtlieiliing. 

NI CH T DE ACH TL'NG KIRCHLICHEn VORSCHRIFTEN. 

§. fifö. Wenn Neubekehrlc der rechtgläubigen Kirche die Vor- 
schriften derselben nicht beobachten und Gebräuche einer andern 
Religionsparlei befolgen : so werden sie der geistlichen Behörde über- 
antwortet, damit diese mit ihnen nach den Vorschriften der Kirche 
verfahre. 

%.Si9. Wenn Mitglieder der rechtgläubigen Kirche aus Fahrlässig- 
keit oder Kaltsinn die Beichte und das .Vbendmahl versäumen, so w erden 
sie durch die geistige Oberbehorde der Eparchie mit Kirchenstrafen 
belegt, wobei nur darauf zu sehen ist, dass ölfentliche Uiener nicht 
zu lange vom Dienst, und Landleulc nicht zu lange vom Hause und 
von ihren Arbeiten entfernt bleiben. 

§. 220. Eltern , die ihre Kinder nicht zur Beichte führen, nachdem 
diese das dazu erforderliche Aller von sieben Jahren erreicht haben, 
erhalten deshalb eine jMahniing von Seiten der geistlichen , und eine 
rügende Bemerkung von Seilen der Civil-Behörde. 

§. 22i. Wenn Jemand ohne spezielle Erlanbniss mit Heiligenbildern, 
Kerzen oder Büchern umhergeht und für Kirchen, Klöster oder fromme 
Stiftungen kollektirt : so werden ihm die Kerzen, Bücher und das ge- 
sammelte Geld weggenommen, und er selbst wird, falls er dem geist- 
lichen Stande angchört. nach dem Ermessen seiner Behörde bestraft, 
wenn er aber ein Laie ist, zu einer Geldbusse von fünfzig bis hundert 
Bub. verurlheilt. Das durch ihn gesammelte Geld wird, falls es einer 
Kirche oder einem Kloster bestimmt war, der geistlichen Oberbehörde 
der Eparchie, und wenn es einer andern Stiftung zugedacht war, dem 
Kollegium allgemeiner Fürsorge zugewiesen. 

§. 222. Wer einen Christen beerdigt (^dieser mag zur rechtgläubi- 
gen. zur römisch-katholischen, armenisch-gregorianischen, armenisch- 
katholischen oder zu einer der protestantischen Confessionen gehört 
haben), und dabei die in der betrelTcnden Gonfession vorgeschriebenen 
Gebräuche nicht beobachtet, w ird auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
unter Arrest gesetzt. — Hievon sind die Fälle ausgenommen, wo es 
wegen grosser Entfernung, wegen Krieg, Pest oder anderer ausser- 
ordentlichen Gmstände , unmöglich oder sehr schwierig ist , einen 
Geistlichen zur Beerdigung zu berufen. 
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DRITTE ABTHEILING. 

ENTWEIHUNG GEHEILIGTER GEGENSTÄNDE UND 
VERLETZUNG DER KIRCHLICHEN ORDNUNG. 



Erste IJnterabthelliing. 

ENT \V EIRVNG GEHEILIGTER GE OENSTÄNDBl’ND VERGEBEN 
WIDER DIE GEISTLICHEN BEIM GOTTESDIENST. 

S- S23. Wer mit Hintansetzung der Furcht Gottes und der Achtung, 
die er der Religion schuldig ist, in einer Kirche, geheiligte oder durch 
gottesdienstlichen Gebrauch geweihete Gegenstände beschimpll, ver- 
lällt in die peinliche Strafe zweiter Klasse, dritten Grades (IV). — 
Geht er in seiner Gottlosigkeit so weit, die Sakramente oder andere 
geheiligte Dinge thätlich zu entweihen, so trifft ihn die peinliche 
Strafe zweiter Klasse, ersten Grades 01). 

S-224. Wer mit Vorbedacht den Gottesdienst in oder ausserhalb 
einer Kirche dadurch unterbricht, dass er den in der Amtsverrichtung 
begriffenen Geistlichen thätlich misshandelt, wird zur peinlichen Strafe 
dritter Klasse, ersten Grades (I.\) verurtheilt. — Hat er dieses Ver- 
brechen in der Trunkenheit begangen und sich nicht absichtlich in 
diesen Zustand versetzt, oder ist überhaupt erwiesen, dass er nicht 
mit Vorbedacht gehandelt hat ; so wird die Strafe um einen Grad er- 
mässigt, d. h. er wird zur peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten 
Grades verurtheilt (X). — Ueberdem muss sich der Schuldige, wenn 
er den christlichen Glauben bekennt, jedenfalls einer durch seine 
geistliche Behörde anzuordnenden Kirchenbusse unterziehen. 

S. 22S. Wer einen Geistlichen, während dieser Gottesdienst hält oder 
eine geistliche Handlung verrichtet, vorsätzlich tödtet, wird zur pein- 
lichen Strafe zweiter Klasse, ersten Grades verurtheilt (II). 

Wer einen Geistlichen, während dieser Gottesdienst hält oder eine 
geistliche Handlung verrichtet, unvorsätzlich tödtet, indem er ihm bloss 
eine körperliche Verletzung beibringen wollte, wird von der peinlichen 
Strafe zweiter Klasse , dritten Grades (IV) getroffen. — Wer einen 
Geistlichen, während dieser Gottesdienst hält oder eine geistliche 
Handlung verrichtet, vorsätzlich am Körper verletzt oder verwundet, 
erleidet die peinliche Strafe zweiter Klasse, fünften Grades (VI). — 
Geschah eine solche Körperverletzung ohne bestimmten Vorsatz, so 
trifft den Schuldigen die peinliche Strafe zweiter Klasse, siebenten 
Grades (VlU). 

$.226. Wer in der Absicht Aergerniss zu erregen, während des 
Gottesdienstes, in einer Kirche, durch unanständige Worte oder Hand- 

1 
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lungen, Missachtung gegen das Heiligthum des Herrn an den Tag legt, 
wird, Je nach den Umständen, entweder mit Entziehung der in $. 53 
genannten Rechte auf zwei bis drei Jahre in’s Besserungshaus einge- 
sperrt, oder auf 6 Monate bis zu einem Jahr zum Gefängniss verurtheilt. 

^.2S7. Wer vorsätzlich einen Geistlichen, während dieser Gottes- 
dienst hält, durch freche und grobe Worte beleidigt und dadurch den 
Gottesdienst unterbricht, kommt, nach Beschaifenheit der Beleidigung, 
auf sechs Monate bis zu einem Jahr in's Besserungshaus, oder auf 
drei bis sechs Monate in’s Gefängniss. 

§. 228. Ist eins von den in §. 22G und 227 genannten Verbrechen 
anvorsätzlich, aus Unverstand oder in der Trunkenheit begangen worden : 
so erleidet der Schuldige drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest. 

%.229. Wenn eine Person ausländischer Confession einen Geist- 
lichen der rechtgläubigen Kirche durch Worte oder thätlich und in 
der Absicht Missachtung gegen die Kirche an den Tag zu legen, be- 
leidigt ; so wird sie, auch wenn solches nicht während des Gottes- 
dienstes geschehen ist, beim ersten Mal mit sechs Monaten bis zu 
einem Jahre — , beim zweiten Mal mit einem bis zwei Jahren Ge- 
fängniss bestraft. 

§. 250. Wer in der Absicht Missachtung gegen die christliche 
Religion an den Tag zu legen, auf öffentlichen Plätzen aufgestellte 
Kreuze oder Bilder des Erlösers, der Mutter Gottes, der Heiligen oder 
Engel zerstört oder beschädigt , wird auf sechs Monate bis zu einem 
Jahr in's Besserungshaus eingesperrt, und muss sich uberdem, falls er 
den christlichen Glauben bekennt, einer Kirchenbusse unterziehen. — 
Wer solches bloss aus Unverstand oder in der Trunkenheit thut, wird 
auf drei Wochen bis zu drei Monaten unter Arrest gesetzt. 

Zweite IJnterabtlielliing. 

STunCNGDEn ORDNCNG IN DER KIRCHE WÄHRENDDES 
GOTTESDIENSTES. 

%.251. Wer in einer Kirche oder an einem andern dem Gottes- 
dienste geweiheten Ort, während des Gottesdienstes, die pflichtmässige 
Anständigkeit verletzt, oder, Andern zum Aergerniss, trunken und in 
liederlichem Aufzuge hinkommt, oder durch Schreien, unschicklich 
lautes Lachen oder andern Lärm und anstössiges Betragen Aergerniss 
erregt und die Andacht der Versammlung stört, wird, nach Umständen, 
mit einer Geldbusse von fünfzig Kopeken bis zu einem Rubel , oder 
mit drei bis sieben Tagen Arrest gestraft. — Ist aber durch ein solches 
unanständiges Benehmen der Gottesdienst gestört oder unterbrochen 
worden ; so wird der Schuldige auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
zum Arrest verurtheilt. 
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Si. S52. Wenn Geistliche oder Kirchendiener, sie mögen zur Well- 
geisllichkeit oder zur Klostergeistlichkeit gehören, die Ordnung oder 
den Anstand in der Kirche oder beim Gottesdienst verletzen ; so 
werden sie durch die geistliche Behörde, nach den Gesetzen der Kirche 
bestraft. — Der weltliche Kirchenaufwärter, der sich erdreistet Jemand 
in der Kirche, während des Gottesdienstes, mit der Hand oder mit 
irgend einem Werkzeuge zu schlagen, wird vom Dienst au.sgeschlossen 
und nach §. 2010 be.straft. 

^.235. Wer in einer Kirche, zur Zeit des Gottesdienstes, einen 
Platz einnimmt, wo eine heilige Handlung geschehen soll, oder zum 
Altar tritt und ihn, auf die Erinnerung des Kirchenaufwärters , nicht 
sogleich verlässt, wird beim ersten Mat zu einer Geldbusse von fünfzig 
Kopeken bis zu einem Rubel , beim zweiten Mal auf drei bis sieben 
Tage zum Arrest verurlheilt. 

%.234. Dieselben Strafen treffen Denjenigen, der während des 
Gottesdienstes, trotz der ihm erlheilten Verwarnung, die Stelle, welche 
der kaiserlichen Familie Vorbehalten ist, oder eine andere Stelle ein- 
niinmt, wo er nach den allgemeinen Regeln oder nach dem besondern 
Brauch der fraglichen Kirche sich nicht aufhallen darf. 

%.25S. Wer in einer Kirche, während des Gottesdienstes, einem 
geistlichen oder weltlichen Beamten eine Bittschrift darreicht, kommt 
auf einen bis drei Tage unter Arrest. 

§. 236. Wer sich in eine Kirche zu einer Zeit eindrängt, wo der 
Eingang in dieselbe verboten ist, wird, nach Umständen, mit drei bis 
sieben Tagen Arrest, oder um fünfzig Kopeken bis zu einem Rubel 
gestraft. 



Dritte IJnterabtlieiInnjK. 

8TÖHl!NG DEK ORDM'NC. AUSSER HAER DER KIRCHE, 
WAHREND DES GOTTESDIENSTES. 

§. 237. Wenn Jemand in der Nahe einer Kirche , wo Gottesdienst 
gehalten wird, ein Geschrei erhebt oder eine Unanständigkeit begeht, 
oder an einem Sonn - oder Festtage, bevor der Gottesdienst in der 
Pfarrkirche des Orts zu Ende ist , oder während einer Prozession, 
einer Wasserweihe oder andern, unter freiem Himmel .statthabenden, 
gottesdienstlichen Handlung, einen Gassengesang anstimmt oder öffent- 
liche Belustigungen, wie Spiele, Musik, Tänze, Reiterkünste, beginnen 
lässt : so wird er beim ersten Mal mit einer Geldbusse von einem 
bis drei Rub. , beim zweiten Mal mit einer ebensolchen Geldbusso 
und mit Arrest auf drei Wochen bis zu drei Monaten bestraft. 

A* 
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$. 2J8. Wer an einem Sonn- oder Festtage, bevor der Gottes- 
dienst in der Pfarrkirche des Orts zu Ende ist , oder während einer 
Prozession, bei öffentlichem Gebet, in der Nähe der Kirche oder der 
Stelle, wo die heilige Handlung stattflndet, oder an einer Strasse, 
wo die Prozession hindurchgehen soll, einen Kaufladen oder ein 
Trinkhaus öffnet, wird nach §. 1237 bestraft. Ausgenommen ist der 
Fall, wenn in dem Laden mit Esswaaren oder mit Viehfutter gehan- 
delt wird. 

$.239. Wer sich einer Prozession in den Weg stellt und dadurch 
eine Störung der heiligen Handlung veranlasst, wird bis zum Schluss 
derselben in Haft gehalten. — Hat er überdem gröbliche Missachtung 
der Prozession bewiesen , oder ist die Störung durch mehre Perso- 
nen , in der Absicht Aergerni.ss zu stiften , verursacht worden : so 
kommt der Schuldige auf drei Wochen bis zu drei Monaten unter 
Arrest. 

$.240. Wenn Jemand bei einer kirchlichen, in einem öffentlichen 
oder Privatgebäude statthabenden Verrichtung etwas Unanständiges in 
in der Absicht thut , die religiöse Handlung zu .stören ; so wird er 
auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter Arrest gesetzt. 



VIERTE ABTHEILEING. 

KIRCHENRAUB, GRÄBERVERLETZUNG, 
LEICHENBERAUBUNG. 



§. 241. Als Kirchenraub wird jede Entwendung kirchlicher Gegen- 
stände und Gelder angesehen, sie mag in einer Kirche, Betkapelle, 
Sakristei, oder in einem andern, be.ständigen oder einstweiligen, kirch- 
lichen, wenn gleich ausserhalb der Kirche befindlichen Aufbewahrungsort 
geschehen seyn. Besondere Erschwerungsgründe sind dabei Entweihung 
geheiligter Gegenstände, Gewaltthaten und Einbruch. 

$. 242. Wenn ein oder mehre Individuen gewaltsam in eine Kirche 
eindringen und sie berauben, ohne einen Menschen zu tödten noch 
körperlich zu verletzen : so erleiden sie die peinliche Strafe zweiter 
Klasse, dritten Grades (IV). — Für ebensolche Beraubung einer Bet- 
kapelle trifft den Schuldigen die peinliche Strafe zweiter Klasse, 
vierten Grades (V). 

$. 24S. Wer aus einer Kirche oder Kirchensakristei, durch Einbruch, 
geheiligte Gegenstände entwendet, wie ; Kelche, Hostienteller, Sakra- 
mentsbehälter, Altärlöffel, heilige Speere wie solche bei der Messe ge- 
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braucht werden, Kreuze, Evangelien, Heiligenbilder, Reliquien oder 
auch nur die Einfassung und Verzierungen von Kreuzen, Heiligen- 
bildern und Reliquien , Messtücher , Kelchdecken , Altardecken und 
üpfertischdecken , wird zur peinlichen Strafe zweiter Klasse, vierten 
Grades (V) verurtheilt. — Wenn ein solcher, mit Entweihung ver- 
bundener Diebstahl ohne Einbruch geschehen ist : so trifft den Schul- 
digen die peinliche Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (VH). 

^.S44. Sind aus einer Kirche oder Betkapelle, durch Einbruch, 
Gegenstände entwendet worden , die zwar nicht geheiligt, aber dadurch 
geweihet sind , dass sie beim Gottesdienst gebraucht werden , wie ; 
Taufbecken, Schalen und Schöpflüffel, die bei der Wasserweihe dienen, 
Weihwcdel , Pultüberzüge, priesterliche Gewänder, Räucherfässer, 
Kirchenleuchter und die darauf gesteckten Lichte, Lampen, gottesdienst- 
liche Bücher (ausser den Evangelien) u. d. g. : so unterliegen die 
Schuldigen der peinlichen Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades C^U)- 
Geschah eine solche Entwendung ohne Einbruch, so wird die Strafe 
um einen Grad gemildert. 

S4ä. Wer einen von den in §. 243 genannten , geheiligten G e- 
genständen durch Einbruch, jedoch nicht aus einer Kirche oder Kirchen- 
sakristei , sondern aus einem andern kirchlichen Aufbewahrungsort 
entwendet, verfallt in die peinliche Strafe zweiter Klasse, sechsten 
Grades (VH). — Geschah die Entwendung ohne Einbruch, so wird 
die Strafe um einen Grad gemildert. 

§.246. Wer einen von den in §. 244 genannten, geweihelen Ge- 
genständen durch Einbruch, jedoch nicht aus einer Kirche oder Kirchen- 
sakristei, sondern aus einem andern kirchlichen Aufbewahrungsort, 
oder aus einer Betkapelle entwendet, wird zur peinlichen Strafe 
zweiter Klasse, siebenten Grades (VHl) verurtheilt. — Ist ein solcher 
Gegenstand aus einer Betkapelle oder einem kirchlichen Aufbewahrungs- 
ort ohne Einbruch entwendet worden ; so trifft den Thäter die pein- 
liche Strafe dritter Klasse, ersten Grades (I.\). 

§. 247. Wer durch Einbruch, aus einer Kirche oder Sakristei, Gelder, 
die der Kirche gehören , Lichte , die noch nicht vor ein Heiligenbild 
oder auf den Kirchenleuchter gestellt sind, oder andere nichtgeweihete 
Gegenstände entwendet, verfällt in die peinliche Strafe zweiter Klasse, 
siebenten Grades (VIll). — Ist eine solche Entwendung ohne Einbruch, 
aber in Folge eines vorher überlegten Entschlusses verübt worden •) ; 
so trifft den Thäter die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades 
(X). — Geschah die Entwendung ohne Einbruch und ohne vorher- 
überlegten Entschluss, so trifft den Schuldigen die correctionnelle Strafe 
erster Klasse, zweiten Grades (XIII). 

*) S. die Note tu §. 2166, D. Vrher$. 
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$.2-48. Wer Kirchengelder oder Sachen, die einer Kirche gehören 
aber nicht durcli goUesdienslIichen Gebrauch geweihet sind, durch 
Einbruch, aus einer Belkapelle oder einem abgesonderten kirchlichen 
Behältnisse (nicht aus der Kirche oder Sakristei) entwendet, erleidet 
die peinliche Strafe dritter Klasse , zweiten Grades (X). — Geschah 
eine solche Entwendung ohne Einbruch, aber mit vorherüberlegtem Ent- 
schluss, so tridt den Schuldigen die correctionnelle Strafe erster Klasse, 
zweiten Grades (XlIO. — Geschah sie ohne Einbruch und ohne vor- 
herüberlegten Entscliluss, so trilTt ihn die correctionnelle Strafe erster 
Klasse, dritten Grades (XIV). 

$. 249. Die im §. 248 verordneten Strafen treffen in derselben 
Abstufung auch Denjenigen, welcher Geld aus einem Opferstocke ent- 
wendet, wenn das Geld für eine Kirche gesammelt Würde und wenn 
neben dem Opferstock ein Kreuz oder ein Heiligenbild hingestellt war. 

$. 2ä0. Die Strafen des Kirchenraubes werden um einen Grad ge- 
schärft, wenn das Verbrechen von Personen verübt worden ist, deren 
Pflicht es war, die entwendeten Gegenstände zu bewahren, oder denen 
sie zum Gebrauch beim Gottesdienst anvertraut waren. 

$. 2o4. Wer, ohne geheiligte Gegenstände zu entweihen, aus einer 
Kirche Gelder oder Sachen entwendet , die nicht zum Kirchengut ge- 
hören, oder sich Gelder zueignet, die zwar für die Kiche oder züiu 
Unterhalt eines Klosters hergegeben, aber dem Kirchen- oder Kloster- 
gut noch nicht einverlcibt waren, erleidet das höchste .Muss der Strafen, 
die dem Diebe in $. 2159, oder Dem, der sich fremdes Eigenthum 
zueignet, in §. 2192 augedrohet sind. Wurden aber dabei gehei- 
ligte Gegenstände entweiht, so treffen ihn die im §. 248 angeorduelen 
Strafen. 

$. 232. Alle in dieser Abtheilung wider den Kirchenraub enthaltene 
Strafgesetze finden gleichmässige Anwendung, die beraubte Kirche 
mag der rechtgläubigen oder einer andern im Reich anerkannten, christ- 
lichen Confession angehören. 

Anm Die geistlichen Heliunfen dieser Confessinnen liabrii i.u bcsliimnen. welche 
von den ihren Kirchen angehörendett <iegeii.<<tHnden nach §. und 244 
als geheiliifte^ und weiche als bloss durch gotte:>dienstlicben Gebrauch 
treihete aiiinsehen sind. 

$. 233. Wer Sachen, von denen er weiss , dass sie geheiligt oder 
geweihet sind ($. 243, 244), aus einem Privathause oder aus einem 
andern nichtkirchlichen Behältnisse durch Einbruch entwendet, verfällt 
der peinlichen Strafe dritter Klasse, ersten Grades (l.X). — Geschah 
eine solche Entwendung ohne Einbruch , so trifft den Thäter die 
correctionnelle Strafe erster Klasse, ersten Grades (.XU). — Wer einen 
von den in $. 213 und 244 genannten Gegenständen, bevor derselbe 
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beim Gottesdienst gebraucht oder Kirchengut geworden, ans einem 
Kaufladen, aus einer Werkstatt oder anderm nichtkirchlichen Behält- 
nisse entwendet, unterliegt dem höchsten Mass der in $. 2147 — 2171 
dem Diebstahl angedroheten Strafen. 

$. 1134 . Wer aus einem, ohne Heiligenbild und ohne Kreuz, bei 
einer Kirche oder Betkapelle ausgestellten Opferstock oder Becken 
Geld stiehlt, welches nicht für die Kirche, sondern für Arme oder zu 
andern frommen Zwecken gesammelt war , unterliegt dem höchsten 
Mass der Strafen, die der §. 2149 dem mit Einbruch verübten Dieb- 
stahl androhet. — Dieselbe Strafe trilTl Denjenigen, welcher aus solchen 
Opferstöcken oder Becken Geld entwendet, ohne zu wissen, dass es 
für eine Kirche gesammelt war. — Geschah aber die Entwendung durch 
eine Person, der dieses nicht unbekannt seyn konnte, oder fand sie 
unter Umständen statt, die darüber keinen Zweifel zuliessen, so wird 
der Schuldige nach §. 248 bestraft. 

$. 233 . Wer Sachen, die zwar einer Kirche gehören, aber weder 
geheiligt noch durch gottesdienstlichen Gebrauch geweihet sind, von 
einem Ort entwendet, der keine Kirche, Beikapelle, Sakristei noch 
kirchliches Behältniss ist, wird, wie für einen gemeinen Diebstahl, 
nach §. 2147 — 2171 bestraft. 

$. 236 . Wer ein Grab ölfnet, um die darin liegende Leiche zu be- 
rauben oder ihr eine Schmach anzuthun, verfallt in die peinliche 
Strafe zweiter Klasse , vierten Grades (V). — W'er ein Grab ölfnet, 
um mit der Leiche irgend eine abergläubische Handlung vorzunehmen, 
wird zur peiulichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X) verur- 
theilt. — Wer ein Grab aus .Muthwillen oder in der Trunkenheit öffnet^ 
kommt auf sechs Monate bis zu einem Jahr in’s Besserungshaus. 

Anm. Dieser $. findet keine Anwendung, wenn Jemand vorzeitliche (irhker 
oder ürakhügel, in der Absicht Alterlbüiiier zu suchen oder zu irgend einem 
andern erlaubten Zweck, AfTnet. 

$. 237 . W'er ein Grabmal oder eine Grabstätte, aus Hass gegen 
den darin Bestatteten oder gegen dessen Familie , beschädigt , w ird 
mit sechs Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss bestraft. W'er solches 
bloss aus Muthwillen thut, wird um zehn bis fünfzig Bub. gestraft. In 
Jedem Fall muss der Thäter das beschädigte Grabmal wiederherslellen. 
— Wer Etwas von den äussern Verzierungen eines Grabmals oder 
das ganze Grabmal entwendet, erleidet das höchste Mass der in $. 2159 
dem Diebstahl angedroheten Strafe. 
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FÜNFTE ABTHEILIJNG. 

VON DEM MEINEIDE. 



%.S&8. Wer mit Vorbedacht einen falschen Eid schwört, erleidet 
die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X). 

$.SS9. Wer mit Vorbedacht eine lügenhafte Aussage beschwört, in 
deren Folge ein Angeschuldigter widerrechtlich zu einer peinlichen 
Strafe verurtheilt werden muss, unterliegt der peinlichen Strafe zweiter 
Klasse, fünften Grades (VI). 

§. 260. Wer ohne Vorbedacht, im Augenblick einer durch Bedräng- 
nisse erzeugten geistigen Verwirrtheit, oder weil er keinen richtigen 
Begriff von der Heiligkeit des Eides hat, einen falschen Eid schwört, 
erleidet die correctionnelle Strafe erster Klasse, vierten Grades (XV). 

§. 261. Wer sich in einem Augenblick geistiger Verwirrtheit zu 
einem Eide bereit erklärt und ihn hernach ablehnt, wird, nachdem ihm 
das Gericht die Unbesonnenheit seines Benehmens rügend vorgehalten, 
auf drei Wochen bis zu drei Monaten zum Arrest verurtheilt. 

$. 262. Wer einen falschen Eid geschworen hat, muss sich, falls 
ihn nicht die im $. 259 angedrohete Strafe trifft, einer durch die 
geistliche Behörde seiner Confession anzuordnenderi Kirchenbusse 
unterziehen. 
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DRITTER ABSCHNITT. 

VON DEN STAATSVERBRECHEN. 

ERSTE ABTHEILENG. 

VERBRECHEN WIDER DIE GEHEILIGTE PERSON DES 
KAISERS UND WIDER DIE GLIEDER DES KAISER- 
LICHEN HAUSES. 



§.Sß3. Jedes wider das Leben, die Gesundheit oder die Ehre des 
Kaisers gerichtete, verbrecherische Unternehmen, jeder Anschlag, der 
darauf abzielt Ihn vom Thron zu stossen , der Freiheit und höchsten 
Gewalt zu berauben , Seine Souverainetätsrechte zu beschränken oder 
Seiner geheiligten Person Gewalt anzuthun, wird, neben Entziehung 
aller Standesrechte, mit dem Tode bestraft. 

$. 364. Der auf einen der ebengenannten Zwecke gerichtete An- 
schlag wird nicht nur dann dem vollbrachten Verbrechen gleich ge- 
achtet , wenn der Schuldige schon einen Versuch zur Ausführung 
desselben gemacht hat, sondern auch wenn er einen Andern zur 
Theilnahme daran zu bereden sucht , wenn er in solcher Absicht eine 
Verschwörung oder ein Complot stiftet, oder sich einem solchen 
Complot anschliesst, wenn er dazu mündliche oder schriftliche Vor- 
schläge macht oder die That auf irgend eine W'eise vorbereitet. 

$. 366. Alle , welche an einem Anschlag oder verbrecherischen 
Unternehmen gegen die geheiligte Person des Kaisers oder wider 
dessen Souverainetätsrechte, als Genossen *), Begünstiger, Aufwiegler, 
Anhetzer, Zulässer oder Hehler Theil nehmen oder von dem .Anschläge 
und den daran Betheiligten wissen, sie anzeigen können, und diese 
Pflicht unterlassen, werden gleichfalls zu der in $. 263 genannten 
Strafe verurtheilt. 

§. 366. Dieselbe Strafe trifft Denjenigen , welcher sich eines An- 
schlags oder einer verbrecherischen That wider das Leben , die Ge- 
sundheit , Freiheit , Ehre oder Rechte des Thronfolgers , oder der 
■) s. s. 15. 
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Gemahlin des Kaisers , oder der andern Glieder des kaiserlichen 
Hauses schuldig macht, und Alle, die sich dahei durch Mitwirkung, 
Hehlung oder Nichtanzeige betheiligen. 

§. 267 . Wer handschriftliche oder gedruckte Aufsätze oder Bild- 
werke in der Absicht verfertigt und verbreitet , die oberste Staatsgewalt, 
die Person des Kaisers oder dessen Regierung verächtlich zu machen, 
verfällt als Majestätsbeleidiger in die peinliche Strafe zweiter Klasse, 
vierten Grades (V). — Derselben Strafe unterliegen Diejenigen, welche 
zur Verfertigung oder Verbreitung solcher Schriften oder Bildwerke 
initwirken. — Wer solche Schriften oder Bildwerke verfertigt aber nicht 
verbreitet, wird zu zwei- bis vierjährigem Feslungsarrest verurtheilt 
und der in §. 53 genannten Hechte verlustig erklärt. — Wer solche 
Schriften oder Bildwerke besitzt , sie zwar nicht verbreitet, aber auch 
nicht darthun kann, dass er sie mit Genehmigung der zuständigen 
Behörde besitze, kommt auf sieben Tage bis zu drei Monaten unter 
Arrest, und kann hernach, je nach den Umständen, auf ein bis drei 
Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt werden. 

§. 268 . Wer sich unterfängt freche , ehrenrührige Worte gegen den 
Kaiser, wenn gleich in Abwesenheit Desselben, auszusprechen, oder 
die in einem Amtslokal oder an öffentlicher Stätte aufgestellten Stand- 
bUder, Büsten oder Bildnisse des Kaisers vorsätzlich beschädigt, ver- 
unstaltet oder zerstört , wird als Majestät.sbeleidiger zur peinlichen 
Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (VH) verurtheilt. — Wer sich 
solche freche Worte oder Handlungen in der Trunkenheit, ohne Vor- 
bedacht, erlaubt, kommt auf seclis Monate bis zu einem Jahr in's 
Besserungshaus. 

§. 269 . Wer Zeuge der in §. 268 bezeichneten frechen Handlungen 
oder Reden ist, und sie weder hindert noch der nächsten Ortsobrig- 
keit anzeigt, erhält drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest. 

§. 270 . Die in §. 267 angeordneten Strafen treffen auch Denjeni- 
gen, der handschriftliche oder gedruckte, für den Thronfolger, für 
die Gemahlin des Kaisers oder für andere Glieder des kaiserlichen 
Hauses beleidigende .Aufsätze oder Bildwerke verfertigt und verbreitet. 
— Wer den Thronfolger , die Gemahlin des Kaisers oder andere Glie- 
der des kaiserlichen Hauses, deren Rechte oder Ehre durch freche, 
beleidigende, wenn gleich in Deren Abwesenheit gesprochene Reden an- 
greift oder deren Bildnisse absichtlich, öffentlich verletzt, wird zu den 
in §. 268 genannten Strafen verurtheilt. — Wer Zeuge solcher frechen 
Handlungen oder Reden ist, und sie nicht hindert noch der nächsten 
Ortsobrigkeit anzeigt , wird mit drei Wochen bis zu drei Monaten 
Arrest bestraft. 
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ZWEITE ABTHElLtNG. 

AUFRUHR WIDER DIE OBERSTE STAATSGEWALT, 
UND L ANDESVERRATH. 



Erste IJnterabtlielliins. 

AUFRUHR WIDER DIE OBERSTE STAATSGEWALT. 

§. S71. Für .Aufruhr wider die oberste Staatsgewalt, d. h. für einen 
verabredeten , gegen Kaiser und Reich unternommenen .Aufstand einer 
Menschenmenge, für einen Anschlag, der darauf abzielt die Regierung 
im ganzen Reich oder in einem Thcil desselben umzustossen, die 
Regierungsform oder die gesetzliche Thronfolge abzuändern, für das 
Anstiften eines hierauf abzweckenden Complots, für Theilnahme an 
einem solchen Complot, wenn dessen Zweck dem Theilnehmer be- 
kannt ist , sowie für das Sammeln , Aufbewahren oder Austheilen von 
Waffen oder andern Mitteln zum .Aufruhr, werden sowohl die Haupt- 
schuldigen als auch deren Gehülfen, die .Aufwiegler, Begünstiger, 
Zulässer und Hehler, aller Standesrechte verlustig erklärt und zum 
Tode verurtheilt. — Dieselben Strafen treffen Denjenigen, der von 
einem sulchen .Anschlag weiss, und ihn der Regierung nicht auzeigt. 

§.2T2. Wenn die Regierung einen in §. 271 beschriebenen An- 
sclilag entdeckt, bevor ein Anfang zu dessen Ausführung gemacht 
oder die öffentliche Ruhe gestört worden ist, so werden die Schuldigen, 
nach Massgabe ihrer Betheiligung und der Umstände, zum dritten oder 
vierten Grad der peinlichen Strafen zweiter Klasse (^IV, V) verurtheilt. 

§. 273. Wer in der .Absicht Aufruhr oder Widersetzlichkeit gegen 
die oberste Staatsgewalt zu erregen, aufwiegelnde Aufrufe, .Abhand- 
lungen oder Abbildungen verfertigt und handschriftlich oder durch 
den Druck verbreitet, verfällt in die peinliche Strafe zweiter Klasse, 
fünften Grades (Vlj. — Dieselbe Strafe trifft Denjenigen, der solche 
Schriften oder Abbildungen , ohne sie selbst verfertigt zu haben, bös- 
willig verbreitet oder zu diesem Verbrechen sonst auf irgend eine 
Weise mitwirkt, so wie auch Den, der in derselben verbrecherischen 
Ab.sicht öffentlich Reden hält. Wer solche Schriften oder Abbildungen 
verfertigt aber nicht verbreitet, wird, wie der Vorbereitung zu diesem 
Verbrechen schuldig, mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, 
zu zwei - bis vierjährigem Festungsarrest verurtheilt. — Wer solche 
Schriften oder Abbildungen besitzt und sie zwar nicht verbreitet, aber 
auch nicht darthun kann, dass er sie mit Genehmigung der zustäiidi- 
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gen Behörde besitzt, erhält sieben Tage bis zu drei Munaten Arrest 
und kann überdem, nach Umständen, auf ein bis drei Jahre unter 
Polizeiaufsicht gestellt werden. 

S-ST4. Wer Abhandlungen verfertigt und handschriftlich oder durch 
den Druck verbreitet oder öffentlich Reden hält, und in diesen Abhand- 
lungen oder Reden zwar nicht ausdrücklich zum Aufruhr wider die 
oberste Staatsgewalt auffordert, aber doch deren Rechte bestreitet 
und in Zweifel ziehet , oder die bestehende Regierungsform oder 
Thronfolgeordnung anzufechten sucht , wird zur peinlichen Strafe 
zweiter Klasse, siebenten Grades (VIR) verurtheilt. — Dieselbe Strafe 
trifft den böswilligen Verbreiter solcher Schriften und Jeden, der zu 
diesem Verbrechen wissentlich mitwirkt. — Wer solche Schritten ver- 
fertigt aber nicht verbreitet, wird, als des verbrecherischen Vorsatzes 
schuldig, auf ein bis zwei Jahre zum Festungsarrest verurtheilt. — 
Wer Sülche Schriften besitzt und sie zwar nicht verbreitet, aber auch 
nicht darthun kann, dass er sie mit Genehmigung der zuständigen 
Behörde besitzt, wird, als der Nichtanzeige schuldig, auf sieben Tage 
bis zu drei Monaten zum Arrest verurtheilt und kann überdem, nach 
Umständen, auf ein bis drei Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt werden. 

Zweite IJnterabtlielliing. 

L ANDB8VBRBATH UND VERLETZUNG DES VÖLKERRECHTS. 

$. 27^. Als Landesverrath werden folgende Handlungen angesehen : 

1. wenn Jemand einen Anschlag macht das Reich oder einen Theil 
desselben einem andern Herrn oder einer andern Regierung zu über- 
geben ; 

2. wenn ein russischer Unterthan eine fremde .Macht zum Kriege 
oder zu feindseligen Handlungen gegen Russland anreizt, oder ihr in 
dieser Absicht Staatsgeheimnisse mittheilt; 

3. wenn er in Kriegszeiten dem Feinde, bei dessen militärLschen 
oder andern feindseligen Unternehmungen gegen das Vaterland oder 
gegen die Verbündeten Russlands, durch offenbare Theilnahme an 
diesen Unternehmungen oder durch Rathsciiläge, Mittheilung geheimer 
Nachrichten oder anderer Notizen, Beistand oder Vorschub leistet; 
wenn er die Erfolge der russischen Waffen oder der Verbündeten 
Russlands zu hindern sucht, und insonderheit, wenn er auf irgend 
eine Weise dem Feinde eine Stadt, einen befestigten Ort, Hafen, Ar- 
senal, See- oder Flussfahrzeuge überliefert; wenn er absichtlich eine 
Heerabtheilung oder ein Commando , oder Kriegsvorräthe in die Hände 
des Feindes fallen lässt ; wenn er diesen den Grundriss einer Festung, 
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eines Harens , Arsenals , Standquartiers , Lagers oder der Gegend 
inittheilt, wo Kriegsoperationen vor sich gehen ; wenn er ihm Nach- 
richt gibt von der Stellung und den Bewegungen der Truppen, von 
dem Zustande des Heeres, wie er angreifen oder sich vertheidigen 
soll ; wenn er russische oder mit Russland verbündete Truppen zum 
Lngehorsam oder Aufruhr anreizt; wenn er russische Unterthanen 
oder I nterlhanen einer mit Russland verbündeten Macht ihrer Unter- 
thanspflicht abwendig zu machen sucht; wenn er vom Feinde auf- 
rührische Proklamationen und Bekanntmachungen annimmt und solche 
in Russland oder in den mit Russland verbündeten Staaten verbreitet; 
wenn er Schriften in Undauf bringt um angebliche Rechte anderer 
Staaten an irgend einen Theil des Reichsgebiets zu verfechten; wenn 
er für ein feindliches Heer Mannschaft anwirbt oder selbst in die 
Reihen des Feindes übergeht; wenn er, vor Ausbruch des Krieges, in 
den Dienst einer fremden Macht getreten ist, und, nachdem diese 
mit Russland gebrochen hat, an deren militärischen oder andern feind- 
lichen Unternehmungen gegen Russland Theil nimmt; wenn er den 
Feinden Waffen, Geld, Proviant, oder sonstige Vorräthe und Hülfs- 
mittel liefert , oder solche für den F'eind anfertigt oder aufbewahrt ; 
wenn er Kundschafter oder recognoscirende Truppenabtheilungen des 
Feindes bei sich aufnimmt, geleitet, verbirgt, ihnen in irgend Etwas 
behülflich ist, oder sich selbst zum feindlichen KundschaBer macht; 

4. wenn ein zu Unterhandlungen mit einer fremden Macht bevoll- 
mächtigter Beamte das ihm geschenkte Zutrauen , absichtlich , zum 
Schaden des Vaterlandes missbraucht ; 

5. wenn ein russischer Unterthan Urkunden , die dazu bestimmt 
sind, Russlands Recht in einer streitigen Sache gegen eine fremde 
Macht zu beweisen, unterschlägt, absichtlich vernichtet oder unbrauch- 
bar macht. 

§. Ü76. Wer eine von den in §. 275 als Landesverrath bezeich- 
neten Handlungen begeht oder dazu wissentlich, auf irgend eine Weise 
initwirkt, wird mit Entziehung aller Standesrechte zum Tode ver- 
urtheilt. 

%.277. Ausser den in §. 2C3, 2C6, 271—274 und 276 genannten 
Strafen, wird gegen Diejenigen, welche an einem Aufruhr oderCom- 
plot wider die oberste Staatsgewalt oder an einer der ebenangedeu- 
teten landesverrätherischen Handlungen Theil nehmen , bisweilen durch 
ausserordentliche Verordnungen (welche die Regierung entweder für 
das ganze Reich oder nur für einen Theil desselben , vor Beginn 
eines Krieges, bei innern Unruhen oder für den Fall, dass solche 
ausbrechen, erlässt) noch Vermögens-Confiscation verhängt. 

$.278. Den russischen Unterthan, welcher einer fremden, wenn 
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gleich nicht feindlichen Macht ein Staatsgeheimniss mitthciU, ihr 
Grundrisse von russischen Festungen, Schanzen, Häfen, Arsenalen 
in die Hände spielt oder solche Grundrisse ohne Erlaubniss der Re- 
gierung bekannt macht, trifft die peinliche Strafe dritter Klasse, ersten 
Grades (IX). 

§.279. Wer mit einer fremden Regierung eine geheime, wenn 
gleich nicht zu Russlands Schaden abzielende Correspondenz unter- 
hält, kommt auf sechs Monate bis zu einem Jahr in’s Besserungshaus. 

§.280. Der russische Unterthan, welcher mit Uiiterthanen einer 
feindlichen Macht heimlich correspondirt und dabei, wenn gleich ohne 
seinem Vaterlande schaden zu wollen, so unvorsichtig verfährt, dass 
der Feind die durch solche Correspondenz erhaltenen Nachrichten 
in seinen Unternehmungen gegen Russland benutzen kann, wird mit 
sechs Monaten bis zu einem Jahr Festungsarrest bestraft. 

§.28i. Der russische Unterthan, welcher in Friedenszeiten die 
Bewohner eines fremden Staats mit offener Gewalt überfällt, und da- 
durch sein Vaterland der Gefahr eines Bruchs mit einer befreundeten 
Macht oder wenigstens einem ähnlichen .Vngriff von Seiten der Untcr- 
thanen derselben aiissetzt, wird nebst .V.llcn, welche freiwillig, mit 
Kenntniss des Zweckes und der Gesetzwidrigkeit seines Unternehmens, 
an dieser Verletzung des Völkerrechts Theil nehmen , zur peinlichen 
Strafe zweiter Klasse, fünften Grades (VI) verurtheilt. 

§.282. Wer einen fremden*), diplomatischen Agenten öffentlich, 
thätlich oder durch freche, unanständige Worte beleidigt, und solches 
in der Absicht thut, gegen dessen Regierung Verachtung an den Tag 
zu legen, wird, besonders wenn sein Benehmen von der Art war, 
dass es unangenehme Erörterungen zwischen dieser Regierung und 
dem russischen Kabinet veranlassen kann, auf zwei bis vier Jahre zum 
Festungsarrest verurtheilt und der in §. 53 genannten Rechte ver- 
lustig erklärt. — Ist ein solches Verbrechen ohne jene Absicht und 
ohne erschwerende Umstände begangen worden, so wird der Schuldige 
mit sechs Monaten bis zu einem Jalir Festungsarrest bestraft. 

*) ln Hussinnd accrediiirlcn. D, Vebers. 
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VIERTER ARSCHMTT. 

VERBRECIIE\ l.\D VERGEHEN WIDER DIE STAATS' 
VERWALTING. 

ERSTE ABTHEILLAG. 

VON DER WIDERSETZLICHKEIT. 



§. S85. Widerselzlichkeit und Ungehorsam gegen die von der Regie- 
rung angeordnelen Behörden werden nach folgenden Regeln beslraft. 

§.S84. Wenn eine Widerselzlichkeit zu dem Zw eck slatlfindet, die 
Bekanntmachung oder Vollziehung eines Allerhöchslen Ukases oder 
Maiiifesles oder eines Befehls der Regierung zu hindern , oder die 
Obrigkeit zu einer Verletzung ihrer Pflicht zu nölhigen, und wenn 
eine sulche Widersetzlichkeit oder Nüthigung von Personen herrührt, 
die bewalfnet sind , gleichviel womit , und die dabei Gewaltlhalen ver- 
üben : so unterliegen die Schuldigen der peinlichen Strafe zweiter 
Klasse, zweiten Grades (III). 

§. S8ä. Wenn eine solche Widersetzlichkeit von Personen herrührl, 
die dabei zwar unbewalfnet sind aber Gewalllhaten verüben, oder von 
Personen, die zwar keine Gewallthalen begehen aber bewalfnet sind: 
so werden die Schuldigen zur peinlichen Strafe zweiter Klasse, drit- 
ten Grades (IV) verurtheilt. 

§. 286. Ist dieses Verbrechen von unbcwalfnelen Leuten und ohne 
Gewallthat verübt worden, die Obrigkeit aber doch genölhigl gewesen, 
zu Wiederherstellung der Ordnung aussergewöhnliche Zwangsmass- 
regeln zu ergreifen : so trilTl den Schuldigen die peinliche Strafe 
zweiter Klasse , siebenten Grades (VllI). 

§. 287. Zu den in §. 28 V, 283 und 286 genannten Strafen wer- 
den , in allen daselbst bezeichncicn Fällen , nur die Hauptschuldigen 
verurtheilt, wenn das Verbrechen ohne vorgängige Verabredung ver- 
übt worden ist , oder nur die Anstifter und Aufwiegler , wenn vorher 
eine Verabredung stattgefunden hat. Was die Gehülfen, Genossen und 
Begünstiger betrifl't, so werden die am meisten Schuldigen, für die 
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in S- 284 und 285 beschriebenen Verbrechen, zur correclionnellen 
Strafe erster Klasse, dritten Grades (.-XI' )> för das in §. 286 be- 
zeichnte , zur correctionnellen Strafe erster Klasse , fünften Grades 
(XVl^ verurtheilt, und alle übrige, nach Massgabe ihrer Beiheiligung, 
auf sechs Monate bis zu einem Jahr in's Besserungshaus eingesperrt. 
— Die Zulässer und Hehler werden, nach Umständen, enlweder auf 
ein bis drei Jahre und mit Entziehung der in $. 53 genannten Rechte, 
oder auf sechs Monate bis zu einem Jahr , ohne Minderung ihrer 
Rechte, in’s Besserungshans eingesperrt. 

$. S88. Als Widersetzlichkeit gegen die von der Regierung ange- 
ordnele Obrigkeit wird auch jeder von Bauern oder hofhörigen Leuten 
gegen ihre Gutsherrschafl oder Gutsverwaltung oder gegen die District- 
und Gemeindebehörde verübte Tumult angesehen. 

$. S89. Wenn die Anstifter einer Widersetzlichkeit oder deren Mit- 
schuldige , zur Erreichung ihres Zweckes , einen Mord oder eine 
Brandstiftung verüben oder verüben lassen ; so trilTt sie die peinliche 
Strafe zweiter Klasse, ersten Grades (11). 

§.990. Diejenigen Theiinchmer an der Widersetzlichkeit, welche 
bevor gegen sie ausserordentliche Zwangsmassregeln ergriffen oder 
auch nachdem dergleichen vorbereitet worden, auf die Ermahnung der 
Obrigkeit auseinandergehen und ihr Vorhaben aufgeben, bleiben von 
aller Strafe frei, wenn sie dabei sonst kein Verbrechen begangen 
haben. Die Anstifter und Aufwiegler werden aber auch in diesem Fall, 
nach Umständen, enlweder zur correctionnellen Strafe erster Klasse, 
fünften Grades (XVI), oder, mit Entziehung der in §. 53 genannten 
Rechte, auf ein bis zwei Jahre zum Besserungshaus verurtheilt. 

§.99i. Wenn die Widersetzlichkeit zu dem Zweck stattflndet, die 
Vollziehung eines gerichtlichen Urtheils oder eines obrigkeitlichen 
Befehls zu verhindern oder einen Beamten von gesetzmässiger Aus- 
übung seines Amtes abzuhaltcn, und wenn sie nicht von einer Menschen- 
menge, sondern nur von zwei oder drei Menschen oder auch nur 
von Einem ausgehl, der aber bewaffnet ist und Gewallthätigkeiten 
verübt : dann wird der Schuldige, nach Umständen, zur peinlichen 
Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades (VIII), oder zur peinlichen 
Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (.X), oder endlich zur correclion- 
nellen Strafe erster Klasse, zweiten Grades (XHl) verurtheilt. 

§.999. Wenn eine einzelne, unbewaffnete Person sich einer obrig- 
keitlichen Anordnung oder einem in Amtsverrichtung begriffenen Be- 
amten gewaltthätig widersetzt ; so wird sie, nach Massgabe der ver- 
übten Gewallthaten und der übrigen Umstände, zum dritten, vierten 
oder fünften Grad der correctionnellen Strafen erster Klasse (XI V,, XV, XVI), 
oder, mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, auf zwei bis 
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drei Jahre zum Besserungshaus, oder auf drei Monate bis zu zwei 
Jahren zum Gerangniss verurtheilt. 

$. 295. Wer einen Beamten durch strafbare , zur Erregung ge- 
gründeter Besorgnisse geeignete Drohungen von der Ausübung seiner 
Dienstpflicht abhält, erleidet die correctionnelle Strafe erster Klasse, 
vierten Grades (XV). 

$. 294. Wenn sich mehre Personen ohne Tumult und Gewaltthitig- 
keit verabreden, einer obrigkeitlichen Anordnung oder einer Obliegen- 
heit gegen den Staat oder gegen ihre Corporation nicht nachzukommen; 
so werden die Anstifter oder Aufwiegler, welche eine solche Verab- 
redung zu Stande gebracht haben, mit Entziehung der in $. 53 ge- 
nannten Rechte, auf zwei bis drei Jahre zum Besserungshaus, die 
Uebrigen aber auf sechs Monate bis zu zwei Jahren zum Geßngniss 
verurtheilt. 

$. 295. Wenn sich Kronbauern , Kolonisten oder landbauende Juden, 
ohne thätliche Widersetzlichkeit , gegen die District- oder Dorfbehör- 
den ungehorsam bezeigen: so werden sie, nach Umständen, auf drei 
bis sieben Tage unter Arrest gesetzt. 

J. 296. Wer in der Absicht Widersetzlichkeit zu erregen , auf- 
wiegelnde Schrillen anfertigt und verbreitet, öifentliche Reden hält 
oder unwahre Gerüchte in Umlauf bringt, verfällt in die peinliche 
Strafe dritter Klasse, ersten Grades (I.X^. — Ist auf diese Weise eine 
bedeutende Störung der öffentlichen Ordnung veranlasst worden, so 
trifft den Schuldigen die peinliche Strafe zweiter Klasse, sechsten 
Grades (VII). 

§. 297. Wer eine zur Widersetzlichkeit anreizende Schritt verfertigt 
aber nicht verbreitet, wird, als der Vorbereitung zu diesem Verbrechen 
schuldig, zu d^ci bis sechs .Monaten Gefängni.ss verurtheilt. — Wer 
eine solche Schrift besitzt, sie zwar nicht verbreitet, aber auch nicht 
darthun kann, dass er sie mit Genehmigung der zuständigen Behörde 
besitze, wird, jenachdem die Sache von Wichtigkeit ist, entweder mit 
Arrest auf drei Tage bis zu drei Wochen, oder durch einen gericht- 
lichen Verweis bestraft. 

J. 298. Wer vor eine Behörde oder vor einen Unter.suchungs- 
Richter geladen ist, um als Zeuge oder zu irgend einem andern 
Zweck vernommen zu werden, und zur bestimmten Zeit nicht erscheint, 
auch keine gültige Entschuldigung beibringt, muss , jenachdem die 
Sache von Wichtigkeit ist und nach Massgabe seines Standes •), 
fünfzig Kopeken bis zu fünfzig Rub. Strafe zahlen. — Wer auch auf eine 
wiederholte Vorladung nicht achtet, wird, neben dieser Geldbusse, zu 
drei bis sieben Tagen Arrest verurtheilt, 

~^) .S. §. i;)r> .V» 2 . I). Vrkm. 

h 
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$. Ü99. Wer sich gegen einen ölTcndichen Diener , dem die Behörde 
aurgeiragen hat, an einem bestimmten Ort auf Anstand und Ordnung 
zu sehen, unfolgsam und widerspänslig zeigt, jedoch ohne Thätlich- 
keiten zu verüben, wird um fünfzig Kopeken bis zu zehn Rub., oder 
mit Arrest auf einen bis drei Tage gestraft. 

§.500. Wer sich in seinen Gerechtsamen beeinträchtigt glaubt und 
statt sie auf dem gesetzmässigen Wege zu verfolgen, zu eigenmäch- 
tigen und gewaltsamen Massregeln greift, wird, auch wenn sein 
Rechtsanspruch gegründet war , für gebrauchte Selbsthülfe , nach 
Umständen, auf sechs .Monate bis zu einem Jahr zum Gefängniss, 
oder auf drei Wochen bis zu drei Monaten zum Arrest , oder zu einer 
Geldbusse von fünf bis fünfzig Rub. vcrurtheilt, oder endlich durch 
einen scharfen, gerichtlichen Verweis bestraft. — Hat er aber dabei 
einen Menschen misshandelt , am Körper verletzt oder gar getödtet : 
so wird seine Strafe nach der Regel über Concurrenz der Verbrechen 
(§. 156) bestimmt. 



ZWEITE ABTllElLt NG. 

BELEIDIGUNG DER ÜFFENTUCHEN BEHÖRDEN BEI 
DEREN A M T S V E R R I C 1 1 T U N G E N . 



§. 50t. Wer in der Absicht gegen die Regierung Nichtachtung an 
den Tag zu legen, ReIrie^lng.^bcfehlc , die bekannt gemacht werden 
sollen oder ölfcnHich angeschlagen sind, zerrcisst , abnimmt, aus- 
streicht oder beschädigt, wird, wie für thätliche Widersetzlichkeit, 
entweder zur corrcctionnellen Strafe erster Klasse , vierten Grades 
(XV), oder, mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, auf ein 
bis zwei Jahre zum Besserungshaus vcrurtheilt. — Veriibte er solches 
vor einer Volksmenge oder vor vielen Zeugen , so trilTt ihn die pein- 
liche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X). — That er es ab- 
sichtslos, in der Trunkenheit oder aus Unwissenheit, so wird er, 
nach Umständen, auf drei bis sechs Monate zum Gefängniss, oder 
auf sieben Tage bis zu drei Wochen zum .\rrest , oder endlich zu 
einer Gcidhusse von fünf bis zwanzig Rub. vcrurtheilt. 

§. 302. Wer in der Absicht Nichtachtung gegen die Regierung an 
den Tag zu legen, eine auf deren Befehl olTcntlich angeschlagene 
Wappcnlafel oder Aufschrift zerstört, abnimmt oder beschädigt, wird, 
jenachdem solches vor einer Volksmenge , vor vielen Zeugen oder 
ohne diese erschwerenden Umstände geschehen ist, entweder auf ein 
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bis zwei Jahre und mil Entziehung der in §. 53 genannten Rechte — , 
oder auf drei bis sechs Monate ohne Minderung seiner Rechte, zum 
Besserungshaus verurtheilt. — Wer solches ohne Absicht, in der Trunken- 
heit oder aus Unwissenheit thut, wird, nach Umständen, entweder 
auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter Arrest gesetzt, oder um 
einen bis drei Rub. gestraft. 

§. 50S. Wer ein öffentliches , auf Befelil oder mil Genehmigung 
der Regierung errichtetes Denkmal böswillig beschädigt, wird entweder, 
mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, auf ein bis drei Jahre 
zum Besserungshaus, oder auf drei bis sechs Monate zum Gefäng- 
niss verurtheilt. — Wer solches ohne Absicht, in der Trunkenheit oder 
aus Unwissenheit thut, kommt auf drei bis sieben Tage unter Arrest. 

§. 504. Wer eine auf Befehl der Ortsbehörde öffentlich angeschlagene 
Bekanntmachung abreisst oder vernichtet, wird, nach Umständen, ent- 
weder zum Arrest auf drei Tage bis zu drei Wochen, oder zu einer 
Geldbusse von einem bis zehn Rub. verurtheilt. 

§. 50tf. Wer ehrenrührige, gegen höhere Behörden oder höhere 
Beamten des Reichs gerichtete Schriften oder Abbildungen verfertigt 
und geflissentlich, auf irgend eine Weise verbreitet oder gar an öffent- 
licher Stätte anschlägt , wird , nach Umständen , entweder auf zwei bis 
drei Jahre und mit Entziehung der in §. 53 genaimlcn Rechte — oder 
auf sechs Monate bis zu einem Jahr ohne Minderung seiner Rechte, 
zum Besserungshaus verurtheilt. 

§. 306. Wer ehrenrührige , gegen Behörden oder Beamte eines 
Gouvernements gerichtete Schriften oder jVbbildungen verfertigt und 
verbreitet, wird, wenn die darin enthaltenen Beleidigungen sich aus- 
drücklich auf die Amtsführung dieser Behörden oder Beamten beziehen, 
nach Umständen , entweder auf drei bis sechs Monate zum Bcsserungs- 
haus, oder auf sieben Tage bis zu drei Wochen zum Arrest verurtheilt. 

§. 507. Wer Schriften verfertigt und verbreitet, worin unerlaubte 
Urtheile über die Anordnungen der Regierung cnlhalteii sind, wird, 
nach Umständen, entweder auf zwei bis drei Jahre und mit Eniziehung 
der im §. 53 genannten Rechte — oder auf drei Monate bis zu einem 
Jahre ohne Minderung seiner Rechte, zum Besserungshaus verurtheilt. 

%.508. Wer eine wider eine öffentliche Behörde oder wider einen 
Beamten der Regierung gerichtete Schmähschrift oder beleidigende 
Abbildung findet, und statt sie zu vernichten oder der nächsten Orls- 
behörde abzugeben, sie Andern zeigt, vorlicst oder mitlheilt, wird, 
auch wenn er an dem Verbrechen des Verfassers keinen unmittel- 
baren Antheil genommen hat, entweder auf einen bis drei Tage zum 
Arrest, oder zu einer Geldbusse von einem bis zehn Rub. vcrurtheill. 

%.300. Wer einer Behörde in deren Amtslokal, durch Worte oder 

5 » 
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Handlungen, Missachtung zu erkennen gibt, oder ihr eine Schrift ein- 
reicht, worin er sich vorsätzlich beleidigender Ausdrücke gegen sie 
bedient, wird eiUiceder mit drei bis sechs Monaten GePängniss, oder mit 
sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest bestraft. — Geht er in seiner 
Vermessenheit so weit, die Mitglieder der Behörde zu schimpfen oder 
wider einen derselben die Hand aufzuhebeu ; so trilTt ihn, nach Um- 
ständen, die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X), oder 
die correctionnelle Strafe erster Klasse , fünften Grades (X' D- — 
Weiset es sich aus, dass dieses Verbrechen ohne .Vbsicht, in der 
Trunkenheit verübt worden ist, so wird der Schuldige , falls er sich 
gegen die Behörde nur durch Worte oder durch ein ungebührliches 
Benehmen verging, auf drei bis sieben Tage zum Arrest, und wenn 
er einen hohem Grad von Trotz bewies , auf seclis Monate bis zu 
einem Jahr zum Besserungshaus verurtheill. 

§. 5f0. Wer einer öffentlichen Behörde oder einem Beamten eine 
Schrift einreicht, worin er absichtlich die Ehre einer andern Behörde 
oder eines andern Beamten angreift, wird, nach Umständen, um fünfzig 
bis zweihundert Kub. oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten 
Arrest gestraft. 

§. Wer eine Appellations- oder Beschwerdeschrift ordnungs- 
mässig einreicht, wird wegen der etwa darin enthaltenen ungegründeten 
Beschwerden, sofern sie nicht die Ehre der Behörde oder der Per- 
sonen, gegen welche sie gerichtet sind, verletzen, von keiner Strafe, 
ausser den im bürgerlichen Gesetzbuch (§. 3708, 3769 und 3770) 
bestimmten Einbussen, getroffen. — Wer sich aber wegen einer im 
Senat oder in den Ministerien und höchsten Behörden erledigten Sache 
an die Bittschriften- Commission gewandt hat, von dieser abgewiesen 
worden ist und nun dieselbe Sache in einer zweiten Beschwerdeschrifl 
vor diese Commission bringt, erhält, falls sein Gesuch abermals un- 
statthaft befunden wird, einen Verweis durch die Ortsobrigkeit. Wenn er 
dann eine dritte Bcschwcrdeschrift einreicht und diese ebenfalls sich 
als ungegründet answeist, so wird ihm von der obersten Gerichts- 
behörde seines Wohnorts der strengste Verweis ertheilt, und er muss 
überdem hundert bis fünfhundert Kub. Strafe zahlen. Reicht Jemand 
solche Schriften in einer und derselben Sache mehr denn dreimal ein, 
so trifft ihn das höchste Mass der beim dritten Mal vorgescliriebenen 
Strafe, und es wird solches allgemein bekannt gemacht. 

%.Si2. Wer einen Beamten, bei de.ssen Amtsverrichtungen oder 
in Folge derselben, wenn gleich ausserhalb des Amtslokals, körperlich 
misshandelt oder thätlich beleidigt, wird, mit Entziehung der in §. 53 
genannten Rechte, auf ein bis drei Jahre zum Besserungshaus verur- 
Iheilt. 
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S.3t3. Wer sich gegen einen Beamten, bei dessen Amtsverrich- 
tnngen oder in Folge derselben, wenn auch ausserhalb des Amlslokals, 
Schimpfworte oder ehrenrührige Fleden erlaubt, kommt auf drei bis 
sechs Monate in's Besserungshaus. — Wenn solches in der Trunken- 
heit oder aus Unverstand und nicht in der .\bsicht zu beleidigen ge- 
schehen ist, oder wenn die gegen den Beamten gesprochenen Worte 
zwar ungebührliche aber nicht Schimpfworte noch ehrenrührige Aus- 
drücke waren : so muss der Schuldiee dem Beleidigten vor Zeugen, 
die dieser wählt, Abbitte thun und übcrdein, nach Massgabe seiner 
Schuld und seines Standes, eine Geldbusse von fünfzig bis hundert, 
oder von fünf bis zehn Rub. zahlen. 

%.3i4. Wer in Gegenwart einer Behörde und in deren Amtslokal, 
eine nicht zu der Behörde gehörende I’erson thätlich oder durch 
ehrenrührige Worte beleidigt, wird, für eine Real-Injurie, auf sechs 
Monate bis zu zwei Jahren zum Gefängniss, und für eine Verbal- 
injurie, entweder auf drei bis sechs .Monate zum Gefängniss, oder auf 
drei Wochen bis zu drei Monaten zum Arrest veriirtheilt. 

%.3tS. W'er einen zum Militärstande oder zur Polizei gehörenden 
Aufwärter oder niedern Diener einer ölTentlichen Behörde , während 
derselbe seinen Dienst verrichtet, thätlich beleidigt, kommt auf drei 
Tage bis zu drei Monaten unter .Vrrcst. — Wer einen solchen Auf- 
wärter, bei dessen Dienstverriclitungen, durch ehrenrührige Worte be- 
leidigt, wird, nach Massgabe seiner Schuld und seines Standes, zu 
einer Geldbusse von fünf bis zehn Rub. oder von fünfzig Kopeken bis 
zu einem Rubel verurtheilt. 

%.316. Der Bauer, der sich gegen ein Mitglied seiner District- 
oder Dorfbehörde ungebührliche Worte oder beleidigende Handlungen 
erlaubt, wird, nach Umständen, zum .\rrcst auf ein bis drei Tage, 
oder zu einer Geldbusse von fünfundzwanzig Kopeken bis zu drei 
Rub. verurtheilt, und muss jedenfalls dem Beleidigten vor der Gemeinde- 
versammlung Abbitte thun. 



DRITTE ABTHEILENG. 

ANGEMASSTE AMTSGEWALT UND FÄLSCHUNG VON 
UKASEN UND AMTLICHEN ERLASSEN. 

%.3l7. Wer sich eine ihm nicht zustehende administrative oder 
richterliche Gewalt anmasst, und sie anwendet um Etwas zu thun, was 
zwar an und für sich kein Verbrechen ist, was er aber ohne die an- 
gemasste Gewalt nicht hätte in's Werk setzen können, wird, nach 
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Umständen, etUtceder mit sechs Monaten bis zu einem Jahr Gefänguiss, 
oder um fünf bis fünfzig Rub. gestraft. — Hat er die angemasste Ge- 
walt gebraucht, um ein Verbrehen zu verüben oder verüben zu lassen, 
dem das Gesetz eine härtere als die ebengenannte Strafe androhet : 
so trifft ihn das höchste Mass dieser hartem Strafe. 

%.518. Wer zum Behuf einer solchen Gewaltanmassung Betrug 
oder Lüge anwendet, sich für einen Andern ausgibt, oder fälschlich 
vorgibt einen Auftrag von der Regierung zu haben, wird, nach Um- 
ständen, entweder zu einer von den Strafen verurtheilt, die in den 
folgenden §. §. dem Verfertiger und Bekannfmacher falscher Regie- 
rungserlasse angedrohet sind, oder, falls er bei seinem Betrüge keine 
solche Papiere untergeschoben hat , mit der correctionnellen Strafe 
erster Klasse, fünften Grades (XVI) belegt. 

^.319. Wer falsche Ukasen, Manifeste, Gnadenbriefe, Rescripte 
oder andere Urkunden mit nachgemachler Unterschrift des Kaisers 
verfertigt oder wissentlich eine solche falsche Urkunde zu irgend einem 
unerlaubten Zweck gebraucht, verfällt in die peinliche Strafe zweiter 
Klasse, ersten Grades (R). — Derselben Strafe unterliegt Derjenige, 
welcher in einer vom Kaiser unterschriebenen oder eigenhändig be- 
stätigten Urkunde böswillig Etwas ausmerzt oder verändert. — Wenn 
indess der Schuldige gar keinen Gebrauch von einer solchen ge- 
fälschten Urkunde macht, sich freiwillig vor Gericht oder vor eine 
Obrigkeit stellt und sein Verbrechen eingesteht: so darf die obige 
Strafe, nach Ermessen des Gerichts, gemildert und in die peinliche 
Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X) umgewandelt werden. 

.tni». Die in Sachen dieser Art gefülllen Urlheilc werden, vor der Vollslrek- 
kung, Sr iMaj. dem Kaiser im Reichsrath vorgelegt 

$. SiO. Wer einen falschen Senats-Ukas verfertigt oder in einem 
echten Senats-Ukas böswillig Etwas ausmerzt oder abändert, oder eine 
solche gefälschte Urkunde zu irgend einem Betrüge gebraucht, erleidet 
die peinliche Strafe dritter Klasse, ersten Grades (IX). — Wer einen 
Senats-Ukas fälscht, aber seine That bereut und von der gefälschten 
Urkunde keinen Gebrauch macht, erleidet für die verübte Fälschung 
die correctionnelle Strafe erster Klasse, vierten Grades (.XV'). — Wer 
sich freiwillig vor Gericht oder vor eine Obrigkeit stellt, ein solches 
Verbrechen eingesleht und dadurch allen üblen Folgen desselben vor- 
beugt, kommt bloss auf sechs Monate bis zu einem Jahr in’s Gefäng- 
niss, und darf der Gnade des Monarchen anempfohlen werden. 

§. J2f . Wer falsche V erordnungen , Befehle und amtliche Er- 
lasse im Namen eines Ministeriums oder einer höhern Staatsbehörde 
verfertigt, in echten Verordnungen und Erlassen solcher Behörden bÖs=-, 
willig Etwas ausmerzt oder abändert, oder solche gefälschte Urkunden 
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>\issenllich, zu irgend einem unerlaubten Zweck gebraucht, wird nach 
dem in §. 320 angegebenen Massstab, jedoch um einen Grad milder 
bestraft. 

§.321}. Wer falsche Verordnungen, Urtlicile, Befehle oder andere 
amtliche Erlasse im Namen einer Gouveruemenls- Behörde oder einer 
gesetzlich anerkannten Corporation verfertigt, in echten Urkunden 
solcher Behörden böswi llig Etwas ausmerzt oder abändert, oder eine 
solche gefälschte Urkunde zu irgend einem Betrüge gebraucht, wird zur 
peinlichen Strafe dritter KIa.sse, zweiten Grades (,\), oder zur cor- 
reclionncllen Strafe erster Kla.sse, dritten Grades (.\IV) verurtheilt. — 
Wer eine solche Urkunde rälscht ohne davon Gebrauch zu machen, 
unterliegt der corrcctionnellen Strafe erster Klasse , fünften Grades 
(XYl). — Wer sich freiwillig vor Gericht oder vor eine Obrigkeit 
stellt, ein solches Verbrechen zeitig und reuig eingestellt und dadurch 
allen üblen Folgen desselben vorbeugt, kommt bloss auf sieben Tage 
bis zu drei Wochen unter Arrest. 

$.323. Wer das grosse Beichssicgcl oder ein anderes Siegel Sr. 
Kaiserlichen Majestät nachmacht, oder ein solches falsches Siegel zu 
irgend einem Betrüge gebraucht, ist den Strafen unterworfen, welche 
der §. 319 dem Fälscher kaiserlicher Ukasen androhet. 

§.J24. Wer das Siegel oder den Stempel einer öffentlichen Be- 
hörde nachmacht oder ein solches falsches Siegel oder den von einer 
echten Urkunde abgelösten Abdruck eines Kronsiegels zu irgend einem 
Betrüge gebraucht, erleidet die corrcctionnelle Strafe erster Klasse, 
zweiten Grades (.XIU). — Diese Strafe wird um drei Grade gemildert, 
wenn der Verfertiger des falschen Siegels oder Stempels davon keinen 
Gebrauch gemacht hat. — Wer eine solche Fälschung zeitig und frei- 
willig eingesteht und dadurch allen üblen Folgen derselben vorbeugt, 
kommt bloss auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter Arrest. 

$.323. Der Handwerker, welcher, dem Gesetz*) zuwider, das Siegel 
oder den Stempel einer Behörde verfertigi, ohne von ihr unmittelbar 
dazu beauftragt zu seyn, wird auf drei bis sechs Monate zum Gefäng- 
niss verurtheilt. — Wenn es ihm aber bekannt war, dass vermittelst 
dieses Siegels oder Stempels ein Verbrechen begangen werden sollte, 
so wird er als Theilnehmcr an diesem Verbrechen bestraft. 

$.323. Wer durch Fälschung einer amtlichen Urkunde bewirkt, 
dass ein Unschuldiger eine peinliche Strafe erleidet, wird, nachMas.s- 
gabe der verübten Fälschüng, des angerichteten Schadens und der 
übrigen Umstände, zum fünften oder sechsten Grad der peinlichen 
Strafen zweiter Klasse (VI, VH) verurtheilt. 

•) Allgemeine» Regulativ der Gouverncinents , §. 187 ini Z. liaiidc de» Swod. 
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%.SS7. Wer eine von den in §. 318, 320—322 und 32+ erwähnlen 
Betrügereien und vermittelst dieser noch ein anderes Verbrechen ver- 
übt hat, wird nach der Regel über Concurrenz der Verbrechen 156) 
bestraft. 

§.528. Wer falsche, angeblich von Behörden oder Beamten aus- 
gestellte Zeugnis.se über Krankheit, Armuth, gute Aufführung n. d. gl. 
vorzeigt, kommt auf drei Monate bis zu einem Jahr in’s Gefangniss. 

§. 529. Wer ohne Erlanbniss der zuständigen Behörde eine ölfent- 
liche Bekanntmachung erlässt, wird, auch wenn diese nichts Gesetz- 
widriges enthält , als Uebertreter der bestehenden Ordnung , beim 
ersten Mal um fünf bis zehn Rub., beim zweiten Mal um zehn bis 
zwanzig Rub. und beim dritten Mal mit drei Wochen bis zu drei 
Monaten Arrest gestraft. Wer dessen mehr als dreimal überführt ist, 
wird zu drei Monaten Arrest verurlheilt und unter die Aufsicht der 
Ortspolizei gestellt. — W enn aber die eigenmächtige Bekanntmachung 
durch ihren Inhalt die Gesetze oder die Sitilichkeit verletzt oder die 
Ehre eines .\ndern angreifl : so treifen den Schuldigen die für solche 
Vergehen angeordneten Strafen. (S. §. 1311). 



VIERTE ABTHEILLIVG. 

ENTWENDUNG AUS AMTSLOKALEN, ABREISSEN 
AMTLICHER SIEGEL, ZERSTÖRUNG AMTLICHER 
MERKZEICHEN. 



§.550. Wer irgend eine in einem Amtslokal aulbewahrte Urkunde 
oder irgend einen in einem Amtslokal aufbewahrten Gegenstand, der 
bei gerichtlichen Verhandlungen als Beweis - oder Ueberführungsmittel 
gedient hat oder dienen soll, entwendet, absichtlich vernichtet oder 
beschädigt, wird, jenachdem die Sache von Wichtigkeit ist und nach 
Massgabe der übrigen Umstände, zur peinlichen Strafe dritter Klasse, 
ersten Grades flX), oder zur correctionnellen Strafe erster Klasse, 
dritten Grades (XIV) , oder endlich zur correctionnellen Strafe zweiter 
Klasse, ersten Grades (XVD) verurtheilt. — Wer aber Urkunden oder 
andere in einem Amtslokal aufbewahrte Gegenstände in der Absicht 
entwendet, vernichtet oder beschädigt, die Spuren eines Verbrechens, 
auf welchem eine peinliche Strafe steht, zu verbergen oder die Ver- 
übung eines solchen Verbrechens zu erleichtern, wird, als Begünstiger 
dieses Verbrechens, nach $■ 127 bestraft. 

§.551. Wer ein auf Befehl einer öffentlichen Behörde angeleg- 
tes Siegel oder Merkzeichen eigenmächtig zerstört , abnimmt oder 
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beschädigt, kommt auf sechs Monate bis zu einem Jahr in's Besserungs- 
haus. — Wer einen auf Befehl der Regierung versiegelten oder mit 
besondern Merkzeichen versehenen Gegenstand entwendet, erleidet 
das höchste Mass der Strafe, welche in §. 2149 dem mit Einbruch 
verübten Diebstahl angedrohet ist. 

S.3SJI. Wenn die in $. 331 bezeichnete Entwendung durch eine 
Person verübt ist , welcher der entwandte Gegenstand zur Auf- 
bewahrung anverlraut war : so wird die Strafe um einen Grad 
geschärft. 

$.333. Wer ein auf Befehl der Regierung errichtetes, die Grenze 
des Reichs, eines Gouvernements oder Kreises anzeigendes Zeichen 
absichtlich zerstört oder beschädigt, kommt auf sechs Monate bis zu 
einem Jahr in's Besserungshaus. — Wer ein Grenzzeichen in der Ab- 
sicht zerstört oder beschädigt, ein dem Reich zugehörendes Stück 
Landes einer fremden Regierung zuzuwenden, wird, wie für Landes- 
verrath, nach §. 276 bestraft. 

$.534. Wer Baken, Bojen, Pegel, oder andere, auf Befehl der 
Regierung ausgelegte Warnungszeichen absichtlich zerstört oder be- 
schädigt , wird um fünf bis fünfzig Rub. oder mit sieben Tagen bis 
zu drei Monaten Arrest gestraft. — Geschah aber die Zerstörung oder 
Beschädigung solcher Warnungszeichen in der Absicht einen Menschen, 
ein Fahrzeug oder eine menschliche Wohnung dem Verderben oder 
irgend einer Gefahr preiszugeben : so wird sie als ein Versuch zu 
der beabsichtigten Rechtsverletzung bestraft. — In jedem Fall ist der 
Schuldige zum Ersatz des durch ihn verursachten Schadens verpflich- 
tet. — W'er Leuchtthürme oder andere , zur Sicherung der Seefahrt 
dienende Gegenstände zerstört oder beschädigt, wird nach $. 1642 
bestraft. 



FÜNFTE ABTIIEILUNG. 

ERBRECHUNG DER GEFÄNGNISSE, ENTFÜHRUNG UND 
ENTWEICHUNG GEFANGENER ODER BEAUF- 
SICHTIGTER PERSONEN. 



$.353. Wer ein Haftlokal aufbricht und die darin verhaftete Person 
gewaltsam befreit oder entführt , unterliegt der peinlichen Strafe 
zweiter Klasse , zweiten Grades (111). — Wer, um ein Haftlokal zu 
öffnen und einen Verhafteten zu befreien oder zu entführen, einen 
Mord oder eine Brandstiftung verübt, erleidet die peinliche Strafe 
zweiter Klasse, ersten Grades (II). — Geschah die Erbrechung des 
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llaftlukuls ohne Gewalllhat ee!?ea die Wache , so lri(ft den Schuldigen 
die peinliche Strafe zweiter Klasse, fünften (irados (VI). 

JJ6'. enn verhaftete Personen, in Folge einer Verabredung 
unter sich , ihren Kerker aufbrechen , gegen ihre Wachen Gewalt 
üben und entweichen : .so verfallen sie der peinlichen Strafe zweiter 
Klasse, dritten Grades (IV). Ist von ihnen zn solchem Zweck ein 
Mord oder eine lirandstiftung verübt worden ; so trilTt sie die pein- 
liche Strafe zweiter Klasse, ersten Grades (II). — Haben sie bei ihrer 
Entweichung keine Gewalt gegen ihre Wache verübt : so werden sie 
zur peinlichen Strafe dritter Klasse, ersten (irades (I.\) verurtheilt. 

§. JÖ7 . Wer auf einem Tra?isport begrilfene Arrestanten befreit 
und dabei Gewalt anwendet , erleidet die peinliche Strafe zweiter 
Klasse, zweiten Grades (III). — Wer zu diesem Zweck einen .Mord 
verübt, verfällt in die iieinliche Strafe zweiter Klasse, ersten Grades 
(II). — Geschah die Hefreiung der Arrestanten (dme Gewaltlhäligkcit : 
so triin Den, welcher sie befreite, die peinliche Strafe zweiter Klasse, 
sechsten Grades (VII). 

§. 35Ö. Arrestanten, die sich während ihres Transports selbst und 
gewaltsam befreien , verfallen in die peinliche Strafe zweiter Klasse, 
dritten Grades (l\ ). — Verüben sie zu diesem Zweck einen Mord ; so 
trilTt sie die peinliche Strafe zweiter Klasse, ersten Grades (II). 

S». 350. Der angeschuhligte oder schon verurtheilte Gefangene, der 
ohne gegen seine Wachen Gewalt zu iihen sich seiner Haft entzieht, 
wird an einem besondern Ort cingesperrt und den zur Verhütung 
einer abermaligen Entweichung vorgeschriebenen, nach Umständen 
mehr oder minder strengen .Massregeln unterworfen. Dem aus einem 
Slrafgefängniss Entwichenen wird die Zeit, während welcher er flüchtig 
war , in die Strafzeit nicht eingerechnet. — Hat aber ein Gefangener 
bei der Entweichung gegen die Mache Gewalt angewandt, so trilTl 
ihn die correctionnclle Strafe erster Klasse, fünften Grades (.XVI).— 
Wenn das Vergehen, wegen dessen er verhaftet war, mit einer 
hartem Strafe, als diese, bedrohet ist : so wird sein Urtheil nach 
der Regel über Concurrenz der Verbrechen (§. 1.56) abgefasst. 

%.540. Gegen Verbrecher, die zu Zwangsarbeiten oder zur An- 
siedelung in Sibirien oder Transkaukasien verurtheilt waren und von 
ihrem Strafort entfliehen, wird nach dem Reglement über Sträflinge 
und Verbannte (im l i. Bde. des Swod) verfahren. — Wer nach Sibirien 
oder andern entfernten Provinzen zum dortigen Aufenthalt verwiesen 
ist, und von da entflieht, wird an den Verbannungsort zurückgebracht 
und daselbst auf ein bis zwei Jahre oder auf sechs Monate bis zu 
einem Jahre eingesperrt, jenachdem er aus Sibirien oder aus einer 
andern Provinz entwichen ist. 
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§. 3-H. Ausländer, die aus dem Reiche gewiesen sind, und Juden, 
denen nach §. 1188 die Rückkehr dahin untersagt ist, werden, wenn 
sie dennoch wieder nach Russland kommen, auf ein bis zwei Jahre 
in’s Besserungshaus eingesperrt und dann abermals aus dem Lande 
gewiesen. Kehren sie dann, trotz des Verbotes, noclimals nach Russland 
zurück, so werden sie, wie Landstreicher, nach §. 1177 bestraft. 

$.342. Wenn eine unter Polizeiaufsicht gestellte Person sich eigen- 
mächtig von dem ihr angewiesenen Aufenthaltsort entfernt, oder länger 
als ihr erlaubt ist, von demselben wegbleibt, und keine gültige Ent- 
schuldigung vorbringt : so wird sie beim ersten Mal auf einen bis 
drei Tage , be'un zweiten Mal auf sieben Tage bis zu drei Wochen 
unter .Arrest gesetzt, beim dritten Mal aber auf drei bis sechs .Monate 
zum Gefängniss verurtheilt. 

$. 54J. Mit den in §. 342 genannten Strafen werden, in derselben 
Abstufung, auch Diejenigen belegt, welche eigenmächtig nach den 
Orten zurückkehren, wo ihnen der Aufenthalt, durch das Gesetz oder 
durch specielle Befehle der Regierung, verboten ist. Nach üherstan- 
dener Strafe werden sie aus solchen Orlen wieder fortgewiesen. 

$.344. Wer der Fahndung eines Verbrechers oder überhaupt eines 
aus der Haft entsprungenen Menschen Hindernisse in den Weg legt, 
wird, nach Massgabe der dazu angewandten Mittel, wie für Wider- 
setzlichkeit (§. 291 — 293) bestraft. 

$.343. Wer wissentlich einen Verbrecher verbirgt, der zu einer 
correctionnellen Strafe erster, zweiter, dritter, vierter oder fünfter 
Klasse (XH — X.X.XH) verurtheilt ist, kommt nach Massgabe der Ver- 
brechen, die dem Gehehlten eine solche Verurlhcilung zugezogen haben, 
und je nach den Umständen, entweder auf sechs Monate bis zu einem 
Jahr in’s Gefängniss, oder auf drei Wochen bis zu drei Monaten unter 
Arrest. 

Wer wissentlich einen Verbrecher verbirgt, der zu einer peinlichen 
Strafe zweiter, dritter oder vierter Klasse verurtheilt ist, wird nach 
Massgabe der Verbrechen, die dem Gehehlten eine solche Verurtliei- 
lung zugezogen haben, und je nach den Umständen, entweder zur 
peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X), oder zur cor- 
rectionnellen Strafe erster Klasse, dritten Grades (XIV), oder endlich 
zur correctionnellen Strafe erster Klasse, fünften Grades (XVl) ver- 
nrtheilt. 

$. 34Ö. Der Schiffer, welcher wissentlich einen Verbrecher zu sich 
an Bord nimmt, um mit ihm abzusegeln, wird, nach Umständen, ent- 
weder auf sechs Monate bis zu einem Jahr zum Gefängniss, oder 
auf ein bis zwei Jahre zum Fcstungsarrest verurtheilt. Ueberdem wird 
ihm in jedem Fall eine Geldbusse von hundert bis tausend Rub. auf- 
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erlegt, bis zu deren Enlrichtniig das Schiff, welches den Flüchtling 
aufnahm, unter Beschlag bleibt. 



SECHSTE ABTHEILIIVG. 

GEHEIME GESELLSCHAFTEN UND VERBOTENE 
VERSAMMLUNGEN. 



S-347. Wenn sich eine geheime Gesellschaft, unter welchem Namen 
es auch sey, zu einem für die Ruhe oder Integrität des Reichs ge- 
fährlichen oder der gesetzlich bestehenden Regierungsfurm und Ord- 
nung widerstrebenden Zweck bildet : so werden die Stifter und Häupter 
derselben, als Staatsverbrecher, nach den §§. 264, 271 und 272 be- 
straft. — Ebenso werden die Mitglieder solcher Gesellschaften bestraft, 
wenn ihnen der frevelhafte Zweck des Vereins bekannt war. — Wer 
das Daseyn, die Beschaffenheit und den Zweck einer solchen Gesell- 
schaft kennt, die Mittel besitzt sie der Regierung anzuzeigen, und 
diese Pflicht unterlässt , wird von der peinlichen Strafe dritter Klasse, 
ersten Grades (L\) getroffen. 

§. J4Ö. Wenn eine geheime Gesellschaft, ohne den im vorigen §. 
angedeuteten verbrecherischen Zweck zu haben, darauf ausgeht, durch 
gesetzwidrige Handlungen und Einwirkungen , die Einrichtungen des 
Reichs, der Provinzen oder einzelner Ortschaften oder den Rechts- 
zustand der im Reich bestehenden Stände und Corporalionen abzn- 
ändern, oder wenn sie sonst ein politisches Ziel, ohne Wissen der 
Regierung zu erreichen sucht ; so unterliegen die Stifter und Häupter 
der Gesellschaft der peinlichen Strafe dritter Klasse , ersten Grades 
Cl^)- — Wer sich einer solchen Gesellschaft mit Kenntniss ihres 
Zweckes anschliesst, wird, nach Massgabe des Antheils, den er an 
ihren Umtrieben nimmt, und je nach den Umständen, zum zweiten 
oder zum dritten Grad der correctionnellen Strafe erster Klasse ver- 
urtheilt (XIll, XIV). — Wer von dem Daseyn und dem Zweck einer 
solchen Gesellschaft Kenntniss hat , die Mittel besitzt darüber der 
Regierung Anzeige zu machen, und diese Pflicht unterlässt, erhält auf 
sechs Monate bis zu einem Jahr Festungsarrest. — Diese Strafe Irifll 
auch Denjenigen, der sich einer solchen Gesellschaft angeschlossen 
hat ohne deren Zweck genau zu kennen, und der, nachdem er ihn er- 
fahren, zwar an ihren Umtrieben keinen Theil nimmt, sie aber auch 
der Regierung nicht anzeigt. 

J. 349. Wenn eine geheime Gesellschaft zwar keinen offenbar ge- 
fährlichen Zweck hat, aber ausdrücklich von der Regierung verboten 
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ist : so werden die StiRer und Häupter derselben auf sechs Monate 
bis zu einem Jahr zum Festungsarrest verurtheilt. — Die Mitglieder, 
denen es bekannt war , dass die Gesellschaft verboten sey , kommen 
auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter Arrest. 

S- 530. Wer um das Daseyn einer von der Regierung nicht er- 
laubten Gesellschaft weiss, und sie nicht anzeigt, kommt, nach Um- 
ständen, auf drei bis sieben Tage unter Arrest, und es dient ihm 
nicht zur Entschuldigung, dass ihm die BeschalTeiiheit und der Zweck 
des Vereins nicht genau bekannt waren. 

§.33t. Wer einer geheimen, gefährlichen Gesellschaft wissentlich 
gestattet, in seiner Wohnung oder in einem andern Lokal, worüber er 
zu verfügen hat, Zusammenkünfte zu hallen, wird, wie ein Mitglied 
der Gesellschaft, nach den §§. 347 — 349 bestraft. — Wenn ihm aber 
die BeschafTenheit und die Absichten der Gesellschaft nicht bekannt 
waren, so wird er, nach Umständen, entweder auf drei bis sieben 
Tage, oder auf drei Wochen bis zu drei .Monaten zum Arrest verurtheilt. 

%.5o2. Alles Eigenlhiim der in den §§. 347 — 349 beschriebenen, 
geheimen Gesellschaften, deren Bücher, Papiere, Werkzeuge, Unter- 
scheidungszeichen und Mobilien werden confiscirl und, wofern die 
Vernichtung dieser Gegenstände nicht vorgeschrieben ist, zum Besten 
des Kollegiums allgemeiner Fürsorge verkauft. Wer sich im Besitz 
solcher Gegenstände befindet und sic nicht auf Befehl der Obrigkeit, 
herausgibt, kommt auf drei bis sieben Tage unter Arrest. 

§.533. Wer ohne Genehmigung und Wissen der zuständigen Be- 
hörde eine Gesellschaft, unter welchem Namen es auch sey, stiftet 
oder einrichtet, wird, auch wenn die Gesellschaft keinen gesetzwidri- 
gen Zweck hat noch ausdrücklich verboten ist , als Uebertreler einer 
bestehenden Verordnung, nach Massgabe seines Standes, zu einer 
Geldbusse von fünf bis zehn, oder von fünfzig bis hundert Bub. ver- 
urtheilt. 

Hierunter sind aber nicht solche Gesellschaften zu verstehen , die 
sich, wenn gleich zu vorausbeslimmicn Stunden, doch ohne besondere 
Statuten, zu literarischen Beschäftigungen oder zu erlaubten Vergnü- 
gungen versammeln. 



SIEBENTE ABTHEILENG. 

UNERLAUBTES VERLASSEN DES VATERLANDES. 

§.334. Wer das A'aterland verlässt und, ohne Flrlaubniss der Re- 
gierung, in fremde Dienste tritt oder .sich als Unterthan eines fremden 
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Slaals aiifiieliinen lässt, wird, fiir diese V erletzung seiner Unterthans- 
pllicht und seines Kides, aller Slandesreclite verlustig erklärt, auf immer 
aus dem Iteich verbannt und, falls er eigenmächtig nach Russland zu- 
riickkehrt, nach Sibirien auf Ansiedelung verwiesen. 

§. SS3. VV'cr das Vaterland verlässt und nicht auf den Befehl der 
Regierung zurückkehrt, wird, für diesen Ungehorsam, ebenfalls zum 
Verlust aller Standesrechte und zu ewiger Verbannung aus dem Reich 
verurtheilt, wofern er nicht innerhalb der Frist, die ihm das Gericht 
bestimmt. Beweise beibringt, dass sein Ausbleiben durch Umstände 
veranlasst war, die nicht von ihm abhingen oder die wenigstens seine 
Schuld verringern. — Bis dahin*) wird er als ein Verschollener an- 
gesehen und sein Vermögen, nach V'orschrift des bürgerlichen Gesetz- 
buchs (Swod, iO. Bnd. Beilage zu §. 3809) unter Curatel gestellt. 

§. 5<i6. Wer ohne gesetzmässige Beweggründe und ohne beson- 
dere Erlaubniss der Regierung, im Auslande länger verweilt, als ihm 
das Gesetz nach Ma.ssgabe seines Standes gestattet, wird ebenfalls 
angesehen wie ein Verschollener, und sein Vermögen kommt, wie in 
§. 355 verordnet ist, unter Curatel. 

§. 5o7. Wer einen russischen Unterthan zum Auswandern be- 
redet, wird zur corrcctionnellen Strafe erster Klasse, fünften Grades 
(XVI) verurtheilt. — Wer aber einen Militär oder Militärpflichtigen zur 
Flucht in’s Ausland beredet, wird von der peinlichen Strafe dritter 
Klasse, zweiten Grades (.V) getroffen. 

*) 1). Ii. Iiii zum AlilnuT dieser Krisl. D. Vtlierg. 
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FLMTER ABSCIIMTT. 

V0> DE\ BESOXDEII^ VEI{BIIEC1IE\ OfFE.MLICIIEII DIE\ER. 

ERSTE ABTIIEILI AG. 

NICHTVOLLZIEHUNG HüHEREK BEFEHLE, NICHT- 
BEACHTUNG AMTLICHER KEQ UlSITlONSSCHREIBEN. 

§. «To8. Der Beamte, dem es ubiiegt , einen Allerliüchsten , vom 
Kaiser unlerseliriebenen oder millelbar erlassenen Ukas oder Befehl 
in Vollziehung zu bringen und der solches ans Unachlsamkeil unter- 
lässt, wird, nach Umständen, vom Amt abgesetzt, o<U‘r gänzlich 
vom Dienst ausgeschlossen. — Wenn aber ein Reamler die Vollziehung 
eines Allerhöchsten Ukascs oder Befehls absichtlich , aus Eigennutz 
oder andern Beweggründen , unterlässt : so trill't ihn die peinliche 
Strafe zweiter Klasse, vierten (irailes (V). 

Der Beamte, welcher einen Ukas des dirigirenden Senats 
nicht vollzieht, wird, je nach den Umständen und besonders dann, 
wenn er den Ukas, auch trotz einer vom Senat ergangenen Anmah- 
nung, unvollzogen lässt und solches nicht zeitig rechtfertigt, entweder 
vom Amt entlassen oder vom Dienst ausgeschlossen. 

§.o6*0. Der Beamte, welcher ilcn Befehlen oder Requisitionsschreiben 
anderer Gerichtsbehörden oder Autoritäten keine Folge leistet, auch 
einen wiederholten Ukas und Befehl unbeachtet lässt, und sich darüber 
nicht zeitig rechtfertigt, wird eiilurder durch einen scharfen N erweis, 
der nach Umständen in sein Dienstformular eingetragen w erden kann, 
oder durch einen dreimonatigen bis einjährigen .Vbzug von seinem 
Dicnstalter bestraft. 

^.36i. Wer die in 3.59 und 300 bezeichncten Ukasen , Befehle 
und Requisitioiisschreihcn absichllich, aus Eigennutz oiler andern ge- 
setzwidrigen Beweggründen, unvollzogen lä.sst, wird. Je nach den 
Umständen , enhreder zur corrcctionnellen Strafe erster Klasse, dritten 
Grades (.MV), oder, in wichtigem Fällen, zum N'crliist aller Standes- 
rcchte und zur Verbannung nach Sibirien auf .Vn.siedeliiiig verurlheilt. 

Nach §. 358 -301 werden auch diejenigen Beamten 
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bestraR, welche absichtlich oder aus Fahrlässigkeit einen Ukas oder 
Befehl, den sie bekannt machen sollen, nicht in gehöriger Art bekannt 
machen. 

^.365. Wenn in dem nichtvollzogenen Ukas oder Befehl eine 
besondere Strafe oder Geldbusse der Mchtvollziehung desselben an- 
gedrohet ist; so erleidet der Schuldige diese, statt der in den §§.358 
bis 362 bestimmten Strafen. 

$.364. Die in den §§.358—362 verordneten Strafen treffen auch 
den Beamten, welcher ein rechtskräftiges, richterliches Urtheil nicht 
gehörig vollzieht oder nicht der Ordnung gemäss bekannt macht. 

$.363. Der Beamte, welcher die Nachweisungen, die andere Be- 
hörden von ihm auf amtlichem Wege verlangen, nicht zeitig liefert 
oder die Berichte, die er zu bestimmten Zeiten einzusenden verpflichtet 
ist, nicht zu gehöriger Zeit einsendet, wird nach Massgabe der Wich- 
tigkeit der Sache , mit einer mehr oder minder strengen Büge oder 
mit einem nicht in das Dienstformular einzutragenden Verweis bestraR. 
— In wichtigem Fällen, so wie auch wenn ein Beamter obigen Pflichten, 
auf wiederholte Anfrage und Mahnung nicht Genüge leistet, oder sich 
solche Versäumnisse öfter zu Schulden kommen lässt , trifft ihn ein in 
das Dienstformular einzulragender Verweis , oder ein Abzug von drei 
.Monaten bis zu einem Jahr vom Dienstalter, oder endlich Entlassung 
vom Amt. 

§. 366. Der Beamte, welcher auf seine amtlichen Erlasse inner- 
halb der gesetzlichen Frist keine pflichtmässige Antwort erhält, dem 
eine Unterbehörde die vorschriRmässigen Berichte nicht einsendet, 
oder der sich überzeugt, dass seinen Requisitionsschreiben kein Ge- 
nüge geleistet wird, und der solches weder gehörigen Orts anzeigt 
noch die Schuldigen zur Verantwortung zieht, hat, nach Umständen, 
eine mehr oder minder strenge Rüge , oder einen scharfen , in sein 
Dienstformular einzutragenden Verweis zu gewärtigen. 



ZWEITE ABTHEILLNG. 

MISSBRAUCH UND PFLICHTWIDRIGER NICHT- 
GEBRAUCH DER AMTSGEWALT. 

$.367. Der Beamte missbraucht die ihm anverlraute Gewalt, wenn 
er seine Amtsbefugnisse oder den ihm angewiesenen Wirkungskreis 
überschreitend Etwas thut, was mit den Gesetzen oder mit seinen 
Instructionen nicht übereinstimmt, wenn er den bestehenden Ordnungen 
zuwider eine Massregel ergreift, die nur kraR eines neuen Gesetzes 
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slattRnden dürfte, wean er in Sachen, die nicht zu seiner Gerichtsbar- 
keit gehören, eigenmächtig entscheidet, oder Verfügungen, zu denen 
er der Genehmigung höherer Behörden bedarf, ohne solche vorschrilt- 
mässig einzuholen, in’s Werk setzt. 

§. 568. Der Beamte macht sich eines pflichtwidrigen Nichlgebrauchs 
seiner Amtsgewalt schuldig, wenn er sie nicht rechtzeitig anwendet, 
um in dem ihm anvertrauten Vcrwaltungsfach einer Gesetzwidrigkeit 
Torzubeugen oder Einhalt zu thun oder einen dem Staat oder dessen 
Unterthanen drohenden Schaden abzuwenden. 

^.569. Missbrauch der Amtsgewalt findet nicht statt ; 1) wenn ein 
Staatsdiener kraft besonderer, vom Monarchen ihm ertheilter Vollmacht, 
von den gewöhnlichen Regeln des Dienstes abweicht; 2) wenn ein 
Beamter unter ausserordentlichen Umständen Massregeln ergreift, zu 
denen er nicht berechtigt ist, und hernach darthut, dass das öffent- 
liche Wohl sie erheischte und dass er, bei der Dringlichkeit der 
Sache , nicht auf Instructionen hätte warten können, ohne das Interesse 
des Staats zu gefährden. 

§.570. Wer seine .\mtsgewalt missbraucht oder dort nicht ge- 
braucht, wo er sie dem Gesetz gemäss anwenden sollte, wird, nach 
Umständen, mit .Absetzung, Ausschliessung vom Dienst, oder ein- bis 
zweijährigem Festungsarrest bestraft, in besonders wichtigen Fällen 
aber zur correctionnellen Strafe erster Klasse, vierten Grades (XV) 
verurtheilt. 

§.57/. Wer seine Amtsgewalt missbraucht um ein Verbrechen zu 
verüben, dem das Gesetz eine peinliche Strafe androhet, erleidet das 
höchste Mass dieser Strafe. — Wer bei pflichtwidrigem Nichtgebrauch 
seiner Amtsgewalt ein Verbrechen zulässt , dem das Gesetz eine 
peinliche Strafe androhet, wird, nach Umständen, entweder ebenfalls 
zum höchsten Mass dieser Strafe verurtheilt, oder als Theilnehmer an 
dem zugelassenen Verbrechen bestraft. 

§. 57fl. Wo der Missbrauch oder pflichtwidrige Nichtgebrauch der 
Amtsgewalt nur unwichtige Folgen gehabt bat und haben kann, und 
wo für den Beamten mildernde Umstände anzuführen sind , wird er, 
unter Berücksichtigung seines Ranges und seines Amtes , mit einer 
rügenden Bemerkung, einem Verweise, oder durch ein - bis sechs- 
monatigen .Abzug von seinem Dienstalter bestraft. 

§.575. Der Beamte, welcher unbefugier Weise und vorsätzlich 
einen andern Beamten bei dessen Amtsverrichtungen hindert , wird, 
nach Umständen, durch mehr oder minder strenge Rügen oder Ver- 
weise, oder durch drei- bis sechsmonatigen Abzug vom Dienstalter, 
oder durch Absetzung, oder endlich mit ein- bis zweijährigem Festungs- 
arrest bestraft. — Hat er sich dabei Gewaltthaten oder Drohungen 

c 
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erlaubt : so wird er, nach Umständen, auf zwei bis drei Jahre und 
mit Entziehung der in §. 53 genannten Hechle, in's Besserungsbaus 
eingesperrt , oder zur correclionnellen Strafe erster Klasse , vierten 
Grades (XV), in besonders wichtigen Füllen aber zur peinlichen Strafe 
dritter Klasse, zweiten Grades (X) vcrurlheilt. — Den Beamten, der 
sich einer Waffe bedient, um einem andern die Ausübung seines Amtes 
zu wehren, trifft das höchste Mass der Strafe, welche der J. 291 
Demjenigen androhet, der sich einem Beamten bei dessen Dienstver- 
richtungen widerselzt. 

§. 5T4. Wer bei Ausübung seines Amtes irgend eine Art Tortur 
oder Marler anwendel, wird, nach Umstünden, auf sechs Monate bis 
zu einem Jahr zum Gefängniss, oder auf zwei bis drei Jahre und 
mit Entziehung der in §. 53 genannten Hechte zum Besserungshaus, 
oder zur correclionnellen Strafe erster Klasse, dritten Grades (XIV) 
verurtheilt. — Ist aber in Folge einer durch Tortur oder Martern er- 
pressten, unwahren Aussage ein Unschuldiger zum Verlust aller 
Standesrechte verurtheilt wurden : so trifft den Beamten, der sich ein 
so gesetzwidriges Verfahren erlaubt hat, die peinliche Strafe zweiter 
Klasse , sechsten Grades (VU). 

^.37S. Den Staats- oder Corporations-Beamten , der bei Aus- 
übung seines Amtes Jemand vorsätzlich und ohne Grund am Körper 
verletzt, trifft das höchste Mass der für solche Verletzungen in den 
SS. 1948 — 1955 und 1960 — 1963 verordnelen Strafen. 

^.576. Wer bei Ausübung seines Amtes Jemand thällich oder 
durch Worte beleidigt, wird nach $. 2008—2011 und 2013—2015 
bestraft. — Wer sich, bei Ausübung seines Amtes, gegen andere Per- 
sonen ein ungebührliches Benehmen , wenn gleich ohne offenbare 
Ehrenkränkung erlaubt, muss ihnen nach §. 61 Abbitte thun, und 
erhält überdem, falls sein Betragen überhaupt unanständig war, einen 
strengen, in das Dienstformular einzulragendcn Verweis. 

%.577. Der Beamte, w elcher bei einer aus gesetzlichen Gründen vor- 
genommenen Verhaftung die vorgeschricbenen Kegeln nicht beobachtet, 
wird, nach Umständen, mit einer strengen, rügenden Bemerkung, 
oder mit einem strengen, in das Dienst formular einzutragenden Verweis, 
fldrr durch einen sechsmonatigen bis einjährigen Abzug vom Dienst- 
alter bestraft.— Hatte er aber keinen erheblichen Grund zur Verhaftung, 
oder war er dazu weder durch das Gesetz noch durch besondern 
Auftrag berechtigt ; so trifft ihn das höchste Mass der in $. 2025 — 
2029 der gesetzwidrigen Freiheitsberaubung angedroheten Strafen, 
und er muss überdem, wenn es sich ausweiset, dass der Verhaftete 
die Einkerkerung nicht verdiente, ihm für die Elirenkränknng (nach 
J. 546—555 des bürgerlichen Gesetzbuchs und $. 468 — 471 des 
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Reglements der Krondörfer) Ersatz leisten , oder naeh §. 61 Ab- 
bitte thun. 

§.378. Der Beamte, welcher aus gesetzlichen Gründen in einem 
Hause eine Beschlagnahme oder Durchsuchung veranstaltet, aber die 
für solche Fälle vorgeschriebenen Regeln nicht beobachtet, muss den 
dadurch verursachten Schaden ersetzen, und wird überdem, nach 
Umständen, mit einer strengen, rügenden Bemerkung, oder mit einem 
scharfen, in das üienstformular eiiizutragenden Verweise, oder end- 
lich mit drei- bis sechsmonatigem Abzüge vom Dienstalter bestraft. 
— Wenn aber ein Beamter eine Beschlagnahme oder Haussuchung 
ohne erhebliche Ursache veranstaltet hat, oder sie vornimmt ohne 
dazu durch das Gesetz oder durch besondere Befehle berechtigt zu 
seyn ; so wird er, neben der Verpflichtung zum Schadensersatz, mit 
einem scharfen, in das Dienslformular einzutragenden Verweis, oder 
mit Absetzung, oder durch Ausschliessung vom Dienst bestraft, und 
muss Demjenigen, den er durch die Beschlagnahme oder Haussuchung 
gekränkt oder belästigt hat, so wie es im vorhergehenden §. ange- 
deutet ist , Ersatz leisten oder Abbitte thun. 

§.578. Der Beamte, welcher ein der Regierung oder einer Privat- 
person gehörendes oder an sie adressirtes Packet vorsätzlich entsiegelt, 
ohne dazu berechtigt oder beauftragt zu seyn, wird , nach Umständen, 
mit einem strengen Verweis, oder mit drei- bis sechsmonatigem Ab- 
zug von seinem Dienstalter, oder durch Absetzung bestraft. 



DRITTE ABTHEILLNG. 

VERGEHEN DER BEAMTEN IN BETREFF DER IHRER 
OBHUT ODER VERWALTUNG ANVERTRAUTEN 
GEGENSTÄNDE. 



§.380. Der Beamte, dem als solchem Gelder oder andere dem 
Staat oder Privatpersonen angehürende Sachen anvertraut sind, und 
der auf die Bewahrung derselben nicht die gehörige Sorgfalt wendet, 
wird, nach Umständen, mit einem strengen Verweis, oder mit drei- 
monatigem bis zu einjährigem Abzüge von seinem Dienstalter, oder 
endlich mit Entlassung vom Amt bestraft, und muss, falls die ihm 
anvertranten Gegenstände durch seine Fahrlässigkeit Schaden er- 
leiden oder verloren gehen , nach §. 62 Ersatz leisten. — Die eben- 
genannten Strafen kommen in den Fällen nicht zur Anwendung, wo 
die Verwahrlosung von Staatscigenthum nach den besondern Statuten 
eines Verwaltungsfaches geahndet wird. 

6 » 
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$. 5SI. Die in §.380 vcrordnelen Strafen werden auch denjenigen 
Beamten zuerkannt, die bei Eintreibung ölTenHicher Abgaben, Steuern, 
Gebühren , gerichtlicher Geldbussen u. d. gl. nachlässig zu Werke 
gehen. 

§. J82. Wenn ein Beamter, dem die Regierung die Aufbewahrung 
oder Verwaltung eines dem Staat oder Privatpersonen gehörenden 
Besitzthums aufgetragen hat, dieses vorsätzlich zerstört, dem Verderben 
preisgibt oder eutwerthet : so trilft ihn das höchste Mass derjenigen 
Strafen, die in den §§. 2106 — 2124- dem boshaften Zerstörer oder 
Beschadiger fremder Sachen angedrohet .sind. 

§.585. Wenn ein Beamter die von Aintswegen ihm anvertranten, 
der Regierung oder Privatpersonen gehörenden Gelder oder Sachen 
oder deren Ertrag zu seinem eigenen Nutzen verwendet, verschleudert 
oder eigenmächtig an Andere ausleihet, jedoch noch bevor sein Miss- 
verhalten aufgedeckt ist , das Veruntreute vollständig ersetzt : so wird 
er für die begangene Untreue zu einer Geldbusse, die dem Betrage 
des Veruntreuten gleich kommt, verurtheilt und vom Amt abgesetzt. 

Leistet er den Ersatz zwar vollständig und aus eigenem Antrieb, 
aber erst nachdem sein Missverhallen an’s Licht gekommen ist ; so 
wird er zu der ebenerwähnten Geldbusse verurtheilt und vom Dienst 
ausgeschlossen. — Wenn er aber, auch nachdem seine Untreue ent- 
deckt ist, das, was er unterschlagen oder verschleudert hat, nicht 
von selbst und gutwillig ersetzt : so wird er zur correctionnellen Strafe 
erster Klasse, vierten Grades (XV) verurtheilt. Sein Vermögen haftet 
nach §. 62 für Das, was er veruntreut hat. 

§.584. Wenn die Gegenstände, die einem Beamten als solchem 
zur Aufbewahrung anvertraut wurden, versiegelt waren, und er sich 
unterfing sie zu entsiegeln um sie zu veruntreuen : so wird er, sogar 
in dem Falle, wo er Alles freiwillig ersetzt, zur correctionnellen Strafe 
erster Klasse, vierten Grades (XV) verurtheilt. 

§. 58S. Der Beamte , dem als solchem Gelder oder andere Gegen- 
stände anvertraut werden, damit er sie nach einem bestimmten Ort 
absende, und der damit ohne Grund zögert oder das Empfangene in’s 
Buch einzutragen versäumt , wird vom Amt abgeselzt , und muss die 
gesetzlichen Zinsen des Geldes oder des Werthes jener Gegenstände, 
für die Zeit, da er sie in Händen gehabt, doppelt zahlen. 

§.586. Wenn von den Geldern oder Sachen, die einem Beamten 
als solchem zur Aufbewahrung anvertraut waren. Etwas wegkommt, 
und keine Verdachlsgründe gegen den Aufbewahrer vorhanden sind, 
andererseits aber auch nicht hinlänglich erwiesen ist , dass der Defect 
von Ursachen herrührt, welche er nicht abwenden konnte : so wird 
ihm eine rügende Bemerkung oder ein mehr oder minder strenger 
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Verweis ertheilt, und es hängt von dem Ermessen der Behörde ab, 
ihn bei seinem Amt zu belassen oder von demselben zu entfernen. 

§. 387 . Wenn ein Beamter, der Staatseinkünfte verwaltet, in das 
Einnahmebuch absichtlich weniger einschreibt, als er empfangen hat, 
oder in das Ausgabebuch mehr als wirklich ausgegangen ist einträgt: 
so muss er das in die Einnahme Nichteingetragene und das in die 
Ausgabe Zuvielangeschriebene doppelt erstatten, und wird überdem 
zur correctionnellen Strafe erster Klasse, vierten Grades (XV) ver- 
urtheilt. 

§. 388 . Wenn der Beamte, der das ihm als solchem anvertraute 
Staats- oder Privaleigenthum verschleudert oder sich zugeeignet hat, 
sich der Verantwortung durch die Flucht entzieht oder falsche Urkunden 
verfertigt, um sein Verbrechen zu verdecken : so trifft ihn, neben der 
Verpflichtung zum Ersatz, die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten 
Grades (X). 

§. 388 . Wenn der Beamte, der die von Amtswegen ihm anverlrauten 
Sachen sich zugeeignet oder verschleudert hat, nicht im Standeist die 
ihm deshalb auferlegten Zahlungen zu leisten, und diese auch nicht 
nach §. 63 von einem Mitschuldigen beigetrieben werden können: so 
haften Diejenigen, welche die Aufsicht über ihn hatten und darin 
nachlässig waren , oder es haftet die Corporation , die ihn gewählt 
hat. Jedenfalls aber nur für den einfachen Ersatz des angerichteten 
Schadens. — Die Behörde, welche den Beamten ernannt hat, haftet 
für solchen Ersatz nur dann , wenn sie an seinen gesetzwidrigen 
Handlungen Theil genommen oder zu unmittelbarer Aufsicht über ihn 
verpflichtet war. 



VIERTE ABTIIElLlIiNG. 

BETRUG IN DIENSTSACHEN. 



§. 390 . Der Beamte, welcher einen Allerhöchsten Befehl absichtlich 
falsch auslegt, oder einen Ukas Seiner Kaiserlichen Majestät Fälscht, 
wird znm höchsten Mass der Strafe verurtheilt, welche der $.319 
dem Fälscher Kaiserlicher Ukasen, Manifeste oder Rescriple androhet. 
— Der Beamte , welcher eine solche Fälschung an den Erlassen des 
dirigirenden Senats oder anderer Behörden verübt , erleidet das höchste 
Hass der in den $$. 320—322 solchen Verbrechen angedroheten Strafen. 

§. 391 . Der Beamte, der in Dienstsachen andere als die im vori- 
gen $. genannten Urkunden fälscht, die ihm anvertrauten Urkunden 
unterschlägt oder vernichtet, falsche Urkunden oder Zeugenaussagen 
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unterschiebt, wissentlich falche Zeugen zulisst, die Gesezte über Bestä- 
tigung und Beglaubigung der Urkunden vorsätzlich Verletzt, in seinen 
Berichten, Protokollen und amtlichen Erklärungen die Wahrheit absicht- 
lich, ganz oder zum Theil verhehlt, oder darin geflissentlich Unwahr- 
heiten aufnimmt, wird nach Umständen, entweder zur peinlichen Strafe 
dritter Klasse, zweiten Grades C^), oder zur correclionnellen Strafe 
erster Klasse, dritten Grades vcrurtheilt. — Wenn in Folge eines 

solchen Betrugs ein Unschuldiger eine peinliche Strafe erlitten hat, 
so trifft den Urheber des Betrugs die peinliche Strafe zweiter Klasse, 
sechsten Grades (VII). 

$.59S. Der Beamte, welcher wissentlich ein unwahres Zeugniss 
über Jemandes Krankheit, Armuth, gute Aufführung u. d. gl. ansstellt, 
wird vom Amt abgesetzt und, falls er es aus Eigennutz gethan hat, 
wie für Bestechung, nach $. 402 bestraft. 

$. S95. Der Beamte, der einer in Privatangelegenheiten reisenden 
Person, unentgeltlich die oflTene Ordre ausstellt, vermöge welcher die 
Stationshalter ihr Postpferde geben müssen , wird vom Amt abgesetzt, 
und muss die für jene Ordre zu zahlende Gebühr der Staatskasse 
nach $. 62 ersetzen. 



FÜNFTE ABTHEILLNG. 

VON DER VERLETZTEN RICHTERPFLICHT. 



§.394. Wer in einer Sache, die er als Richter untersuchen soll, 
wissentlich eine gesetzwidrige Entscheidung abgibt , wird , nach Um- 
ständen, entweder zur corrcctionnellen Strafe erster Klasse, vierten 
Grades (XV), oder zur peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Gra- 
des (X) verurthcilt. 

§.593. Der Richter, welcher mit wissentlicher Uebertretung des 
Gesetzes, einem .Vngeschuldigten eine härtere als die im Gesetz be- 
stimmte Strafe zuerkennt, wird, falls er bloss den Grad der Strafe 
erhöhte ohne von der im Gesetz genannten Klasse abzugehn , zur 
correctionnellen Strafe erster Klasse, dritten Grades (XIV) verurtheilt. 
— Hat er die Strafe in einer höhern als der im Gesetz bestimmten 
Klasse gewählt, jedoch keine peinliche statt einer correctionellen dic- 
tirt : so trifll ihn die corrcctionnelle Strafe erster Klasse, zweiten 
Grades (XIll). — Ist dem Angeschuldigten, statt einer correctionnellen 
Strafe, eine peinliche Strafe zuerkannt worden ; so unterliegt der 
Richter der peinlichen Strafe dritter Klasse , ersten Grades (IX). — 
Wer aber einen ganz Unschuldigen, mit wissentlicher Uebertretung 
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der Gesetze, zu einer peinlichen Strafe verurlheilt, verßllt in die 
peinliche Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (YII). 

^.596. Der Richter, welcher mit wissentlicher Uebertretung des 
Gesetzes , einen Scliuldigen frei spricht oder zu einer mildern als der 
im Gesetz vorgeschriebenen Strafklasse verurtheilt, wird von der 
correclionnellen Strafe erster Klasse, vierten Grades (\V) getroffen. 

$.597. Wenn ein Richter, ohne das Gesetz verletzen zu wollen, 
einen Angeklagten zu einer Strafe verurtheilt, die zwar zu der im 
Gesetz bestimmten Klasse gehört, aber im Grade oder im Masse höher 
oder niedriger steht, als es nach genauer Auslegung des Gesetzes 
seyn sollte : so erhält er einen mehr oder minder strengen Verweis, 
der, naeh Umsänden, in sein Dienstformular eingetragen werden kann. 

$. 598. Der Richter, der in Folge eines Irrthums oder eines miss- 
verstandenen Gesetzes in einer Civil- oder Criminalsache ein rechtswidri- 
ges Unheil spricht, erhält eine rügende Bemerkung oder einen Verweis, 
der, nach Umständen, in sein Dienstformular eingetragen werden kann. 

$.599. Die Procurore und Fiskale, welche auf die Gesetzmässig- 
keit der richterlichen Entscheidungen zu sehen haben, und die Sekretäre, 
und andern Beamten, denen die Beglaubigung der gerichtlichen Er- 
lasse obliegt, werden, nach Massgabe ihrer Theilnahme an denselben, 
für die darin vorkommenden Gesetzwidrigkeiten , entweder mit den in 
§. 394- — 398 bestimmten Strafen belegt, oder nach den allgemeinen 
Regeln über Theilnahme an verbrecherischen Handlungen bestraft. 

$. 400. Der Gouvernements-Chef, der ein gesetzwidriges, richter- 
liches Unheil bestätigt, erhält, wenn er es nicht mit wissentlicher 
Uebertretung des Gesetzes gethan hat, nach Umständen, eine rügende 
Bemerkung oder einen Verweis. 



SECHSTE ARTHEILLI^G. 

BESTECHUNG UND ERPRESSUNG. 



$.401. Wenn ein im Dienste des Staats oder einer Corporation 
angestellter Beamte oder ölfentlicher Diener für eine Handlung, die 
auf seine Dienstpflicht Bezug hat, Geld oder son.st Etwas als Ge- 
schenk annimmt, oder ein ihm dargebrachtes Geschenk nicht sogleich 
oder spätestens innerhalb dreier Tage zurückgibt : so muss er, auch 
wenn er sonst Nichts wider die Dienstpflicht gethan hat, den zwei- 
fachen Werth des Geschenkes als Strafe erlegen, und wird, falls er 
dasselbe vor der Handlung annahm, für die er dadurch belohnt werden 
sollte, überdem vom Amt abgesetzt. — Diese Strafen trelTen auch 
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denjenigen ölTentlichen Diener^ der solche Geschenke durch Milteis- 
personen in Empfang nehmen lässt. 

Anm. Wenn Beamte für Privatpersonen, um bedungenen Lohn, Bittacbririen, 
Vollmachten, Verträge, Testamente oder andere nach gesetzlicher Form 
abzufa&scnde Aktenstücke und Urkunden entwerfen und ahschreiben, so ist 
das weder dem Gesetz noch ihrer Dienstpfliclil zuwider. Mur müssen solche 
Urkunden nicht besliininl seyn in der Behörde, wo deren Verfasser oder 
Abschreiber dient, präsentiit zu werden, oder dieser muss zu solchen Ar- 
beiten von dem Chef seiner Behörde ermächtigt seyn. 

§.402. Wenn ein öffentlicher Diener ein Geschenk annimmt, um 
Etwas zu thun, oder geschehen zu lassen, das wider seine Dienst- 
pflicht ist, das Geschenk bestehe in Geld oder andern Sachen und 
der Werth desselben sey auch noch so gering ; so wird er, nach 
Umständen, zum dritten oder vierten Grad der correctionnellen Strafen 
erster Klasse ) verurthcilt. — Wenn er ein solches Geschenk 

zwar annimmt , aber die Dienstpflicht sonst nicht verletzt und seinen 
Fehltritt der Obrigkeit reuig eingesteht ; so darf das Gericht, nach Mass- 
gabe der Umstände und jenachdem die Reue des Schuldigen aufrich- 
tig erscheint, dessen Strafe dahin mildern, dass er bloss vom Dienst 
ausgeschlossen, oder vom Amt entlassen wird, oder einen scharfen 
Verweis erhält, der in sein Dienstformular eingetragen werden darf. 
— In Jedem Fall wird das angenommene Geschenk dem örtlichen 
Kollegium allgemeiner Fürsorge zugeslelll. 

§. 405. Die in $. 402 angeordnete Strafe trifft den öffentlichen 
Diener auch dann, wenn er nicht zu eigenem Nutzen, sondern um 
einem Andern einen unrechtmässigen Yortheil zu verschaffen oder zu 
irgend einem andern gesetzwidrigen Zweck Etwas thut oder zulässt, 
das wider seine Dienstpflicht ist. 

$. 404. Wenn die Gesetzwidrigkeit, welche ein öffentlicher Diener 
in Folge eines empfangenen Geschenkes verübt oder zugelassen hat, 
im Gesetz mit einer härtern, als der im §. 402 bestimmten Strafe 
bedrohet ist : so wird der Schuldige nach §. I ö6 zum höchsten Mass 
jener härtern Strafe verurthcilt. 

§. 405. Die Strafe der Bestechung trifft den öffentlichen Diener 
auch dann, wenn er selbst kein Geschenk annimmt, aber seiner Frau, 
seinen Kindern, Anverwandten oder andern Angehörigen dergleichen 
anzunehmen erlaubt, wenn ihm das Geschenk noch nicht eingehändigt, 
jedoch auf sein Begehren oder mit seiner Zustimmung versprochen ist, 
so wie auch wenn es ihm von Seiten des Be.stechenden unmittelbar 
oder durch eine dritte Person, unter dem Vorwand einer Spielschuld, 
eines Kaufs , Tausches oder andern rechtlichen Handels übergeben 
wird. 

§. 406. Das strafbarste Amtsvergehen aus Eigennutz ist die Erpres- 
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sung. Als erpresste Gabe wird angesehen ; 1) Jeder Vermögensvor- 
(heil, den sich ein Beamter durch Bedrückungen, Drohungen oder über- 
haupt durch die Furcht, die seine Gewalt einflösst, verschalTt; 2) Jede 
vom Gesetz nicht anbefohlenc Zahlung und Leistung, welche ein Be- 
amter für eine zu seiner Dienstpßicht gehörende Verrichtung, unter 
welchen Formen und Vorwänden es auch sey, fordert ; 3) jede im 
Gesetz nicht verordnete oder über das gesetzliche Mass gesteigerte, 
öffentliche Abgabe an Geld oder andern Sachen ; 4) jede Arbeit, 
die ein Beamter seinen Untergebenen gesetzwidrig, zu seinem oder 
eines Andern Nutzen auferlegt. 

§.407. Der öffentliche Diener, der sich einer Erpressung schuldig 
macht, wird, nach Umständen, zur correctionnellen Strafe erster Klasse, 
dritten Grades (XIVJ, oder zur peinlichen Strafe dritter Klasse, ersten 
Grades (l.\) verurtheilt. — Hat er bei der Erpressung Gewaltthaten 
oder gar Martern angewandt, so trifft ihn die peinliche Strafe zweiter 
Klasse, sechsten Grades (VII). — In jedem Fall werden ihm die er- 
pressten Gelder und Sachen weggenommen und dem örtlichen Kolle- 
gium allgemeiner Fürsorge zugewiesen. 

§. 408. Die Mitglieder und Schreiber der Bezirks - und Dortbe- 
hörden, welche gesetzwidrig Geld oder andere Gaben einsammeln, um 
Beamte oder andere l’esonen zu beschenken oder zu bewirthen, 
werden dafür mit sechs Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss be- 
straft. — Weiset es sich aus, dass sie das auf diese .Vrt eingesammelte 
Geld sich ganz oder zum Theil zugeeignet haben : so erleiden sie die 
peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X) 

§. 409. Die Personen, welche zu irgend einer Art von Bestechung 
oder Erpressung mitwirken, indem sie für einen Andern Geschenke 
in Empfang nehmen, die Einforderung oder Uebergabe derselben als 
Vermittler besorgen, oder an bedrückenden und einschüchternden 
Massregeln, zum Behuf der Erpressung, thätigen Antheil nehmen, fer- 
ner die Oberbeamten, denen es bekannt ist, dass die ihnen unterge- 
ordneten, öffentlichen Diener Geschenke annehmen oder Erpressungen 
verüben, und die Nichts thun um solche Missbräuche abzustellen und 
zu bestrafen, endlich auch die Richter, welche gegen einen der Be- 
stechung oder Erpressung überführten Beamten sträßiehe Nachsicht 
üben, werden, als Genossen des Verbrechers, nach §. 125 zu den- 
selben Strafklassen wie dieser, aber zu geringem Graden verurtheilt. 
— Wer um vorgefallene Bestechungen oder Erpressungen weiss, und 
die Mittel besitzt sie der Obrigkeit anzuzeigen , aber diese Pflicht 
unterlässt , wird , nach richterlichem Ermessen , zu einer der Strafen 
verurtheilt, die in §. 132 der Nichtanzeige verbrecherischer Handlun- 
gen angedrohet sind. 
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S- 4i0. Wer Geschenke angeblich für einen Beamten, jedoch ohne 
dessen Missen, in Empfang nimmt und sich selbst zueignet, erleidet 
das höchste Mass der in §. 401 und 402 dem bestochenen Beamten 
angedrohcten Strafen. 

§. 4if. Wer sich aus Unverstand und Unkenntniss des bestehenden 
Verbots dazu hergibt, im Namen seiner Corporation einem Beamten 
ein Geschenk einzuhändigen , Jedoch zu Aufbringung dieser Gabe 
weder durch Aufforderungen noch durch Bedrückungen oder Drohungen 
milgewirkt, auch sich Nichts von dem Eingesammelten zugeeignet hat, 
kommt, für Darbringung des verbotenen Geschenkes, auf drei bis sie- 
ben Tage unter Arrest. Ueberdem wird sein Vergehen in den Straf- 
büchern, wo dergleichen eingeführt sind, aufgezeichnet. 

S- 4iS. Vi’er einer im Dienst des Staats oder einer Corporation 
angestcliten Person , wegen einer Angelegenheit , die sich auf deren 
Dienstpflichten bezieht , ein Geschenk an Geld oder andern Sachen 
einhändigt oder verspricht, wird nach folgender Abstufung bestraft: 

1. Wenn der Beamte persönlich oder durch eine Mittelsperson Be- 
drückungen, Aufforderungen oder Bitten angewandt hat, um ein Ge- 
schenk zn erhalten : so wird Derjenige, der, anstatt solches anzuzei- 
gen, ihm Etwas schenkt oder verspricht, mit einem scharfen, gericht- 
hchen Verweis bestraft. 

2. Wer ans eigenem Antrieb einem öffentlichen Diener Etwas 
schenkt oder verspricht, für eine übrigens erlaubte Amtshandlung, 
erhält den strengsten Verweis, und muss den Werth der geschenkten 
oder versprochenen Sache als Strafe erlegen. 

3. M er einem Beamten Etwas gibt oder verspricht für eine Leistung, 
die zwar kein Verbrechen aber doch der Ordnung des Dienstes zu- 
wider ist, z. B. für unbefugte Mittheilung von Nachrichten, für die 
Abschrift eines nicht geheimen Aktenstückes u. d. gl., erhält den streng- 
sten Verweis, und muss den doppelten Werth des Gegebenen oder 
Versprochenen als Strafe erlegen. 

4. Mer einem öffentlichen Diener Etwas schenkt oder verspricht, 
um ihn zn einer Uebertretung der Gesetze zu verleiten, muss den 
vierfachen Werth des Gegebenen oder Versprochenen erlegen und 
kommt auf sechs Monate bis zu einem Jahr ins Gefängniss. 

5. M er einen öffentlichen Diener durch Anerbietungen, Verheissun- 
gen oder Drohungen zu einer gesetzwidrigen Handlung zu verleiten 
sucht, und trotz der M’eigerung desselben, solche Anträge erneuert, 
wird, nach Umständen, zu einem bis zwei Jahren Gefängniss, oder 
mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, zu zwei bis drei Jahren 
Besserungshaus verurtheilt. 

§-4i3. Wer einen Staats- oder Corporationsbeamten dazu besticht. 
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dass er eine Urkunde entwende, unterschlage, vernichte, abändere oder 
irgend einen andern Betrug im Uienst begehe, erleidet das höchste 
Mass der in §. 391 und 392 auf Betrügereien und Entwendungen 
dieser Art festgesetzten Strafen. 



SIEBENTE ABTHEILLNG. 

ORDNUNGSWIDRIGES ANTRETEN UND NIEDER- 
LEGEN DES AMTES. 

$.4i4. Dem Beamten, der ohne dringende Nothwendigkeit Amts- 
handlungen verrichtet bevor er den Diensteid geleistet hat, wird die 
Besoldung für zwei Wochen entzogen. — Wenn der Beamte, der un- 
beeidigt Amtshandlungen vornimmt, sich dabei eine Untreue im Dienst 
zu Schulden kommen lässt, oder seine Amtsgewalt missbraucht um 
ein Verbrechen zu begehen : so trifft ihn das höchste Mass der dieser 
Untreue oder diesem Verbrechen angedroheten Strafe. 

S-4iS. Der Beamte, der seine Amtsverrichtungen, bevor er der- 
selben förmlich enthoben worden, eigenmächtig einstellt, wird nach 
Massgabe seines Berufs und Ranges , um fünf bis fünfhundert Rub. 
gestraft. — Hat er aber durch eine solche Eigenmächtigkeit, in den 
Geschäften eine bedeutende Versäumniss oder Störung veranlasst, oder 
Schaden verursacht ; so muss er diesen ersetzen und wird, nach Um- 
ständen, mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest bestraft, oder 
für immer vom Dienst ausgeschlossen, oder auf sechs Monate bis zu 
einem Jahr zum Gefängniss verurtheilt. — Der mit Amtsgewalt be- 
kleidete Beamte , der seine Dienstverrichtungen eigenmächtig cinstellt, 
wird, wenn daraus üble Folgen entstehen oder entstehen können, 
wie für pflichtwidrigen Nichtgebrauch der Amtsgewalt, nach §■ 370 
und 371 bestraft. 

§. 416. Wenn ein seines Dienstes enthobener Beamte das Amts- 
lokal verlässt, ohne es ordnungsmässig dem Nachfolger zu überge- 
ben ; so wird er, nach Massgabe seines Berufs und seines Ranges, 
um fünf bis fünfzig Rub. gestraft. — Für die in den Dienstgeschäften 
sich vorfindenden Unordnungen ist er nach den allgemeinen Gesetzen 
verantwortlich. 

§. 417. Der Beamte, der seine Dienstvcrrichlungen fortsetzt, nach- 
dem ihm die zuständige Behörde seine Entsetzung oder Entlassung 
amtheh angezeigt hat, wird, nach Umständen, um zehn bis fünfzig 
Rub. oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest gestrall. Be- 
geht er aber dabei eine Untreue im Dienst oder missbraucht er seine 
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Amtsgewalt um ein Verbrechen zu verüben : so trim ihn das höchste 
Hass der Strafe, welche dieser Untreue oder diesem Verbrechen an- 
gedrohet ist. 

§. 4i8. Der Beamte, dem die zuständige Behörde verbietet an einer 
bestimmten, gerichtlichen Verhandlung oder an einem bestimmten Ge- 
schäft Theil zu nehmen, und der dennoch daran Theil nimmt, wird 
vom .Vmt abgesetzt. 



ACHTE ABTHEILLi>G. 

ORDNUNGSWIDRIGE AUFNAHME IN DEN DIENST UND 
UNRECHTMÄSSIGE ENTLASSUNG AUS 
DEMSELBEN. 



§. 4i9. Wer mit wissentlicher Umgehung der Gesetze eine Person 
in den ölTentlichen Dienst aufnimmt oder zu einem Amt anstellt oder 
anzustellen vorschlägt, welche in Folge eines richterlichen Urtheils, oder 
wegen ihres Standes, ihrer Herkunft oder zu geringen Alters nicht 
befugt ist in den Dienst zu treten , oder welche nach Vorschrift der 
Gesetze ein solches .Vmt nicht erhalten oder an dem fraglichen Ort 
nicht angestellt werden darf, oder die wegen schlechter Aufführung 
aus dem geistlichen Ressort ausgeschlossen oder von einem Amt ab- 
gesetzt worden ist ; dem werden drei Monate bis zu einem Jahr vom 
Dienstalter gestrichen, oder er wird durch einen scharfen Verweis, 
der nach Umständen in sein Dienstformular eingetragen werden darf, 
ödes durch eine strenge, rügende Bemerkung bestraft. 

§.420. Wenn ein Gouvernements -Chef eine Person, mit der er 
als Ascendent oder als Descendent in irgend einem Grade verwandt 
ist, oder die mit ihm innerhalb des vierten Grades der Seitenverwandt- 
schaft oder Schwägerschaft steht , bei sich zu besondern Aufträgen 
anslellt oder anzustellen vorschlägt ; so erhält er dafür entweder eine 
strenge, rügende Bemerkung oder einen in sein Dienstformular einzu- 
tragenden Verweis. — Ebenso wird derjenige Beamte bestraft, welcher 
eine Person zum Mitglied einer Gerichtsbehörde ernennt oder zu er- 
nennen vorschlägt , von der er weiss , dass sie mit dem Vorsitzer 
oder mit andern Gliedern dieser Behörde in naher Verwandtschaft 
oder Schwägerschaft steht. 

$. 42i. Der Oberbeamte, welcher mit wLssentlicher Umgehung der 
Gesetze und ohne besondere Autorisation, mehre Aemter mit Besol- 
dungen auf ein Individuum häuft, erhält heim ersten und zioeiten Mal 
eine strenge, rügende Bemerkung, beim dritten Mal einen in sein 



Digiiized by Google 



Uiens(fonnular einzalragenden Verweis, und wird beim vierten Mal 
vom Amt entlassen. 

%.4S2. Der Oberbeamte, der einen ihm untergeordneten, öfTentli- 
chen Diener angeblich wegen eines Vergehens, aber ungehört, ohne 
dringende Nothwendigkeit und ohne vorher, falls es sich um ein ge- 
ringes Vergehen handelte, gelindere Zurechtweisungen angewandt zu 
haben, aus dem Dienst entlässt, erhält beim ersten und zweiten Mal 
eine rügende Bemerkung, und beim dritten Mal einen strengen Verweis. 



NEOTE ABTHEILL!\G. 

VERGEHEN DER ÖFFENTLICHEN DIENER WIDER IHRE 
OBERN UND DER OBERN WIDER DIE IHNEN UNTER- 
GEORDNETEN, ÖFFENTLICHEN DIENER. 



Erste llnterabtlietlniiK. 

VCRGEHE?I 1%'IDER DIE S l' BO R D I N A T I O N. 

§. 4SS. Vergehen wider den Gehorsam und wider die Achtung, die 
jede im Dienste des Staats oder einer Corporation stehende Person 
ihren nächsten und hohem Vorgesetzten, als ihrer gesetzlichen Obrig- 
keit, schuldig ist, werden nach folgenden Bestimmungen bestraft. 

S. 424. Der öffentliche Diener , welcher gegen die gesetzmässigen 
Befehle seiner Obern vorsätzlichen Ungehorsam beweist, wird, je 
nach Beschaffenheit der Sache und nach dem Rang des Obern, mit 
einem strengen Verweis, der in das Dienslformular eingetragen wer- 
den kann, oder mit drei bis sieben Tagen Arrest, oder mit einem 
Abzüge von drei Monaten bis zu einem Jahr vom Dienstalter, oder 
endlich mit Amtsentsetzung bestraft. 

S. 42ä. Der öffentliche Diener, der sich gegen seinen Obern grob 
und ungebührlich beträgt, in dessen Gegenwart oder öffentlich Worte 
ansspricht, die dessen Ehre verletzen, oder ihm gar in’s Gesicht 
Schimpfworte sagt, wird, nach Umständen und unter Berücksichtigung 
des Ranges des Beleidigten, entweder zu einer Abbitte verurlheilt, die 
er dem Vorgesetzten öffentlich, nach Anweisung des §. 6t thun muss, 
oder durch einen strengen in das Dienslformular einzutragenden Ver- 
weis, oder mit sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest bestraft. — 
Hat er den Vorgesetzten im Amtslokal durch Worte beleidigt , so 
darf ihn das Gericht , nach Massgabe der Schuld , auf drei bis sechs 
Monate zum Gefängniss, oder auf sechs Monate bis zu einem Jahr 
zum Besserangshaus, oder zu ein - bis zweijährigem Festungsarrest 
verurtheilen. 
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§. 426. Der ölTentliche Diener, welcher sich erdreistet seinen Obern 
thätlich zu beleidigen , oder eine WalTc oder auch nur dielland wider 
ihn zu erheben, wird, nach Umständen und mit Rücksicht auf den 
Rang des Beleidigten, zur correclionnellen Strafe erster Klasse, vier- 
ten oder fünften Grades (,\V, XVI), oder zur peinlichen Strafe dritter 
Klasse , ersten oder zweiten Grades (I.X, X) verurthcilt. 

§. 427. Der öffentliche Diener , der sich erdreistet seinen Vorge- 
setzten zum Zweikampf zu fordern, wird, nach Umständen, entweder 
auf sechs Monate bis zu einem Jahr zum Festungsarrest, oder, mit 
Verlust der in §. 53 genannten Rechte, zu ein- bis zweijähriger Haft 
im Besserungshaus verurthcilt. — Wenn der öffentliche Diener seinen 
Vorgesetzten, in Folge einer den Dienst betreffenden Sache oder in 
der .Xbsicht herausfordert, an ihm wegen einer erlittenen Strafe Rache 
zu üben ; so wird er, mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, 
zu zwei - bis sech.sjährigem Festungsarrest verurtheilt. 

§. 426. Wer bei feierlichen Aufzügen am Hufe oder bei andern 
feierlichen, öffentlichen Versammlungen die vorgeschriebene Ordnung 
in Ansehung einer durch Rang oder Beruf höher gestellten Person 
verletzt, erhält einen, nach Umständen, mehr oder minder scharfen 
Verweis. 

Zweite Iluterabtliellung. 

ORDNCNGSVVIDRIGES BENEHMEN DER OBERN GEGEN DIE 
IHNEN UNTERGEORDNETEN, ÖFFENTLICHEN DIENER. 

$.426. Wenn ein Beamter einen ihm untergeordneten, öffentlichen 
Diener nuthigt sich mit Dingen zu beschäftigen , die nicht zn dessen 
Dienstpflichten gehören , so erhält er , nach Massgabe der GeschäRe, 
die er dem Untergebenen zugemulhet und des Zwanges, den er gegen 
ihn angewandt hat, beim ersten Mal eine rügende Bemerkung oder 
einen Verw eis, beim zweiten Mal einen strengen, in das Dienstformular 
einzutragenden Verweis, beim dritten Mal werden ihm drei Monate 
bis zu einem Jahr vom Dienstalter gestrichen. 

§.430. Der Beamte, welcher einem ihm untergeordneten, öffent- 
lichen Diener die Besoldung oder andere ihm zukommende Vortheile 
ohne gesetzlichen Grund vorenthält, muss ihm den zweifachen Werth 
des widerrechtlich Vorenthaltenen auszahlen. 

§.451. Der Beamte, welcher einen ihm untergeordneten, öffent- 
lichen Diener, bei dessen Dieustverrichtungen, durch ungebührliche 
Worte oder Handlungen beleidigt, wird nach den allgemeinen Gesetzen 
über Injurien bestraft. — Geschah die Ehrenkränkung im Amtslokal, so 
trifR ihn das höchste Mass der solchen Injurien angedroheten Strafe. 

$. 452. Wenn ein Beamter einem ihm untergeordneten, öffentlichen 
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Diener, wegen eines Vergehens, eine härtere Strafe auferlegt, als 
im Gesetz bestimmt ist, oder bei Bestrafung eines solchen Unter- 
gebenen seine Amlsbefugnisse überschreitet, so erhält er , nach Um- 
ständen, eine strenge, rügende Bemerkung oder einen Verweis, oder 
es werden ihm ein bis sechs 31onatc vom Dienslalter gestrichen. — 
War der gestrafte, ölTentliche Diener ganz schuldlos, so erleidet der 
Vorgesetzte, nach Umständen, entweder einen strengen Verweis, der 
in sein Dienstformular eingetragen wird, oder einen Abzug von drei 
Monaten bis zu einem Jahr von seinem Dienstalter. — Wer sich eine 
solche Ungerechtigkeit mehr als zweimal zu Schulden kommen lässt, 
wird vom Amt entlassen. 

§. ASS. Wenn ein Beamter einem ihm untergeordneten, öffentlichen 
Diener eigenmächtig eine Strafe auferlegt, die nur durch Kichterspruch 
zuerkannt werden darf ; so wird solches , nach Beschaffenheit der 
vollzogenen Strafe, entweder durch Abzug eines Jahrs vom Dienst- 
alter oder durch Amtsentsetzung geahndet, — Wer sich eine solche 
Eigenmächtigkeit mehr denn zweimal erlaubt , wird vom Dienst aus- 
geschlossen. — Ueberdem muss der Beamte, der einem ihm unterge- 
ordneten, öflentlichen Diener widerrechtlich eiue Geldbusse auferlegt, 
ihn dafür schadlos halten. 

§. 4S4, Der Beamte, welcher einen ihm untergeordneten , öffent- 
lichen Diener durch Befehle, Drohungen oder Verführungskünste zu 
einer Verletzung seiner Dienstpflicht verleitet, wird zu dem höchsten 
Mass der Strafe verurtheilt, welche dieser Pflichtverletzung angedrohel 
ist. — Den öCTentlichen Diener , der einen gesetzwidrigen Befehl oder 
Antrag seines Obern, mit wissentlicher Uebertretung des Gesetzes, in 
Ausführung bringt, trifft dieselbe Strafe, jedoch in geringerm Masse. 

Dritte IJnterabthelluns. 

r ABKLA'aSIGE B E A C F S I C II T I G C N G DEIt F N T ER G EOB D K E T E 
ÖFFENTLICUF. N DIENER. 

S. 4Sä. Der Beamte, welcher die ihm unterceordneten, öffentlichen 
Diener so nachlässig beaufsichtigt, dass eine Versäumniss in den Ge- 
schäften oder eine Unordnung im Dienst erfolgt, wird, jenachdem die 
Sache von Belang ist, mit einer strengen, rügenden Bemerkung, oder 
mit einem Verweis, oder mit einem Abzug von drei Monaten bis zu 
einem Jahr vom Dienstalter, oder endlich mit Entlassung vom Amt 
bestraft. — Ueberdem darf die höhere Behörde in einem solchen Fall, 
auf Kosten des schuldigen Beamten und dessen Untergebenen, tempo- 
räre Büreaux errichten, um die versäumten Geschäfte nachzuholen. 

J. 456. Der Beamte , dem es bekannt ist, dass ein ihm unterge- 
ordneter, öffentlicher Diener in seinem amtlichen Wirkungskreise etwas 
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Gesetz - oder Ordnungswidriges vorzunehmen gedenkt, und der solches 
aus Fahrlässigkeit oder Schwäche zulässt, wird, jenachdem die zuge- 
lassene Gcsetz\vidrigkeit von Belang ist, mit einem strengen, in das 
Dienslformular einzutragenden Verweis, oder mit einem Abzug von 
sechs Monaten bis zu einem Jahr von seinem üienstaller bestraft. — 
Hat er aber die gesetzwidrige Handlung des Unterbeamten absichtlich 
zugelassen, so wird er für pflichtwidrigen Nichlgebrauch seiner Amts- 
gewalt, nach S- 370 und 371 bestraft. 

§.437. Der Beamte, dem es bekannt ist, dass ein ihm unterge- 
ordneter, öffentlicher Diener sich eines Vergehens oder Verbrechens 
im Dienst schuldig gemacht hat, und der ihn weder selbst zur Ver- 
antwortung zieht, wo er dazu befugt Lst, noch den Gerichten anzeigt, 
noch auch, wo das Gesetz cs belielill. darüber an eine höhere Behörde 
berichtet, wird als Hehler, nach §. 130 bestraft. 

§. 438. Wer durch sein Amt verpflichtet ist, Slaais - oder Corpo- 
rations-Kassen zu revidiren, und solches nicht zu gehöriger Zeit oder 
nicht nach den vorgeschriebenen Regeln thul, wird als fahrlässiger 
Beamte, nach §. 441 und 442 bestraft, und muss den etwanigen Kassen- 
defect , falls dieser nicht von dem zunächst Schuldigen beizutreiben 
ist, ersetzen. 

$. 439. Ebenso werden die Mitglieder eines Kameralhofes bestraft, 
denen es bekannt ist, dass ein Kassendefect existirt, oder dass die 
Kassen nicht regelmässig revidirt werden, und die dennoch den Schul- 
digen nicht zur Verantwortung ziehen. 

§.440. Der Beamte, der durch die Statuten seines Dienstfaches 
verpflichtet ist, das Archiv desselben zu gewissen Zeilen zu revidiren, 
und der solches unterlässt, erhält eine mehr oder minder strenge, rü- 
gende Bemerkung. Ist durch diese Fahrlässigkeit irgend eine Unordnung 
entstanden, so wird er, nach Umständen, mit einem scharfen , in das 
Dienstformular einzutragenden Verweis, oder mit dreimonatigem bis zu 
einjährigem Abzug am Dienstalter, oder endlich mit Entlassung vom 
Amt bestraft. 



ZEIDiTE ABTHEILOG. 

ORDNUNGSWIDRIGE AMTS VERWALTUNG. 



§. 444. Für säumige und fahrlässige Amtsverwaltung erhält der 
öffentliche Diener, nach dem Ermessen seiner Vorgesetzten, mehr oder 
minder strenge, rügende Bemerkungen oder Verweise. — Wer sich im 
Lauf eines Jahres, durch Fahrlässigkeit im Dienst, öftere Rügen oder 
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drei scharfe Verweise zugezogcii hat, und sich dann, in demselben 
Jahre, ein neues Versehen zu Schulden kummcn lässt, wird, nach Um- 
ständen. durch einen in sein Dienstformular einzulragenden Verweis, 
oder durch einen .Vbzug von drei Monaten bis zu einem Jahr am 
Dienstalter, oder durch Versetzung auf eine geringere Stelle bestraft. 

§. 442. Hat sich ein Beamter bedeutende Versehen zu Schulden 
kommen lassen , sind durch seine Saumseligkeit oder Fahrlässigkeit 
grosse Unordnungen und Störungen in den Geschäften entstanden : 
so darf ihn die Behörde unmittelbar dem Gericht überantworten, welches, 
nach Massgabe seiner Schuld, enOceder ihm einen in das Dienstformiilar 
einzutragenden Verweis ertheilt , oder drei Monate bis zu einem Jahr 
von seinem üienstalter streichen lässt, oder seine Entlassung vom 
Amt verordnet. 

§.445. Der Beamte, der ohne gesetzlichen Grund, von seinen 
Dienstgeschäflen wegbleibt , w ird beim ersten und ziceilen Mal durch 
rügende Bemerkungen, beim dritten Mat durch einen Verweis, und 
beim rierten Mal durch dreimonatigen Abzug von seinem Dienstalter 
bestraft. Wenn er dann, im Lauf desselben Jahres, abermals ohne 
gültige Ursache vom Dienste wegbleibt , so wird er unverzüglich vom 
,\mt entla.ssen. 

§.444. Dem Beamten, der ohne gültige Ursache, mehre Tage 
hintereinander, jedoch nicht über eine Woche, von den Dienstgcschäften 
wegbleibt, wird beim ersten Mat die Besoldung für eine Woche, beim 
zireiten Mal die Besoldung lür zwei Wochen , beim dritten Mal die 
Besoldung für einen Monat entzogen. Beim eierten Mat wird er vom 
Amt entlassen. 

§.44ä. Dem Beamten, der ohne gültige irrsache, mehr als sieben 
Tage hintereinander von seinen Dienstgeschäflen wegbleibt, wird beim 
ersten Mal die Besoldung für einen .Monat , beim zweiten Mat die. 
Besoldung für drei Monate entzogen. Beim dritten .Mal wird er vom 
Amt abgesetzt. — Bleibt er ohne gültige Ursache mehr als vier .Monate 
von seinen Dienstgeschäflen weg, so wird er vom ,\ml entlassen. 

§.446. Dem beurlaubten Beamten, der iiber seinen Urlaub aus- 
blcibt und keine gallige Enischnidigiingsgriinde vorbringl, wird die 
Besoldung für die Zeit, die er über den Urlaub hinaus weggeblieben 
ist, entzogen. — Wer ohne gesetzlichen Grund, länger als vier .Monate 
über den Urlaub ausbleibt, wird vom Arni entlassen. 

§. 447. Ordnungswidrige Geschäflfulirung wird auf folgende Weise 
bestraft : 

1. Der Beamte, welcher ohne gültige Ursache, zur Amtssiizung 
später kommt, oder sie früher verlässt, als zur verordnelcn Zeit, er- 
hält beim ersten und zweiten Mat eine rügende Bemerkung, beim 
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dritten und vierten Mal einen Verweis. Beim fünften und sechsten Mal 
wird ihm die Besoldung für eine Woche entzogen, und beim siebenten 
Mul wird er vom Amt entlassen. 

2. Der Beamte , welcher in der Amlssitzung die Aufmerksamkeit der 
andern Beamten durch ungeziemendes IJespräch oder Betragen stört, 
oder sie in ihren Arbeiten hindert, erhält eine rügende Bemerkung 
oder einen mehr oder minder scharfen Verweis. 

3. Wer zum Düjoiirdienst nicht kommt, ihn eigenmächtig verlässt 
oder auf andere Weise vernachlässigt, wird, nach Umständen, durch 
eine rügende Bemerkung, orfer durch einen mehr oder minder scharfen 
Verweis, oder durch einen ausserordentlichen Düjourdienst, oder durch 
Entlassung vom Amt bestraft. 

4. Der Beamte, welcher eine Bittschrift oder andere Eingabe, die 
im Amtslokal abgegeben werden muss, ausserhalb desselben annimmt, 
erhält, falls dabei sonst nichts Gesetzwidriges slatigefunden hat, eine 
mehr oder minder strenge Buge. Im Wiederholungsfall werden ihm ein 
bis sechs Monate von seinem Dienstalter gestrichen. 

5. Wenn die bei der Behörde eingehenden Papiere durch einen dazu 
nicht befugten Beamten oder nicht nach der gehörigen Ordnung ent- 
siegelt werden : so wird der Schuldige, falls dabei nicht sonst etwas 
Gesetzwidriges stattgefunden hat, nach dem Ermessen der Vorgesetz- 
ten , durch eine Rüge oder einen mehr oder minder scharfen Verweis, 
oder durch einen .\bzug von einem bis sechs Monaten von seinem 
Dienstalter bestraft. 

6. Der Beamte, welcher Akten oder Papiere, die aus dem Amls- 
lokal unverzüglich abgefertigt werden sollten, nicht mit erster Post 
abferligt, erleidet, wenn dabei nicht sonst etwas Gesetzwidriges statt- 
gefuiiden hat, einen mehr oder minder scharfen Verweis, oder einen 
Abzug von einem bis sechs Monaten an seinem Dienstalter. 

7. Der Beamte , der die Erlasse seiner Behörde durch Privatpersonen 

überbringen lässt, erhält beim ersten und 4/«/ einen mehr oder 

minder scharfen Verweis. Beim dritten Mal werden ihm ein bis sechs 
Monate von seinem Dienstalter gestrichen. — Ebenso wird der Beamte 
bestraft, welcher die Amtssitzung oder die Kanzelei verlässt, ohne die 
ihm anvertrauten Akten oder Papiere zu verschliessen. — Gehen die 
auf solche Weise abgesandten oder unverschlossen zurückgelassenen 
Papiere verloren : so wird der schuldige Beamte, nach Umständen, 
entweder mit einem .Vbzuge von einem bis sechs Monaten am Dienst- 
alter bestraft, oder vom iVmt abgesetzt. 

8. Wenn ein Beamter Papiere , die er seiner Behörde abgeben soll, 
bei sich behält oder ohne Erlaubniss aus dem Amt.slokal wegnimmt, 
so erhält er einen mehr oder minder scharfen Verweis. 
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9. Der Beamle , welcher ein ihm von Aiulswcgcn anvertranles Akten- 
stück aus Fahrlässigkeit abhanden kommen lässt, wird, nach Umständen, 
durch einen in das Dienstformular einzutragemlen Verweis, oder durch 
einen Abzug von drei jMonatcn bis zu einem Jahr vom Dienstalter, 
oder durch Enilassniig vom Amt bestraft. 

10. Wer sich in einer l’rivatcorrespondenz eines Amtssiegels be- 
dient, erhält, nach Ermessen seiner Vorgesetzten oder des Gerichts, 
eine rügende Bemerkung oder einen mehr oder minder scharfen Ver- 
weis. — War aber damit ein ünterschleif verbunden, so trifft den 
Schuldigen das höchste Mass der diesem Unterschleif angedroheten 
Strafe. 

§.448. Der Beamle, welcher eine Sache, über die er amtlich be- 
richten soll, aus Fahrlässigkeit unvollständig oder unwahr darstcllt, 
wird , jenachdem sie von Belang ist und nach Massgabe seiner Schuld, 
mit einem in das Dienslformtilar cinzulragendeii Verweis, oder mit 
einem Abzüge von drei .Monaten bis zu einem Jahr vom Dienstalter, 
oder mit Entlassung vom Amt bestraft. — War iiidess die Ungenauig- 
keit des Berichts durch Umstande veranlasst, die den Beamten einiger- 
ma^sen entschuldigen, so darf sieh die Strafe auf einen nicht in das 
Dienstformular einzulragenden Verweis beschränken. 

§.449. Der Beamle, welcher die Verhandlungen einer Gerichts- 
oder Regiernngsbehörde kündbar macht , oder amtliche .Aktenstücke 
unerlaubter Weise fremden Personen mittheilt, wird, falls dabei kein 
anderes^ Vergehen statlgefumlen hat, nach Umständen, beim ersten 
Mal durch eine rügende Bemerkung oder einen A'erweis, beim zweiten 
Mal durch einen scharfen Verweis oder durch einen Abzug von drei 
Monaten bis zu einem Jahr vom Dienstalter, und beim dritten Mal 
durch Absetzung vom Amt bestraft. — Wenn aber eine solche Kund- 
machung von Dienstsachen schädliche Folgen gehabt hat oder haben 
kann : so darf das Gericht schon beim ersten Mal auf einen scharfen, 
in das Dienstformular einzulragenden Verweis , oder auf einen Abzug 
von drei Monaten bis zu einem Jahr vom Dienstalter, oder auf Ent- 
lassung vom -Amt erkennen. 

§. 4S0. Wenn ein Beamter die ihm anverlrauten Dienstsachen oder 
Papiere fremden Personen mittheilt und daduich Gerüchte \eranlasst, 
welche die Ehre Anderer verletzen; so wird er, nach Umständen, 
durch einen strengen Verweis , oder durch einen .Abzug von drei 
Monaten bis zu einem Jahr von seinem Dienstalter, oder durch Ent- 
lassung vom Amt bestraft, und muss überdem dem Beleidigten, nach 
§. 61, öffentlich Abbitte thun. 

§. 4SI. Wenn ein Beamter, gleichviel aus welchen Beweggründen, 
die in einer Rechtssache abgegebenen Vota der Richter oder gerichtliche 
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Urkunden und Aklenstückc , unerlaubter Weise , solchen Personen 
miUheill, die mittelbar oder unmittelbar bei der fraglichen Sache be- 
theiligt sind : so wird er, nach dem Ermessen seiner Vorgesetzten 
oder des Gerichts, entweder mit einem scharfen Verweis , der nach 
Umständen, in sein Dienstformular eingetragen werden darf, oder mit 
Entlassung vom Amt bestraft. 

^.4ä2. Der Beamte, der in gesetzwidriger Absicht einem Ange- 
schuldigten die zu dessen Prozess gehörenden Akten oder andere 
Nachweisungen mittheilt und ihm dadurch Mittel verschafft der ver- 
dienten Strafe zu entgehen, wird vom Dienst ausgeschlossen und 
überdem, als Hehler, nach §. 130 bestraft. 

$. 4ä3. Wer geheime Dienstsachen kündbar macht oder unerlaubter 
Weise Papiere, worauf die Ueberschrifl „Geheim“ steht, andern Per- 
sonen mittheilt, wird, jenachdem die Sache von Wichtigkeit ist und 
deren Enthüllung schädliche P'olgen gehabt hat oder haben kann, vom 
Amt abgesetzt oder vom Dienst ausgeschlossen , mit welcher letztem 
Strafe, nach Umständen, auch Fünsperrung in's Besserungshaus auf 
sechs Monate bis zu einem Jahr verbunden werden kann. 

§. 434. Der Beamte , welcher ein der Regierung oder einer Privat- 
person gehörendes Kunstgeheimniss fremden Personen mittheilt, muss 
den dadurch verursachten Schaden vergüten, und wird überdem vom 
Amt abgesetzt, und auf sechs Monate his zu einem Jahr zum Gefäng- 
niss verurtheilL 

§.433. Der Beamte, welcher Staatsgeheimnisse vorsätzlich einer 
fremden Regierung mittheilt, wird als Landesverräther nach §. 276 
und 278 bestraft. — Der Beamte, welcher aus Unachtsamkeit Staats- 
geheimnisse kündbar macht, wird vom Dienst ausgeschlossen und, 
jenachdem die Sache von Belang ist , auf sechs Jlonate bis zu einem 
Jahr zum Festungsarrest verurtheilt. 



ELFTE ABTHEILL:\G. 

VERGEHEN DER ÖFFENTLICHEN DIENER IN BE- 
SONDER N DIENSTVERHÄLTNISSEN. 

Erste Enterabtliellung;. 

VERGCDEN DEH BEAMTEN BEI CiE B I C II T L 1 C II EN VERBAND’ 

L E \ G E N. 

$. 456>. Wenn ein Beamter, der eine gerichtliche Untersuchung 
leitet, dabei aus Fahrlässigkeit oder Unkunde, die gesetzlichen Regeln 
und Formen verletzt ; so wird er, falls solches nicht durch die Ge- 
richtsordnung besonders verpönt ist, mit der Strafe belegt, welche 
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der $. 441 der fahrlässigen Amtsführung im Allgemeinen androhel. — 
Hat er dieses aber aus Parteilichkeit, Eigennutz oder andern straf- 
baren Beweggründen gethan : so wird er vom Amt abgesetzt und 
muss den durch sein gesetzwidriges Verfahren veranlassten Schaden 
ersetzen. 

§.4S7. Wenn ein Beamter, der einen Rechtsstreit zu untersuchen 
oder zu entscheiden hat, persönlich oder durch einen Stellvertreter 
einen Handel abschliesst , wodurch er den Gegenstand dieses Rechts- 
streits oder sonst Etwas , das einer der Parteien gehört , eigenthüm- 
lich erwirbt ; so wird er ebenfalls vom Amt abgesetzt. Das auf diese 
Art Erworbene wird ihm weggenommen und dem örtlichen Kollegium 
allgemeiner Fürsorge zugewiesen , falls nicht sonst Jemand daran 
Ansprüche hat, die schon vor diesem gesetzwidrigen Handel bestanden. 

S-4S8. Wenn ein Beamter, der an der Untersuchung oder Ent- 
scheidung einer Criminalsache Theil nimmt, sich während des gericht- 
lichen Verfahrens, von dem Angcschuldiglen oder von andern dabei 
belheiliglen Personen eine Schuldverschreibung auf seinen oder eines 
Andern Namen ausstellen lässt : so wird er, nach Umständen, entweder 
als der Bestechung schuldig, nach §. 402, oder für Erpressung, nach 
§. 407 bestraR. 

4o9. Der Beamte, der eine Criminaluntcrsuchung , zu welcher 
genügende, gesetzliche Gründe vorliegen, aus Fahrlässigkeit nicht ein- 
leitet, wird, nach Umständen, durch einen mehr oder minder scharfen 
Verweis, oder durch einen Abzug von drei .Monaten bis zu einem 
Jahr vom Diensalter, oder durch Entlassung vom Amt bestraft. — Hat 
er sich dieser Versäumniss aus sträflicher Nachsicht gegen die zur 
Verantwortung zu ziehende Person schuldig gemacht ; so erleidet er 
einen .Abzug von sechs Monaten bis zu einem Jahr von seinem Dienst- 
alter, oder Absetzung vom .4ml, oder .Ausschliessnng aus dem Dienst. 

§. 460. Der Beamte, der eine verdächtige Person feslnehmen lässt, 
und nicht in den drei ersten Tagen der Haft verhört, noch mit der 
Ursache ihrer Verhaftung bekannt macht, erhält einen scharfen Ver- 
weis. Erlaubt er sich solches zum zweiten Mal, so werden ihm drei 
Monate bis zu einem Jahr von seinem Dienslalter gestrichen. Beim 
dritten Mal wird er vom .Amt abgesetzt. 

%.46i. Der Beamte, der in einer gerichtlichen, mit keiner bedeu- 
tenden Schwierigkeit verbundenen Untersuchung langsam zu Werke 
gehet, erleidet, nach Ermessen des Gerichts, einen mehr oder minder 
scharfen Verweis, oder einen drei- bis sechsmonatigen Abzug von 
seinem Dienstalter. — Wer eine Sache aus Parteilichkeit , Feindschaft 
oder andern gesetzwidrigen Beweggründen in die Länge zieht, wird, 
nach Umständen, vom Amt abgesetzt oder vom Dienst ausgeschlossen. 
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$. 469. Den Untersuchungsrichter, welcher Drohungen oder andere 
gesetzwidrige Mittel anwendet, um einen Aiigeschuldigton zum Ge- 
ständniss oder einen Zeugen zu einer Aussage zu nothigen, trilTl, nach 
Umsänden, ein scharfer, in das Dienstformular einzutragender Verweis, 
oder ein Abzug von drei Monaten bis zu einem Jahr vom Dienstalter, 
oder Absetzung vom Amt. 

Wer bei einer Untersuchung Tortur oder Martern anwendet, wird 
nach §. 374 bestraft. 

§. 46S. Der Beamte , welcher bei einem Criminalverfahren dem 
Schuldigen gesetzwidrige Mittel verschalfl seine Freisprechung zu be- 
wirken, oder die gegen einen Angeschuhligten vorhandenen Anzeichen 
und Beweise *) zu entkräften sucht, wird, nach Umständen, mit einem 
strengen, in das Dienstformular einzutragemlen Verweis, oder mit einem 
Abzug von drei Monaten bis zu einem Jahr vom Uienstalter, oder 
durch -Absetzung vom Amt bestraft. 

§. 464. Für alle in den Gesetzen nicht speciell erwähnte Pflicht- 
verletzungen werden Untersuchungsbeamte und Richter nach den all- 
gemeinen un gegenwärtigen Abschnitt aufgcstelltcn Grundsätzen be- 
straft. 



Zweite IJnterabtlielluiiif. 

VERGEUEN DER BEAMTEN IN I. N l> M E S S IN G SS A C B E M. 

§. 46ii. Wenn in einer Landmessungssache Unregelmässigkeiten 
stattgefunden haben und ein rechtswidriges Urtheil gefällt worden ist, 
ohne dass eine verbrecherische .Absicht zum Grunde lag, so müssen die 
Glieder und Sekretäre des Messungs-Comptoirs und der Kanzelei, welche 
ein solches Urtheil unterschrieben haben, eine Geldbusse von drei 
Kopeken für die Dessiatin und von drei Rubeln für die ungemessene 
Lehde •) zahlen. Zu dieser Geldbusse müssen die Beamten nach Ver- 
bältniss ihrer Besoldungen beitragen. 

§.^466. Der Landmesser, w elcher in den auszume.ssenden Gegenden 
einen Grundbesitzer oder Bauer buswillig belästigt, wird vom Amt ab- 
gesetzt. Hat er einem solchen Gutsbesitzer oder Bauer Beleidigungen 
zugefügt, oder von ihm Geschenke erpresst ; so wird er nach §. 376 
und 407 bestraft. — Weiset es sich aus, dass sich die Landmesser, 
bei ihren .Amtsarbeiten, Unordnungen und Vergehen zu Schulden kom- 
men Hessen , weil die Landmessungskanzeleien und Comptoirs sie 
nicht gehörig beaufsichtigten oder gegen sie mit sträflicher Nachsicht 

hetnigcrisch. 

Verraulhlich för jede Densiatin und Lehde, die dem rcihtnifis9igcii Eigen- 
thümor ebgetproehen wurde. D. l'eLers. 
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verfuhren : so »erden diese lichürden, und besonders deren obere 
Mitglieder, nach §. 435 und 43G bestraft. 

%.467. Wenn die dem Landmesser beigegebenen niedern Dienst- 
leute einen Gutsbesitzer, Bauer oder sonst eine bei der Vermessung 
beiheiligte Person böswillig belästigen , misshandeln , von ihnen Ge- 
schenke fordern oder andere gesetzwidrige Vurtheile zu erlangen suchen : 
so werden sie, nach Umstanden, entweder mit dreissig bis vierzig 
Rnthenslreichen bestraft, m/er zur peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten 
Grades (X) verurlheilt. — Der Landme.sser aber, der solches durch 
nachlässige Beaufsichtigung oder durch sträfliche Xachsicht verschuldet, 
wird nach §. 435 und 436 bestraft. 

§.468. Der Landmesser, welcher Krön- oder Privat- Ländereien 
belriiglich Jemanden zulheilt, dem sie nicht gehören, wird aller Slandes- 
rechte verlustigt erklärt und nach Sibirien auf Ansiedelung verbannt. 

§. 469. Der Landmesser, welcher absichtlich unrichtige Grundrisse 
oder Messung.sbücher anferligt , wird , wie für einen in Dienstsachen 
begangenen Betrug, nach §.391 bestraft. Ebenso wird Derjenige be- 
straft, der den Auftrag hat, die durch einen Andern vollzogene Mes- 
sung zu prüfen, und der vorsätzlich falsche Mcssungsresultate liefert. 

§. 470. Dieselbe Strafe IrilTt den Landmesser, der einen lügenhallen 
Bericht iiber die Quantität der gcfertigleu .Messungsarbeit oder über 
die dabei angelroffenen Hindernisse abslaltel. 

§. 47 i. Der Landmesser, der aus Fahrlässigkeit oder Ungeschick- 
lichkeit einen unrichtigen Plan liefert, wird das erste Mal durch einen 
sechsmonatigen Abzug von seinem Dicnslaller, das zweite Mat durch 
Absetzung vom .\mt bestraft. — Für jedes andere fahrlässige .\mls- 
vergehen wird der Landmesser das erste Mal mit einer rügenden Be- 
merkung oder einem scharfen Verweis , das zweite Mal mit einem 
scharfen, in das Dienstformular einzutragenden Verw eis, das dritte Mal 
mit drei - bis sechsmonatigem Abzug von seinem Dienstaller bestraft. 
Beim tierlen Mal aber wird er vom .\ml abgesetzt und aus dem Mes- 
sungs-Ressort ausgeschlossen. 

§. 47S. Die Landmesser , welche bei Anfertigung der Grundrisse 
und Messungsbücher säumig zu Werke gehen , und in einem Monate 
nicht so viel Land ausmessen, als der §. 106 der Landmessungsord- 
nung (Swod, 10 Bnd.) vurschreibt, werden als fahrlässiger .Vmtsfüh- 
rung schuldig, nach §. 441 und 442 bestraft. 

§.475. Wenn ein Landmesser, dem Gesetz zuwider, Ländereien 
vermisst, die ihm selbst, oder seiner Ehefrau, seinen Verwandten 
oder solchen Personen gehören, mit denen er einen Prozess führt: 
so wird er vom .Vmt abgesetzt und seine Messung der Prüfung eines 
andern Landmessers unterworfen. 
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Dieselbe Strafe trifft den auf Vermessung ausgesandten Landmesser, 
wenn er, dem Gesetz zuwider, sich von den Gutsbesitzern dazu ge- 
brauchen lässt, deren Güter im Innern aufzunchmen, Karten davon 
anzufcrtigen, oder sich sonst mit ihnen in Privatgeschäfte einlässt. 

§.474. F ür alle in den Gesetzen nicht besonders erwähnte Amts- 
vergehen werden die Beamten der Landmessungsbehörde nach den 
allgemeinen Vorschriften des gegenwärtigen Abschnitts bestraft. 

Dritte IJnterabtliciluiifir. 

VEnCEHEN DER P O L I Z E I B E A M T E N. 

§.475. Der Polizeibeamte, der aus Fahrlässigkeit ein Verbrechen, 
welches er verhindern konnte, nicht verhindert, wird, nach Umständen, 
mit einem in das Dienstformular einzutragenden Verweis, oder mit 
einem Abzug von drei Monaten bis zu einem Jahr von seinem Dienst- 
alter, oder mit Entlassung vom Amt bestraft. — Hat er das Verbrechen 
absichtlich zugelassen, so wird er für pflichtwidrigen Nichtgebrauch 
seiner Amtsgewalt, nach §. 370 und 371 bestraft. 

§.476. Der Polizeibeamte, welcher aus Fahrlässigkeit ein *) vor- 
gefallenes Verbrechen nicht zeitig der zuständigen Behörde anzeigt, 
oder einen Menschen, gegen den erhebliche Verdachtsgründe vorhanden 
sind, nicht festnimmt, wird, nach Umständen, mit einem strengen, in 
das Dienstformular einzutragenden Verweis, oder mit einem Abzug 
von drei .Monaten bis zu einem Jahr von seinem Dienstalter, oder mit 
Entlassung vom Amt bestraft. — Sind diese Unterlassungen mit Absicht 
geschehen, oder sucht der Polizeibeamte die Spuren eines Verbrechens 
zu verbergen oder die Flucht des Thäters zu begünstigen : so wird 
er vom Dienst| ausgeschlossen und als Hehler nach §. 130 bestraft. 

§. 477. Wenn ein Beamter einen Arrestanten eigenmächtig, ohne 
dringende Ursache , an einem Ort einsperren lässt , der zu solchem 
Gebrauch nicht bestimmt ist : so wird er, nach .Massgabe der Beweg- 
gründe, die ihn zu dieser Abweichung von der Regel vermocht haben, 
jenachdem der eigenmächtig gewählte Kerker zu diesem Gebrauch 
mehr oder weniger geeignet war und nach Vcrhältniss des Standes, 
Berufs, Alters und Geschlechts der verhafteten Person, mit einem Abzug 
von sechs Monaten bis zu einem Jahr von seinem Dienstalter , oder 
mit Absetzung vom Amt, oder mit Ausschliessung vom Dienst be- 
straft. 

§. 47Ö. Dem Beamten, welcher cs unterlässt, die von einem Ver- 
hafteten eingereichten Schriften der Obrigkeit abzuliefern, wo das 
Gesetz solches gestattet, trifft beim ernten Mal ein strenger Verweis, 
*) In seinem Ami>bezirk. D. Vebtr$. 
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beim zweiten Mal ein Abzug von drei bis sechs Monaten vom Dienst- 
alter und beim dritten Mal Amtsentsetzung. 

47Ö. Der Stadtpolizeibeamte, welcher eine durch ihn vorgenom- 
mene Verhaftung nicht vurschriflmässig, binnen 2i Stunden, seiner 
Behörde anzeigl, und der Laudpolizeibeamte, der eine solche Anzeige 
nicht innerhalb einer Woche oder nicht mit erster Postgelegenheit 
macht, erhalten beim ersten Mat einen strengen Verweis, verlieren 
beim zweiten Mal drei bis sechs Monate von ihrem Dienstalter, und 
werden beim dritten Mat vom Amt entlassen. 

§. 480. Der Beamte, welcher ohne gesetzlichen Grund, eine zu einer 
Freiheitsstrafe verurlheille Person 2\ Stunden länger gefangen hält, 
als das Urtheil bestimmt, erleidet einen strengen Verweis. Verlängert 
er die Haft eigenmächtig um mehr denn einen Tag, so wird er vom 
Amt abgesetzt. — That er solches aus Feindschaft oder andern per- 
sönlichen Beweggründen ; so trifft ihn das höchste Mass der Strafen, 
die in §. 2025 — 2029 der gesetzwidrigen Freiheitsberaubung ange- 
drohet sind. 

§. 481. Wenn ein Arrestant oder ein in’s Krankenhaus abgegebener 
Rekrut die Nachlässigkeit eines Beamten oder Hüters benutzt um zu 
entweichen : so erleidet der Beamte , nach Umständen, eine von den 
in S- 376 verordneten Strafen, und der Hüter wird auf sieben Tage 
bis zu drei Monaten unter Arrest gesetzt , oder erhält , falls er nicht 
von Leibesstralen frei ist, fünfzehn bis drei.ssig Ruthentsreiche. Wenn 
ein Hüter oder ein Beamter eine solche Entweichung vorsätzlich be- 
günstigt, so wird er vom Dienst ausgeschlossen und als Hehler nach 
§. 130 bestraft. 

§. 482. Die Gefangenwärtcr, Aufseher und Hüter, welche sich gegen 
die -Arrestanten Gewaltthaten oder eigenmächtige Massregeln erlauben, 
werden, auch wenn sie dabei nur den Zweck hatten das Entweichen 
der Gefangenen zu hindern oder sie zum Gehorsam zu zwingen, nach 
Umständen, mit einem strengen Verweis, oder mit Entlassung, oder 
mit -Absetzung bestraft. Statt dieser Strafen dürfen den von körper- 
lichen Züchtigungen nicht befreiten Aufsebern dreissig bis vierzig 
Rulhenstreiche zuerkannt werden. 

$.485. Wenn ein Polizeibeamtcr, bei Vollziehung eines in Civil- 
sachen gefällten Richterspruchs. einer der Parteien, aus Fahrlässigkeit, 
bedeutenden Schaden verursacht : so trilft ihn, neben der Verpflichtung 
zum Ersatz, ein strenger, in das Dienslformular einzutragender Verweis, 
in wichtigem Fällen aber, ein .Abzug von drei -Monaten bis zu einem 
Jahr von seinem Dienstalter oder auch .Amtsentsetzung. 

S-484. Der Beamte, welcher bei Vollziehung einer richterlichen 
Entscheidung, vorsätzlich eine Partei zum Nachtheil einer andern 
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begünstigt, muss dem Beeinträchtigten Ersatz leisten und wird vuin 
Amt entlassen. 

§. 48S. üer Beamte, welcher sich bei Vollziehung einer richter- 
lichen Entscheidung , gegen die eine oder die andere Partei Bedrük- 
kungen zu Schulden kommen lässt, wird vom Amt abgesetzt und über- 
dem, nach Umständen, entweder auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
zum Arrest, oder auf sechs Älonate bis zu einem Jahr zum Besse- 
rungshaus verurtheilt. 

§. 486. Der Polizeibeamle, der bei Vollstreckung eines Strafurtheils, 
aus Versehen oder Schwäche , gelinder verfährt , als im Unheil be- 
fohlen ist, erhält einen strengen, in das Uicnstformular einzutragenden 
Verweis, oder wird vom Amt entlassen. — Thal er solches aus Eigen- 
nutz oder andern persönlichen Beweggründen , so trilft ihn die cor- 
rectionnelle Strafe erster Klasse, vierten Grades (.W). 

§.487. Der Polizeibcamte, welcher bei einer Strafvollstreckung das 
im Uriheil bestimmte Mass aus Versehen überschreitet, erleidel, nach 
Umständen, einen Abzug von drei Monaten bis zu einem Jahr an 
seinem Dienslalter, oder wird vom Amt abgesetzt. — Hat er aber 
solches absichtlich, aus Rachsucht oder andern Beweggründen gethan 
oder zugelassen : so wird er, nach Umständen, zur correclionnellen 
Strafe erster Klasse, vierten Grades (-W), oder zur peinlichen Strafe 
dritter Klasse, ersten Grades (IX), oder, in besonders w ichligen Fällen, 
zur peinlichen Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (VH) verurtheilt. 

§.488. Für alle in den Gesetzen nicht besonders erwähnte .Xmts- 
vergehen werden die Polizeibeamlen nach den allgemeinen Grundsätzen 
des gegenwärtigen Abschnitts bestraft. 

'Wlerte Untcrabtlielliins. 

VERGEHEN DER l' RK l! N D EN - DE G L A l' D I G E R L'ND NOTARE. 

§. 489. Der Beamte einer Urkunden-Expedilion, welcher wissent- 
lich eine unechte oder unter erdichtetem Namen ausgestellte Urkunde 
legalisirt oder corroborirt, eine im Namen abwesender Personen ge- 
schriebene Urkunde corroborirt, ohne dass von Seiten der .Abwesenden 
gehörige Vollmachten beigebracht sind, eine Urkunde antedatirt, fälsch- 
lich beglaubigt , unrichtig in das Urkundenbuch einirägt , einzelne 
Theile dieses Buchs unterschlägt oder vernichtet oder andere Betrü- 
gereien dieser Art verübt, wird, wie für einen in Dienstsachen ver- 
übten Betrug, nach §. 391 bestraft. 

§. 490. Wenn ein Beamter der Urkunden-Expedition, aus Unacht- 
.samkeit, Urkunden für Personen legalisirt, die zu den darin enthaltenen 
Verträgen oder Verfügungen nicht berechtigt sind, oder denen das 
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Gesetz verbietet die Gegenstände, deren Eigenthum durch diese Ur- 
kunden auf sie übertragen werden soll, zu erwerben : so wird er vom 
Amt entlassen und darf in Zukunft kein ähnliches bekleiden. — Der 
Beamte, der sich eine solche Unregelmässigkeit vorsätzlich, aus wider- 
rechtlichen Beweggründen erlaubt, wird, wie für einen in Dienstsachen 
verübten Betrug, nach §. 391 bestraft. 

S-49i. Der Beamte der Urkunden -Expedition, welcher eine Ur- 
kunde beglaubigt ohne die Identität und Einwilligung der Person, in 
deren Namen sic aufgesetzt ist, oder ihres Bevollmächtigten constatirt 
zu haben , wird vom Amt entlassen und darf in Zukunft kein ähnliches 
bekleiden. 

§. 49S. Die Sekretäre, Aufseher und Schreiber der Urkunden-Expe- 
dition, welche zu dem gesetzwidrigen Verkauf eines unter Verbot, 
Vormundschaft oder Beschlag befindlichen Gutes , aus Unachtsam- 
keit oder weil sie nicht gehörige Erkundigungen eingezogen haben, 
mitwirken , werden vom Amt entlassen und dürfen in Zukunft kein 
ähnliches bekleiden. — Haben sie aber dabei in sträflichem Einver- 
ständniss mit dem Verkäufer gehandelt und die bestehenden Hinderungs- 
gründe dem Käufer und der Behörde , welche den Kauf bestätigte, 
böswillig verschwiegen: so werden sie, wie für einen in Dienstsachen 
verübten Betrug, nach §. 391 bestralt. 

§. 495. Wenn ein Beamter der Urkunden-Expedition eine Urkunde 
beglaubigt oder registrirt, in welcher gesetzwidrige, irreligiöse oder 
unsittliche Anordnungen oder .Veusserungen enthalten sind : so wird 
er vom Amt, mit der Weisung nie ein ähnliches bekleiden zu dürfen, 
abgesetzt, und überdem, nach Umständen, auf sechs Monate bis zu 
einem Jahr zum Gefängniss, oder, mit Entziehung der in §. 53 ge- 
nannten Rechte , auf zwei bis drei Jahre zum Besserungshaus verur- 
theilt, in besonders wichtigen Fällen aber, aller Standesrcchle verlustig 
erklärt und nach Sibirien auf .Vnsiedelung verbannt. 

§. 494. Wenn Mitglieder einer Behörde, in welcher Urkunden be- 
glaubigt und registrirt werden , dabei wissentlich Fälschungen oder 
eine von den in §. 489 — 493 bezeichneten Gesetzwidrigkeiten zu- 
lassen ; so werden sie nach denselben Grundsätzen, wie die Beamten 
der Urkunden-Expeditionen bestraft. — Dulden sie dergleichen Unord- 
nungen aus Fahrlässigkeit , so verfallen sie in die Strafen , die der 
fahrlässigen Amtsführung und mangelhaften Beaufsichtigung der Unter- 
beamten angedrohet sind. 

§. 49o. Für solche Versehen, welche in den obigen § §. nicht be- 
sonders erwähnt sind, treffen den Beamten der Urkunden-Expedition 
die Strafen der fahrlässigen Amtsführung (§. f VU). — Nach öftern Ver- 
sehen dieser Art wird er mit der Weisung, nie eine ähnliche Stelle 
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bekleiden zu dürfen , vom Amt abgesetzt. In wichtigem Fällen darf 
ihm aber diese Strafe schon beim ersten Mal zuerkannt werden. 

§. A96. Wenn ein Beamter der Urkunden-K.xpedition eine Urkunde 
beglaubigt oder registrirt, die nicht auf dem gehörigen Werthbogen 
geschrieben ist : so wird er, als Ueberlreter des Regulativs über 
Stempelpapier, nach $.613 und GIG bestraft. 

§. k97. Die Notare w erden in den Fällen, wo ihnen gleiche Pflichten 
wie den Beamten der Urkunden-Expeditionen obliegen, für die in §. 489 
— 496 erwähnten Vergehen, nach denselben Regeln bestraft. — Wenn 
ein Notar solche Pflichten verletzt, die er mit dem Makler gemein 
hat , wenn er z. B. Pfund - oder Kaufverträge über Immobilien oder 
überhaupt solche Urkunden beglaubigt, die ein Notar nicht beglaubigen 
darf, wenn er Handelsgeschäfte für eigene Rechnung betreibt, seine 
Bücher nicht so führt wie er soll, die Verzeichnisse über eingeschrie- 
bene und protestirte Wechsel nicht vorschriftmässig einliefert, die ein- 
gehenden Legalisations- und Einschreibe-Gebühren nicht zu gehöriger 
Zeit der zuständigen Behörde einsendet, oder für seine .Vrbeiten einen 
höhern Lohn fordert, als das Gesetz gestattet : so verrällt er in die 
Strafen, welche die §§. 1735 — 1746, für ähnliche Vergehen, den 
Maklern androhen. 

$. \98. Für alle in den Gesetzen nicht besonders erwähnte Pflicht- 
verletzungen werden Beamten der Urkunden-Expeditionen und Notare 
nach den allgemeinen Regeln des gegenwärtigen Abschnitts bestraft. 

VAnfle Uiiterabtlielliiiig. 

VEHGEIIEN DEIt K A S SE >' BE M T E IV tllVn DER D E A M T E D E N E N 
GELDER ZfR .A I F B E \V A II R L N G AAVERTRAIT SIND. 

$. A99. Wenn ein Kassenbeamter die ihm von andern Behörden 
zur Aufbewahrung anvertrauten Geldsummen nicht von einander ab- 
gesondert in eigens dazu bestimmten , verschlossenen Kasten aufbe- 
wahrt, sie nicht mit dem Siegel der Behörde oder der Person, von 
welcher sie kommen, besiegeln lässt oder den Ueberbringer solcher 
Summen die geschehene Hinterlegung nicht eigenhändig in das dazu 
bestimmte Buch einschreiben lässt ; so wird er beim ersten Mal mit 
einem scharfen Verweise, beim zweiten Mal mit einem scharfen, in 
das üienstformular einzutragenden Verweise, und beim dritten Mal mit 
Entlassung vom Amt be.straft. 

$. SOO. Wenn ein Kassenbeamter Sachen, die einer Privatperson 
oder ihm selbst gehören, in seinem Amtslokal aufbewahrt : so erhält 
er (ausgenommen wo solches gesetzlich erlaubt ist) beim ersten Mal 
eine rügende Bemerkung, beim zweiten Mal einen Verweis, der nach 
Umständen in sein Oienstformular eingetragen werden darf. 
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5 . SOi. Wenn durch die Fahrlässigkeit eines Beamten, dem Gelder 
zur Aufbewahrung anvertraul sind , in dem Aufbewahrungsort Feuer 
ausbricht oder der Kasse sonst ein Unfall zustosst : so wird der 
Beamte, nach Umständen, durch einen scharfen, in das Dienslformular 
einzutragenden Verweis , oder durch einen Abzug von drei Monaten 
bis zu einem Jahr vom Dienstaller, oder durch Absetzung vom Amt 
bestraft , und muss den Schaden ersetzen. 

J. Ü02. Der Beamte , dem Gelder zur Aufbewahrung anvertraut 
sind und der seiner Behörde nicht sogleich Anzeige macht, wenn in 
dem Aufbewahrungsort Feuer ausbricht , wenn daraus Geld entwendet 
worden, wenn die Schlösser und Siegel an den Geldkasten verletzt 
sind oder verdächtig aussehen, oder der nicht zeitig .Massregeln zur 
Sicherung der Kasse ergreift, wenn deren Behälter beschädigt oder 
untauglich geworden ist, wird vom Amt abgesetzt, und muss die 
Summe erstatten, deren Abhandenkommen er nicht zu gehöriger Zeit 
angezeigt hat. 

§. 305. Der Kassenbeamle , der im Rechnungsfuhren oder beim 
Empfangen, Aufbewahren und Ausgeben des Geldes von den ihm vor- 
geschriebenen Regeln abweicht, die Bücher über Einnahme und Aus- 
gabe nicht nach der gesetzlichen Ordnung hält, oder sich im Kanzelei- 
diensl Unregelmässigkeiten erlaubt, erhält beim er.iten Mul eine strenge, 
rügende Bemerkung , beim ziceiten Mal einen scharfen Verweis , der 
in das Reprimandenbuch einzutragen ist, und wird beim drillen Mal 
vom Amt entlassen. 

§. SOA. Wenn ein Kassenbeamter sich das Geld , welches er zum 
Aufbewahren empfangen soll , ausserhalb des Amt.slokals oder an 
einem andern, als dem dazu vorgeschriebenen Ort auszahlen lässt: 
so wird er vom .Vmt abgesetzt. 

J. SOS. Wenn ein Kassenbeamter das ihm anvertraute Geld aus- 
wechselt ohne dazu durch das Gesetz oder durch eine höhere Behörde 
ermächtigt zu seyn, oder wenn er eine Geldsorte zu einem höhern 
als dem gesetzlich bestimmten Werth verwechselt : so erhält er beim 
ersten Mal eine strenge, rügende Bemerkung, beim ztreilen Mal einen 
scharfen Verweis , der nach Umständen in sein Dienslformular ein- 
getragen werden darf. — Hat er solches aus Eigennutz gethan oder, 
bei übrigens erlaubtem Geldwechsel, die Personen , deren Geld er 
einwechselto , böswillig beeinträchtigt ; so trifft ihn die Strafe der 
Erpressung (§. V07). 

%.S06. Der Kassenbeamle, welcher eigenmächtig Zahlungen leistet 
bevor der gesetzliche Termin dazu gekommen ist, muss monatlich 
ein halbes Procent von der zu früh gezahlten Summe erlegen *). 

•) Veniiuthlich von dem Tage der geleiilelcn Zahlung an bis lu dem Tage dea 
getvtilirhen Zahlungstermina. D- l’eber$. 
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Leistete er die Zahlung in eigennütziger Absicht zu früh , so wird er, 
wie ein bestochener Beamte, nach §. +01 bestraft. 

%.307. Der Beamte, welcher von Privatpersonen Zahlungen em- 
pfangen , ihnen Quittungen au.sstellen oder an sie Zahlungen machen 
soll und damit widerrechtlich zögert, muss ihnen den dadurch verur- 
sachten Schaden ersetzen, und crhiilt einen Verweis, der nach Um- 
ständen mehr oder minder streng abgefasst und in sein Dienstformular 
eingetragen werden darf. — Hührte seine Zögerung von eigennützigen 
.Absichten her, so wird er, wie für Erpressung, nach §. +07 bestraft. 

§. 308. Der Kassenbeamte , der seine Quittung für eine empfangene 
Zahlung nicht auf dem gehörigen Stempelpapier oder nicht der Ord- 
nung gemäss schreibt, oder sie wieder zurücknimmt und dem Zahlenden 
vorenthält, wird vom Amt abgesetzt. — Thal er solches in eigen- 
nütziger .Absicht, so wird er, wie für Erprcs.^iing, nach §. +07 bestraft. 

§.300. Der Kassenbeamle , welcher gesleinpelte Quiltungsblankete 
aus Fahrlässigkeit abhanden kommen lässt , muss für jedes derselben 
drei.ssig Kübel erlegen und wird vom Amt abgesetzt. — Wird er dabei 
irgend eines Unterschleifs überwiesen, so Irilft ihn die Strafe des in 
Dienstsachen verübten Betrugs (§. 39 U). 

§.310. Ebenso werden nach §. 391 bestraft: 1) die Beamten, 
welche in ihren Kechming.sbüchern Blätter ausreissen, andere hinein- 
setzen oder Corrccluren und Aenderungen machen, ohne die bei 
erlaubten Correctiircn vorgeschriebenen Kegeln zu befolgen; 2) die 
Beamten, welche ihre Schnurbiieher oder die ihnen von Privatpersonen 
ausgestellten Quittungen absichtlich vernichten oder unterschlagen. 

§.311. Wenn ein Kassenverwalter oder Kassirer, dem Verbot zu- 
wider, in seinem, seiner Frau oder Kinder Namen, Geld au.sleihet, 
ein ihm gehörendes, unbewegliches Gut, ohne Genehmigung des 
Kameralhofs oder der ihm Vorgesetzten Behörde, veräussert, oder eine 
solche Veräiisserung bewerkstelligt, ohne dabei die vorgeschriebenen 
Formen zu beobachten, und wenn sich dann bei ihm ein Kassendefect 
Dndet : so werden nicht nur alle solche Verträge für ungültig erklärt 
und die ausgeliehenen Gelder und veräusserten Immobilien zum Ersatz 
des Defects weggenommen, sondern der Kassenverwalter wird über- 
dem, wie für Zueignung des von Amlswcgen ihm .Anvertraulen, nach 
§.383, zur corrcclionnellen Strafe erster Gattung, vierten Grades (XV) 
verurlhcilt. — Wer mit wissentlicher Uebertretung des Gesetzes einen 
solchen Handel mit einem Kassenverwalter abschlicsst , verliert seinen 
Anspruch auf Zurückgabe des gezahlten Kaufschillings, muss das als 
Darlehn erhaltene Geld zweifach zurückzahlen , und kommt überdem 
auf drei bis sechs Monate ins Gefängniss. 

§.31S.Oio Seckelmeisler, welche das ihnen anvertraute, zu 



Digiiized by Google 



•<r 111 

Besulduneen und Kanzeleiausgaben bestimmle Geld abhanden kommen 
lassen oder zu eigenem Nutzen verwenden , werden nach denselben 
Gesetzen, wie die Kassenbeamten bestraft. In den Behörden, wo der 
Seckelmeisler durch die andern Kanzelcibeamten gewählt wird, .sind 
diese zum Ersatz des üefecls verpflichtet , wenn der unmittelbar 
Schuldige ihn nicht leisten kann. 

§.SiS. Für alle in den (ieselzen nicht besonders erwähnte Amts- 
vergehen wird der Kassenbeainte und jeder andere Beamte, dem 
Gelder anverlraut sind , nach den allgemeinen Kegeln des gegenwär- 
tigen Abschnitts bestraft. 

Unlerabtlieilnns« 

AMTSVERGEHEN BEI E I E F E R V N' G SK O N' T R AK TE N END 
LICITATIONE.N. 

§. ol-f. Wenn die Beamten einer Behörde, die für Rechnüng der 
Krone Verpachtungen oder Licitalionen besorgt, dem Verbot zuwider, 
in eigenem Namen oder im Namen ihrer Ehefrauen , ihrer Kinder oder 
durch Stellvertreter, in diesen Angelegenheiten mit der Krone Kon- 
trakte abschlicssen : so werden sie, wie für einen in Dienstsachen 
veriihten Betrug, nach §. 3!H beslrall. 

§. J/o. Der Beamte, welcher, dem Gesetz zuwider, sich bei einem 
Lieferungskonirakt , den seine Behörde abschlicsst oder abschlicssen 
lässt, als Pfandgeber betheiligt, wird vom Dienst ausgeschlossen. Die 
von ihm zum Pfand gegebenen Sachen unterliegen der Confiscation. 

Wenn ein Staatspächter oder Lieferant sich mit einem 
Beamten der Behörde, die mit ihm contrahirt hat, in Geldgeschäfte 
einlä.sst : so wird sowohl der Beamte, als auch der Slaalspächler 
oder Lieferant vcrurlheilt, der Krone eine dem Gegenstände dieser 
Geldgeschäfte gleiche Summe zu bezalilen , und der Beamte wird 
überdem vom Dienst ausgeschlossen. 

§. ol7. Wenn eine Behörde, Namens der Krone, einen Kontrakt 
zu schliessen hat, und das Individuum, mit dem sie ileshalb unter- 
handelt, mit einem der Beamten dieser Behörde in Geldgeschäften 
stellt ; so muss der Beamte , falls er solches nicht vor .\bschliiss des 
Kontrakts seinen Vorgesetzten anzeigl, der Krone eine dem Gegen- 
stände dieser Geldgeschäfte gleiche Summe zahlen. — Dieselbe Strafe 
trifft Denjenigen, der mit der Krone contrahirt, wenn er nicht, vor 
Abschluss des Vertrags , der Behörde anzeigt , dass er mit einem 
ihrer Beamten in Geldgeschäften steht. 

§. di8. Wo eine Licilalion vermittelst versiegelter Anträge geschieht, 
wird der Beamte, welcher diese vor der Zeit öffnet, wie für Kund- 
machung einer als „geheim“ bezeichncten Urkunde nach §.453 bestraft. 
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%.3i9. Die Regeln der §§. 514—518 gellen sowohl für die Be- 
amten der Behörden, in denen Staalspachtungen, Kontrakte oder 
Licitationen angeordnet werden , als auch für solche Beamte , welche 
den Auftrag haben diesen Verhandlungen beizuwohnen, oder an den 
Geschäften der contrahirenden Behörden Theil zu nehmen. 

S- Ü20. Der Beamte, welcher Namens der Krone einen Lieferungs- 
oder Pachlkonirakl mit einer dazu ge.«etzhch unHihigen Person ab- 
schliessl, wird, falls ihm deren Unfähigkeit bekannt war, vom Amt 
abgesetzl. — Wenn er die Unfähigkeit des Conlrahenten nicht kannte, 
sie aber, bei gehöriger Sorgfalt, hätte erfahren können ; so erleidet 
er, nach Umständen, entweder einen scharfen Verweis, oder einen 
Abzug von drei jMonaten bis zu einem Jahr am Dienstalter. 

§. ä2i. Wenn ein Beamter , aus Fahrlässigkeit , von einem Liefe- 
ranten Lieferungen annimml, die mit den Mustern nicht übereinslimmen 
oder nicht von vcriragsmässiger Beschalfenheil sind , — wenn er bei 
Empfang einer Lieferung, aus Unachtsamkeit, unrichtig messen oder 
wägen lässt oder den Gebrauch falscher Masse und Gewichte gestaltet, 
— wenn er, bei Empfang von Lebensmitteln, anbrüchige oder mit 
Kalk, Sand u. d. gl. vermischte Waare annimmt, und wenn bei allem 
Dem , weder von der einen noch von der andern Seite Betrug ob- 
waltete ; so sind der Empfänger und der Lieferant bloss zum Ersatz 
des der Krone verursachten Schadens verpflichtet. — Lässt sich der 
Beamte eine dieser Pflichtverletzungen in Folge einer Verabredung 
mit dem Lieferanten oder überhaupt in gesetzwidriger Absicht zu 
Schulden kommen ; so Irilfl ihn , neben der Verpflichtung zum 
Schadensersatz, die Strafe des bestochenen Beamten (§. 402). Der 
Lieferant aber, der dabei, sey es im Einverständniss mit dem Beamten 
oder ohne solches Einverständniss , betrügerisch verfährt , unterliegt 
der Strafe der Gaunerei (§. 2(84). 

§. SQ2. Der Beamte , welcher von einem Lieferanten , statt der 
Gegenstände, die dieser stellen soll, Geld annimmt, wird vom Amt 
abgeselzt ; der Lieferant aber muss die Summe Geldes, welche er 
statt der zu liefernden Sache gegeben hat, zweifach zahlen, und 
wird überdem zu der in §. 2184 bestimmten Strafe der Gaunerei 
verurtheilt. Wenn aus diesem Vergehen ein Schade für die Krone 
erwächst , so wird der Ersatz noch besonders eingetrieben , indem 
der Lieferant und der Empfänger dafür solidarisch haften. — Hat aber 
der Beamte, welcher von dem Lieferanten Geld statt der bedungenen 
Sache annahm , dieses aus Eigennutz gelhan , so wird er , wie für 
Bestechung, nach §. 402 bestraft. 

S-ä2S. Wenn der Beamte, der dazu bestimmt ist eine für die 
Regierung bedungene Lieferung in Empfang zu nehmen, dem Lieferanten 
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Gegenslfinde, welche dieser vertragsmässig stellen soll , verkauft oder 
leihet ; so werden Beide , nach Massgabe ihres Standes und der übrigen 
Umstände, zu einer Geldbusse von hundert bis fünfhundert Rub., oder 
auf drei Wochen bis zu drei Monaten zum Arrest verurtheilt. Diese 
Strafen finden auch dann statt , wenn die verkauften oder geliehenen 
Sachen wirklich Eigenthum des Beamten waren. 

§. S24. Wenn in den Empfang.scheinen und Berichten, nach welchen 
der Ablieferer Zahlung erhalten soll , eine grössere als die wirklich 
geschehene Lieferung angezeigt ist : so wird sowohl der Beamte, 
der die Quittung ausgestellt hat, als auch der dabei wissentlich be- 
Ihe'iligte Lieferer, gleich Dem, der sich das im Dienst ihm Anvertraute 
zueignet, nach §. 383, zur corrcctionnellen Strafe erster Klasse, vierten 
Grades verurtheilt. 

§. 32S. Der Beamte , welcher eine für die Krone bedungene Arbeit 
beaufsichtigen oder prüfen soll, und sich dabei ein Versehen zu 
Schulden kommen lässt, muss den Schaden ersetzen, und wird, nach 
Umständen, mit einem scharfen, in sein Dienslformular einzutragenden 
Verweis , oder mit einem Abzug von sechs Monaten bis zu einem 
Jahr vom Dienstalter, oder mit Entlassung vom Amt bestraft. 

%.öS6. Der Beamte, welcher für die Krone eine Lieferung oder 
Arbeit empfangen oder prüfen soll, und den Ablieferer chikanirt, oder 
ihm den Eimpfangschein widerrechtlich vorenthalt, muss den dadurch 
veranlassten Schaden ersetzen, und wird, nach Umständen, mit einem 
Abzüge von drei Monaten bis zu einem Jahre vom Dicnstalter, oder 
mit Absetzung vom Amt bestraft. — That er solches aus Eigennutz, 
so trifft ihn die Strafe der Erpressung (§. i07'). 

$.027. Wenn der Beamte, der einen ulTentlichcn Verkauf leiten 
soll, sich mit einem der Kauflustigen verabredet, um andere zu ent- 
fernen , einen Gegenstand , den er versteigern soll , aus freier Hand 
verkauft , oder einen Käufer, zum Nachtheil der andern oder des 
Eigenthümers der zu verkaufenden Sache, begünstigt : so wird er, 
nach Umständen, entweder vom .\mt abgesetzt, oder vom Dienst aus- 
ge.schlossen *). 

$. S2S. Eibenso wird der Beamte, der einen ölTentlichen Verkauf 
leitet, bestraft, wenn er von einem zum Nachtheil der Krone oder 
einer Privatperson bestehenden Einverstäiidniss weiss, und es der 
Obrigkeit nicht anzeigt. 

$.ä29. Der Beamte, der einen olTentlichcn Verkauf leitet, und die 
zu verkaufenden Sachen gegen andere austauscht oder austauschen 
lässt, oder die auf einen solchen V'erkauf bezüglichen Papiere und 

•j s. S- 1764. 

b 
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Nachweisungen verändert oder wissentlich verändern lässt , wird wie 
für einen in Dienstsachen verübten Betrug, nach §. 391 bestraft. 

$.S50. Der Beamte, der einen öffentlichen Verkauf leitet , und den 
zu verkaufenden Gegenstand selbst, unmittelbar oder vermittelst eines Be- 
auftragten, ersteht, wird vom Amlabgesetzt. Der gekaufte Gegenstand 
wird ihm abgenominen und das dafür gezahlte Geld nicht zurückgegeben. 

$. 5Ji. Der Beamte, welcher eine ungenaue Bekanntmachung über 
Gegenstände erlässt, die öffentlich verkauft werden sollen, das Ver- 
zeichniss derselben iii’s Buch einzutragen versäumt, oder die schon 
verkauften Gegenstände nicht aiimerkt, wird beim ersten Mal um fünf 
bis zehn — ,beim zireilen Mul um zehn bis fünfzig Bub. gestraft, und 
beim drillen Mal vom Amt abgesetzt. 

§.S32. Der Beamte, der einen öffentlichen Verkauf leiten soll, und 
die dafür vorgeschriebene Ordnung verletzt, muss den dadurch ver- 
anlassten Schaden vergüten, und wird, nach Umständen, entweder 
zu einer Geldbusse von zehn bis fünfzig Kub. verurtheilt, oder vom 
Amt abgesetzt. 

$. 355. Für alle in den Gesetzen nicht besonders erw ähnten Pflicht- 
verletzungen , wird der mit öffentlichen Licitationen beauftragte Beamte 
nach den allgemeinen Kegeln dieses Abschnitts bestraft. 
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SECHSTER .\BSCHNITT. 

VERGEUE.\ WIDER DIE ALLGE)IEL\E.\ LAADESVERDFLICUTL\GE\. 

ERSTE ABTHEILENG. 

VERGEHEN WIDER DIE MILITÄRPFLICHT. 

Erste Uuterabtlieiliinn;. 

ORDN ENGSWinniG E9 VERFAHREN BEI DER ABGABE DER 
KEKn C TEN. 

§.554. Wer einen Mcn.schcn, an dem er kein Recht hat, trüglich 
für seinen Leibeigenen ausgibt und als Rekruten abliefert, verHillt in 
die corrcctionnclle Strafe erster Klasse, zweiten Grades (XIII). — 
Dieselbe Strafe trifft Denjenigen , der einen Rekruten im Namen eines 
Gutsherrn oder einer Corporation ablicfert, wenn es sich ausweiset, 
dass der Abgeliefcrte dem Gutsherrn oder der Corporation nicht an- 
gehört. — An die Stelle des betniglieh Abgelicferten muss ein anderer 
tauglicher Rekrut gestellt werden. L'eberdem muss der Schuldige den 
Gutsherrn, dem der Irüglich .\bgelicfcrte gehört, oder die Corpora- 
tion, zu welcher dieser angesehrieben ist, nach §. C6i— C7I des 
Reglements über Pässe und Läuflinge (Swod, li. Bnd.) entschädigen. 
— Für solche Leute, die Niemand zugehüren *}, zahlt er diese Ent- 
schädigung an die Staatskasse. 

%.ä5S. Wenn ein Gul.sbcsitzer einen Bauer, der seine Freiheit 
yindicirt, zum Rekruten abgibt, bevor das Gericht erster Instanz die 
Vindication abgewiesen hat : so muss er , falls der Bauer in letzter 
Instanz von der Leibeigenschaft freigesprochen wird, einen andern 
Rekruten stellen und dreissig Bub. Strafe zahlen. Der als frei Aner- 
kannte wird unverzüglich vom Militärdienst entlassen , und darf sich 
eine Lebensweise wählen **). — Wenn aber ein Leibeigener seine 
Freihcitsvindication erst anhängig macht, nachdem er der Militärbehörde 
abgegeben worden, so hat der Gutsherr, falls die Vindicnlion sich als 
rechtlich begründet ausweiset , keine Strafe zu zahlen. Auch wird in 

*) d. h. die weder einen Leibherrn nachwetien können, noch zu irgcMid einer 
Corporation angesehrieben sind, mithin zur Klasse der LandstrcK'her gehören. 

*•) S. 1919. D. Vrhrrs. 

8* 
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diesem Fall der als frei Anerkannte nur dann vom Dienst entlassen 
und der Gutsherr zur Stellung eines andern Rekruten nur dann an- 
getialten, wenn der Gutsherr, ausser dem zuerstgeslellten Mann, noch 
andere Leibeigene hatte. 

%.S56. Wenn ein Gutsherr Bauern ohne Land oder hofhörige Leute 
erwirbt, und einen davon als Rekruten abgibt, bevor ein Jahr seit 
Ausfertigung der Erwerbungsurkunde verdossen ist und ehe diese Leute 
in das Steuerregister als seine Leibeigene angeschriebeu sind : so 
muss er einen andern Rekiiiten stellen, und der zuerst Gestellte wird 
ihm nicht zurückgegeben. 

§. ÖÖ7. Dieselbe Strafe trifft den Gutsherrn, wenn er einen Leib- 
eigenen , gegen w eichen ein Criminal-Prozess eingeleitet ist , vor er- 
folgtem Irlheil zum Rekruten abgibt, so wie auch wenn er einen 
Leibeigenen abgibt, der wegen eines Criminal-Verbrechens oder wegen 
Retheiligung an einem solchen Verbrechen in Untersuchung steht. 

§.550. Wenn ein GuI.sherr vor der UommLssion , welche seinen 
Pnichtaulhcil an der Rekrutirung fcststclien soll, das Daseyn eines 
zum Militärdienst tauglichen Leibeigenen verheimlicht, und, statt eines 
Rekruten , den gesetzlichen Geldbeitrag liefert ; so wird, sobald der 
Unterschleif entdeckt ist, der Leibeigene zum Militärdienst genom- 
men , und das eingczahllc Geld verbleibt der Staatskasse. Kommt 
der Betrug an den Tag bevor der Geldbeitrag gezahlt ist , so wird 
der Leibeigene ebenfalls zum Militärdienst genommen , und der Guts- 
herr muss das Fahrgeld bezahlca, welches die Commission auf der 
Fahrt zu ihm verbraucht hat. 

§. 339. Der Bürger oder freie Bauer, den seine Gemeinde wider- 
rechtlich unter die Rekruten abliefert, wird, falls er nicht im Dienst 
bleiben will, entlassen und seinem vorigen Stande zurückgegeben. Hat 
er inde.ss schon zehn Jahre gedient, so wird er mit dem Rechte eines 
verabschiedeten Soldaten entlassen, ln beiden Fällen muss die Ge- 
meinde einen Ersatzmann stellen. — Willigt der widerrechtlich abge- 
gebene Rekrut ein, bis zum Ablauf der allgemeinen, gesetzlichen Frist 
im Dienst zu bleiben : so braucht die Gemeinde keinen andern zu 
stellen, muss aber zum Besten eines solchen Militärs oder für dessen 
überlebende .Angehörige hundertfunfzig Rub. hinterlegen. 

§. o40. Wenn ein aus Bürgern oder freien Bauern bestehender 
Rekrutirungsbezirk Leute ausser der Reihenfolge wählt und als Rekruten 
einsendet, ohne seinen Beschluss durch gesetzliche Gründe zu recht- 
fertigen, oder wenn er offenbar untaugliche Individuen liefert (z. B. 
solche , die das gesetzliche Alter oder das erforderliche Mass nicht 
haben oder an Krankheiten leiden, welche im Regulativ als Ausschlies- 
sungsgründe bezeichnet sind) : so müssen die Vorsteher des Bezirks, 
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deren Pflicht es ist, solche Beschlüsse zu prüfen und die designirten 
Individuen zu besichtigen , dafür, dass sie einen widerrechtlichen Be- 
schluss bestätigten und vollzogen, sämmtliclie durch das Hin- und 
Zurucksenden der Rekruten verursachte Unkosten erstatten, und ge- 
meinschaftlich an die Staatskasse eine Geldbusse von fünfzehn Kub. 
zahlen. — Ueberdem hat der Bezirk, welcher solche Rekruten einsendet, 
an die Staatskasse ebenfalls fünfzehn Rub. Strafe zu erlegen. — Diese 
Geldbusse wird nicht für jeden gesetzwidrig gelieferten Rekruten be- 
sonders erhoben, sondern nur Kinmal für jede Rekrutcnlieferung , in 
welcher sich olTenbar untaugliche oder ausser der Reihe gewählte Indivi- 
duen oder Leute aus diesen beiden Klassen zugleich befinden. —■ Von 
diesen Strafen sind die Rekrutirungsbezirke und deren Vorsteher frei, 
wenn sie nach den Weisungen einer höhern Behörde verfuhren. 

Anm. ln dem Ressort der StanUdoniHnen sind unter VonUhern des Rehrittirungs- 
beiirkt nur die von den Dorfgemeinden, zu Besorgung der Rekrulirungs- 
gesebäfte erwiilillen Aligeordiieteii zu veisiehcn. 

§.341. Wenn in einem aus Bürgern oder freien Bauern be.siehen- 
den Rekrulirungsbezirk, statt des von der Orlsobrigkeit für untauglich 
erklärten Militärpflichtigen, an dem die Reihe ist, der Nächstfol- 
gende zum Rekruten designirt wird, dieser aber oder dessen Ange- 
hörige dagegen Beschwerde erheben und veranlassen, dass der, an 
dem die Reihe war, der Rekrutirungs - Commission zur Besichtigung 
eingesandt wird, und wenn dann an diesem solche .Mängel oder Krank- 
heiten entdeckt werden, dass seine Untauglichkeit den Beschwerde- 
führern, auch ohne ärztlichen Ausspruch, schon aus dem Regulativ 
hätte einleuchtcn können : so müssen die Urheber der ungegründeten 
Beschwerde die auf Einsendung des Untauglichen verwendeten Kosten 
erstatten. 

§. S42. Wenn eine Judengemeinde einen Mann ausserhalb der 
Reihenfolge wählt, und unter dem Vorwand schlechter Aulfiihrung 
als Rekruten abliefert, dieser aber sich als ein unbescholtener .Mensch 
ausweiset : so werden Alle, welche den Beschlu.ss der Gemeinde 
unterschrieben, auf sechs Monate bis zu einem Jahr zum Gefängniss 
verurtheilt, oder, falls sie nich von Leibesstrafen frei sind, nach §. 87 
mit Ruthen bestraft. — Wer zum zweiten Mal an einer solchen Un- 
gerechtigkeit Theil nimmt, wird als E.xtra-Rekrut zum Militärdienst ab- 
gegeben. Auf dieselbe Weise werden auch die zu Besorgung der 
RekrutirungsgeschäRe gewählten Abgeordneten der Judengemeinden 
bestraft, wenn sie sich in ihren Dienstverrichtungen Unterschleife zu 
Schulden kommen lassen. 

$. 34S. Wer sich in einem aus Bürgern oder freien Bauern be- 
stehenden Rekrutirungsbezirk Geld geben lässt, um eine auf der Liste 
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der Militärpflichtigen stehende Familie von der Aushebung zu befreien, 
erleidet die Strafe des bestochenen Beamten (§, •102^. 

§.ä44. Der Bezirk, welcher seine Bekruten nicht zu dem im Mani- 
fest bestimmten Termin stellt und keine giiltiee Kntschuldignngsgründe 
vorbringt, muss, auch wenn er nach Ablauf der Frist eine ihn frei- 
sprechende Quittung einsendet, für jeden iiber den Termin verflossenen 
Monat und für jeden nicht gestellten Mann, drei Kübel zalden und 
den gesetzlichen Beitrag für Proviant und Löhnung des Rekruten 
zweifach erlegen. — Dieselbe Strafe trilfl den Bezirk, dem ein Rekrut 
Krankheithalber zurückgeschickt wird , und der nicht in der gesetz- 
lichen Frist einen andern stellt. Diese Frist fängt von dem Tage an, 
wo der untaugliche Rekrut ziirückgewiesen ist, und dauert einen oder 
zwei Monate, jenachdem der Bezirk von dem Stellnngsort nicht über 
fünfhundert Werst oder weiter entfernt ist. — Wenn jedoch ein Bezirk 
scheinbar taugliche Keknilen und F.rsatzmänner zu gehöriger Zeit und 
in gehöriger Anzahl gestellt hat , und diese von der Rekrutirungs- 
Commission sämnitlich oder grossentheils ziirückgewiesen werden ; so 
verfällt er dadurch nicht in Strafe, dass er im ersten Monat nach .Ab- 
lauf des im .Manifest genannten Termins noch keine andere liefert. 

§. Wenn sich die Geschäftsführer einer Jiidengeineinde die 
in §. 514- bezeichnete Unordming zu Schulden kommen lassen : so 
müssen sie so viel zahlen, als die Herbeischalfiiiig der von ihnen nicht 
gestellten Rekruten kostet. Sind sie zahlungsunfähig, so werden sie 
selbst zum .Militärdienst genommen und ihrer Gemeinde nicht in Rech- 
nung gebracht. 

§. o46. Wenn ein Bezirk , der seine Rekrutenpflicht mit Geld ab- 
trägt, die Zahlung nicht zu dem im Manifest anberaumten Termin 
leistet, so muss er monatlich auf jeden Rubel einen Kopeken zulegen. 
Dieser Strafe unterliegt er aber erst wenn nach ,\blauf des Termins 
zwei Wochen vergangen sind, und sie darf für den Monat, in welchem 
die Zahlung erfolgt, nicht eingefordert werden. Auf die Bauern der 
Keichsdoniänen hat dieser §. keine Anwendung. 

§.o4T. Die in §. 310 angeordnete Strafe trilTt auch die Gutsbe- 
sitzer und Gemeinden, welche das bei .Vnnahme der Rekruten an die 
Krone zu zahlende Geld zwei Wochen nach der Annahme noch nicht 
erlegt haben. Die auf Kronländcreien wohnenden Bauern sind dieser 
Bestimining nicht unterworfen. 

§.o48. Wer einen von der Rekruten -Commission als untauglich 
zuriickgcwiesenen .Mann, zu derselben Aushebung und bevor die Ur- 
sache der Abweisung beseitigt ist, abermals vorfuhrt, muss der Staats- 
kasse die Auslage für Transjiort und Unterhalt des Mannes ersetzen. 
— Stellt er dasselbe Individuum, nach zweimaliger .\bvvcisung, zum 
drillen .Mal vor, so muss er diesen Ersatz zweifach leisten. 
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S-ä4y. Wenn Jemand eine Kekrnlen-Quittung, dem Gesetz zuwider, 
verkauft, so wird der deshalb angeferligte Kaufbrief vernichtet, die 
Quittung dem Verkäufer zurückgegeben und dieser zum Ersatz des 
dem Käufer zugefüglen Schadens angebalten. Die Beamten aber, welche 
einen solchen Kaufbrief corroborircn , werden, nach Umständen, vom 
Amt abgesetzt, oder vom Dienst ausgeschlossen. — Haben sie diesen 
gesetzwidrigen Handel aus Eigennutz zugelassen ; so werden sie, wie 
für einen in Dienstsachen verübten Betrug, nach §. 391 bestraft. 

J. SSO. Der Jude, welcher an einem Betrüge Tbeil nimmt, um Je- 
mand vermittelst falscher Zeugnisse der Aushebung zu entziehen, wird 
selbst als Extra-Rekrut zum Militärdienst gezogen. — Diese Strafe 
triin auch die Malakaner, Duchoborzen, Ikonoborzen, Judaisirenden, 
Verschnittenen und alle Anhänger der für besonders schädlich erklärten 
Sekten, wenn sie Mitglieder der rechtgläubigen Kirche dingen, um sie 
statt sich selber als Rekruten zu stellen. 

i-SSI. Wenn ein jüdischer Rekrut den Militär-Eid nicht nach der 
Form leistet, die zur Gültigkeit desselben nöthig ist, so werden der 
Rabbiner und die jüdischen Zeugen, die solches zuliessen, selbst als 
Extra-Rekruten zum iMilitärdienst genommen. 

Zweite Vnterabtliellung. 

VON DEM VERSCCH DER 80 L D A T EN A t’ S H E BCN G Z D ENTSEREN. 

5'. SS2. Wer in der Absicht dem Militärdienst zu entgehen , sich 
selbst verstümmelt oder sich durch einen Andern verstümmeln lässt, er- 
hält neunzig bis hundert Ruthenstreiche und wird nichtsdestoweniger 
zum Mditärdienst abgegeben. — In den Judengemeinden muss überdem 
die Familie, zu welcher der Selbstverslünimler gehört, sowohl um diesen 
zu ersetzen, als auch zur Strafe dafür, dass .sie ihn nicht ron dem 
Vergehen abgehallen hat, noch einen andern dienstfähigen Rekruten 
stellen *}, den dte Obrigkeit vorzugsweise aus den noch nicht voll- 
jährigen Familiengliedern zu wählen hat. Diese zwei Rekruten werden 
der Familie nur für Einen angerechnet. Der Judengeineinde aber, zu 
welcher die Familie gehört, wird, ausser dem tauglichen Rekruten, ein 
Drittel für den Versliimmelten zu Gut geschrieben. — Die Selbslver- 
stümmlcr, die unter siebzehn Jahr alt sind, werden ohne körperliche 
Züchtigung unter die .Militär-Cantonisteii abgegeben. 



L>a dictäe Verpflichtung der Kanaiie dcü SelbätverstüniiiileiA uU eine Sirafe 
auferlegt wird und da nach §. 97 kein .Slrafcrkeimtnisti staUfinden darf bevor die 
Zurechnung reslgealelU ist, so bleibt vcrmullilich die Familie mit dieser Strafe 
verschont, wenn ihr das Vorhaben des Sulbslvcrslümmlera unbekannt war oder 
die riiistandc cs ihr unmöglich machten, das Vergehen r.ii hindern. I). f-ehert. 
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$. SS5. Die in $. 552 bestimmte Strafe triITt auch denjenigen an 
der Reihe stehenden Militärpflichtigen , der zur Zeit der Aushebung 
krank ist, und seine Heilung absichtlich hindert, um dem Militärdienst 
zu entgehen. 

§. ää4. Wer einen Andern, auf dessen Verlangen und in der Ab- 
sicht dessen Aushebung zu hindern, verstümmelt, oder bei dessen 
Selbstverstümmelung behülflich ist, wird der in §. 53 genannten Rechte 
verlustig erklärt und auf zwei bis drei Jahre zum Besserungshaus 
verurtheilt, oder, falls er von Leibesslrafen nicht frei ist, mit siebzig 
bis achtzig Rulhenstreichen bestraft. — Wer in derselben Absicht einen 
Andern ohne dessen Einwilligung verstümmelt , wird ebenso wie der 
vorsätzliche Selbstverstümmler, nach §. 552 bestraft. 

§. äSS. Der Militärpflichtige, welcher vorgibt sich unvorsätzlich 
verstümmelt zu haben oder durch einen Andern zufällig verstümmelt wor- 
den zu seyn, und der solches nicht in den ersten drei Tagen seiner 
nächsten Obrigkeit, oder (falls er von seiner Heimat entfernt ist) 
dem Brodherrn, bei dem er wohnt oder arbeitet, und der Ortsbehörde 
anzeigt, damit diese es seiner Gemeinde bekannt mache, wird, wenn 
es sich ausweiset, dass er wirklich unvorsätzlich verstümmelt worden 
ist, bloss für Nichlbefolgung der vorgeschriebenen Regel, mit fünf bis 
zehn Ruthenstreichen bestraft. 

§. Wenn ein scheinbar tauglicher Rekrut vorgibt an einer 
verborgenen Krankheit zu leiden , diese Aussage aber sich bei der 
ärztlichen Untersuchung als unwahr ausweiset : so wird er in den 
Dienst eingeschrieben und in Gegenwart aller übrigen Rekruten mit 
fünfzehn bis dreissig Rulhenstreichen bestraft. 

§. SST. Der Militärpflichtige, welcher sich der Aushebung durch 
die Flucht entzieht, wird, sobald er eingefangen und zum Dienst 
tauglich befunden worden, unter das Militär abgegeben und an dem 
Ort der Aushebung, vor dem dortigen Bataillon oder Commando, mit 
dreissig bis vierzig Rulhenstreichen beslraft. Ist er zum Dienst un- 
tauglich, so erhält er diese Züchtigung bevor er in seine Heimat ab- 
gelassen wird. 

§. SS8. Wenn ein auf der Liste der nächsten oder zweitnächsten 
Aushebung stehender Bürger oder freier Bauer sich von seiner Ge- 
meinde entfernt und nicht vor Beginn der Rekrutirung zurückkehrt 
noch darthut, dass ihn eine schwere Krankheit abgehalten hat : so 
trifft ihn die im §. 557 verordnete Strafe, und es dient ihm nicht als 
Entschuldigung, dass er sich mit einem regelmässigen Pass entfernt 
hatte, und dass der Termin desselben noch nicht abgelaufen war. 
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Dritte IJnterabtlieiliing. 

HEHLVNG DER DESERTEURE UND MILITÄRPFLICHTIGEN. 

$.SS9. Der Hauswirlh, Fabriklialler , Gutsherr oder einstweilige 
Gutsbesitzer, welcher eineu dem Militärdienst entlaufenen Mann (dieser 
sey Soldat oder .Matrose, stehe iin wirklichen Dienst, in unbestimmtem 
Urlaub oder nur erst auf der Liste der Militärpllichtigen) wissentlich, 
wenn auch auf noch so kurze Zeit, beherbergt und verbirgt oder 
verbergen lässt, und nicht beweisen kann, dass er es in der Absicht 
gethan habe ihn auszuliefern , muss für jeden so gehehlten Läuf Ung 
sechshundert Rub. Strafe zahlen. — In den Dörfern der Krone, des 
Apanage-Departements und der andern ölTenllichen Behörden wird, 
statt dieser Geldbusse, von jeder Gemeinde , in welcher ein solcher 
Läufling Zuflucht findet, ein Extra-Rekrut eingefordert. — Geschah die 
Hehlung ohne Wissen des Hauswirthes, Kabrikhalters, Gutsherrn oder 
einstweiligen Gntsbesitzers , durch dessen Geschäftsführer oder durch 
andere Personen : so werden die Hehler zu der obigen Geldbusse 
von sechshundert Rub. verurtheilt , oder , falls sie von Leibesstrafen 
nicht eximirt sind, mit vierzig bis fünfzig Ruthenstreichen bestraft und 
zum Soldatendienst abgegeben. — Diese Strafe triflt auch die Hehler 
militärischer Läuflinge in den Dörfern der Krone, des Apanage-De- 
partements und der andern Behörden, wenn die Deserteure von der 
Gemeinde selbst angezeigt und ausgeliefert werden, welche letztere 
alsdann von aller Strafe frei bleibt. 

$. S60. Wenn eine Familie einen aus ihrer Gemeinde abgegebenen 
Rekruten, von dem sie weiss, dass er desertirt hat, beherbergt und 
verbirgt und nicht beweisen kann, es in der Absicht gethan zu haben, 
ihn auszuliefern : so muss sie für jeden solchen Läufling zwei Rekru- 
ten stellen. Findet sich in der Familie kein zum Kriegsdienst tauglicher 
Mann, so werden die zwei Rekruten aus den andern Familien der- 
selben Gemeinde, welche an der Hehlung Theil genommen oder da- 
von gewusst haben, ausgehoben. Findet sich auch in diesen kein 
tauglicher Rekrut, so werden die zwei Individuen, welche bei der 
Hehlung am meisten betheiligt sind , oder falls Alle gleiche Schuld 
tragen, das Haupt und das nach ihm älteste Glied der F'amilie, die 
den Läufling verbarg , zu nesnzig bis hundert Ruthenstreichen verur- 
theilt und auf zehn bis zwölf Jahre in eine correctionnelle Civil- 
Arrestanten-Compagnie abgegeben. — W'enn Jemand, der von Leibes- 
strafen eximirt ist, Leute, die er selbst oder die seine Gemeinde als 
Rekruten abgegeben hat, und die hernach desertirt sind, verbirgt oder 
wissentlich verbergen lässt : so muss er für jeden derselben , statt 
der im $. 559 bestimmten Geldbusse, eintausend zweihundert Rub. 
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zahlen. — Die Eiillaufenen werden nach dem Militärgesetz beslrafl und 
beim Kriegsdienst belassen. 

§. S6l. Der Jude , welcher die Flucht eines jüdischen Militärs oder 
Militärpflichtigen begünstigt oder einen solchen, wenn auch auf noch 
so kurze Zeit, verbirgt, wird als Extra-Rekrut zum Kriegsdienst ge- 
zogen. — üeberdem muss die Judengemcinde für Jeden jüdischen 
Deserteur, welcher bei ihr Zuflucht findet und den sic nicht angibt 
und au.sliefert, dreihundert Rub. Strafe zahlen. 

§. S62. Wenn ein Militär-Kantonist oder ein bei der innern Wache 
angeschriebener Soldatensnhii aus seinem Commando oder aus der 
An.stalt, zu welcher er gehört, entweicht, oder wenn ein Soldaten- 
sohn von dem Ort , wo er in Pflege gegeben ist , wegkommt : so 
unterliegt der Hauswirth, Fabrikhalter, Gutsherr oder Gutsbesitzer, 
auf dessen Geheiss oder mit dessen Wis.sen ein solches Individuum 
beherbergt und gehehlt w'ird , der in §. 559 angeordneten Geldbusse ' 
von sechshundert Rub. — Geschieht die llehluiig ohne sein Wissen, 
durch seine Geschäftsführer oder durch andere Personen ; so müssen 
diese entweder dieselbe Geldbusse von sechshundert Rub. zahlen, oder 
sie werden, falls sie von Leibesstrafen nicht frei sind, zu zwanzig 
bis dreissig Rnihen.sircichcn und zu einer Geldbusse von dreissig Rub. 
verurtheilt. — Dieser letztgenannten Züchtigung und Geldbusse unter- 
liegen sowohl die Gemeinde-Aeltesten in den Dörfern der Krone, des 
Apanage-Departements, der Rehörden und der Privaten, als auch die 
Eltern und Pfleger der Soldatenkinder, wenn sie bei solchen Deser- 
tionen als Hehler betlieiligt sind. Befindet sich unter diesen Betheilig- 
ten eine von Leibesstrafen eximirte Person , so zahlt sie die Geldbusse 
von dreissig Rub. und kommt auf sieben Tage bis zu drei Wochen 
unter Arrest. 

§.S63. Die Dorfältesten, welche die Geburt eines Soldalenkindes 
nicht zeitig der zuständigen Behörde anzeigen , haben eine Geldbusse 
von zehn Rub. zu zahlen. Dieselbe Strafe trilR die Eltern und Pfleger 
solcher Kinder, wenn sie es unterlassen deren Geburt ihrer nächsten 
Obrigkeit zu berichten. 

§. Sß-J. Für jeden minderjährigen, jüdischen Rekruten, der in’s 
Ausland entweicht, muss dessen Gemeinde zwei Ersatzmänner stellen. 

%.36ä. Der Polizeibeainte, welcher die Geburt oder das Daseyn 
eines Soldatensohnes nicht zu gehöriger Zeit der zuständigen Behörde 
anzeigt, oder ihr die in Pflege gegebenen Soldatenkinder nicht inner- 
halb der gesetzlichen Frist ablieferl, muss lür jeden solchen Soldaten- 
sohn, monatlich sieben und einen halben Rubel Strafe zahlen.— Hat 
er aber das Daseyn solcher Kinder absichllich verheimlicht, so wird 
er vom Amt abgeselzt. 
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S- {}66. Wer einen in wirklichem Dienst stehenden oder auf unbe- 
stimmte Zeit beurlaubten Militär, Matrosen, Rekruten, oder einen 
Kantonisten , Soldatensohn oder Militärpflichtijren zum Desertiren oder 
zu einer andern Untreue wider die Dienstpflicht verleitet, und ihm die 
Mittel dazu, unter welchem Vorwand es auch sey , verschafft , wird, 
nach Ermessen des Gerichts, auf sechs Monate bis zu einem Jahr zum 
Besserungshaus, oder, wenn das Dienstvergehen, bei dem er bethei- 
ligt ist, nicht von Bedeutung war , zum Arrest auf drei Tage bis zu 
drei Monaten, oder zu einer Geldbusse von einem his fünfzig Rubeln 
verurtheilt. 

%.o67. Wer einen auf der Liste der nächsten oder zweitnächsten 
Aushebung stehenden Bürger oder freien Bauer einen Pass oder Ur- 
laub zu einer Zeit criheilt, wo in dessen Gouvernement oder Provinz 
eine Rekrutirung angesagt ist, und w er einem solchen Individuum den 
Urlaub verlängert ‘auch w enn keine Rekrutirug angesagt ist, oder einem 
Militärpflichtigen einen Pass ausstellt, ohne dabei die gesetzlichen 
Formen zu beobachten, wird , nach Massgabe des Uebelstandes den 
das Ausbleiben eines solchen Mitilärpflichtigen in dessen Gemeinde 
veranlasst, zu einer Geldbusse von fünfzig bis hundert Rubeln verur- 
thcilt. — Wer einen solchen Pass in der ^Absicht ausfertigt, die Ent- 
weichung eines Militärpflichtigen zu begünstigen , kommt auf sechs 
Monate bis zu einem Jahr in’s Besserungshaus. 

Vierte Uiiterabtlielliiiig. 

ri'NORDNl'NOEN BEI ANNAHME DER HEKRCTEN. 

§.S68. Wenn ein Rekrut angenommen wird, der älter oder jünger 
ist, als das Gesetz vorschreibl : so müssnn die Vorsitzer und alle 
diejenigen Glieder der Rekrutirungs-Commission, welche in die Annahme 
des Rekruten gewilligt, dessen Tauglichkeit in der Quittung bezeugt 
und das Protokoll darüber unterschrieben haben, zusammen eine Geld- 
busse von hundert bis hunderfünfzig Rubeln zahlen. 

Ausnahmen hiervon finden, nach §.618 des Rekrutirungs-Keglemenls 
(Swod 4. Bnd) statt ; 1) wenn ein junger, zum Kriegsdienst tauglicher 
Mann angenommen wurde, dessen Alter in der Revisionsliste*), allem 
Anschein nach, zu gering angegeben, nach glaubwürdigen Aussagen, 
dem gesetzlichen gleich kam ; 2) wenn die Annahme auf Grund des 
in der Kevisionshste angezeigten Alters erfolgte und die Unrichtigkeit 
dieser Anzeige sich erst später aus den Kirchenbüchern auswics. 

§. o69. Wenn ein aus der Leibeigenschaft entlassener Bauer als 
Stellvertreter eines andern zum Kriegsdienst gedungen wird, so muss 

*1 llevfllkerungilule, Volkstöbliings-Kcgisler. I>. Vebers 
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sowohl der Kameralhof, bevor er den Dingebrier bestätigt, als auch 
die Rekruten-Commission, bevor sie den Gedungenen annimmt. an ihn 
die Fragen richten : ob er sich freiwillig verdungen, und ob er wissei 
dass er keinen Leibherrn mehr habe. Werden ihm diese Fragen nicht 
vorgelegt, oder wird der Gedungene, ungeachtet seiner Einwendungen, 
zum Rekruten angenommen : so müssen die Vorsitzer und Mitglieder 
der Behörde, welche den deshalb gefassten Beschluss unterschreiben, 
zusammen eine Geldbusse von hundert Hub. zum Be.sten des unrecht- 
mässig Angeworbenen zahlen, dem zugleich gestaltet wird, sich eine 
beliebige Lebensweise zu wählen. 

§. S70. Wenn ein Rekrut, dessen Untauglichkeit in die Augen fällt, 
(dem z. B. die vorschriftmässige Leibesgrösse , die erforderliche An- 
zahl Zähne oder Finger fehlen, der einen krummen Arm oder schiefen 
Hals hat, blödsinnig, lahm oder offenbar verkrüppelt ist) angenommen 
wird : so müssen der Vorsitzer und alle Mitglieder der Hekrutirungs- 
Commission, welche in die Annahme gewilligt und das Protokoll da- 
rüber unterschrieben haben, zusammen eine Geldbusse von hundert- 
fünfzig Rub. zahlen. — Den zum Empfang der Rekruten abgeordneten 
Militär trifft in solchem Fall, statt dieser Gcidbusse, die im §. 243 des 
Militär-Gesetzbuchs (I. Buch, 2. Thl.) bestimmte Strafe. 

§. S7i. Wenn ein Rekrut angenommen wird, der an einer chroni- 
schen , Innern , oder an einer zwar in die Augen fallenden , von den 
Aerzten aber für erkünstelt oder heilbar erklärten Krankheit leidet: 
so sind bloss die Aerzte, auf deren Ausspruch die Annahme erfolgte, 
verantwortlich, und jeder von ihnen zahlt hunderlfünfzig Rub. Strafe. 

$.572. Wenn eine Rekrutimngs -Commission einen Rekruten aus 
nichtigen Ursachen abweist, eine andere Rekrutirungs-Commission aber 
denselben einstimmig annimmt : so werden die Glieder der ersten 
Commission, nach Umständen, mit einem mehr oder minder strengen 
Verweis bestraft, oder vom Amt entlassen. 

§. 673. Wenn Uemjenigen, der einen Rekruten abgclicfcrt hat, der 
Empfangschein darüber nicht binnen drei Tagen von dem Zeitpunkt 
an ausgestellt wird, wo er den Rekruten abgegeben und die Quittung 
der Kreisrenterei für das entrichtete Rekrutengeld vorgewiesen hat, 
und wenn der Ehefrau des Rekruten nicht ebenfalls innerhalb drei 
Tage nach geschehener Annahme des Mannes, die schriftliche Be- 
scheinigung darüber ausgefertigt wird: so muss die Rekruten-Commission 
für jeden Tag, den sie länger darauf warten lässt, drei Rubel Strafe 
zahlen. 

$.574. Wenn die von Seiten der Civil-Behörde als Zeugen zur 
Beeidigung jüdischer Rekruten abgeordneten Beamten eine Abweichung 
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von der zur Gültigkeit des Eides nöthigen Form zulassen : so werden 
sie vom Amt abgesetzt. 



ZWEITE ABTHEILENG. 

ÜBERTRETUNG DER GESETZE IN BETREFF ANDERER 
ÖFFENTLICHEN LASTEN. 

§. S7S. Der Steuerpflichtige, der seine Abgabe nicht innerhalb der 
gesetzlichen Frist entrichtet, muss monatlich ein Prozent der zu 
zahlenden Summe zulegen. — Besteht die Abgabe in Naturalien oder 
Lei.slungen, so werden diese nach dem Marktpreis des Orts abge- 
schätzt, und der Säumige mu.ss monatlich ein Prozent des Schätz- 
preises zahlen. — Diese Strafgelder fliessen in die Kasse der Landes- 
präslanden. 

$. S76. Wenn einem Commando Soldaten oder Rekruten an dem 
Ort, wo es, seiner Marschroute gemäss, Nachtlager oder Rasttag 
halten soll , kein Quartier angew iesen wird : so müssen die Personen, 
welche daran Schuld sind , als Strafe , sovielmal sechzig Kopeken 
zahlen, als das Commando Soldaten oder Rekruten enthält. Diese 
Geldbusse wird erhoben, sobald erwiesen ist, dass der Befehlshaber 
des Commandos seine bevorstehende Ankunft in dem Ort zeitig an- 
gesagt hat. Sie findet auch in den ausserordentlichen, in $. 512 des 
Rekrutirungs-Reglements (Swod, -i. Bnd.') genannten Fällen statt. 

§.{>77. Wer ohne einen gedruckten Kriaubnissschein vorzuzeigen, 
sich unentgeltlich einer Frohnfnhre (sie sey gemiethet oder eine Rei- 
henfuhre) bedient, wird um zwanzig bis dreissig Rub. gestraft, und 
muss das Fahrgeld zweifach entrichten. 

§. o78. Wer eigenmächtig, ohne Erlaubniss der Ortsbehörde, eine 
militärische Einquartirung anordnet, einen Quartierzettel auf einen 
fremden Namen ausgibt*), von den Leuten des Hauses, wo er ein- 
quartirt ist, ungesetzmässige Leistungen fordert, oder sich andere, 
gesetzwidrige Handlungen dieser Art erlaubt , wird nach dem Militär- 
Gesetz (äicf Theil, l»'« Buch §. 290 — 292) bestraft. 

§. 379. Der Beamte , w elcher ohne specielle Ermächtigung von 
Seiten der Regierung, neue Steuern ausschrcibt , an der Stelle einer 
Natnral-Abgabe Geld fordert , oder Beiträge und Leistungen eintreiben 
lässt, die weder im Gesetz noch in den Bedarfs-Uebersch’ägen und 
Befehlen der zuständigen Behörden begründet sind, wird vom Dienst 
entlassen und muss den Schaden, welchen Privatleute oder Gemeinden, 

*3 Süll vielleicht bcdculeu : Wer sich einen Quarticrzettel unter einem faUrheii 
Namen geben lässt. i). I'^brrs. 
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durch Sülche rechlswidrige Anordnungen erleiden , vergülen. — Hat er 
aber den Ertrag solcher Abgaben ganz oder zum Theil zu seinem 
Nutzen verwendet : so trifft ihn überdem die Strafe der Erpressung 
(§. 407). 

%.S80. Wenn eine Ortsbehörde, bei Einforderung der dem Lande 
auferlegten Lieferungen und Leistungen, auf irgend eine Weise von der 
vorgeschriebenen Ordnung abweicht, wenn sie es zulässt, dass Per- 
sonen, die keine gedruckte Ordre vorweisen, sich einer Frohnfuhre 
(sie mag eine gemielhete oder eine Keihenfuhre seyn) unentgeltlich 
bedienen, wenn sie die zu Pllichtarbeiten und Pflichtleistungen ge- 
stellten Leute oder Pferde zu andern Zwecken gebraucht oder, unter 
welchem Vorwand es auch sey, über die gesetzliche Zeit oder nachdem 
die Pflichlarbeit verrichtet ist, aufhält ; so wird den schuldigen Be- 
amten ein Monat von ihrem Dienslalter gestrichen. — Erlauben sie sich 
solches in eigennütziger oder anderer strafbaren Absicht : so werden 
sie, wie Tür Erpressung, nach §. 407 bestraft. — Jedenfalls müssen 
sie den verursachten Schaden nach §. G2 ersetzen. 
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SIEBENTER ABSCHNITT. 

VON DEN VERBRECHEN UND VEROEHEN, DURCH WELCHE DAS 
EIGENTHll ODER DIE EINKÜNFTE DES STAATS 
BEEINTRÄCHTIGT WERDEN. 

ERSTE ABTHEILIING. 

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE. 

§.ü8l. Jede an dem Eigeuthum de.s Slaals verübte Entwendung, 
die nicht durch besondere Gesetze verpönt ist, wird nach denselben 
Regeln, wie die Entwendung von Privatcigentlium (§. 2130 — 2104) 
bestraft. 

§. 382. Die absichtliche und fahrlässige Verschleuderung von Staats- 
eigenthum wird ebenfalls, wo das Gesetz keine besondere Strafe ver- 
ordnet, wie die Verschleuderung fremden l’rivaleigenthums (§. 2192) 
bestraft. 

§.383. Für jeden der Krone*), durch Entwendung, Unterschlagung 
oder Verschleuderung, verursachten Schaden wird dem Schuldigen, 
ausser der Strafe, die der That an und für .sich gebührt , noch die 
Pflicht auferlegt, den einfachen Betrag des Schadens zu ersetzen, wenn 
er nicht, kraft der Verordnungen des gegenwärtigen .Vbschnittes, das 
Zweifache zu zahlen hat. — Ist der Schuldige nicht im Stande diese 
Zahlung zu leisten, so trifft ihn eine nach §.90 zu bestimmende Ge- 
fängnissstrafe , es sey denn dass die Gesetze für einen solchen Fall 
besondere Verfügungen enthalten. 

§. 384. Wer Staatseigenthum zerstört oder beschädigt , wird in 
allen den Fällen, für die das Gesetz keine besondere Strafe bestimmt, 
nach denselben Regeln, wie der Zertörer und Beschädiger von Privat- 
eigenthom (§. 2106 — 2127) bestraft. 

§.383. Wer sich gewaltsam in den Besitz eines der Krone ge- 
hörenden, unbeweglichen Gutes setzt, auf landesherrlichen Grund- 

*) Eigeolbum de. Staats, Eigcnltium der Krone und landeshcrrtiehes Eigenthum 
sind dun hgehend. al. gleichbedeutende Ausdrücke gebraucht W'orden. D. Vthtrt. 
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slücken eigenmächtig pflügt, säet oder erntet, wird zu den Strafen 
verurtheilt, welche die SS- 2094—2105 gegen ebensolche EingrilTe in 
die Eigenthumsrechte von Privatpersonen anordnen. 

§.S86. Das eigenmächtige Jagen, Vogelfängen, Fischen und Perlen- 
suchen auf Grundstücken und in Gewässern der Krone wird folgender- 
massen bestraft : 

1. Wer zu erlaubter Zeit, aber ohne gehörigen Erlaubnissschein, an 
Orten, wo ein solcher erforderlich ist, jagt oder Thiere fängt, muss 
die Taxe| für den Erlaubnissschein und überdem eine Geldbusse 
von fünf bis zwanzig Uub. zahlen. Das gefangene oder erlegte Wild 
wird im weggenommen. — War zur Jagd ein ErlaubnLssschein von Seiten 
des Jägermeisteramtes erforderlich, so wird das Strafgeld diesem Amte 
zugeslellt. 

2. Wer an einem Orte Jagt oder Thiere fängt, wo solches durch 
besondere Verordnungen unbedingt verboten ist, zahlt zwanzig bis 
dreissig Kub. Strafe. Das gefangene oder erlegte Wild wird ihm weg- 
genommen. 

3. Wer eigenmächtig in landesherrlichen Gewässern, an Stellen 
fischt, wo solches verboten ist oder nur durch besondere Verfügungen 
gestattet wird, zahlt fünf bis zwanzig Kub. Strafe. Die gefangenen 
Fische werden ihm abgetiommen. 

4. Wer an den Orten, wo das Einfangen von Fischen, Austern 
und Seehunden nicht ohne Erlaubnissschein als Gewerbe betrieben 
werden darf (wie am Strande bei Theodosia, im kaspischen Meere, 
an den Küsten von Persien), sich diesem Gewerbe ohne ein solches 
Dokument zu besitzen widmet, muss die Ta.xc für den Erlaubniss- 
schein und überdem eine Geldbusse von fünfundzwanzig bis fünfzig 
Kob. zahlen. 

5. Wer Seehunde im kaspischen Meere oder Fische in den Fische- 
reien bei Baku heimlich fängt, oder solche Thiere von dort heimlich, 
mit Umgehung des Zolles wegführt, wird um zehn bis fünfundzwanzig 
Kub. gestraft. Die Seehunde und Fische werden conßscirt. 

6. Wer zu unerlaubter Zeit Perlen fischt oder die beim Perlcnfischen 
vorgeschriebenen Kegeln Übertritt, zahlt zehn bis zwanzig Kub. Strafe. 
Die Perlen, die er gefunden, werden ihm weggenommen. — Wer eine 
Perle von besonderer Grösse (nicht kleiner als ein Sperlingsei) fin- 
det und solches der Ortsobrigkeit nicht anzeigt, wird um fünfzig Kub. 
gestraft. 

7. Der Beamte, der Jemand ohne Flrlaubnissschein gestattet, auf 
landesherrlichem Gebiet zu jagen, Vögel, Fische oder andere Thiere 
zu fangen oder Perlen zu fischen , erhält dafür beim ersten Mal einen 
scharfen Verweis, und wird beim zweiten Mal vom Amt entlassen. 
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8. ^Ye^ zu unerlaubter Zeit, auT landesherrlichem Gebiet jagt oder 
Thiere längt, wer daselbst beim Jagen unerlaubte Werkzeuire oder 
verbotene Mittel anwendet, oder die Verordnungen über Jaed und 
Fischerei sonst auf irgend eine Weise Übertritt, wird nach §. 1133 — 
1143 bestraft. 

9. Die Flinten, Hunde, Böte, Geräihe und Werkzeuge Jeder Art, 
die beim eigenmächtigen Jagen oder Fischen auf landesherrlichem Ge- 
biet gebraucht wurden, müssen dem Schuldigen, zur Sicherung der 
Geldbnsse, abgenommen und, falls er diese nicht innerhalb zweier 
Wochen nach Bekanntmachung des l'rtheils zahlt, verkauft werden. 
Deckt der Erlös die Geldbusse nicht , so hat der Schuldige den Best 
nachzuzahlen. Mit dem Zuhlungsunfähigen wird nach Inhalt des §. 90 
verfahren. 

$. S87. Wer eine Urkunde, ein Siegel oder einen Stempel in der 
Absicht fälscht. Etwas, das der Krone gehört, zu unterschlagen, oder 
der Krone sonst Schaden zuzufügen, wird, nach .Massgabe des be- 
gangenen Unterschleifs und der bezweckten Kechtsverlelzung, zu einer 
der Strafen veriirtheilt, welche die §§. 319—325 dem in landesherr- 
lichen Angelegenheiten veriibleii Betrüge androhen, und zwar triffl 
ihn, in Gemässheit des Grundsatzes über Goncurreiiz der Verbrechen 
($■ 156), das höchste Mass der verwirkten Strafe. — Von dieser all- 
gemeinen Regel sind einige Vergehen wider die Berg- und Zollordnung 
ausgenommen, bei denen die Fälschung von Urkunden, Siegeln und 
Stempeln mit besondern Strafen geahndet wird. 



ZWEITE AIVniEILl NG. 

VERGEHEN WIDER DIE GESETZE ÜBER DAS GELD- 
WESEN. 



ErNte Eiitf'rabtlieiliiiifc. 

FÄLSCHIIKG^ GESr.TZWlOn lOF.S EI X S C II M F. I. Z. E > , VF.nBOTEXE 
E I X • C X n A l S F E II n DER M L X 7. E X. 

%.ä88. Wer russische Gold-, Silber-, l’latin- oder Kupfermünzen 
nachmacht, wird, auch wenn die falschen Münzen den vollen Werth 
der echten haben, zur peinlichen Strafe zweiter Klasse, fünften Grades 
(VT) verurtheilt. 

$. S89. Ist das in §. 588 bezeichnele Verbrechen durch einen 
russischen Münzbeamten oder Muiizbcdienten verübt worden, so trifft 
diesen die peinliche Strafe zweiter Klasse, vierten Grades (V). — 
Dieselbe Strafe erleidet Derjenige, der Münzen mit russischem Gepräge 

y 
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aas Gold, Silber oder Platin fertigt, das aas landesherrlichen oder 
Privat-Bergwerken entwandt worden ist, aach wenn die falschen 
Münzen den vollen Werth der echten haben. 

§. SlfO. Wer falsche , ausländische Münzen fertigt , wird , aach 
wenn sie den Werth der echten haben, zur peinlichen Strafe zweiter 
Klasse, siebenten Grades 0**0 verurthcilt. 

§. 391. Zu den in §. 588 und 590 genannten Strafen werden auch 
Diejenigen verurthcilt, welche an der Münzfälschung auf irgend eine 
Weise, wissentlich Theil nehmen oder dazu Stempel, Formen oder 
andere Werkzeuge verfertigen oder herbeischaifen. Wenn ein bei die- 
sem Verbrechen Bellieiligter seine Mitschuldigen der Regierung angibt 
und es ihr dadurch möglich macht den Frevel zu enthüllen und zu 
hemmen ; so bleibt er von aller Strafe frei, und sein Name wird ge- 
heim gehalten. 

$. 392. Wer von einer Münzfälschung weiss ohne selbst dabei 
betheiligt zu seyn, und sie der Regierung nicht anzeigt, wird zur 
correctionnellen Strafe erster Klasse, dritten Grades (\IV) verurtheilt. 

§.395. Wer russisches, zu 16 oder 24 Rubel aus dem Pud ge- 
prägtes Kupfergeld einschmilzt, verfällt in die peinliche Strafe dritter 
Klasse, ersten Grades (l.\). 

§ 394. Alle beim Münzfälscher vorräthige, falsche Münzen, so 
wie auch die zur Fälschung dienenden Werkzeuge und StolTe werden 
weggenommen unddemBergdeparlemenl abgeliefert, welches sie zer- 
stören lässt. 

§.393. Wer falsches, russisches, im Auslande gefertigtes Metall- 
geld wissentlich ins Reich einfuhrt oder einfuhren lässt, unterliegt 
der in §. 588 bestimmten Strafe des Münzfälschers. Die so einge- 
führten Münzen werden confiscirt 

§.396. Wer altes, zu 16 oder 24 Rubel aus dem Pud geprägtes 
Kupfergeld in’s Ausland ausführt , muss der Staatskasse den vier- 
fachen Werth der ausgeführten oder in der Ausfuhr begriffenen Mün- 
zen zahlen. Ueberdem werden diese conflscirt. 

§.397 Wer wissentlich falsche, ausländische Münzen nach Russland 
einfuhrt oder einführen lässt *), verfällt in die peinliche Strafe zweiter 
Klasse, siebenten Grades falschen Münzen werden confiscirt. 

§.398. Wer eine Münze beschneidet oder deren Gewicht auf 
irgend eine Weise absichtlich verringert, unterliegt der correctionnellen 
Strafe erster Klasse, drillen Grades (.MV). — Wer das den Münzen 
durch Beschneiden oder auf andere Weise entzogene Metall wissent- 
lich aufkauR , wird der in $. 53 genannten Rechte verlustig erklärt 
und auf zwei bis drei Jahre zum Besseriingshaus verurtheilt. 

und hier au^(;tht (a. 610) D. Vebßr$. 
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S.ä99. Wer ein GeldslUck mit Silber, Gold, Quecksilber oder an- 
dern Stoffen überzieht, um ihm das Ansehen einer hohem Muiizsorie 
zu geben, wird, jenachdem er viel oder wenig so verfälschter iMüii- 
zen ausgegeben hat und nach Massgabe der übrigen Umstände, zum 
dritten oder vierten Grad der correctionnellen Strafen erster Klasse 
(XIV, XV) verurtheilt. 

S. eoo. Wer sich von Personen, die er als Münzfälscher oder 
als Verbreiter falscher Münzen kennt, gebrauchen lässt, um falsches 
Geld in Umlauf zu bringen, wird als Theilnehmer an der Münzfäl- 
schung bestraft. — Wer zufällig in den Besitz einer falchen Münze 
gelangt, und nachdem er deren Falschheit erkannt, statt sie der Be- 
hörde abzuliefern, sie als echt wieder ausgibt, wird, wie für Gaune- 
rei, nach $.2184 beslrafl. 

$.601. Wer vom Auslande fremde, verbotene, geringhaltige Münze 
(billon) kommen lässt, um sie in Kussland auszugeben, muss den 
dreifachen Nennwerth derselben als Strafe zahlen. Die eingeschleppte 
Münze wird conhscirt. Demjenigen, der mit solchem geringhaltigem Gelde 
in Russland handelt, wird es ebenfalls weggenommen. Die Hälfte des 
Werthes desselben erhält der .Angeber; die andere HälRe wird in 
die Staatskasse abgeliefert. — Die im gemeinen Verkehr umlaufende, 
geringhaltige Münze wird gleichfalls confiscirt. Die Polizeibeamten, 
die den Gebrauch solcher Münzen dulden , werden vom Amt abgesetzt. 

Anm, Zu diesen verbotenen Blumen werden die grössern Blüntsorlen des 
polnischen Guidengeides und die in Bessarabien und Odessa gangbaren 
tOrkiteben Goldmünzen nicht gerechnet. 

$.602. Der Münzbeamte, welcher den Gehalt des dem Münzamt 
zum Kauf angebotenen Goldes oder Silbers unrichtig bestimmt , muss, 
jenachdem seine Schätzung den Staat oder den Verkäufer beeinträch- 
tigt, jenem oder diesem den zweifachen Betrag des Schadens aus- 
zahlen, der daraus für die Staatskasse oder für den Verkäufer hätte 
entstehen können. — Wenn der Verkäufer seinem Metall einen hohem 
Gehalt beilegt, als es wirklich hat, so muss er dasselbe Strafgeld 
dem Probirer zahlen und die Kosten der angestellten Probe tragen. 

$.605. Der Beamte, welcher ungestempelte oder unwardirte Gold- 
oder Silberstangen aus der St. Petersburger Münzanstalt abliefert, 
oder Gold- oder Silberstangen an Privatpersonen ausgibt, ohne den 
Namen des Empfängers, das Datum der Ausgabe, das Gewicht, den 
Gehalt und die angebliche Bestimmung des Metalles zu registriren, 
wird vom Amt abgesetzt. 
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Zweite Unterabtlieiliiii^. 

F A LSC U t N G DES P AriF.nr. EI. DFS. 

§.604. Die FäJschung der Reichs-Creditbillele, Assignationen,Reichs- 
Kassenbillele, Deposilciischeine und anderer an Geldc.s.stalt umlaufenden 
Zetlcl der Creditanslalten wird nach fulgcndcr .\bslufiing bestraft. 

1. Wer das l’apier und die Zeichnung solcher Zettel durch künst- 
liche Mittel nachmacht oder die VYerth/ahl eines Bankzcttels in eine 
höhere Summe umwandclt, wird, gleichwie der Fälscher russischer 
Münzen, nach §. 5S8 bestraft. 

2. Wer solche Zettel auf gewöhnlichem Papier durch llandzeichnung 
nachmacht oder Papier entwendet, das zu Bankzetleln bestimmt ist, 
verfällt in die peinliche Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (Ml). 

3. Wer die Farbe eines Reichs-Creditzettels oder BankzelteLs ver- 
ändert, um ihm das Ansehen eines höhern Wcrthzeichens zu geben, 
wird, je nach der Anzahl Zettel, die er so gefälscht und in Umlauf 
gesetzt hat, und nach Vcrhältniss der übrigen Umstände, zum dritten oder 
vierten Grad der correctionuellen Strafe erster Klasse (.MV, .\V) ver- 
urtheilt. 

4. Wer Blankete von Reichs- Creditzeltcln entwendet und unverändert 
an Geldesstalt ausgibt, erleidet das höchste älass der Strafe, welche 
der §. 330 Demjenigen andruhet, der Urkunden aus einem .Vmtslokal 
entwendet. 

5. Wer dergleichen Blankete entwendet, darin Aeiideruiigen macht 
und sie daun als Geld ausgibt, wird von der peinlicheu Strafe zweiter 
Klasse, sechsten Grades (Ml) getrolTcn. 

§. 60S. Die in §. 604 genannten Strafen werden um einen Grad 
geschärR, wenn das Verbrechen durch Jemand verübt wurde, den die 
Regierung bei Verfertigung des Papiergeldes oder zur Beaufsichtigung 
dieses Geschäfts gebrauchte. 

§.606. Den Strafen des §. G04 unterliegt Jeder, der auf irgend 
eine Weise an der Fälschung russischen Papiergeldes Theil nimmt, 
oder wissentlich zu diesem Zweck Werkzeuge , Stolfe oder sonstige 
Mittel bereitet, hergibt, verkauft oder kauft, oder solches unechte 
Papiergeld wissentlich vom .Vuslande nach Russland einführt oder ein- 
lässt. — W'enn ein bei sulchen Fälschungen Betheiligter seine Mit- 
schuldigen angibt und es dadurch möglich macht, deren Frevel zu 
enthüllen und zu hemmen : so bleibt er selbst straflos, und sein Name 
wird geheim gehalten. — Der Urheber der Fälschung und alle dabei 
Betheihgte müssen eine dem Nennwerth der von ihnen ausgegebenen, 
falschen Zettel gleichkommcnde Geldbusse erlegen. 

§.607. Wer ohne selbst bei einer Fälschung von russischem Papicr- 
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gelile bclheiligl zu ueyn, Kunde hat, dass dergleichen irgendwo nach- 
geinachl und in Umlauf gesetzt wird, und dieses der Regierung nicht 
anzeigt, unterliegt der correctionnellen Strafe erster Klasse, fünften 
Grades (\VI). 

§. 608. Alles irgendwo entdeckte , falsche Papiergeld wird con- 
flscirt mid der zuständigen Behörde eingesandt, die es vertilgen lässt, 
üie zu Sülchen Fälschungen dienenden Werkzeuge und Stoffe werden 
ebenfalls weggenommen und vernichtet. 

§. 609. Wer sich von Personen , die er als Verfertiger oder als 
Verbreiter falschen, russischen Papiergeldes kennt, gebrauchen lässt, 
um falsche Zettel in Umlauf zu setzen, wird als 1'heilnehmer an der 
Fälschung, nach §. (iOii bestraft. — Wer zufällig in den Besitz eines 
solchen falschen Zettels gelangt, sich von dessen Unechtheit überzeugt 
und, statt ihn der Obrigkeit abzuliefern, ihn als ein echtes Werth- 
zeichen wiederausgibt, wird von der Strafe der Gaunerei (§. 2184) 
getroffen. 

§. 610. Wer Papiergeld oder Schuldscheine des Au.slandes fälscht, 
oder solche unechte Papiere nach Russland bringt und hier wissentlich 
in Umlauf setzt, verfällt der peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten 
Grades (\). 

§. Cii. Der Beamte, welcher eins der Mittel, die bei Verfertigung 
des russischen Papiergeldes gebraucht werden , oder die geheimen 
Kennzeichen der Zettel einer fremden Person in der Absicht mitlhcilt, 
eine Fälschung derselben zu begünstigen, wird, wie der Theilnehmer 
an einer solchen Fälschung, nach §. 61)6 bestraft. — Geschah die Mit- 
theilung blos aus Unachtsamkeit, so trifft den Schuldigen die correction- 
nelle Strafe erster Klasse, fünften Grades (.Wl). 



DRITTE ARTIIEILI NG. 

VERGEHEN IN BETREFF DES STEMPELPAPIERS. 



%.6i2. Wer Stempelpapicr nachmacht, verHillt in die peinliche 
Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades (VIII). — Ist dieses Verbrechen 
von Jemanden begangen worden, den die Regierung bei Verfertigung 
des Steinpelpapiers gebrauchte, so trifft ihn die peinliche Strafe zweiter 
Klasse, sechsten Grades (VII). 

$. 61S. Wer wissentlich falsches Stempelpapicr ausgibt oder ver- 
kaoft, wird als Genoss des Fälschers (§. 125) bestraft. 

^.6 14. W'er ohne selbst bei der Fälschung betheiligt zu seyn 
wissentlich falsches Stempelpapier als echtes gebraucht, wird zum 
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höchsten Mass der in $. 2184 der Gaunerei angedrohten Strafe ver- 
urtheilt. — Dieselbe Strafe trifft Denjenigen, der zuHllig in den Besitz 
von falschem Stempelpapier gelangt, sich von der Unechtheit desselben 
überzeugt, und statt es der Obrigkeit auszuliefern oder zu vernichten, 
es als echtes Papier weiter gibt. 

$. 6i6. Wenn eine Urkunde, die dem Gesetze gemäss auf Stempel- 
papier geschrieben werden sollte, dennoch auf gewöhnliches Papier 
geschrieben und von einer Behörde, aus Unachtsamkeit, beglaubigt 
oder bestätigt wird ; so haben die schuldigen Mitglieder und Sekretäre 
der Behörde den zweifachen Werth desjenigen Papieres zu zahlen, 
welches zu dieser Urkunde hätte gebraucht werden sollen. — Wenn 
eine Urkunde, die nach dem Gesetz nur auf Stempelpapier von einem 
bestimmten Werth geschrieben werden darf, auf Stempelpapier von 
andemi *} Werth geschrieben und aus Unachtsamkeit beglaubigt wird; 
so müssen die schuldigen Beamten die Differenz der beiden Werthe 
zweifach zahlen. — Geschah es mit Wissen der Beamten, |dass die Ur- 
kunde auf gewöhnliches oder auf anderes als das gesetzliche Papier 
geschrieben ward : so zahlen sie die ebenbestimmte Geldbusse und 
werden vom Amt entlassen. 

$. tfl6. Wenn Beamte einer Urkunden-Expedition oder Makler und 
Notare Urkunden registriren , beglaubigen oder zur Bestätigung ein- 
reichen , die auf gewöhnlichem statt auf Stempelpapier geschrieben 
sind : so müssen sieden fünffachen Werth des Stempelpapiers zahlen, 
das zu der Urkunde erforderlich war, und werden vom Amt entlassen. 
— Wenn sie eine Urkunde registriren, die auf anderm Stempelpapier 
als dem gesetzlich erforderlichen geschrieben ist : so müssen sie beim 
ersten Mal das Fünffache, und bei Jedem Wiederholungsfall das Zehn- 
fache der Differenz zahlen, die zwischen dem Werth des gebrauchten 
und dem des vorschriftmä.ssigen Papieres stattfindet. — Dieselben Strafen 
treffen den Makler und Notar, der es zulässt, dass Jemand sich eines 
andern als des vorschriftmässigen Papieres bediene, um einen Wechsel 
zu schreiben oder zu acceptiren. 

$. 617. Wer einen im Auslande zu präsentirenden Wechsel auf 
gewöhnliches Papier, statt auf Stempelpapier schreibt, die Acceptation 
eines ausländischen Wechsels auf den Wechsel selbst, statt auf Stempel- 
papier schreibt, oder beim Trassiren oder Acceptiren keinen Prima-, 
sondern bloss Secunda-, Tertia- oder Quarta - Wechsel gebraucht, 
muss den fünffachen Werth des Stempelpapiers erlegen, dessen er 
sich hätte bedienen sollen. — Ist zu den ebengenannten Geschäflen 
zwar Stempelpapier, aber keins von dem gehörigen Werth gebraucht 
worden; so zahlt der Schuldige das Fünffache der Differenz. — Die- 

gcringerni. P. Veber^. 
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selbe Slrafe triffl Denjenigen, welcher einen so acceptirlen Wechsel sich 
cediren lässt oder einer andern Person in Russland cedirt. 

S-0t8. W'enn eine Bittschrift oder deren Beilage nicht auf dem 
gesetzlichen Stempelpapier geschrieben ist, so erhält der Beamte, der 
sie dennoch annimmt, beim ersten Mal eine rügende Bemerkung, beim 
zweiten Mal eine strenge, rügende Bemerkung, beim dritten Mal einen 
in sein Dienslformular einzulragenden Verweis. Beim vierten Mal wird 
er vom .Vml entlassen. 

§. 6i9. Wenn der Beamte, dem es obliegt über das statt Slempel- 
papiers gebrauchte gewöhnliche Papier Rechnung zu fuhren, dabei nicht 
genau zu Werke geht : so muss er den zweifachen Werth der nicht 
in Rechnung gebrachten Bogen zahlen. 

J. 620. W'er Stempelpapier, welches noch nicht zum Verkauf aus- 
gegeben und auch zu keinem besondern Gebrauch bestimmt war, 
aus Unachtsamkeit beschädigt, hat die Fertigungskosten desselben zu 
erstatten. Wer aber Stempelpapier abhanden kommen lässt, muss es 
nach dem Verkaufpreis bezahlen. 

S. 62i. Den Renteibeamten, der sich im Buchführen über empfange- 
nes und ausgegebenes Stempelpapier unvorsätzliche Unrichtigkeiten 
zu Schulden kommen lässt, trilft die Strafe des fahrlässigen Rechnungs- 
führers (§. 503). Für vorsätzliche Unrichtigkeiten wird er, als betrü- 
gerischer Rechnungsfuhrer, nach §. 387 be.straft. 

S- 622. Wer ohne Erlaubniss der Regierung mit Stempelpapier 
handelt, muss, auch wenn sein Papier echt ist, fünf bis zehn Rub. 
Strafe in die Staatskasse zahlen. .Vlies bei ihm vorräthige Stempelpapier 
wird confiscirt. 



VIERTE ABTIIEILIING. 

VERGEHEN WIDER DIE BERGORDNUNG. 



S.625. Wer auf Kronländereien ohne Erlaubniss der Regierung, 
oder auf Privatländereieu ohne Erlaubniss des Grundherrn und der 
Regierung , Gold , Silber oder Platin gräbt , verfällt in die peinliche 
Strafe dritter Klasse, ersten Grades (l.\). 

§. 624. Wenn Jemand auf eigenem Grund und Boden Gold, Silber 
oder Platin gräbt, ohne deshalb vorher der Regierung eine Anzeige 
gemacht zu haben ; so wird alles durch ihn gewonnene edle Metall 
nebst den dabei gebrauchten Werkzeugen und Geräthen confiscirt, und 
er muss überdem der Krone so viel zahlen, als diese Ausbeute nach 
der amtlichen Taxe werth ist. — Für blosses Schürfen und Suchen 
lindet diese Strafe nicht statt. 
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§.62t>. Wer in Sibirien, auf Ländereien der Krone, Gold, Silber 
oder Platin gräbt oder danach schurrt , und dazu zwar mit gehörigen 
Erlaiibnissscheinen versehen ist, diese aber sich durch Verheimlichung 
solcher Umslände verschafft hat, die das Bergregicment als llinderungs- 
gründe bezeichnet, wird, wie für einen Betrug, nach §. 2202 bestraft, 
und verliert die ihm erlheille Erlaubniss. Seine Werkstellen und Aus- 
beuten werden confiscirt, 

§. 626. Der Schiirfer, welcher der Regierung einen schon durch 
Andere entdeckten und augezeigten Erzgang, auf einem Grundstück 
der Krone in Sibirien, als durch ihn aufgefunden bezeichnet, verliert 
die Befogniss zu fernem Nachsuchuiigen. — Wer aber die Merkzeichen 
eines frühem Entdeckers oder die Grenzzeiclien eines zum Nachgraben 
bewilligten Keviers absichtlich verrückl, beschädigt, zerstört oder dieses 
durch Andere thun lässt, erleidet nebst Allen, die an seinem Verbrehen 
Theil genommen haben, die peinliche Strafe dritter Klasse, ersten 
Grades (l\). 

§. 627. Wer nach Gold schürft oder gräbt und dabei die landes- 
herrlichen Waldungen nicht vorschriftinässig schont, verliert die Be- 
fugniss ferner zu graben, und wird als Forstfrevler nach §. Oil— 975 
bestraft. Das gewonnene Gold wird ihm weggenommen. 

§. 628. Wer ohne einen Erlaubiiissschein des Uirectors der Katha- 
rinenburger Steinschlciferei, auf Kronländereien nach Edelsteinen gräbt, 
muss beim ersten Mal dieser Anstalt dreissig Kübel, oder, falls der 
Werth der gefundenen Steine diese Summe übersteigt, das Doppelte 
dieses Werthes zahlen. Beim zweiten Mal wird er, wie für einen 
Diebstahl, nach §. 2159 bestraft. Die Steine, die er gefünden, werden 
der Steinschleiferei zu Katharinenburg abgeliefert. 

%.628. Wer ein Hüttenwerk anlegt und in Betrieb setzt, ohne 
davon einen Monat vorher das Bergamt benachrichtigt zu haben, ver- 
liert die einstweilige Steuerfreiheit , welche das Gesetz den neuerrich- 
teten Privatanstalten dieser Art zusicherl. 

§. 630. Wenn der Eigenlhümer eines Hüttenwerks in die Schnur- 
büclierj, welche ihm die Kegierung zum Einschreiben seiner Ausbeuten 
gibt, vorsätzlich falsche .Vngaben aufniinmt : so trifft ihn die Strafe 
des Betrugs nach §. 2202. Das Hüttenwerk aber, wo ein solcher 
Unterschleif statllindet, muss, wenn der Betrug schon nach Verlauf 
des ersten Jahres entdeckt wird, der Staatskasse, während eines 
Jahres, die Steuern von allen seinen Ausbeuten doppelt zahlen. Hat 
das bclrügliche Verfahren mehre Jahre gedauert, so müssen diese 
Steuern, während ebensoviel Jahre, doppelt erlegt werden. — Steht das 
Hüttenwerk, wo der Unterschleif entdeckt wurde, mit andern Hütten- 
werken unter einer gemeinsamen Verwaltung , so haben sie sämmllich. 



Digitized by Google 



►«ä 137 



während derselben Zeit, die Abgaben doppelt zu zahlen. — Geschah 
aber der Untcrschleif ohne Wissen des Eigenthümcrs , durch dessen 
Geschänsführer oder Diener, so zahlt der Hütlenherr die doppelte 
Steuer nur für die Hütten, wo das Yercehen entdeckt wurde; die 
Personen aber , welche den Betruu verübten, unterliegen der peinlichen 
Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades (Vlin. — Die Ilütteiikncchte, 
welche einen solchen Unterschleif des Hüttenherrn oder seiner Geschäfts- 
führer hätten anzeigen können und es nicht thaten, erleiden die härteste 
der Strafen, welche in §. 132 auf Xichtanzeige eines Verbrechens stehen. 

§.63t. Wenn der irn §. (i30 bezeichnete Unterschleif in einem 
durch Privatunternehmer *') angelegten Gold - , Silber - oder Platin- 
gewerk stattfindet, so trilft den schuldigen Unternehmer ebenfalls die 
Strafe des Betrugs (§. 2202), und es werden ihm überdemalleseine 
Gruben weggenommen, auch wenn das Vergehen nur in Einer der- 
selben entdeckt wurde. Geschah aber der Unterschleif ohne sein 
Wissen, durch seine Geschäftsführer oder Diener, so werden diese 
nach den obigen Bestimmuiigcn bestraft und der Grubenherr muss 
dafür, dass er sie nicht gehörig beaufsichtigte, den zweifachen Werth 
Dessen zahlen, was seine Untergebenen unterschlagen haben. 

§. 6*32. Wer Edelsteine aus den Gruben der Katharinenburger Stein- 
schleiferei oder Gold , Silber oder Platin aus einem Poch - oder 
Waschwerke stiehlt, oder an einem solchen Diebstahl durch Zureden 
oder thntige Mitwirkung Thcil nimmt, verfällt in die peinliche Strafe 
dritter Klasse, ersten Grades (l\). 

§. 655. Wer rohes Platin reinigt und nicht in die dazu eingerichtete 
landesherrliche Werkstatt bringt, wird, wie für Betrug, nach §. 2202 
bestraft. 

§.654. Wer falsche Stempel oder Mahlhammer verfertigt, um da- 
mit gestohlenes Gold, Silber oder Platin zu zeichnen, erleidet die 
peinliche Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades — Dieselbe 

Strafe trilTt Denjenigen , der zum Behuf eines solchen Diebstahls 
falsche Stempel hergibt, anschatft oder an deren \erfertigung auf 
irgend eine Weise Theil nimmt. Sie wird aber um einen Grad erhöht, 
wenn der mit Aufbewahrung der Stempel und .Mahlhammer beanltragte 
Beamte diese nachmacht oder zu einer unerlaubten Stempelung hcrgibl. 

§. 655. Die in §.623 genannte Strafe trifft jede bei einem lliittenwerk 
oder bei der Katharinenburger Steinschleiferci angcstellte Person, 
welche sich mit dem Umsatz daselbst gestohlener Edelsteine oder 
edler Metalle abgibt, ebenso jedes nicht zu diesen Anstalten gehörende 
Individuum, welches gestohlene Edelsteine oder gestohlenes Gold, 

*) Auf lamlejlierrlichcm l’thrrt. 
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Silber oder Platin unmittelbar und wissentlich von dem Diebe emprangt, 
um sie in Umsatz zu bringen. 

$. 65ß. Dieselbe Strafe erleidet Derjenige , welcher gestohlene, 
rohe oder geschliffene Edelsteine oder edle Metalle wissentlich von 
dem Diebe selbst oder von einer zum Hüttenwerk oder zur Stein- 
schleiferei gehörenden Person kauft oder eintauscht. 

S. 637. Wenn Personen, die zu keinem Hüttenwerk noch zurStein- 
schleiferei gehören, mit gestohlenen Edelsteinen, Gold, Silber oder 
Platin handeln, indem sie zwar diese Gegenstände nicht unmittelbar 
von dem Diebe empfangen, aber doch wissen, dass es gestohlenes 
Gut ist ; so werden sie, wie für Diebstahl, nach $. 2159 bestraft. — 
Ebenso wird Derjenige bestraft, der ohne Erlaubniss des Finanz- 
ministers Goldkörner oder Goldstufen kauft, verkauft oder ins Aus- 
land verfuhrt. 

$. 638. Wer eine auf landesherrlichem oder Privatgebiet zufällig 
gefundene Gold-, Silber- oder Platinstufe, nachdem er sie als solche 
erkannt hat, unterschlägt, wird zum höchsten Mass der Strafe verut- 
theilt, welche der Unterschlagung gefundener, fremder Sachen ange- 
drohet ist (§. 2193). — Dieselbe Strafe trilH Denjenigen, welcher 
einen auf landesherrlichem Gebiet gefundenen Edelstein, nachdem er 
ihn als solchen erkannt hat, unterschlägt. 

S. 636. Der Grubenarbeiter, welcher das während seiner pflicht- 
mässigen Arbeitszeit gefundene Gold oder Platin verbirgt, um es für 
solches auszugeben, das er bei freiwilliger .Arbeit gefunden, erhält 
beim erslen Mal, auf das Erkenntniss des örtlichen Polizeigerichts, 
zwanzig bis drcissig Rulhenstreiche. Das zweite Mal wird er, nach 
dem Urtheil eines Militärgerichts, mit dreissig bis vierzig Ruthen- 
streichen bestraft , beim dritten Mal aber zur peinlichen Strafe dritter 
Klasse, ersten Grades (IX) verurtheilt. 

§. 640. Der Grubenherr, der einen Demant findet und nicht in das 
ihm vom Bergamt gegebene Schnurbuch einschreibt, muss dreissig 
Rub. in den Hospitalfonds der uralischen Bergverwaltung zahlen. 

S. 64t. Die bei landesherrlichen oder bei Privat-Hüttenwerken oder 
Gruben angestellteii Personen, welche cs absichtlich zulassen, dass 
Jemand Gold, Silber, Platin oder Edelsteine entwende oder damit 
einen verbotenen Handel treibe, werden vom Dienst ausgeschlossen 
und überdem, gleich den unmittelbaren Urhebern dieser Vergehen, 
nach S- 623, 624, 632, 635 — 637 bestraft. — Haben sie solche Unter- 
schleife aus Fahrlässigkeit geduldet, so werden die bei landesherrlichen 
Gewerken Angestellten vom Amt entlassen , solche aber , die bei 
Privatgewerken dienen, um fünfundzwanzig bis hundert Rub. gestraft. 

S 64S. In den oben ($. 623, 631, 632, 635—639) gedachten 
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Killen werden alle entwendete oder schon in Umsatz gebrachte Gold-, 
Silber- und Platinstücke, sowie die unterschlagenen Stufen dieser 
Metalle für die Staatskasse eingezogen. — Wenn jedoch die Entwendung 
in einem Privatgewerke slaltgefunden hat und durch den Eigenlhümer, 
Verwalter oder durch andere zu dieser Anstalt gehörende Personen 
angezeigt worden ist : so muss das Bergdepartement, sobald das 
entwendete Metall aufgefunden und ihm abgeliefert ist, den Werth 
desselben, nach Abzng der gesetzlichen Steuer, der Reinigungskosten 
und des Angeberlohnes , dem Eigenthümer , wenn es Gold war , in 
Halbimperialen, und wenn es Platin oder Silber war, in Silbermünze 
auszahlen. 

Die entwendeten , verkauften oder in unerlaubtem Handel Vorgefun- 
denen Edelsteine werden für das Kabinet Sr. Kaiserlichen Majestät 
eingezogen. 

Wenn die gestohlenen, edlen Metalle oder Edelsteine nicht in Natur 
zurückgeliefert werden, so müssen die Schuldigen für jeden Solotnik 
Gold drei Rubel fünfundzwanzig Kopeken in Halbimperialen, für jeden 
Solotnik Silber vierundzwanzig Kopeken in Silber, für jeden Solotnik 
rohes (nichtgeschmolzenes, nichtgereinigte.s) Platin sechzig Kopeken 
in Silber , und für jeden Edelstein das Zweifache der Summe , um 
welche er verkauft worden ist, zahlen. Das für die entwendeten 
Metalle beigelriebene Geld wird , nach Abzug des Angeberlohnes , an 
die Staatskasse abgeliefert. 

Ausser den in diesem §. angeordneten Confiscationen und Zahlungen 
und ausser den in §. 623, 628, 631, 632, 635—639 bestimmten 
Strafen, haben die Schuldigen noch den zweifachen Werth der ent- 
wendeten edlen Metalle und Edelsteine zu erlegen, nämlich für jeden 
Solotnik Gold sechs Rubel fünfzig Kopeken in Halbimperialen, für 
jeden Solotnik Silber achtundvierzig Kopeken in Silber, und für jeden 
Solotnik Platin einen Rubel zwanzig Kopeken in Silber. Von dieser 
Geldbusse sind , in den landesherrlichen Gewerken, diejenigen Hand- 
werker und beständigen Arbeiter , und in den Privatgewerken, die- 
jenigen Kronbauern frei, deren jährlicher Lohn nicht über sieben Rubel 
beträgt. Sonst aber müssen dazu alle Theilnehmer am Verbrechen 
gemeinschaftlich beitragen, indem das Gericht jedem, nach Verhällniss 
seiner Schuld , auferlegt wieviel er zu zahlen hat. Wer seinen Antheil 
nicht zahlen kann, kommt ins Gefängniss , und zwar entweder auf 
solange, als §. 90 bestimmt, oder auf nocheinmal solange, jenachdem 
er sein Vergehen freiwillig eingestanden hat, oder erst durch das 
gerichtliche Verfahren überführt worden ist. 

Alles kraft des gegenwärtigen §. für entwendete Edelsteine einge- 
Iriebene Geld wird an das Kahinet Sr. Kaiserlichen Majestät abgelieferl. 
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%. 643 . Wer im Gouvernement Orenburg oder Perm, in West- oder 
Ost-Sibirien Goldstangen (wenn gleich mit vorschriflmässigen Stempeln 
versehene) oder Stangen und Ringe chinesischen Goldes kauft oder 
verkauft, oder Gold in irgend einer Form (ausgenommen Mimzen, ge- 
stempelte Fabrikate, Goldstolfe, goldgewirkte Zeuge, Tressen, Fransen 
u. d. gl.) über die asiatische Grenze ausführt, wird zu den in §. 637 
und 6i2 bestimmten Geldbussen und Strafen verurlhcill. 

§. 044 . Die obigen Bestimmungen (§. 632 u. fg.) beziehen sich 
nicht auf den Fall, wo gestempeltes Gold, Silber oder Platin aus einem 
Hause, Gomptoir oder andern Aufbewahrungsort entwendet wird, indem 
bei Kntwendungen dieser Art die in Betreff des gemeinen Diebstahls 
gellenden Grundsätze (§. 2U7 — 2171) zur Anwendung kommen. 

%. 640 . Wer anderes Metall, als Gold, Silber und Platin, auslandes- 
herrlichen oder Privat - Hüttenwerken entwendet , wird ebenfalls 
nach den Gesetzen über den gemeinen Diebstahl (§. 2147 — 2171) 
bcslrafl. 

§. 6*4C. Der Hultenherr, der nicht spätestens zum ersten September 
dem Bergamt anzeigt, wo er die Steuer für seine Ausbeuten zu ent- 
richten gedenkt, muss fiir jeden Verspätungslag drei Bub. zahlen. 

%. 047 . Der Hüllenherr, der die Scliniirbücher, worin er seine 
Ausbeuten eingeschrieben, nicht spätestens zum ersten .März! jedes 
Jahres dem Berganit eiusendet, hat für jeden Verspälungstag andert- 
halb Bub. zu erlegen. 

§. 048 . Wenn der Niitzniesser eines auf landesherrlichem Gebiet 
angelegten Hüllenw erks die zu seiner .Anstalt aiigeschricbenen .Arbeiter 
ungerecht und grausam behandelt oder sie zu Beschäftigungen ver- 
wendet , die nicht zur Hülleiiarbeil gehören : so werden ihm diese 
Leute weggenoinmen und, wie der §. 228 des Hüllen-Beglemenls 
(Swod, It. Bnd) verordnet, unter die landesherrliche Verwaltung ge- 
stellt. 

§. 040 . Wenn ein Privat - irnternchmer, zu einem auf landesherr- 
lichem Gebiet angelegten Goldbergwerk, Arbeiter oder Aufseher nimmt, 
die keinen gehörigen Pass haben, so wird er nach §. 1193 — 1195 
bestraft. — Nimmt er aber Leute zu sich, aus deren Papieren es 
erhellt, dass sie sich schon einem andern Unternehmer verdungen 
haben ; so muss er überdem für jeden solchen Arbeiter fünfundsiebzig 
Rubel Strafe zahlen, und dem ersten Mielher allen durch den Ueber- 
tritt^der l.eute verursachten Schaden ersetzen. 

§.j6'oO. Die Arbeiter und niedern Diener bei landesherrlichen Hütten- 
werken und die bei Privat- Hüttenwerken angestcllten Kronbauern 
werden für Ungehorsam, Fahrlässigkeit und schlechte .Aufführung, nach 
dem Ivrmessen des Bergainls. entweder zu einer geringem Stelle ver- 
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selzt , oder auf eine geringere Besoldung beschränkt , oder durch 
Lohnabzüge bestraft, oder zu schwereren Arbeiten unter derselben 
oder linier einer andern Beliörde angestellt, oder in entferntere Ge- 
genden Sibiriens verwiesen, oder, falls sie nicht von Leibesslrafen 
frei sind, mit fünf bis dreissig Kulhenslreichen gezüchtigt. Die ganz 
llnbesserlichen darf das Bergaml zum Mililärdienst abgeben. 

§. Co/. In den auf Kronländereien durch Brivalpersonen angelegten 
Gold-, Silber- und l’lalingewerken werden die Arbeiter für schlechte 
Aulfuhrung, verbotenes Kartenspiel. Knllanfen und Bauferei, auf münd- 
lichen Au.sspruch des Innungsgerichtes, entweder durch einen znin 
Vorlheil der Innung vorzunchmenden Abzug von ihrem Lohn , oder 
durch eine Züchtigung bestraft , die jedoch fiinfzig Kiithenstreiche 
nicht übersteigen darf — ltn Fall olTener Widersetzlichkeit einer ganzen 
.\rbeilerinnung gegen den llüllenherrn oder llutteiiverwalter werden 
die Schu'digen , wie für Widersetzlichkeit gegen die ülTentliche Be- 
hörde, nach §. 2St — 287, 28!), 2!lt) und 2!U bestraft. 

§. Co2. Wer in den l’rovinzen Baku und Schirwan eigenmächtig 
Naphtha schöpft, oder dieses Mineral transporlirt, ohne durch einen 
Begleitschein beurkunden zu können, dass er cs von der Krone ge- 
kauft hat, muss den lünlfachen Werth der bei ihm vorräthigen (juantiläl, 
oder, falls dieser fünffache Werth weniger als zwanzig Hubel beträgt, 
diese Geldsumme zahlen. Die Naphtha wird confiscirt. 

§. Co5. Findet sich bei einem Naphtha-Transport in den Provinzen 
Baku und Schirwan eine gni.ssere Ijuantilät Naphtha, als der Begleit- 
schein anzeigt, und beträgt das Uebermass nicht mehr als zwei Kala 
auf jedes Lastthier : so wird dieses Uebermass confiscirt und der 
Führer überdem um zwanzig Hubel gestrafl. Beträgt aber das Ueber- 
mass mehr als zwei Kala auf Jedes Lastthier, so erleidet der Führer 
die in §. 652 bestimmte Strafe. — Kann der Führer nicht darthun, dass 
er die Naphtha von der Krone trekauft hat, so wird mit dem zu seinem 
Transport gehörenden Vieh und Geschirr so verfahren, wie der Jj. 669 
bei der Salzdcfraudation verordnet. 

§. 634. Die im OlTiziersraiig stehenden Beamten werden für Dienst- 
fehler, Fahrlässigkeit und ungeziemendes Betragen, mit rügenden Be- 
merkungen, Verweisen, Abzügen von der Besoldung oder vom Dienst- 
alter bestraft, wie solches im fünften .Vbsclmitt dieses Gesetzbuchs 
bestimmt ist. 

§. 633. In F.rmangelung besonderer Strafbestimmungen wird die 
Uebertretung der Bergordnung nach den allgemeinen Civil- und Mili- 
lärgesetzen geahndet. 
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FÜNFTE ABTHEILENG. 

VERGEHEN WIDER DIE SALZORDNUNG. 



$. 6S6. Der Eipenthümer oder Verwalter eines Salzwerkes , der 
seine Salzausbcule verheimlicht um sie der Accise zu entziehen, muss 
den Betrag der hinterzogenen Accise beim ersten Mal fünlTach, beim 
zweiten und dritten Mal zehnfach erlegen, und kommt uberdem, beim 
dritten Mal, auf sechs Jlonate bis zu einem Jahr in s Besserungshaus. 
— Wer dieses Verbrechen zum vierten Mal begeht, wird der in J. 53 
genannten Rechte verlustig erklärt und auf zwei bis drei Jahre zum 
Besserungshaus verurtheilt. 

$. 637. Die ebengenannlen Strafen treffen den Eigenthümer oder 
Verwalter eines Salzwerkes noch in folgenden Fällen : 1) wenn er 
die Zahl seiner Sode nicht der Wahrheit gemäss angibl ; 2) wenn 
er heimlich auf mehr oder auf grossem Pfannen sieden lässt, als er 
dem Kameralhof angegeben hat ; 3) wenn er sein Salz an geheimen 
Orten und nicht im Speicher aufbewahrt ; 4) wenn er Salz heimlich 
aus dem Speicher oder aus einem Laden verkaufen lässt ; 5) wenn er 
Salz unmittelbar aus der Siederei verkauft ; 6) wenn er eine Abthei- 
lung des Speichers heimlich mit neuem Salze füllt, bevor das alte ver- 
kauft ist ; 7) wenn er mehr Salz verladet, als er im Buch anschreibt ; 
8) wenn er die nach Absieden des Salzes nachbleibende Muttersohle 
zum häuslichen Gebrauch verwendet oder aus der Siederei verkauR. 

Die in solchen Fällen zu zahlende fünffache Accise wird nach der 
Quantität Salz berechnet, welche heimlich gesotten, aufgespeichert, 
in eine noch nicht geleerte Speicher-Abtheiinng niedergelegt, verladen 
oder aus der Siederei verkauft worden ist. 

S.638. Wenn die Quantität des aufgespeicherten Salzes im Speicher- 
buch anders als im Journal der Saline angegeben ist , so muss für 
die Differenz doppelte Accise gezahlt werden. — Wenn sich im Speicher 
mehr oder weniger Salz vorlindet, als im Speicherbuch eingeschrieben 
ist , und die Differenz das in der Salzordnung angedeutete durch 
Verdampfen und Versickern abgehende Quantum um zehn Prozent 
übersteigt ; so wird für diese Differenz die Accise ebenfalls zweifach 
erhoben. — Für das Salz, welches aus dem Siedehause in eine noch 
nicht geleerte Abtheilung des Speichers gebracht wird, muss, auch 
wenn es in das Speicherbuch eingeschrieben ist, die zweifache Accise 
gezahlt werden, und ebenso für dasjenige Salz, welches nicht zu 
gehöriger Zeit in die Bücher der Saline und des Speichers einge- 
schrieben wird. 

$. 639. Wenn in den Büchern , welche der Salinenherr von dem 
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kameralhuf empßngt, um darin das zubereitete und aufgespeicherle 
Salz einzuschreiben , Blatter ausgerissen oder unredliche Correcturen 
und Aenderungen gemacht sind : so wird der Schuldige, wie für 
Betrug, nach §. 2204 bestraft. 

§. 660. Ist eins von den oben (§. 656 — 659) erwähnten Vergehen 
ohne Wissen des Salinenherrn, durch dessen Geschäftslührer oder 
Schreiber verübt worden : so werden auch nur diese zu den obigen 
Geldbussen verurtheilt. — Hat aber der Inhaber oder Verwalter der 
Saline seine Untergebenen nicht gehörig beaufsichtigt und dadurch 
solche Unterschleife veranlasst : so zahlt er der Krone diese Geld- 
bussen, falls die Untergebenen zahlungsunlahig sind. 

^.661. Der Salinendiener oder Schreiber, welcher zu den in $.656 
— 659 erwähnten Vergehen des Salinenherrn mitwirkt, zahlt hundert 
bis zweihundert Rub. Strafe. Ist er dazu unvermögend, so haRet der 
SalinenheiT. 

§.662. Der Salinenarbeiter, welcher Salz aus der Siederei oder 
aus dem Speicher entwendet oder heimlich verkauft , wird , wie für 
einen Hausdiebstahl, nach §. 2151 bestraft. Der Inhaber und der 
Verwalter der Saline bleiben straflos, wenn das Verbrechen ohne ihr 
Wissen geschah. 

$. 663. Wer ohne Erlaubniss aus einer landesherrlichen Quelle •) 
Salz schöpft, oder landesherrliches Salz, bevor es in das Magazin 
gebracht worden, verkauft, dem wird alles bei ihm vorräthige Salz 
weggenommen, und er muss den Werth der entwendeten Quantität, 
nach der Ta.xe, die für das laufende Jahr im Salzmagazine des be- 
treffenden Bezirks besteht , fünffach erlegen. Befindet sich in dem 
Bezirk, wo der Unterschleif entdeckt wurde, kein Salzmagazin, so 
zahlt der Schuldige nach der beim Magazin der Gouvernementsstadt 
geltenden Ta.xe. ln solchen Provinzen , wo die Krone kein Salzmagazin 
besitzt, zahlt er die Geldbusse nach der Taxe der nächsten landes- 
herrlichen Salzniederlage. 

§.664. Die Strafe des $. 663 trifft auch Denjenigen, welcher an 
dem gesetzwidrigen Ausbeuten einer landesherrlichen Salzquelle, an 
dem Unterschlagen und Versenden solchen Salzes Theil nimmt, solches 
Salz wissentlich kauft, um es weiter abzusetzen, oder für den gesetz- 
widrigen Handel damit Speicher und Herbergen häl . 

$. 66S. W'er ohne bei dem in $. 663 erwähnten Unterschleif be- 
theiligt zu seyn, von dem aus landesherrlichen Gewässern entwandten 
Salze, wissentlich, jedoch bloss zu seinem häusslichen Bedarf kauft, 

**) Tnler Quellfn tnOisen hier wob) die Salzseen des sfidliclien Russlands ver* 
slanden werden , wo das Salz in Stücken ansetit. D. Ueber§. 
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muss den zweifachen Werlh des gekauften Salzes erlegen, welches 
uberdcni ciinfiscirl wird. 

§. 666. Wenn das aus landesherrlichen Quellen gesetzwidrig ge- 
schüptte Salz von einem Trupp Menschen begleitet wird, und besonders 
wenn diese bewaffnet sind, gleichviel womit ; so findet nicht nur die 
Confiscation des Salzes nebst den in §. 6ü3 angeordneten Geldstrafen 
statt, sondern die Hauptschuldigen werden iiberdem, nach ITnständcn, 
etUireiler zum dritten oder zum vierten Grad der correctionuellen 
Strafen erster Klasse (\1V, ,\V), und alle Uebrige zur correctionuellen 
Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (Will) verurtheilt. — Wenn 
die beim gesetzwidrigen Sidztransport Betheiligten sich den Häschern 
thätlich widersetzen : so werden sie , w ie für Widersetzlichkeit gegen 
die öffentliche Behörde (§. 2Si— 292), bestraft. 

§. 667. Wer ohne schriftliche Krlaiibniss des Kameralhofs, Glauber- 
salz oder andere medizinische Salze aus Quellen holt , die der Krone 
oder Privatleuten gehören, wird nach §. (i(»3— ßßü bestraft. 

§■ 666. Zu den in §. ßß3— ßß7 angeordneten Geldbussen müssen 
alle Individuen, welche beim Entwenden, Transportiren , Kaufen , Ver- 
kaufen und Unterschlagen des Siüzes betheiligt sind, gleichmässig 
beitragen. , 

§■ 666. Wenn mit dem aus landesherrlichen Gewässern gesetzwidrig 
geschöpften Salz auch die zum Transport desselben gehörenden Zug- 
thiere, Fuhrwerke oder Fahrzeuge angehalten worden sind; so müssen 
diese Transportmittel, falls deren Kigenthüiner bei der Entwendung 
des Salzes betheiligt war oder darum wusste, öffentlich versteigert 
werden, und aus dem Erlös muss soviel, als zur Sicherung der Geld- 
busse nötliig ist, bis zur Entscheidung der Sache, im Kollegium 
allgemeiner Fürsorge auf Zinsen hinterlegt werden. Gehören die an- 
gchaltenen Ziigthiere, Fuhrwerke und Fahrzeuge einer landesherrlichen 
Behörde , so w erden sie dieser znriickgcstellt. Die Personen aber, 
welche die ihnen anvertrauten Transportmittel zu solchem Gebrauch 
hergaben, müssen für jedes Fuhrwerk, Zugthier und Fahrzeug drei 
Rubel, und überdem das Futter des Viehes von dem Zeitpunkt an, 
wo es ungehalten ward, bezahlen. 

S- 670. Wenn die Salzdefraudanlen die ihnen auferlegte Geldbusse 
nicht innerhalb zweier Wochen nach Bekanntmachung des Urtheils 
zahlen, und wenn auch das nach S>. ßß'J aus den Transportmitteln 
gelöste Geld dazu nicht hinreicht : so wird Das, was den Schuldigen 
sonst gehört, verkauft. Ist auch dadurch die Geldbusse nicht gedeckt, 
so kommen sie in’s Gefängniss, und zwar entweder auf so lange, als 
der §. 90 bestimmt, oder auf nochcinmal so lange, jenachdem sie 
ihr Vergehen freiwillig eingestanden haben , oder erst durch das ge- 
richtliche Verfahren überführt worden sind. 
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%.67i. Wenn in einem zu den Staatsdomänen oder Apanaucn 
gehörenden oder unter ölTentlicher Verwaltung stehenden Dorfe oder 
in der Nähe desselben eine Niederlage gesetzwidrig aus landes- 
herrlichen Gewässern geschöpften Salzes entdeckt wird ; so unter- 
liegen die Dorfältesten den Geldbussen des §. Ctj3. — Gehört das 
Gut, wo eine solche Salzniederlage gefunden wird, einer Privatperson, 
einer Fabrik oder hat es einen einstweiligen Nutznie.sser : so treffen 
jene Geldbussen den Eigenthümer, Fabrikherrn oder Nutzniesser, wenn 
er auf dem Gute wohnt und es selbst verwaltet, sonst aber dessen 
Geschäftsführer. 

%.67S. Wer ausländisches Salz mit Umgehung des Zolles einführt, 
wird, wie für heimliche Einfuhr steuerbarer Waaren, nach §. 799 
bestraft. — Wer solches Salz durch die Häfen des schwarzen oder 
des asow sehen Meeres oder der Donau einschleppt, erleidet die Strafen, 
welche den Einfuhrer verbotener Waaren treffen. — Wer krimisches 
Salz mit Umgehung des Ausfuhrzolls verschifft, wird nach §. 802 bestraft. 

§. 67S. Wer Salz vom jManytsch aus dem Lande der donischen 
Kosaken ausfiihrt, solches auf Jahrmärkten im Kosakenlande oder in 
den benachbarten Gouvernements verkauft , oder an einen .Vuswärtigen 
abliefert, damit er es aus dem Kosakciilande ausführe : dem wird beim 
ersten Mal das Salz, welches er gesetzwidrig verkaufen oder aus- 
fuhren wollte, weggenommen, und er muss den fünffachen Verkauf- 
preis desselben an das im Kosakenlande bestehende Kollegium allge- 
meiner Fürsorge erlegen. In Wiederholungslällen wird nach folgenden 
Regeln verfahren : 

t. Wenn der Schuldige ein im Dienst stehender Kosak ist, so wird 
er beim zweiten Mal zu einem Wacliediensl ausser der Reihe beordert; 
beim dritten Mal verliert er auf immer das Recht Salz ans den Seen 
zu .schöpfen , und muss den Wachedienst zweimal ausser der Reihe 
verrichten. 

2. Wenn der Schuldige ein aligedankter und nur noch zum innern 
Dienst verpflichteter Kosak is, so w ird er beim zu eilen Mal auf ein 
Jahr in ein .Vrbeitcr-Regiment versetzt ; beim dritten Mut kommt er 
auf drei Jahre in ein solches Regiment , und verliert das Recht Salz 
aus den Seen zu schöpfen. 

.3. Ist der Schuldige gänzlieli verabschiedet , so kommt er heim 
zweiten Mal auf drei bis sechs .Monate in’s Gefangniss; beim dritten 
,)/«/ verliert er das Recht Salz zu schöpfen, und wird auf sechs 
Monate bis zu einem Jahr in ein Arbeitshaus abgegeben. 

K. Ist der Schuldige ein Leibeigener, so kommt er beim zweiten 
Mat auf drei bis sechs Monate ins Gefangniss, und beim dritten Mat 
auf sechs Monate bis zu einem Jahr in's Arbeitshaus. — Hut der 

tu 
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Leibfigene, welcher geselzwidri? Salz ausführle oder verkaufte, solches 
auf Befehl seines (iulsherrn oder Giilsvcrwallers gelhan : so wird das 
Salz ebenfalls weggenomnion, und der (lulsherr oder Verwalter muss 
den fünlfachen NVerlh desselben an das im Kosakenlande bestehende 
Kollegium allgemeiner Fürsorge zahlen. Ueberdem aber kommt der 
Verwiilter auf drei bis sechs .Monate in's Uerängniss, und dem Guts- 
herrn ist es für seine ganze Lebenszeit untersagt, Salz aus den Seen 
zu schöpfen. 

§. 67 A. Dieselben Strafen und Geldbussen trelTen in derselben 
.\b.slufung ; 1) Denjenigen, welcher Salz aus den Seen des donischen 
Kosakenlandes, heimlich, ohne .\ccise zu zahlen, abholt, oder davon 
eine grössere (luantiiät nimmt, als erlaubt ist, und cs nicht auf dem 
von der Behörde vorgczeirdincten Wege abfuhrt ; 2) die .Vrbeiter und 
Gcwerbleute, welche am Ufer eines solchen Sees Salz verkaufen oder 
auf Credit weggeben. 

§. 67t). Wenn Kosaken , die das Becht haben Salz aus den Seen 
unentgeltlich zu holen, das zu ihrem Bedarf verabfolstc Salz an Leute 
verkaufen, die nicht zu ihrer Corporation gehören, so unterliegt dieses 
Salz Ji'desmal der Confiscation und der Schuldige mu.ss , ebenfalls 
jedesmal, dessen fünlfachen Verkaufpreis erlegen. Ueberdem wird er 
beim zireilen Mal mit zwanzig bis dreissig Stocksclilägen oder, falls 
er von Leibesstrafen frei ist , mit drei bis sechs Monaten (iefängniss, 
und beim dritten Mal mit ein- bis zweijährigem Gefänguiss bestraft. 

§.676. Wer Salz aus den Niederlagen oder Gruben bei Ilezk oder 
aus (len Seen und Niederlagen in Bessarabien oder in der Krim ent- 
wendet, mit solchem Salz die Barrieren umgehet, oder es ohne vor- 
schririmässigeii Begleitschein verfuhrt, unterliegt den Strafen, welche 
in §. Gßd, ölH, OOti, litis — tif 1 der Knlwendung und dem gesetzwidrigen 
Transport dieses .Minerals angedrohet sind. — Dieselben Strafen treffen 
den Salzhändler, dessen Salzfuhrc zehn l’ud Salz mehr enthält, als 
auf dem Begleitschein angezeigt ist ; ebenso Denjenigen, der in der 
Krim Salz von der Krone oder von l’rivalpcrsoneu empfangen hat, dessen 
Fuhren aber , nach dem ersten Februar , mit Begleitscheinen vom 
vorigen Jahr, auf der Halbinsel angetroffen werden, oder der ausser- 
halb der Krim Salz aus I'rival-Salmen empfangen hat , und dessen 
Fuhren, mit vorigjährigeii Begleitscheinen, nach dem ersten Februar, 
noch nicht Uber zweihundert Werst von diesen Salinen entfernt sind. 

§.677. Findet sich bei einem Salztransport aus Ilezk, aus Bessa- 
rabicii oder aus der Krim mehr Salz als im Begleitschein angezeigt 
ist, und übersteigt dieses Mehr nicht fünf l’ud; so hat der Führer den 
einfachen Werth des Uebermasses zu zahlen, oder cs wird ihm, falls 
er diese Zahlung nicht leisten kann, das Ueberniass an Salz abgenommen. 
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— Beträgt das L eberniass zwischen fünf und zehn Pud, so muss der 
Führer den Werth von fünfzehn Pud erlegen, oder es wird ilim, falls 
er diese Zahlung nicht leisten kann, soviel an Salz abgemmimen. — 
Diese Regeln beziehen sich aber weder auf das aus den kiimischen 
Salzseen (bei Kerlsch, Eupaloria und Theodosia’) noch auf das ausser- 
halb der Krim aus Privat-Salincn verladene Salz, indem dort dieses 
Mineral nach genauem 31ass, unter persönlicher Verantwortlichkeit 
der Aufseher, verabfolgt werden muss. 

§. 67S. Wenn ein Fuhrmann mit krimischen Salz, innerhalb fünfzig 
Werst von einer Barriere , ohne Pass angelrolfen wird , und nicht 
darthun kann, dass er sein Salz gescizmässig erworben hat: so wird 
er, gleich dem, der unerlaubter Weise Salz aus Gewässern der Krone, 
schöpft oder verfuhrt, nach ti(i3, titif, tiüS — 671 bestraft. 

§. 6T9. Wird Salz ans den Salzvverken zu Kul|iino und Nachitschc- 
wan durch L'ntergebene der dortigen Salinen-Direction gestohlen: so 
treffen den Schuldigen , falls er nicht von I-eibesstrafen eximirt ist, 
folgende Strafen. Beim erslni Mal erhall er bis zu fünfundzwanzig 
Bulhenstreiche , und inu.ss für jeden gestohlenen Salzblock zwanzig 
Kopeken, und für jede Saiinithierlast gekörnten Salzes (ohne Bück- 
sicht auf die (juanlität de.sselben j vierzig Ko|)eken zahlen. Beim zireiten 
Mal erhält er bis zu fünfzig lliilhenstreiche , und miis.s für jeden 
Salzblock vierzig, für jede Saiirnthierlast gekörnten Salzes achtzig 
Kopeken zahlen. Beim dritten Mal erhält er bis zu hundert Bulhen- 
streiche, muss für den Salzblock einen Bub., für die Sanmihierlast 
zwei Bub. zahlen , und wird mit seiner ganzen Familie von seinem 
Wohnort weg, an das entfernteste Ende eines der benachbarten Kreise 
verwiesen. — Ist der Schuldige von Leibcsstrafen gesetzlich e.viinirt, 
so zahlt er die ohige Geldbnsse wie der Aichtexiinirle. und wird zur 
correctionnellen Strafe erster Klasse, fünften Grades (.V' 1) verurtheilt. 
— Das gestohlene Salz wird confiscirl. 

.inm. Von lioiii in (if‘mä$:iboil (lio.sos §. tu'ij;oIru*l»rnen (ielde erlnilt Derjeiiigt;, 
der den Dieb einfängt oder anoilit , die llülfle. 

§. 680. Die Bestimmungen des §. 679 kommen auch dann zur 
Anwendung, wenn ein Salinenarbeiter einem andern Salz entwendet; 
nur muss in diesem Fall das Entwandte dem Eigenihunier zuriickge- 
geben werden. 

^.681. Wenn Salz aus den Salzweiken zu Kulpino und Nachi- 
tschewan durch Personen entwandt wird, die nicii' unter der dortigen 
Salinen-Direction sichen : so werden die Thäler nach den allgemeinen 
Grundsätzen über Diebstahl , Diejenigen aber , welche das geslidilene 
Salz wissentlich kaufen , nach §. 664 und 665 bestraft. 

S- 682. Der Salzhändicr, welcher Salz ans den Niederlagen am 

10 * 
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See Jellon kauft und, stad es nach Nikulaiewsk oder Pokrowsk zur 
Besichtigung zu bringen, auf einem andern Wege wegliihrt, niUerliegt 
derselben Strafe, welche der §. 0G3 Demjenigen andruhel, der uner- 
laubter Weise aus landesherrlichen Gewässern Salz schöpft. 

§. 6S5. Die Strafe Desjenigen , der in den Provinzen Baku und 
Schirwan eigenmächtig Salz schöpft und ohne Begleitschein verfuhrt, 
wird nach üü3 und (iGV bestimmt; nur darf seine Geldbusse nie 
unter zwanzig Hubel angcsetzl werden. 

%.684. Wenn .sich bei einem Salzlransport in den Provinzen Baku 
und Schirwan mehr Salz vorlindet, als der Begleitschein anzeigt, und 
wenn das Uebermass zwischen zwanzig und vierzig Pfund auf jedes 
Laslthier beträgt : so wird dieses Uebermass confiscirt und der Führer 
uberdem um zwanzig Hubel gestraft. Beträgt aber das Uebermass 
mehr als ein Pud für jedes Laslthier , so treffen den Führer die 
Strafen des §. (>S3. 

§. 68(i. Der Salzhändler , welcher aus der Kirgisensteppe Salz holt, 
dabei aber einen Pass hat, dessen Termin abgelaufen ist, oder auf 
welchem die nach den Salz- und Zollordnungen erforderlichen Visas 
fehlen, wird, wie fiir uhcrlaubtcn Salzhandel, nach §. (iG3— 671 be- 
straft ; ebenso Derjenige, welcher bei den Kirgisen Salz einlauscht 
oder einkauft und dazu gar keinen oder einen veralteten Erlaubniss- 
schein hat. 

§. 686. Die Beamten und Diener des Salzamts, welche ein gesetz- 
widriges Salzschöpfen oder einen unerlaubten Salzlransport und Salz- 
handcl absichtlich zulassen , werden vom Dienst ausgeschlossen und 
mit denselben Strafen belegt , wie die Urheber dieser Vergehen. 
Haben sie solche Unterschleife bloss aus Fahrlässigkeit geduldet, so 
erhalten sie beim ersten Mal strenge Verweise , und werden beim 
zireiten Mal vom .\nit entlassen. Ueberdem müssen sic allen Schaden 
vergüten , wenn der Ersatz desselben nicht von den zunächst Bethei- 
liglen beigetrieben worden ist. 

§. 687. Der Beamte oder niedere Diener , welcher Salz aus dem 
Magazin der Krone eigenmächtig ausgibt oder auf irgend eine Weise 
wegkommen lässt, wird, wie Derjenige, der das im Dienst ihm An- 
vcrlraute verschlendeit , nach §. 3«3, 3^7 und 3sS bestraft. 

§. 688. Der Beamte, welcher das zur Versendung in die Gouverne- 
ments bestimmte Salz, aus dem Magazin der Krone, nach falschem 
Gewicht ausgibl, erleidet, nebst seinen Mitschuldigen, die Strafe der 
Gaunerei (§, 2ls.i). 

§. 680. Derselben Strafe unterliegt Derjenige , der Salz für ein 
landesherrliches Magazin nach falschem Gewicht abliefert oder em- 
pfängt, beim Verkauf des Salzes aus dem Kronsmagazin den Käufer 
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im Wägen beeinträchUgt, ihm einen hohem als den vorgeschricbenen 
Preis abforderl, oder dem Salz fremdartige, wenn gleich unschädliche 
Substanzen beimischt. 

§. 680. Der Beamte des Salzamtcs, der den Empfang der Accise- 
gelder oder des von Frachtführern abzulieferndeii Salzes ohne Grund 
verzögert , den Ablieferern die (luittiiiigen vorenthält oder an sie 
gesetzwidrige Forderungen macht, muss allen dadurch verursachten 
Schaden ersetzen , und wird iiberdem beim enslen Mal mit einem 
strengen Verweis, der nach Umständen in das Dienslformiilar einge- 
tragen werden kann, beim zireiten .Mal mit .Vbsetzuiig vom Amt bestraft. 

%.68i. Die Strafen des §. (HtO treffen jeden Beamten, der einem 
Salzhändler den Vertrieb des der Krone ahgekauften Salzes wider- 
rechtlich erschwert. 

^.682. Der Beamte, der den Verkauf des Salzes im Krunsmagazin 
ohne Grund einstellt, die Gesuche der Käufer und Salzarhciter zu 
befriedigen zögert oder dem .Vusbeuten der Salzseen Hindernisse in 
den Weg legt, wird beim ersten .Mat um dreissig, beim zireilen Mal 
um sechzig Bub. gestraft. Beim drillen Mal muss er hundertfunfzig 
Rub. zahlen und wird vom Amt abgesetzt. 

S. 683. Der Beamte , welcher einem beim Salzsee angestellteii 
Arbeiter den Lohn vorenthält, muss dessen Forderung befriedigen und 
ihm uberdem das Doppelte der vorenthaltenen Summe zahlen. Im 
Wiederholungsfall Irilfl ilin, neben derselben Geldbusse, Amtsentsetzung. 

S. 684. Die Glieder des Salzamts , welche ihre Dienstpflicht ver- 
letzen, werden nach den Bestimmungen der gegenwärtigen Abtheilung, 
so wie nach den allgemeinen Grundsätzen über Amtsvergehen (.5.. \b- 
schnitt) bestraft, und das besonders in folgenden Fällen : 1) wenn 
sie selbst oder ihre Commissionnäre nicht die gehörigen Massregeln 
treffen, damit alle die Orte, welche sie mit Salz zu versehen haben, 
ihren Bedarf zu rechter Zeit erhalten , und w enn in Folge davon 
irgendwo ein Mangel an diesem .Mineral entsteht ; 2) wenn sie zur 
Versendung des Salzes Fuhrleute oder Schilfer zu hohem Preisen 
dingen , als zu der fraglichen Zeit bestehen, oder wenn sie der Krone 
sonst unnöthige Ausgaben verursachen. 

§. 683. Im Lande der donischen Kosaken werden die Orlsvorsteher 
und Aufseher, welche einen gesetzwidrigen Salzhandel oder Salztrans- 
port dulden, nach §. 6SG bestraft. 

$. 686. Die bei den Salzseen in der Krim angeslellten Beamten 
des taurischen Kameralhofs und die in llezk angestellteii Beamten des 
orenburger Kameralhofs müssen, bei Ablage ihrer Rechnungen, die 
Blankete der Salzanweisungen vorzeigen und für jedes fehlende Blanket 
dreissig Rub. zahlen. 
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§. 697 . Der Beamte, welcher aus den Salzniederlagen bei Ilczk Salz 
ohne Anweisung oder in grosserer Oiianliläl, als die Anweisung be- 
sagt, ablieferl, oder einen ohne gehörigen Begleitschein abgefertigten 
Salztransport durch die Barriere ziehen lässt, wird, nach §.GSü bestraft. 



SECHSTE AHTIIEILIJNG. 

VERGEHEN WIDER DIE TRANKSTEüER-ORDNUNGEN. 

ErNte tliiferabtlieiliiui^. 

V ERCeU EN WIDER DIE I. I.G E M E 1 X E T R A X K ST E C E R - O R D N U X G. 

§. 698 . Wenn Jemand , der nicht berechtigt ist accisbare Getränke 
zu bereiten, dennoch zu solchem Behuf, unter eigenem oder fremdem 
Namen, ein Werkhaus anlegt: so wird dieses geschlossen, und die 
darin Vorgefundenen Materialien und Geräthc nebst den etwa schon 
bereiteten Getränken unterliegen der Confiscation. l elierdem muss der 
Schuldige, so wie es der mit dem Slaatspächter geschlossene Vertrag 
bestimmt, den dreifachen Werth dieser Getränke nach der Ta.\e zahlen. 
Besicht für die durch ihn ziibcreitele Flüssigkeit keine Ta.xe, so zahlt 
er deren dreifachen Werth nach dem Marktpreise, und, wenn dieser 
nicht zu ermitteln ist, nach einer eigens vorzunehmenden Abschätzung. 
— Das Urtheil wird durch die Zeitungen der beiden Hauptstädte und 
des betrelfenden Gouvernements bekannt gemacht. 

§. 699 . Die in §. tilt.S verordneteii Strafen finden auch in folgenden 
Fällen statt : 1) wenn eine zur Fabrikation accisbarer Getränke be- 
rechtigte I’erson solche bereitet ohne vorher, dem Gesetze gemäss, 
einen Kontrakt geschlossen, noch einen Erlaubnissschein oder Attest 
erlangt zu haben; 2) wenn Jemand solche Getränke in grösserer Quan- 
tität bereitet, als in seinem Kontrakt, Erlaubnissschein oder Attest 
angezeigt ist ; 3") w enn Jemand solche Getränke nicht in eigens d.azu 
angelegten Werkhäusern bereitet, in einem Werkhause andere Getränke 
bereitet, als die, für welche es angelegt ist. oder heimlich Brantwein 
brennt ; (hievon sind die Fälle ausgenommen, wo Personen, die auf 
dem Lande oder in einem Dorfe wohnen, Bier und Meth zum eigenen 
Gebrauch brauen dürfen.) i) wenn ein Liqueurfabrikant Liqueiir oder 
Spiritus aus Brantwein bereitet, der nicht in einem Magazin der Krone 
gekauR ist; 3) wenn Jemand in dem Gouvernement, wo er eine 
Brantw einbrennerei oder Bierbrauerei besitzt, eine Liqueurfabrik anlegt, 
oder in dem Gouvernement, wo er eine Liqueurfabrik hat, eine Brant- 
weinbrennerei oder Bierbrauerei aiilegl ; 0) w enn Jemand eine Brant- 
weinbrennerei oder Liqueurfabrik nach einem geringem Massstab 
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aulegl, als das Gesetz erlaubt; 7") wenn ei» Destillateur seine Gefässe. 
gleichviel unter wclelietn Vorwand, einem Andern zu gesetzwidriger 
Fabrikation accisbarer Getränke liergibl. 

ln allen diesen Fällen wird dem Schuldigen, neben der in §. (i'.IS 
verordneten Conßscalion und Geldbusse, die Bereitung accisbarer Ge- 
tränke für immer untersagt. 

§.700. Dieselben Strafen trelTen den Destillateur, welcher, dem 
Gesetz zuwider, accisbare Getränke in seinem Wcrkliause verkauft. .\uch 
er verliert auf immer das liecht solche Getränke zu bereiten. 

§.701. Wenn in einer Fabrik accisbare Getränke ohne Wi.ssen des 
Fabrikherrn, durch dessen Untergebene, gesetzwidrig bereitet oder 
verkauft werden : so erleiden diese die im §>. tili« verordneten Strafen, 
und der Fabrikherr haftet nur ini Fall, wo seine Untergebenen zah- 
lungsunfähig sind. 

$. 702. Wer, dem Gesetze zuwider, (iciränke aus einer landesherr- 
lichen Fabrik verkauft, muss der Staatskasse den Werth des Verkauften 
nach der Ta.xe bezahlen und daneben die in §. C9S bestimmte Geld- 
busse erlegen. Geschieht ein solcher \ erkauf durch einen bei der 
Fabrik angestellten Beamten , so wird dieser nberdem, als Kincr, der 
sich das ihm von Amtswegen .\nvcrtraute zueignet, nach §. 3s3 be- 
straft. 

§. 705. Der Destillateur, welcher Lii(ueure aus Weintrauben, Obst, 
Ueberreslen von Bohr- und Hunkelrubenzucker bereitet, ohne dazu 
einen Flrlaubnissschein zu haben, oder dergleichen Getränke aus andern 
Stoffen verfertigt, als aus den im Krlaiibni.ssschein genannten, muss 
für jeden Eimer des w idergesetzlich verfertigten Getränks fünfzehn Kuh. 
Strafe zahlen. Ueberdem werden das Werkliaus, des.sen .Materialien 
und Gefässe, und die auf solche Weise erzeugten Getränke confiscirt. 

Der Fabrikant, welcher seinen ans Trauben, Obst oder Zuckerüber- 
resten zubereiteten l.iqucuren kornbrantwein oder Weingeist beimischt, 
muss für jeden Eimer dieses Getränks sieben Hubel fünfzig Kopeken 
Strafe zahlen. Ueberdem wird dasselbe ebenfalls conliscirt. 

§. 704. Wenn ein Destillateur Kornbrantwein von gesetzwidrigem 
Weingeistgehalt oder doppelten und geringem Spiritus zubereitet oder 
kauft, oder wenn er unversüssten Kornbrantwein mit Wasser verdünnt 
und dessen durch die l’robc uberfuhrt wird : so wird alles solche 
Getränk, so wie auch der Spiritus, confiscirt, und der Schuldige muss 
uberdem für jeden Eimer dieser Flüssigkeiten fünfzehn Hubel Strafe 
zahlen. 

§. 70ä. Einer Geldbusse von fünfzehn Hub. für den Eimer ist der 
Fabrikant auch dann unterworfen, wenn er seine Getränke nach ge- 
ringerm Mass als verordnet ist, oder ohne vorschriftmässige Siegel 
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und Proben oder an Orten, wo der Handel damit verboten ist, ver- 
kauft. 

§. 706. Wenn ein Destillateur in seinem Werkhause Gefässe oder 
Materialien zur Verfertigung von Getränken hält, die daselbst nicht 
bereitet werden dürfen : so werden solche Gefässe und Materialien 
coiinscirt , und er muss überdem der Slaalska.sse hundertfünfzig Rub. 
Strafe zahlen. 

§. 707. Der Destillateur, welcher die Erzeugnisse seines Werkhauses 
nicht in das vom Kaineralhof ihm gegebene Buch einschreibt, zahlt 
beim erslrn Mal hundertfunfzig — , beim zweilrn Mat dreihundert — , 
beim dritten Mal sechshundert Rubel Strafe. L cberdem wird er beim 
drillen Mal, wie für einen Betrug, nach §. 220+ bestraft, und verliert 
das Recht geistige Getränke zu bereiten. 

§.708. Wer Lacke oder Firnisse mit Weingeist zubercitet, ohne 
dazu berechtigt zu scyn, zahlt für jeden Eimer solcher von ihm fabri- 
cirter Flüssigkeiten fünfzehn Rub. Strafe. Die bei ihm vorräthigen Lacke 
und Firnisse werden confiscirt. — Gleiche Strafe trifft Denjenigen, 
der zwar zur Ycrfertigiing solcher Waare berechtigt ist, sie aber 
aus Weingeist, weicher nicht bei dem örtlichen Brantweinpächtcr ge- 
kauft ist, oder ohne dessen Wissen bereitet. 

§. 709. Die in §. 708 verordnete Strafe trifft auch Denjenigen, 
der das unter dem Namen „Woronok“ und „Sawraska“ bekannte Ge- 
tränk bereitet oder verkauft. 

§. 7 /O. Wenn eine zur Bereitung accisbarer Getränke berechtigte 
Person einem Nichtberechtigten gestattet, eine Fabrik solcher Getränke 
unter ihrem Namen anzulegen : so muss sie der Staatskasse den 
Werth dieser Fabrik als Strafe zahlen. 

§. 71 1. Wer accisbare Getränke aus Gegenden, wo eine besondere 
Tranksteuer-Ordnung besteht , nach den grossrussischen Gouvernements 
zum Verkauf bringt, muss den dreifachen Verkaufpreis des so ver- 
führten Getränkes zahlen. Es werden dabei die nichtvollen Eimer als 
volle gezählt. Das Getränk selbst unterliegt der Confiscation, und den 
Schuldigen trifft üderdem die correctionnelle Strafe erster Klasse, 
vierten Grades (XV). 

§. 712. Wenn ein Transport accisbarer Getränke unter den im§. 711 
genannten Umständen von einem Trupp Menschen begleitet war, und 
besonders wenn diese auf irgend eine Weise bewaffnet waren : so 
unterliegen die Getränke der Confiscation und deren Eigenthümer muss 
die im §. 711 bestimmte Geldbusse zahlen. Ueberdem aber werden 
die bei dem Unterschleif am meisten Betheiligten, nach Umständen 
entweder zum dritten oder zum vierten Grad der correctionnellen 
Strafen erster Klasse (XIV, XV), und alle Uebrige zur correction- 



Digiiized by Google 




1Ö5 



nellen Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (XMIF) verurtheilt. — 
Wer bei einem solchen schlcichhändlerischen Transport den Häschern 
thätlichen Widerstand leistet , wird wie für Widersetzlichkeit gegen 
die ölTentlichen Behörden (fi. — 292) bestraft. 

§. 7 15. Accisbare Getränke, die gesetzwidrig vom .Auslande einge- 
fiihrt werden , unterliegen der Connscation , und der Kinfuhrer muss 
den dreifachen Werth derselben, nach der im l’achtkontrakt bestimmten 
Taxe erlegen. Wo keine l’achl besteht, wird in solchen Fällen nach 
der allgemeinen Zollordnung SI9 — 821) verfahren. 

§. 714. Wer, dem Gesetze zuwider, accisbare Getränke aus einem 
grossrussischen Pachtbezirk in einen andern, oder aus einer unter 
besondern Accise-Gesetzen stehenden Provinz nach einem grossrus- 
sischen Gouvernement transportirt, jedoch nicht nm sie zu verkaufen 
und auch ohne den Häschern oder Durchsuchern thätlichen Wider- 
stand zu leisten, muss den dreifachen Werth dieser Getränke, nach 
der im Pachtkontrakt festgesetzten Taxe zahlen. Die Getränke werden 
conDscirt. 

§. 7 IS. Wenn Jemand gesetzwidrig zubereitete oder gesetzwidrig 
erworbene Getränke in dem Bezirk eines Staatspächters feil bietet, 
oder Überhaupt geistige Getränke zum Verkauf bringt, ohne dazu be- 
rechtigt zu seyn : so wird mit ihm nach folgenden Kegeln verfahren : 

f. Thal er solches zum ersten Mal und ohne den Häschern oder 
Durchsuchern thätlichen Widerstand zu leisten : so werden die Vor- 
gefundenen Getränke confiscirt , und er muss fiir diese , so w ie für 
die erwei.slich schon verkauften Getränke, den dreifachen Verkaufpreis 
zahlen. Dabei werden die letzten nicht vollen Eimer für volle ge- 
rechnet. 

2. Im Wiederholungsfall findet ebenfalls Conliscalion der Getränke 
und dieselbe Geldbusse statt, und den Schleichhändler trifft überdem 
die correctionnclle Strafe erster Klasse, fünften Grades 

3. Leisteten aber die Schleichhändler den Häschern oder Durch- 
suchern Widerstand ; so werden sie, auch wenn sie dabei keine Ge- 
waltthat verübten, wie oben, mit Confiscation und Geldbusse bestraft, 
und überdem, beim ersten 3Ial, zur correctionncllen Strafe erster 
Klasse, fünften Grades (.Wl), und beim zweiten Mat zur correction- 
nellen Strafe erster Klasse , vierten Grades (.\V) verurtheilt. — War 
der Widerstand der Schleichhändler mit Gewaltthaten gegen die Häscher 
oder Durchsucher verbunden : so werden sie, wie oben, mit Conlis- 
cation und Geldbusse, überdem aber, wie für Widersetzlichkeit gegen 
öffentliche Behörden, nach §. 284 — 292 bestraft. 

S-716. Den für gesetzwidriges Verführen und Verkaufen accisbarer 
Getränke angedroheten Strafen und Geldbussen sind nicht nur die 
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Urheber des Vcrffehetis und deren Gehidfeii uiilerworfcn, suiiderii in 
gleichem .Masse auch Diejenigen , welche einen sidchen Schleichhändler 
oder die Getränke , wuinil der Uulerschleif getrieben wird, verborgen 
halten ; cben.so Alle, welche von diesem Vergehen wissen und es der 
Polizei nicht angeben. Dieselben Strafen trelTen Denjenigen, welcher 
eine Niederlage solcher gesetzwidrig bereiteter oder zum Verkauf be- 
stimmter Getränke hält. Wird eine Niederlage von nicht weniger denn 
fünf Kitnern solcher Getränke in einem Dorfe oder in der Nähe eines 
Dorfs entdeckt, so haben auch die Dorfvorstehcr, denen das Gesetz 
vorschreibt gegen solchen Unterschleif wachsam zu scyn, die in §.715 
N" 1 genannten Geldstrafen zu erlegen. 

§. 717 . Der bei einer gesetzwidrigen Fabrikation oder bei einem 
gesetzwidrigen Vertrieb accisbarer Getränke Betheiligte bleibt gänzlich 
strallos, wenn er den Uulerschleif und alle seine .Mitschuldige der 
Obrigkeit anzelgt. 

§. 7/Ö. Wer die znm Schleichhandel bestimmten Getränke oder den 
Schleichhändler selbst den Häschern entreisst oder der Fahndung des 
Schleichhändlers und der Aiiflindiing der Getränke Hindernisse in den 
Weg legt, wird nach §. 715 N“ 3 bestraft. 

%. 719 . Die fiir gesetzwidriges Bereiten, Verfuhren und Verkaufen 
accisbarer Getränke angedroheten Gcldbussen werden auf die Urheber 
des Vergehens und auf deren Mitschuldige gleichniässig vcrlheill. In.Vn- 
sehung der mit dem schleichhändlerischen Transport angehalleiicn 
Zuglhiere, Fuhrwerke und Fahrzeuge wird, wie beim verbotenen Salz- 
haudel, nach §. (il'd) verfahren. 

§.720. Wenn die Schuldigen die ihnen auferlegte Gchlbusse nicht 
innerhalb zweier Wochen nach Bekanntmachung des Unheils zahlen, 
und w enn das aus ihren Trans[iorlmitteln , laut §. 71!), gelüste Geld 
dazu nicht hinreicht : so wird ihr übriges Kigenthum verkauft. Genügt 
auch dieses nicht zur Deckung der Gchlbusse : so kommen die Schul- 
digen in s Gefängniss, und zwar entweder auf so lauge als der §. 91 ) 
bestimmt, oder auf nocheinmal so lange, jenachdem sie ihr Vergehen 
freiwillig eingestanden haben oder erst durch das gerichtliche Ver- 
fahren überfuhrt worden sind. 

§. 72i. Wenn der Schleichhandel mit geistigen Getränken in einem 
Dorf stattgefuuden hat und das Vermögen der Schuldigen die Geld- 
busse nicht deckt : so muss die Dorfgemeinde das Fehlende zahlen, 
und der Schleichhändler ist dann von der in §. 720 an die Stelle der 
Geldbusse angeordneten Gefängnissstrafe frei. 

§. 722. Wer Getränke kauft, von denen er weiss, dass sie gesetz- 
widrig bereitet und verkauft werden, hat die Uonfiscatiun des Getränkes 
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und die in §. 715 N" 1 besimnite Geldstrafe zu gewärtigen. — Wer 
Getränke kauft, von denen er wei.ss, dass sie aus Gegenden, wo eine 
besondere Tranksteuer-Ordnung gilt , nach den grossrussichen Gou- 
vernements gebracht sind, wird so bestraft, wie der Schleichhändler 
selbst (§. 711 ). — Wer solche Getränke bloss zu seinem Hausbedarf 
kauft, und sonst beim Schleichhandel nicht betheiligl ist, wird um fünf 
bis fünfundzwanzig Rubel und mit drei Tagen bis zu drei Wochen 
Arrest gestraft. 

§. 7113 . Wenn ein Fabrikant in den Fällen , wo geistige Getränke 
nur mit Begleitscheinen verfuhrt werden dürfen, dennoch Brantwein 
ohne solche Urkunde verladet oder einen und denselben Begleitschein 
zu mehren Sendungen gebraucht : so wird seine Fabrik geschlossen, 
die zu ihr gehörigen .Materialien und Geräthe unterliegen, nebst dem 
verladenen Brantwein, der Confiscation, und iler Fabrikant muss über- 
dem den dreifachen Verkaufpreis des gesetzwidrig verladenen Getränks 
zahlen. Ein solches Urtheil wird durch die Zeitungen der beiden 
Hauptstädte und des betreffenden Gouvernements bekannt gemacht. — 
Her Fabrikant, welcher Liqueure ohne den erforderlichen Begleitschein 
versendet, oder einen und denselben Begleitschein zu mehren Trans- 
porten gebraucht, muss für jeden Eimer der auf diese Weise verlade- 
nen Liqueure fünfzehn Bub. Strafe zahlen. Hie Liqueure selbst werden 
confiscirt. — Eine ebenso grosse Geldbusse nebst Confiscation trilft 
ihn , wenn geistige Getränke nur mit einem Erlaubnissschein des 
Staalspächters oder nur unter .\ufsicht der l’olizei verladen werden 
dürfen , und er das Eine oder das ,\ndere unbeachtet lässt , so wie 
auch dann, wenn er unversüssten Kornbrantwein ohne vorschrift- 
mässige Proben oder in vorschriftwidrigen Gefässen verladet. 

Haben die bei der Fabrik angestellten Personen Brantwein ohne 
Begleitschein verladen , während der Fabrikherr nichts davon wusste, 
so fällt die obige Geldbusse auf die unmittelbar Schuldigen, und nur 
wenn diese zahlungsunfähig sind, haftet dafür der Fabrikant, dem in 
diesem Fall weder die Fabrik gescldossen, noch deren Geräth confis- 
cirt wird. 

J. 724. Wenn ein mit geistigem, aus Weintrauben oder Obst zu- 
bereitetem Getränk gefülltes und versiegeltes Fass am Verladungsort 
oder unterwegs angebohrt wird ; so unterliegt das Getränk der Confis- 
cation und der Schuldige muss der Staatskasse , für jeden im Fass 
fehlenden Eimer, sieben Rub. fünfzig Kop. zahlen. 

$.725. Wenn geistige, aus russischem Wein, aus W'eintrauben, Obst, 
üeberresten von Zucker oder Rübensafl bereitete Getränke während 
des Transports verkauft werden, oder wenn damit irgend ein anderer 
Unterschleif zum Nachtheil der Staatskasse geschieht : so unterliegen 
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Sülche Getränke der CunOscatiuii und der schuldige Destillateur oder 
Kaufmann muss für jeden Eimer derselben sieben Hub. fünfzig Kop. Strafe 
zahlen. — Dieselben Strafen finden statt, wenn sulche Getränke ohne 
beigefügte Proben und .Vufscbrinen , ohne amtliches Siegel oder in 
vorschriflwidrigen Gefäs-sen transportirl werden, wenn deren Quantität 
grösser ist als die Begleitscheine und Aufschriften der Proben andeuten, 
und wenn der Begleitschein, bei Ankunft des Tran.sports am Bestim- 
mungsort , der zuständigen Behörde nicht zugeslellt wird. 

§. 7H6. Wer mit Spiritus zubereiteten l.ark oder Firniss, ohne Be- 
gleitschein, durch grossrussische Gouvernements transportirt oder aus 
Provinzen, wo eine besondere Tranksteiier-Ordnnng gilt, in gross- 
russische Gouvernements einführt , erleidet die Confiscalion dieser 
Flüssigkeiten, und muss für jeden Eimer derselben fünfzehn Hubel 
Strafe an die Staatskasse zahlen. 

^.7H7. Wenn ein Gast- oder Schcnkwirth geistige Getränke aus- 
schenkt, zu deren Vertrieb er nicht berechtigt ist, so wird sein Vor- 
rath an solchen Getränken confiscirt , und er muss nicht nur die in 
§. 715 N" 1 verordnete Geldbusse, sondern auch dem örtlichen Kol- 
legium allgemeiner Fürsorge, beim ersten Mut hiindertfunfzig, beim 
ztreilen Mal dreihundert Hub. zahlen. Bis die.se Zahlungen erfolgt sind, 
bleibt seine Wirthschaft geschlossen. Beim dritten Mal lautet das 
Strafurtheil dahin , dass die Wirthschaft auf immer geschlossen werden 
muss und dass der Wirlh , neben Confiscalion der Getränke, die er 
unerlaubter Weise ausschenkte, und ausser der in §. 71.5 N' 1 ge- 
nannten Geldbusse, noch sechshundert Bub. Strafe zu zahlen hat, und 
nie wieder eine ähnliche Wirthschaft erölfnen darf. 

Wurde ein solcher Unterschleif , ohne Wissen des Wirthes, durch 
dessen Diener getrieben, so zahlen diese die in §.715 N“1 bestimmte 
Geldbusse und der Wirth bleibt straflos. Weiset es sich aber aus, dass 
er seine Dienerschaft nicht gehörig beaufsichtigte , so ist auch er 
sämmtlichen in diesem §. genannten Geldbu.ssen unterworfen. 

§.728. Wenn in einer Gast- oder Schenkwirthschaft geistige Ge- 
tränke ausgeschenkt w erden , die von einer zum .Vbsatz derselben an 
solche Wirthschalten nichtautorisirlen Person cekauft sind, so werden 
diese Getränke confiscirt, und der Wirth muss die in§. 715 N" 1 bestimmte 
Geldbusse zahlen. — Wenn solches zum dritten Mal geschieht, so wird 
die Wirthschaft geschlossen, es llndel die ebenbezeichncte Confiscalion 
und Geldbusse statt, und der Wirth verliert auf immer die Befiigniss 
eine ähnliche Wirthschaft zu halten. — Derselben Strafe unterliegt der 
Gast- und Schcnkwirth, wenn er deslillirte Getränke ausschenkt, die 
nicht mit dem vorschriftmässigen Siegel versehen oder die schlechter 
sind, als sie im rechtmässigen Verkauflager verkauft werden, so wie 
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auch wenn er in einer Stadt Bier, Flalbbier, Mcth, nach englischer 
Art bereiteten Porter oder Kornbraiitwoin aus seiner Wirthschaft in 
die Häuser verabfolgt. 

§.729. Wenn ein Staatspächter unversiisslen Kornbranntwein von 
vorschriflwidrigem Weingeistgehalt oder Lack und Firniss verkaiifl, so 
werden diese Flüssigkeiten conliscirt, und er muss für jeden Kimcr 
derselben fünfzehn Bub. Strafe zahlen. — .Ausgemimmen hiervon ist 
der Fall, wo der Slaatspächter solchen Lack oder Firniss verkauft, 
der zu seinem Vortheil cunfiscirt worden ist. 

§. 730. Wenn ein Slaatspächter geistige Getränke an Orten oder 
zu Zeiten, wo der Handel damit untersagt ist, verkauft oder durch 
seine Leute verkaufen lässt : so muss er den zweifachen Verkaiifpreis 
des verkauften Getränkes, und, falls die Quantität desselben niidil genau 
zu ennitteln ist, den zweifachen Werth von wenigstens hundert Kimern 
Halbbrantwein als Strafe zahlen. — Wer in einem Trinkhause, zur 
Nachtzeit, wenn solche Häuser geschlossen seyn sollen, geistige Ge- 
tränke ausschenkt, muss den zweifachen Werth der au.sgeschcnklen 
Quantität, oder, wenn diese nicht zu ermitteln ist, jedesmal fünfzig 
Rub. Strafe zahlen. 

§. 75i. Wenn geistige Getränke auf (iredit, auf Rechnung künftiger 
Ernten oder gegen Verpfändung von Kleidungsstücken, Hansgerälh 
oder anderer Sachen verkauft, oder gegen Getreide oder andere Er- 
zeugnisse der Landwirlhsciiaft vertauscht, oder an Gcldesslall , zur 
Abtragung einer Schuld verw endet werden ; so muss der Slaatspächter, 
der solches zulässt oder dabei betheiligt ist. oder, falls er daran keinen 
Theil hat, der schuldige Schenkwirth, nach Umständen, beim erslen. 
zweiten und tlhllen Mut, fünfundzwanzig bis hundert Rub. Strafe zahlen. 
Bei jedem fernerii Wiederholungsfall zahlt der Schuldige hundert Rubel 
Strafe, und kommt auf drei Wochen bis zu drei Monaten unter Arrest. 

§. 752. Wenn ein Wcinhändlcr geistige, ans Weinlrnnben oder Obst 
oder in Russland aus Ueberreslen von Ruhr- und Rübenzucker destil- 
lirte Getränke mit Kornspiritus vermischl. oder nach vorschriftwidrigem 
Mass, oder ohne gehörige Siegel verkauft : so unterliegen diese Flüs- 
sigkeiten der Confiscalion, und er muss für jeden Eimer derselben 
fünfzehn Rubel Strafe zahlen. Ueberdem wird ihm der fernere Handel 
mit geistigen Getränken untersagt. — Dieselbe Strafe triITt ihn, wenn 
er solche Getränke verkauft, ohne dazu mit dem erforderlichen Ge- 
werbschein versehen zu seyn. .Auch in diesem Fall wird ihm der 
fernere Vertrieb geistiger Getränke untersagt. 

§. 755. Wer accisbare Getränke in einer Wirthschaft ausschenkt, 
die dazu keine Flrlaubniss hat, wird nach §. 727 bestraft. 

§.754. Der Getränkhändler, der gefälschtes, verdorbenes Getränk 
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oder übelncchciiden, niclil probemässii^cn Branlwein verkauft, muss für 
die ganze bei ihm vorrälliige Quantiiät solcher Gelränke den zwei- 
fachen Verkaufpreis zahlen. Findet sich in diesen Flüssigkeiten eine 
der Gesundheit schädliche Substanz, so trilTt ihn. ausser der ebenge- 
nannten Geldbussc, die Strafe, welche der §. 10C9 dem Verkäufer 
verfälschter , ungesunder Lebensmittel androhet. Das unbrauchbare, 
geFälschle Getränk wird weggegossen. 

§.73ii. Die für Vergehen wider die Trankslencr-Ordnung beige- 
triebenen Strafgelder flie.ssen in die Kasse des örtlichen Kollegiums 
allgemeiner Fürsorge, und nur wenn es (wie in den §§. 702, 706, 
710, 724, 726) ausdrücklich verordnet ist, in die Staatskasse. Wenn 
das Vergehen durch einen Angeber an den Tag gekommen ist, so 
erhält dieser die Hälfte des Strafgeldes. Die confiscirlen Getränke 
werden dem Slaatspächter des Bezirks, wo sie angehallen wurden, 
zugewiesen. — Wenn aber dem Slaatspächter, wegen Unicrschleifs, den 
er selbst getrieben hat , Getränke weggenummen werden, so gehören 
diese der Krone. 

§.756. Wenn l’ersonen, die unter Militärbehörden dienen, oder 
Einwohner eines zu Mililärkolonicn gehörenden Bezirks die Tranksleuer- 
Ordnung übertreten : so werden sie nach dem Militärgeselz bestraft. — 
Lässt sich aber ein Civilbeainler oder eine zur Familie eines üivilbe- 
amten gehörende l’erson, im Bezirk einer Militärkolonie, ein Vergehen 
wider die Tranksteuer-Ordnung zu Schulden kommen : so wird gegen 
sie nach den Beslinimutigen des gegenwärtigen Gesetzbuchs verfahren. 

§.757. Die obigen Bestimmungen (§. 60S — 736) gelten auch iin 
Lande des donischen Heeres. 

Zweite Uiitcralithelliinjir. 

VKnUKIlr.N WIDER DIE REaoXDERE T R \ X K S T E U E R-O R D >' E N O 
E I X I r. E R I* R O V I X 7. E X. 

§. 758. In den Gouvernements l’oltawa, Tschernigow, Charkow, 
Kiew, Wolhynien, Podolien, Minsk, Mohilew, Wilebsk. Wilna, Kowno, 
Grodno, Cherson, Jckaterinoslaw, Taurien, Ksthland, Liefland und Kur- 
land, in der Provinz Bessarabien und in ganz Sibirien werden Die- 
jenigen, welche accisbarc Getränke bereiten, verladen oder verkaufen 
ohne dazu berechtigt zu scyn, nach Inhalt der für diese Landesthcile 
geschlo.ssencn Pachtkontrakle bestraft. Ueberdem gelten daselbst noch 
folgende Bestimmungen. 

§.758. Wenn .lemand, der nicht befugt ist geistige Getränke zu 
bereiten , dennoch zu diesem Behuf, unter eigenem oder fremdem 
Namen , ein Werkhaus anlegl : so wird dieses geschlossen , die darin 
vorräthigen Geschirre und Materialien nebst den etwa schon bereiteten 
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Getränken unterliegen der Confiscation, und der Schuldige muss den 
dreifachen, taxmässigen Preis dieser Getränke zahlen. — Wenn ein 
zu Anlegung solcher Fabriken Berechtigter einer nichtberechtigten 
Person gestattet, eine Fabrik geistiger Getränke unter seinem Namen 
anzulegen : so muss er die in §. 710 besiiminle Geldbusse zahlen. 

§.740. In den Gouvernements, wo der Handel mit geistigen Ge- 
tränken frei ist, nämlich; Poltawa, Tschernigow, Charkow, Kiew, 

Wolhynien, Podolien, Minsk, Mohilew, Wilebsk, Wilna, Kowno, Grodno, 

Cherson, Jekaterinoslaw , Taiirien, Ksthland, Liefland, Kurland und 
in der Provinz Bessarabien, wird die üefrandatinn der Accisc nach 
folgenden Regeln bestraft ; 

1. Jede ohne Frlauhniss der Gouvernements-Regierung angelegte 
Schenkwirthschaft wird für immer geschlossen. (Hierher gehört jedoch 
der Fall nicht , wo Jemand in seinem eigenen Wohnhause gci.stige 
Getränke ausschenkt.j 

2. Der Schenkwirth, der sich nicht rechtzeitig mit dem erforderlichen 
Gewerbschein versieht, zahlt, wenn diese Unterlassung in den ersten 
drei .Monaten des Jahrs an den Tag kommt, entweder den zweifachen 
oder den vierfachen Preis des Gewerbscheines , Jenachdem das Ver- 
gehen durch sein eigenes Gesländniss oder auf andere Weise der 
Obrigkeit bekannt wurde.— Wiid diese Unleria.ssung im vierten, ffinflen 
oder sechsten Monat des Jahrs entdeckt, so zahlt der Schuldige, auch 
wenn er sie selbst angibt, den Preis des Gcwerbsclieins achtfällig. — 

Kommt sie erst nach Verlauf eines halben Jahrs au den Tag. so zahlt 
der Wirth diese achtfache Gebühr, und sein Trinkhaus wird für den 
Rest des Jahrs geschlossen. 

3. Der Schenkwirth, dessen Gewerbschein zwar rechtzeitig ange- 
schatrt worden ist , aber zu einer geringem als der gesetzlich be- 
stimmten Klasse gehört, muss sich das gehörige Dokument gegen 
vorschriftmässige Zahlung ausfertigeii lassen und den Preis desselben, 
als Strafe, nocheinmal erlegen. Wurde das zu geringe Dokument 
nichtcinmal rechtzeitig cingeholl, so zahlt der Schuldige die im zwei- 
ten Absatz dieses §. bestimmte Geldbusse. 

4. Wer ein Trinkhaus mehr als ein Jahr ohne Gewerbschein hält, 
muss für Jedes so vergangene Jahr den achtfachen Preis dieses 
Dokuments zahlen. Seine Wirlhschaft wird , gleich bei Kntdeckung 
des Unterschleifs , geschlossen , und bleibt nicht nur im laufenden 
Jahre , sondern soviel Jahre geschlossen , als sic ohne Gewerbschein 
bestanden hat. 

.'j. Wer, ohne einen Gewerbschein zu besitzen, eine einstweilige 
Trinkbude errichtet, muss dreissig Bub. Strafe zahlen und den Schank 
für dieses Mal cinslellen. Hat er sich aber solches mehre .Mal zu , 
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Schulden kommen lassen : so wird ihm der Schank auf ebensoviel 
Jahre untersagt. 

ü. Wer eine, auf Befehl der Behörde, für das laufende Jahr ge- 
schlossene Schenkwirthschall vor Ablauf des Jahres eigenmächtig 
wieder in Betrieb setzt , muss zweihundert Bub. Strafe zahlen , und 
sein Trinkhaus nicht nur für den Rest des Jahres, sondern noch drei 
Jahre darüber geschlossen halten. Erülfnct er den Schank vor .Vblauf 
dieser neuen Frist, so wird seine Wirthschaft für immer geschlossen. 

7. Wenn Jemand in seinem Wohnhause einen Brantweinschaiik hält 
und sich eine von den Uebertrctiingcn zu Schulden kommen lässt, 
für welche das Gesetz den Schank einzustclien befiehlt : so wird das 
Haus nicht geschlossen, sondern es ergeht nur an den Wirth das 
Verbot darin ferner geistige Getränke zu verkaufen. 

8. Die kraft dieses §. eingehenden Strafgelder fallen zur Hälfte an 
die Slaatskas.se, und zur Hälfte an das Kollegium allgemeiner Für- 
sorge. Wurde das Vergehen durch eine rrivatperson angegeben, so 
erhält diese die Hälfte des Strafgeldes, und die andere wird unter die 
Staatskasse und das Kollegium allgemeiner Fürsorge getheill. 

§. 471 . Die im §. 740 N" 2 und 4 verordnelcn Geldbussen werden 
in den Gouvernements , w o der Handel mit geistigen Getränken frei 
ist, auch den Posthaltern und Stations-Gastgebern auferlegt, wenn sie 
sulche Getränke andern Personen, als den Durchreisenden, verabreichen 
oder aus dem Hanse verkaufen. 

§. 742. In den oben f§. 740) genannten Gouvernements hat der 
Schenkwirlh, welcher geistige Getränke unter der Taxe verkauft 0"“ 
dem er entweder den Preis herabsetzt, oder den Weingeislgchalt des 
Getränkes erhöht, oder nach grösserm ,41ass einschenkt), fiir jeden 
Eimer so verkauften (ieträiike.s, das ers/c Mal fünf — , das zweite Mal 
zehn — und das itritte Mal zwanzig Bub. zu zahlen, und dabei ist der 
nicht volle Eimer für einen vollen zu rechnen, l'eberdem wird ihm 
beim dritten Mat das Schenkrecht auf immer entzogen. 

§. 745. Ebenso wird der Schenkw irlh bestraft, welcher seinen Kunden 
geistige Getränke als Geschenk, als Zugabe zum Verkauften, als Er- 
frischung und unter ähnlichen Vorwänden unentgeltlich darreicht, und 
so das Gesetz umgeht, welches solche Getränke unter der Taxe zu 
verkaufen verbietet. 

Anni. t)ie §§. 742 und 74.3 kommen in Ksltilnnd, I.letlimd und hurinnd, wo 
über diesen (ieriensnind t>e.sondere Itegeln iielUm . iiielit /.ur Anwendung; 
ebenso aueli nicht in denjenigen Tbeilen der andern , in § 740 genannten 
liouvernements, wo die Krone den nrantwcinbandel vcrpaehlel. Oocti dürfen 
nueb die Staatspücliter innerlialb zweier Werste von den Grenzen der lie- 
7-irkc, wo dieser Handel frei ist , Kein geistiges Gelinnk nnte der Tn\e 
verkaufen. 
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$. 744. Den in $. 742 verordneten Geldbussen unterliegt auch 
Derjenige, welcher geistige Getränke in einer Schenkwirthschait unter 
der Taxe kauft. 

§.74ä. Wenn Jemand geistige Getränke (es sey zu eigenem Ge- 
brauch oder zu sonstigem Zweck} an einem andern Ort, als in einer 
Schenkwirthschafl, kauft : so unterliegt das Gekaufte der Confiscalion, 
der Käufer muss für Jeden Eimer des gekauften Getränks den drei- 
fachen, taxmässigen Preis zahlen, und es wird dabei der nicht volle 
E'uner für einen vollen gerechnet. Dieselbe Geldstrafe zahlt auch der 
Verkäufer. 

§.740. Wer geistige Getränke in Dörfern, auf Landstrassen und 
Feldern zum Verkauf berumträgt, in einem Triukhause auf Credit, 
gegen Verpfändung von Kleidung.sstücken, Hausgeräth, landwirthschaft- 
lichen Erzeugnissen oder auf Rechnung künftiger Ernten ablässt, gegen 
Getreide vertauscht oder statt Geldes zur .Abtragung einer Schuld 
verwendet, wird mit den in §. 731 bestimmten Geldbussen belegt. Wer 
mehr als zweimal überführt worden ist eines dieser Vergehen verübt 
zu haben, verliert überdem das Recht mit geistigen Getränken zu han- 
deln auf immer. — Die auf Landstrassen, auf Feldern und in den 
Dörfern zum Verkauf herumgetragenen, geistigen Getränke werden 
Jedesmal confiscirt. — Diese Strafen treffen Den nicht, welcher geistige 
Getränke zum eigenen Gebrauch aufs Land nimmt. 

§. 747 . Wenn die in §. 742, 743 und 746 bezeichneten Vergehen 
auf Privatgütern durch leibeigene Bauern oder durch freie Burger verübt 
werden, und diese nicht im Stande sind die dafür angedroheten Gcld- 
bussen zu entrichten : so wird mit ihnen nach §. 90 verfahren und 
an den Gutsherrn das Verbot erlassen, diese Leute ferner beim Schank 
zu gebrauchen. 

§. 746 . Der Gutsherr oder Gutsverwalter, welcher, dem §. 747 
zuwider, einen Krüger, der einmal schuldig befunden worden ist, bei 
demselben oder einem ähnlichen Geschäft anstellt, muss, wenn der 
Krüger sich abermals vergeht, die durch das neue Vergehen verwirkte 
Geldbusse zahlen. 

§. 746 . Von den nach §. 742 —748 eingetriebenen Strafgeldern 
wird eine Hälfte dem Kollegium allgemeiner Fürsorge zugewiesen. In 
Betreff der andern Hälfte ist zu unterscheiden, ob das Geld aus einem 
adeligen Gut,. aus einem Krondorf oder aus einer unter besondem 
Behörden stehenden Domäne kommt. Im ersten Fall wird sie der 
Adelscorporation überwiesen und zu den Ausgaben verwendet, welche 
die Beaufsichtigung des Brantweinhandels erheischt. Im zweiten Fall 
wird sie zum Betriebskapital der Krongüter geschlagen, und im dritten 
derjenigen Behörde zngewiesen, unter welcher das Gut steht. 

tt 
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§. 7Ö0. Der Jude, welcher, dem Verhüt zuwider, eine lirantweiii- 
brcnnerei hält , muss beim ersten Mal tiiindcrt — , beim zweiten Mal 
zweihundert Rub. Strafe zaiilen, und wird beim tlriUen Mal, mit Ent- 
ziehung der in §. iti genannten Rechte, auf zwei bis vier Jahre in 
eine corrcctionnelle Civil-Arreslanten-Cumpagnie abgegeben. Macht er 
sich dann dessciben Vergehens noch einnuü schuldig, so kommt er 
auf sechs bis acht Jahre in die corrcclionnclle Civil-Arrestanlen-Com- 
pagnie. Seine Braulweinbrennerei wird jedesmal geschlossen. — Die- 
selben Strafen treffen den Juden, der Rrautwein brennt oder geistige 
Getränke bereitet, ohne dazu von der Regierung mit einer Erlaubniss und 
von seiner Gemeinde mit einem günstigen Sitlenzeugniss versehen zu seyn. 

$.7St. Der Jude, welcher auf dem Lande eine Schenke, einen 
Krug oder Laden zum Vertrieb accisbarer Gelränke hält, sich zu irgend 
einem Dienst in einer Schenk» irlhschaft verdingt, oder in einem Hause 
wohnt, wo geistige Getränke im Kleinen verkauft werden, hat dafür 
beim ersten Mal dreissig — , beim zweiten Mal sechzig Rub. Strafe zu 
zahlen, und wird beim dritten Mal, mit Entziehung der in §. 40 ge- 
nannten Rechte, auf ein bis zwei Jahre in eine corrcctionnelle Civil- 
Arrestanten - Compagnie abgegeben. — Wenn ihm dann eine dieser 
Gesetzwidrigkeiten noch einmal nachgewiesen wird, so kommt er in 
die Arrestanten-Compagnic auf sechs bis acht Jahre. 

Dieser §. findet an den Orten keine Anw endung, wo der Brantwein- 
handel oder die Tranksleuer an Juden verpachtet ist. 

vtnm. Derjenige Jude, weiclicr \eriii»ge eitles niU einer l*rivalperson geseU- 
mSssig ttligesclilossenen Verirngs einen Bran'wi'inschiink hdit, ist von diesen 
Regeln bis zum Aklnur der iin Verlrag slipulirlen Krisl ausgcnoniinen. 

%.7SQ. Der Jude, welcher ohne Brantweinpächter zu seyn und 
ohne eine Schenke zu halten, selbst oder durch .Mittelspersonen (gleich- 
viel ob Christen oder Juden) mit accisbaren Getränken handelt, oder 
Sülche Getränke in Dörfern, auf Fehlern und Landslra.sscn herumträgt 
oder herumtragen lässt, um sie im Kleinen, durch Kauf, Tausch, oder 
auf irgend eine andere Weise abzusetzen, wird nach §.715 bestraft. 
Ebenso Alle, welche bei einem solchen gesetzwidrigen Handel bethei- 
ligt sind. 

%.7oS. Der jüdische Brantweinpächter, der in seinen Schenken, 
auf dem Laude oder innerhalb zweier Werste von der Grenze seines 
Pachtbezirks , einen andern Juden als Geschäftsführer oder Wirlh- 
schaflsdiener gebraucht, muss jedesmal, nach Massgabe der Zeit, die 
ein solches Individuum in seinem Dienst zugebracht hat, hundert bis 
fünfhundert Rub. Strafe zahlen. 

*) in einer fremden WerkslaU, 

zur Zeit der Promulgation des gegenwärtigen Gesetzes, D. Uehers. 
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S- 7 SA. Der Gutsherr, welcher einem Juden geslallel, auf seinem 
Gut eine Schenke, einen Krug oder Laden zum Vertrieb geistiger Ge- 
tränke zu halten, oder der einen Juden beim Verkauf solcher Getränke 
gebraucht , muss beim ersien Mal anderthalbmal — und beim zireilen 
Mal dreimal soviel Kübel Strafe zahlen, als sein Gut Bauernhöfe ent- 
hält. Beim dritten Mal wird sein Gut auf zehn Jahre unter eine vor- 
mundschaftliche Verwaltung gestellt. — Ausgenommen hievon ist der 
Fall, wenn der Schank in einem Marktflecken gehalten wird. 

Ebenso wird der Gutsherr bestraft w enn er, unter w elchem Vorwand 
es auch sey, einem Juden gestattet, in einem Kruge oder Trinkhause 
zu wohnen, wenn er auf seinem Gut (es sey denn dass dieses ein 
Marktflecken wäre) einen Juden als Brantweinbrenner, oder als Bier- 
oder Methbrauer in Dienst nimmt, der dazu mit keinem Erlauhnissschein 
von Seiten der Regierung oder nicht mit einem günstigen Sittenzeugniss 
von Seiten seiner Gemeinde versehen ist, und endlich wenn er dem 
zu solchem Dienst bei ihm angcstellten Juden den bedungenen Lohn, 
statt in Geld , in geistigen Getränken entrichtet. 

Anm. ln BetrelT Koloher (iuUlierren« welche ihre Krfige schon an Juden in 
gcsetslicher Form verpiichtel haben, findet dieser während der im Piu ht- 
kontrnkl stipiilirtcn Frist, keine Anwendung 

%.7SS. Wenn sich der Verwalter eines Krongutes oder der Aren- 
dator eines Privatgutes eine von den in §. 754 bezeichneten Gesetz- 
widrigkeiten erlaubt, so zahlen sic beim ersten und zweiten Mat die 
in jenem §. bestimmten Geldbussen. Beim dritten Mal aber wird ihnen 
die Verwaltung des Guts genommen und zugleich durch die Zeitungen 
der Hauptstädte und des Gouvernements bekannt gemacht, dass ihnen 
hinfort keine solche Verwaltung anvertraut werden darf. 

§.736. Hat sich ein Wirthschaftsdiencr, ohne Wissen des Guts- 
herrn, Verwalters oder .Vrendators, eine von den in §. 754 genannten 
Gesetzwidrigkeiten erlaubt, so ist er allein verantwortlich und zahlt beim 
ersten und zweiten Mal die in jenem §. verordneten Geldbu.sscn. Beim 
dritten Mal aber muss er seine Stelle aufgeben, und es wird durch 
die Zeitungen der Hauptstädte und des Gouvernements bekannt gemacht, 
dass ihm eine ähnliche hinfort nicht anvertraut werden darf. 

§.737. Brantwein und Liqueure, die mit Umgehung der Accise in 
eine Stadt Transkaukasiens eingefuhrt werden, unterliegen der Confls- 
cation und werden öffentlich versteigert. — Wird dieser Unterschleif 
erst nach erfolgtem Verschliess der Getränke entdeckt, so muss der 
Schleichhändler den Werth derselben nach dem Marktpreis oder, falls 
dieser nicht zu ermitteln ist, nach einer vorzunchinendcn /Abschätzung 
zahlen. — Das aus den confiscirten Getränken gelöste oder von dem 

*) nämlich bei Promulgation dieses Gesetzes. D. Vfbfrs. 

II* 
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Schuldigen beigelriebene Geld fliesst in die Staatskasse. Wurde aber 
der Linterschleif durch eine Privatperson angezeigt, so erhält diese die 
llälfie der Summe. 

§. 7tf8. Die Strafen des §. 757 treffen den Weingärtner in den 
transkaukasischen Städten, wenn er das ihm zusleheudc Recht geistige 
Getränke aus den Erzeugnissen seines Bodens zu verfertigen und 
zu versenden mis.sbraucht , um mit Getränken zu hanileln , die einem 
Andern gehören oder die er in den Dörfern aufkauft. 

%.7Ö9. Wer ein aus Iranskaukasischeii Weintrauben destillirtes Ge- 
tränk nach Russland einfuhrt, wird nach §. 715 gestraft. Ebenso Der- 
jenige, der transkaukasischen Wein nach Russland einführt ohne mit 
dem dazu erforderlichen Erlaubiiissschein versehen zu seyn. 

%.760. Wenn Jemand in Transkaukasien einen Laden oder Schank 
eröffnet, um accisbare Getränke zu verkaufen, ohne den gehörigen 
Erlaubnissschein zu besitzen : so wird aller bei ihm vurräthige Rrant- 
wein weggenommen und für Rechnung der Staatskasse öffentlich ver- 
kauft. Wenn der L'nterschleif durch eine Privatperson angegeben ward, 
SU erhält diese die Hälfte des Erlöses. 

Dritte tJiiterabtlieiliiiii^. 

VEIlliEHEN DEI» BEAMTE?! WIDER DIE T R A KKST E UER-0 R DN C ?IG. 

§. 761. Wenn die Beamten , denen es obliegt die Fabrikation und 
den Vertrieb der accisbaren Getränke zu beaufsichtigen, dabei Ifnord- 
numien oder Untersclileifc bemerken und nicht schleunige .Massregeln 
dawider ergreifen, auch darüber nicht unverzüglich au den zuständigen 
Kameralhuf berichten : so werden sie, falls diese Unterla.ssung eine 
absichtliche war, vom Dienst ausgeschlossen und mit denselben Strafen 
belegt, wie die bei den L'nterschleifen und Unordnungen unmittelbar 
bctheiligten Personen. — Fehlten sie bloss aus Fahrlässigkeit, so werden 
sie vom Amt entlassen. 

§. 762. Wenn einlilagazin-Aufscher einen Brantweinbrenner, welcher 
Brantwein in das landesherrliche Magazin abzuliefern hat, mit dem 
Empfang desselben ohne Grund hiuhält , oder an ihn kuntraktwidrige 
Forderungen macht : so muss er ihm allen dadurch verursachten 
Schaden vergüten und wird vom Amt abgesetzt. 

§.765. Der Magazin-Aufseher, der von einem Lieferanten Geld 
statt Brantw ein annimmt , oder mehr Brantwein annimmt , als der 
Kontrakt bestimmt, wird vom Amt abgesetzt. 

$. 764. Wenn der Brantwein im landesherrlichen Magazin nicht den 
gehörigen Grad Weingeist hält oder sonst verdorben ist, so wird der 
Magazin - Aufseher abgesetzt , und muss den Schaden der Krone 
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entweder allem oder gemeinschaftlich mit dem Stantspächter vergüten, 
jenachdem er allein oder gemeinschaftlich mit diesem Schuld ist, dass 
der geringhaltige Brantwein angenommen wurde. 

76Ü. Der Magazin-Aufseher , welcher eigenmächtig Brantwein 
oder Spiritus aus dem Magazin an unbefugte Personen verabfolgt, 
wird, wie ein Beamter, der sich das ihm Anvertraute zueignet, nach 
S- 383, zur correctionncllen Strafe erster Klasse , vierten Grades (XV ) 
verurtheilt. 

§. 76ß. Dieselbe Strafe trifft ihn, wenn er Brantwein in geringerer 
Quantität aiisgibt, als ihm vorgeschrieben ist, wenn der von ihm aus- 
gegebene Brantwein von geriiigerm Gehalt ist als Halbbrantwein, 
wenn er Brantwein nach falschem Masse, ohne Begleitschein oder 
mehr als Einmal mit demselben Begleitschein verabfolgt. 

§.76*7. Der Jlagazin-Aufseher , welcher sich ohne gesetzlichen 
Grund weigert, Brantwein oder Spiritus aus dem Magazin herzugeben, 
wird beim ersten Mat zum Schadensersatz verurtheilt , und beim 
zweiten Mal überdem vom .\nit abgesetzt. 

§.76ß. Wenn ein Accisebeamter in den l.andestheilen, wo eine 
besondere Tranksteuer-Ordming besteht, von einem Getränkhändlcr 
eine höhere Accise fordert, als recht ist, oder ihn dadurch zu beein- 
trächtigen sucht, dass er die Besichtigung seiner Getränke verzögert: 
so wird er, auf die deshalb erhobene Klage, vom Amt abgesetzt und 
muss dem Gctränkhändler allen Schaden vcrgiiten. 

Wenn ein Beamter Accisegelder unterschlägt, beim Messen oder 
Wägen der Getränke gesetzwidrig verfährt, oder das Interesse der 
Krone durch irgend einen andern Untcrschleif verletzt ; so wird er 
wie Derjenige, der sich das im Dienst ihm Anvertraute zueignet, nach 
§. 3S3 bestraft. 

§. 769. Wenn ein Destillateur geistige Getränke ohne vorschrift- 
mässige Proben oder in vorschriflwidrigen Gefässen verladet : so 
müssen die Glieder des Kreisgerichts , die ihm dazu einen Begleitschein 
au.sstellen , für jeden Eimer so verladenen Getränks fünfzehn Bub. 
Strafe zahlen. 

§.770. Wenn ein Gutsbesitzer auf seinem Gute (das kein Markt- 
flecken ist) einem Juden gestattet, eine Anstalt zur Fabrikation oder 
zum Verkauf acci.sbarer Getränke zu halten, so wird (unabhängig von 
der Geldbussc , welcher beide unterliegen) der Bezirkaufscher , der 
solches übersieht und nicht angibt, beim ersten J/«/ um fünf bis zehn 
Rub. , beim zweiten Mal um zehn bis dreissig Rub., und beim drillen 
Mal mit Absetzung vom .\mt gestraft. 

§.771. Wenn einem Juden gestattet wird, in einem Krondorfe eine 
Anstalt zur Fabrikation oder zum Verkauf accisbarer Getränke zu 
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halte», so hat der Districl-Aurseher, der aus Fahrlässigkeit unterlässt 
darüber rechtzeitig zu berichte», bei»» erslen Mal fü»f bis zehn Kuh., 
beim zweilen Mai zehn bis dreissig Kub. Strafe zu zahle» , und wird 
beim dritten Mal vom Amt entlasse».— Die Dorf- und Bezirk-Aeltcste», 
die solches anzuzeigen unterlassen , haben beim ersten und zireiten 
Mal einen bis fünf Uub. Strafe zu zahlen, und werden beim dritten 
Mal vom Amt entlassen und auf drei bis sechs .Vlonale zum Gefängniss 
verurtheilt. — Ist aber einem Juden von dem District-Aufseher selbst 
oder von der Domänen-Kammer, oder mit deren Wissen gestaltet 
worden , eine solche Anstalt in einem Krondorf zu halten : so werden 
der District-Aufseher, der Direktor und die Mitglieder der Domänen- 
Kammer schon beim ersten Mal abgesetzt. 

§. 77S. Wenn einer von den Beamten, denen es obliegt das ge- 
setzwidrige Bereiten, Verladen und Verkaufen accisbarer Getränke 
zu hindern , eine auf Beweisen gegründete Anzeige von einem Untcr- 
schleif dieser Art erhält, und dennoch die für solchen Fall vorgeschric- 
benen Massregeln nicht ergreift: so muss er den Schaden, welchen 
die Staatskasse durch seine Unihätigkeit erleidet , zweifach ersetzen, 
und wird vom Dienst ausgeschlossen. 

§. 77 J. W enn aber die Polizei, ohne erheblichen Grund oder mit 
Hintansetzung der vorgeschriebenen Regeln , ein Haus oder sonst eine 
Lokalität, unter dem Vorwände durchsucht, eine Defraudation der 
Tranksteuer entdecken zu wollen : so werden die schuldigen Beamten 
nach §. 378 bestraft. 

§. 774. Wenn ein Accisebeamter seinen Obern nicht die vorschrift- 
mässigen Berichte über die in den Brantweinbrenncreien seines Bezirks 
vor sich gehenden Arbeiten einsendet, die Begleitscheine der trans- 
portirten Getränke nicht den zuständigen Behörden abliefcrt, oder sich 
andere, geringere Vergehen w ider die Tranksteuer-Ordnung zu Schulden 
kommen lässt, so wird er mit Gcldbussen bestraft, über deren Grösse 
und Verwendung die alle vier Jahr zu erneuenden Pachtbedingungen 
entscheiden. 

Anm. Diejenigen Verordnungen dieser AbllieÜiing i§ 698 — 774), welche mit 
den gegenwärtig bestehenden rMchtkonirHklcii tiiehl übereinstimmen, treten 
erst rinch Ablauf des vierjährigen Tcrriiius dieser Kunirnkte in Wirksamkeit. 
Bei Abfassung künftiger rHiblkontiüktü dient aber diese Abtheilung als 
Grundlage der wider Arcise-Vergehen Hnziioi dncnileii Strafen. 
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SIEBENTE ABTHEILENG. 

VERGEHEN WIDER DAS REGULATIV DES TABAK- 
HANDELS. 



§. 77o. Wer die Banderolen, womit der ziibereitele Tabak versehen 
seyn muss, fälsclit, an einer solchen Fälschung Theil nimmt oder 
gefälschte Banderolen wi.s.senilich bei seinem Handel gebraucht, wird 
wie der Fälscher von Stempelpapier, nach §.612 bestraft. Ueberdem 
wird dem Tabakfabrikanten und Tabakhändler, der sich solches zu 
Schulden kommen lässt, aller in seiner Fabrik, Werkstatt und Bude 
vorrälhige Tabak nebst den zur Tabakfabrikation dienenden Werk- 
zeugen und Slolfen conli.scirt. 

§. 776. Wer zubereiteten Tabak ohne Banderolen verkauft oder 
versendet, eine und dieselbe Banderole mehr als Einmal gebraucht, 
ausgeleerte Packete und Schachteln, an denen noch die alten Bande- 
rolen kleben, mit unversteuertem Tabak füllt, Tabak umpackt ohne 
die Packete mit neuen Banderolen zu versehen , oder eine Schachtel 
mit russischem, statt mit ausländischem Tabak füllt, zahlt das erste 
Mal hundert — , das zweite und dritte Mal zweihundert Rub. Strafe. 
Ueberdem wird beim dritten Mal aller bei ihm vorrälhige Tabak nebst 
den zur Zubereitung und Aufbewahrung desselben dienenden Gerälhen 
und Gefässen confiscirt, seine Fabrik, Werkstatt oder Bude für immer 
geschlossen und ihm die Tabakfabrikation so wie der Tabakhandcl 
gänzlich untersagt. 

§.777. Die im vorhergehenden §.aiigcordneten Strafen treffen auch 
Denjenigen , welcher wissentlich bei solchen F'abrikanten und Kauf- 
leuten unversteuerten Tabak kauft , um ihn weiter ahznsctzen. Wer 
solchen Tabak zum eigenen Gebrauch kauft, wird nicht zur Verant- 
wortung gezogen. 

§.778. Wer eine Tabakfabrik oder häusliche Tabakwerkstatt hält, 
und dazu keinen vorschriftmässigeu oder nur einen durch Betrug er- 
langten oder auf den Namen eines .\ndern lautenden Gewerbschein 
hat, oder eine solche Fabrik oder Werkstatt an einem Orte aiilegl, 
wo dieses verboten ist, muss, ohne Unterschied ob er dabei Bauile- 
rolen gebraucht hat oder nicht, für die Fabrik dreihundert, für die 
Werkstatt fünfundsiebzig Rub. Strafe zahlen. Aller bei ihm \orrätliige 
Tabak unterliegt nebst den zur Fabrikation gehörenden (ierälhen ; mul 
Gefässen der ConUscation, und ihm w ird die Zubereitung dieser Waare 
und der Handel damit auf immer untersagt. 

§. 77Ö. Wer eine Tabakfabrik oder häusliche Tabakwerksiall hält 
und kein vorschrillmässiges Schild aushängt , zahlt für die Fabr.k 
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hundert, für die Werkstatt fünfzig Rub. Strafe. — Wer in einem Laden 
oder in einer Bude Tabak als Haupt- oder als Nebenartikel verkauft, 
und solches nicht durch ein an der Strasse ausgehängtes. Schild 
anzeigt, zahlt für den Laden sechzig, für die Bude fünfzig Rub. Strafe. 

§. 780. Wer in einer häuslichen Werkstatt Tabak aus ausländischen 
Blättern zubereitet, zum Tabakhandel mehr Läden oder Buden hält, als 
ihm erlaubt ist, einen Laden ohne Gewerbschcin hält, oder in seinem 
Laden, ausser Tabak und dessen erlaubtem Zubehör (wie ; Pfeifen, 
Pfeifenrohre, Tabakdosen, Cigarrenbüchsen, Mundstücke, Feuerzeuge, 
Schwamm, Schwefelstöckchen , Feuersteine u. d. gl.), noch andere 
W'aaren als Nebenartikel feil bietet, ohne mit einem Gewerbschein 
erster, zweiter oder dritter Klasse versehen zu seyn, wird nach 
$. 159i und 1598 bestraft. 

J. 781. Wer wegen seines Standes oder Berufs zu keinerlei Han- 
delsgewerbe befugt ist, und dennoch mit zubereitetem Tabak handelt, 
wird nach §• i598 bestraft. 

§. 782. Der Kaufmann, der sich schriftlich verpflichtet hat, nur aus- 
ländischen Tabak zu verkaufen, und der dennoch auch mit russischem 
handelt, muss, falls seine Packete mit Banderolen versehen sind, der 
Staatskasse hundertfünfzig Rub. Strafe zahlen. VerkauR er unver- 
steuerten oder nicht mit Banderolen versehenen Tabak : so treffen ihn, 
ausser dieser Geldbusse, noch die Strafen des §. 776. 

§. 78S. Der Tabakfabrikant und Tabakhändler, welcher den Control- 
Beamten nicht zu gehöriger Zeit zur Ausübung seines Amtes zulässt, 
zahlt der Staat.skasse neunzig Rub. Strafe, ausser derjenigen Geldbosse, 
die ihn treffen kann, wenn sich der Beamte über erlittene Beleidigung 
beschwert. 

§.784. Wer an die Stelle der Banderole, womit ein Packet Tabak 
in der Fabrik oder Werkstatt versehen worden ist , eine andere von 
höherm Werthe aufklebt , um so den Tabak weiter abzusetzen, muss 
der Staatskasse dreissig Rub. und überdem für jedes Pfund bei ihm 
vorräthigen Tabaks einen Rub. Strafe zahlen. 

S- 78ö. Wer unbefugter Weise Tabak oder Cigarren im Kleinen 
verkauR oder durch Andere verkaufen lässt, zahlt für jedes Pfund 
Tabak und für jedes Hundert Cigarren, die er so abgcsetzi hat, fünf- 
zehn Rub. Strafe. — Ebensoviel zahlt er auch, wenn der so verkauRe 
Tabak weniger als ein Pfund oder weniger als ein Hundert Cigarren 
ausmacht. — Eine Geldbusse von fünfzehn Rub. trilR auch Denjenigen, 
der einem Andern Tabakblätter zu Cigarren überlässt, ohne es dem 
Accise-Aufseher anzuzeigen. Die auf solche Weise veräusserten Tabak- 
blätter und die daraus bereiteten Cigarren werden conflscirt. 

§.786. Wer in einer Bude mit Tabaksorten handelt, deren Vertrieb 
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ihm nicht erlaabt ist, muss den fünfTachen Preis der Banderolen 
zahlen, die zu der bei ihm vorräthigen Quantität solchen Tabaks er- 
forderlich ist. Ueberdem wird die unerlaubte Waare conllscirt. — Die- 
selbe Strafe trilft Denjenigen, welcher in St. Petersburg Tabak in 
einer Kram-, Obst- und Gemüsebude oder in einer Trödelbude ver- 
kauft, sowie Denjenigen, der eine Tabakbude in Verbindung mit einer 
Kram-, Obst- und Gemüsebude hält oder auf einem Trödelmärkte aufschlägt. 

§.787. Wer, dem Verbot zuwider, in einer Stadt Tabak zum Ver- 
kauf herumträgt oder aus einem Kaffee- oder Gasthause an Auswärtige 
verkauft, zahlt der Staatskasse sieben Rub. fünfzig Kop. Strafe. — 
Hiervon sind diejenigen Kleinhändler frei, welche Cigarren in Bündeln 
von zehn Stück, mit Banderolen, auf ölfentlichen Spazierplätzen , wo 
das Tabakrauchen erlaubt ist, feil bieten; nur müssen sulche llerum- 
träger von Seiten des Accise-.Amtes mit Rrlaubnissscheinen versehen 
sep , und ihren Tabak aus gesetzlich anerkannten Fabriken oder 
Läden bekommen haben. — Zu der in diesem §. verordneten Geldbnsse 
wird auch der Tabakhändler verurtheilt , welcher seinen Kunden Tabak 
oder Cigarren zusendet, ohne den Ueberbringer mit dem erforder- 
lichen Begleitschein zu versehen. 

§.788. Der Tabakfabrikant, der seine Banderolen nicht mit dem 
Stempel seiner Fabrik oder Werkstatt zeichnet, zahlt für jeden fehlen- 
den Stempel dreissig Kopeken Strafe. 

§.788. Wenn die zum Verkauf ausgebotenen Tabak-Packete oder 
Tabak-Büchsen nicht das gehörige Gewicht haben, nicht die gehörige 
Quantität Tabak oder Cigarren enthalten, oder mit Banderolen von 
zu hohem oder zu geringem Werth versehen sind ; so zahlt der 
Fabrikant, dessen Stempel oder Siegel auf den Banderolen steht, für 
jedes zu leichte oder zu schwere Pfund Tabak und für jedes nicht 
volle oder überzählige Hundert Cigarren , so wie für *) Cigarren , die 
über drei Werschnk lang sind und nur Eine Banderole haben, das 
erste Mal einen Rub. fünfzig Kopeken , das zweite Mal drei Rub., 
das dritte Mal vier Rub. fünfzig Kop. an die Staatskasse. Beim rierten 
Mal wird aller bei ihm vorräthige Tabak nebst den zur Bereitung 
desselben dienenden Gerätheti und Gefässen conflscirt , und ihm das 
Recht Tabak zu bereiten und zu verkaufen auf immer abgesprochen. 
— Die wegen Unrichtigkeit des Gewichts und der Quantität verordne- 
ten Strafen Anden indess nur dann statt, wenn die Differenz zwischen 
der wirklich vorhandenen und der gesetzlich erforderlichen Quantität 
bei Schnupftabak (ohne Behälter) acht, bei Rauchtabak zehn und bei 
Cigarren fünf vom Hundert übersteigt. 

§.790. Wenn ein Fabrikant es unterlässt, auf seinen Packeten und 

•) jedes Münder!? I). Cfben. 
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Schachteln den Verkaurpreis der darin enthaltenen Tabaksorten mit 
gedruckten Buchstaben oder Zahlen anzudenten, — wenn er die Ban- 
derolen mit Siegellack oder Kleister, und nicht mit Leim oder über- 
haupt nicht vorschriflmässig aufklebt oder sic durch darübergeklebte 
Etiketten und Adressen verdeckt : so zahlt er der Staatskasse, für 
jedes Pfund Tabak und für Jedes Hundert Cigarren, das so verpackt 
ist, beim ersten Mal anderthalb Bub., beim zweiten Mal drei Bub., 
beim dritten Mal vier und einen halben Bubel. Beim vierten Mal wird 
aller bei ihm vorräthige Tabak nebst den zur Zubereitung desselben 
dienenden Geräthen und Gcfässen, conQscirt, und ihm das Becht Tabak 
zu bereiten und zu verkaufen auf immer abgesprochen. — Dieselben 
Strafen treffen den Inhaber einer häuslichen Werkstatt, wenn er auf 
den Kisten und Päckchen der von ihm zubereiteten Cigarren nicht 
anzcigt, dass diese aus russischem Tabak gemacht sind , — fernerden 
Fabrikanten und Tabakhändler, der, um seine Cigarren den Kauf- 
lustigen zu zeigen, nicht Päckchen öffnet, sondern offene, wenn gleich 
mit Banderolen versehene Kisten hält, — und endlich alle Diejenigen, 
welche Tabak und Cigarren zu höheren Preisen verkaufen , als auf 
dem Behälter angezeigt ist. 

§. 791. Wer aus dem Speicher einer Fabrik oder ans einer häus- 
lichen Werkstatt, bei der kein Kaufladen ist, Tabak in kleinen Partien 
(von weniger als zehn Pfund oder tausend Stück Cigarren) verkauft, 
muss den fünffachen Preis der Banderolen zahlen, welche zu der ver- 
kauften Quantität erforderlich gewesen wären. 

§.792. Der Tabakhändler, welcher die mit Bauch- oder Schnupf- 
tabak gefüllten Packete aufschneidet und aufgeschnitten verkauft, zahlt 
das erste Mal fünf, das zweite Mal zehn, das drille und eierte Mat 
zwanzig Bubel Strafe. Ueberdem wird ihm beim vierten Mal der Tabak- 
handel auf immer untersagt. 

§.795. Wer zubereiteten, aber noch mit keinen Banderolen ver- 
sehenen Tabak in einen Speicher niederlegt, der in unmittelbarer 
Communication mit einem Kaufladen steht, zahlt der Staatskasse, das 
erste Mal fünfundzwanzig, das zweite Mal fünfzig, und das dritte 
Mal hundert Bub. Strafe. Ueberdem werden ihm beim dritten Mal die 
Tabakfabrikation und der Tabakhandel auf immer untersagt. — Dage- 
gen bleibt Derjenige straflos, der Tabakblätter oder Stängel bis zu dem 
Zeitpunkt, wo sie in die Fabrik kommen, in dem Speicher der Fabrik 
oder in den Gewölben eines Kaufhofes oder Kaulhauses aufbewahrt. 

§.794. Wer Banderolen kauft und ohne Tabak weiter verkauft, 
zahlt zur Strafe deren fünffachen Werth. 

§.795. Die in der gegenwärtigen Abtheilung genannten Strafen 
treffen den Tabakfabrikanten und Tabakhändlcr auch wenn die Gesetz- 
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Widrigkeit nicht unmillelbar durch ihn, aber mit seinem Wissen durch 
seine Handelsdiener oder Arbeiter verübt worden ist. Wurde das Ver- 
gehen durch einen Handelsdiener oder Fabrikarbeiter , ohne Wissen 
des Handelsherrn oder Fabrikanten verübt, so zahlt dieser, falls ihm 
nachlässige Beaufsichtigung seiner Untergebenen schuld gegeben werden 
kann, halb soviel als der unmittelbar Schuldige. 

%.796. Wer künstlich in Russland zubereitete Tabakblätter und 
Stängel, nicht in Stangen oder Carotten mit Banderolen, sondern in 
Bündeln oder kleinen Partien verkauft oder verladet, zahlt den Werth 
der auf diese Weise verladenen oder verkauften Quantität und über- 
dem den fünOachen Preis der Banderolen, die für diese Quantität 
erforderlich gewesen wären. 

§. 7Ö7. Wer, dem Gesetz zuwider, ausländische Tabakblätter im 
Kleinen verkauft oder irgend eine Sorte ausländischen Tabaks in 
grossen Partien an Personen verkauft, die nicht berechtigt sind damit 
zu handeln, zahlt den Werth der verkauften Waare und überdem den 
fünffachen Preis der Banderolen erster Klasse , womit der im Inland 
bereitete Tabak versehen seyn muss. 

%.7B8. Wenn Banderolen, die für inländischen Tabak bestimmt 
waren, aus einem Rentamt wegkommen, so zahlt der Beamte, der sie 
anfzubewahren hatte, den zweifachen Preis derselben. — Kommen in 
einem Zollamt Banderolen abhanden , die für ausländischen Tabak 
bestimmt waren, so zahlt der Schuldige für jede Banderole zweiund- 
siebzig Kopeken. 



ACHTE ABTIIEILCNG. 

VERGEHEN WIDER DIE ZOLLORDNUNG. 



Erste IJnterabtlielluiigi. 

VERICEHEN WIDER DIE Z O L L O R D N C N G IM E C R O P .VI S C H E M 

II ANUE U 

/. Heimlicher JVaarentransport- 

$.799. Wenn ausländische Waaren heimlich, d. h. mit Umgehung 
der Zollstellen, in’s Reich gebracht und erst angehalten werden nach- 
dem sie durch den Grenzbezirk pa.ssirt sind : so unterliegen die 
Eigenthümer derselben oder die Frachtführer (diese nämlich dann, 
wenn sie den Eigenthümer oder Verkäufer der Waaren innerhalb des 
Reichs nicht nachweisen können') folgenden Strafen . 

1. Die Waaren, deren Einfuhr unbedingt verboten ist, werden con- 
Bscirt, und der Eigenthümer oder Führer zahlt deren zweifachen Werth. ^ 
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2. Die besteuerten Waaren werden ebenfalls conßscirt, und deren 
Eigenthiimer oder Führer zahlt den fünffachen Einfuhrzoll. 

§. 800 . Die in §. 799 N“ 2 verordnele Strafe trifft den Eigen- 
thümer oder Führer der eingeschleppten Güter auch dann, wenn die 
Einfuhr derselben nur an gewissen Stellen erlaubt ist. 

§. 801 . Wenn zollfreie Waaren heimlich eingeführt und innerhalb 
oder ausserhalb des Grenzbezirks angeliallen werden ; so zahlt der 
Eigenthüiner oder Führer zehn Prozent von deren Werth. Wenn der 
Eigenthümer und der Führer nicht zu ermitteln sind, und Niemand sich 
zum Termin meldet um die Waaren in Fimpfang zu nehmen, so werden 
diese confiscirt. 

§. 802 . Für heimliche Waarenausfuhr wird der Eigenthümer oder 
Führer auf folgende Weise bestraft: 

1. Die Waaren, deren Ausfuhr unbedingt verboten ist, werden con- 
flscirt, und der Schuldige zahlt überdem den zweifachen Werth der- 
selben. 

2. Die Waaren, deren Ausfuhr erlaubt oder besteuert ist, werden 
dem Fiigener, gegen Erlegung des fünffachen Zolles, zurückgegeben. 

3. Zollfreie Waaren, werden, gegen Erlegung von zehn Prozent 
ihres Werthes, ebenfalls zurückgegeben. 

A. Wenn der Eigenthümer und der Führer der zollfreien oder mit einem 
Ausfuhrzoll belegten Waaren , die heimlich ausgeführt werden sollten, 
sich nicht innerhalb der bestimmen Frist melden oder den Zoll nicht 
erlegen : so werden die Waaren confiscirt. 

§. 803 . Reisende , welche Waaren zu Lande oder zur See in ge- 
heimen, in ihren Wagen oder Fuhrwerken angebrachten Behältern 
durchschleppen, werden folgendermassen bestraft. Wenn die Contre- 
bande in geheimen Behältern zweiter oder dritter Gattung verborgen 
war, so wird bloss die Contrebandc confiscirt. Lag sie aber in Be- 
hältern der vierten Gattung, so wird nicht nur die Contrebande confis- 
cirt und die in §. 799 und 801 angeordnete (ieldbusse eingetrieben, 
sondern der Wagen oder das Fuhrwerk, in welchem sich solche Be- 
hälter befinden , und die dem Reisenden eigcnthümlich zugehörenden 
Pferde unterliegen ebenfalls der Confiscation. — F'oiirgons, jüdische 
Britschken, Frachtwagen und die Equipagen, in denen keine Passagiere 
sind, werden nebst ihrem Inhalt und den eigenen Pferden des Schleich- 
händlers auch dann confiscirt, wenn sich in ihnen kein geheimer Be- 
hälter aber doch Contrebande für mehr als hundertfünfzig Rub. vor- 
flndet. Die mit solchen Fuhrwerken angehaltenen Miethpferde unterliegen 
jedoch nur dann der Confiscation, wenn deren Eigenthümer bei dem 
Schleichhandel betheiligt ist. Postpferde werden in keinem Falle con- 
fiscirt. 
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Waaren, welche der Reisende dem Zollamt nicht angegeben hat und 
die man bei ihm am Leibe oder unter seinen andern Sachen verborgen 
Ondet, unterliegen der Confiscation , und der Schuldige muss dafür 
uberdem die in §. 79'J und 801 verordnete Strafe zahlen. 

§. 804. Wenn Waaren in geheimen Behältern durchgescideppt werden, 
die sich in einem Schiff oder sonstigem Fahrzeuge befinden : so 
unterliegt der Schiffer den in §. 700 und 801 verordneten Strafen, 
und muss überdem eine Geldbusse von hundert Hub. zahlen. 

Findet es sich bei der Visitation, dass ein Frachtstück doppelte 
Boden oder doppelte Wände hat, zwischen denen Waaren. zum Zweck 
einer Zolldcfraudation , versteckt siud ; so werden nicht nur die so 
verheimlichten Waaren, sondern der ganze Inhalt des Frachtstücks 
contiscirt , und überdem für die verheimlichten Gegenstände die in 
§. 700 und 801 bestimmten Geldbussen erhoben. 

§. 805. Wenn heimlich vom Auslande eingefuhrte, verbotene oder 
besteuerte Waaren im Grenzbezirk mit ihrem Führer ansehalten w erden, 
und der Schuldige darüber ein freiwilliges Geständniss ablegl : so wird 
beim ers/en Mii/ und in jedem Wiederholungsfall die Gontrebande 
conflscirt und von dem Schleichhändler die in §. 700 verordnete Geld- 
busse eingetrieben. Leberdem aber wird er beim zireilen .Mal auf 
sechs Monate bis zu einem Jahr zum Besserungshaus, beim dritten 
.Mal zur correctionnellen Strafe erster Klasse, fünften Grades (.\’V1), 
und beim rierten Mal zum ^ erlust aller Slandesrechic und zur Ver- 
bannung nach Sibirien auf Ansiedelung verurtheilt. 

§. 806. Wenn heimlich vom .\uslande eingefuhrte, verbotene oder 
besteuerte Waaren im Grenzbezirk angehalten w erden, und der Schul- 
dige kein freiwilliges Geständniss ablegt, sondern erst durch die Unter- 
suchung überfuhrt w ird : so ist jedesmal die Gontrebande zu cotifisciren 
und von dem Schleichhändler die in §. 700 verordnete Geldbusse einzu- 
treiben. üeberdem aber wird er schon beim er.slen Mat auf sechs 
Monate bis zu einem Jahr zum Besserinigsiiaiis. beim zireilen .Mal zur 
correctionnellen Strafe erster Klasse, fünften (irades '^'*‘1 beim 

drillen Mat zum Verlust aller Standesrechte und zur N erbannunc nach 
Sibirien auf Ansiedelung verurtheilt. — Wenn Derjenige, dem die letzt- 
genannte Strafe, w egen Schleichhandels, zuerkannt worden ist, dieses 
Verbrechen abermals begehet ; so wird er zur Verbaunung und zu 
vier- bis sechsjähriger Zwangsarbeit in den F’abriken verurtheilt*). 

§. 807. Wenn ein scldeichhändlerischer, vom Auslande kommender 
oder zur Ausfuhr bestimmter Transport verbotener oder besteuerter 
Waaren innerhalb des Grenzbezirks angehalten wird : so unterliegen 
die dazu gehörenden Flussfahrzeuge , Fuhnverke , Zugthiere und 

*) S aO. I>. Vfhert. 
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Bespannungsgeräthe der Conflscalion. — Wenn ein solcher W'aaren- 
transport vom Auslande kommt und erst angelialten wird nachdem er 
den Grenzbezirk überschritten ist, so unterliegen die dazu gehörenden 
Flussfahrzeuge, Fuhrwerke, Zuglhlere und Bespannungsgeräthe nur 
insofern der Confiscation, als erwiesen wird, dass sie mit der Contre- 
bande vom Auslande, oder aus dem Grenzbezirk, oder von einem 
Seeschiff hcrkommen. 

Gehören die angehaltenen Pferde, Fuhrwerke oder Flussfahrzeuge 
der Krone, so werden sie unverzüglich zurückgestellt wohin sie ge- 
hören : ihr Schätzpreis aber, und das im Zollamt auf Fütterung der 
Pferde verwendete Geld muss von denjenigen Beamten erlegt werden, 
welche die unter ihrer Verfügung stehenden Transportmittel wissentlich 
zu solchem Gebrauch hergaben. 

§.808. Wenn der Schleichhändler die ihm auferlegte Geldbusse 
nicht innerhalb zweier Wochen, nachdem das Urtheil Kechtskrafl er- 
langt hat, zahlt ; so wird sein Eigenthum verkauft. Beicht dieses nicht 
hin, so kommt er ins Gefängniss und zwar entweder auf solange 
als der §. 90 bestimmt, oder auf nocheinmal solange , jenachdem er 
sein Verbrechen freiwillig eingestanden hat oder erst durch das ge- 
richtliche Verfahren überführt worden ist. — Nach eben diesen Regeln 
wird auch gegen diejenigen Personen verfahren, welche sich für den 
zahlungsunfähigen Schleichhändler verbürgt haben. 

$. 809. Die dem Schleichhandel angedroheten Geldbussen zahlt der 
Eigenthümer oder der Führer der Contrebande, der letzte nämlich in 
dem Fall, wenn er keinen in Russland anzutrelfenden Eigenthümer 
nachweisel. üer Führer haftet auch wenn er nicht wusste, dass er 
Contrebande führe. Ist weder der Eigenthümer noch der Führer zu 
ermitteln , so muss die Gcldbussc von dem im Reich sich aufhalteuden 
Verkäufer*') der Waaren erlegt werden. 

Sind mehre Individuen bei einem heimlichen Waarentransport be- 
theiligt , so wird die Geldbusse auf alle Mitschuldige gleichmässig 
vertheilt. Wenn einer seinen Antheil nicht zahlt, so wird gegen ihn 
nach §. 80S verfahren, und die fehlende Summe auf die Uebrigen ver- 
thcilt. Wenn die beim Schleichhandel bethciliglen Schilfleute oder 
Fuhrleute die Geldbusse nicht zahlen, so haftet der Schilfsbefehlshaber 
oder der Oberluhrmann. Sind auch diese zahlungsunfähig, so werden 
das Schilf, die Fuhrwerke, Pferde, Geschirre und was ihnen sonst 
noch gehört verkauft. Genügt der Erlös dieser Sachen nicht zu 
Deckung der Geldstrafe, so wird mit den Zahlungsunfähigen nach 
§. 808 verfahren. 

§.810. Wer llandelsgegenstände, von denen er weiss, dass sie im 

Vermuthlich Der, an den die ^^aare adressirt ist. l). Veher.%. 
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Zollamt nicht angezeigt worden sind, mit eigenen oder fremden Pferden, 
Fuhrwerken oder Fahrzeugen transportirt, aber den Eigenthümer der 
Waaren nachweiset, wird um dreissig bis sechzig Ruh. gestraft. — 
Wer wissentlich Contrebande-Waaren bei sich aufnimmt und verbirgt 
oder deren .\ssekuranz übernimmt, hat den zweifachen Werth dieser 
Gegenstände als Strafe zu erlegen. 

$. 8/i. Dieselbe Strafe trifft die Dorfältesten in den Dörfern der 
Krone und der Apanagen, die Verwalter der Privalgüter, Fabrikgüler 
und zu einstweiliger Nutzniessung abgegebenen Güter, üiid die Vor- 
steher der Judengenieinden, wenn diese Dörfer, Güter und Gemeinden 
innerhalb des Grenzbezirks liegen und in denselben oder in deren 
Nähe Niederlagen heimlich eingeführter, ausländischer Waaren ange- 
troffen werden. 

$. 8i2. Wenn ein heimlicher W'aarentransport von einem Trupp 
Menschen begleitet war, so finden nicht, nur die in §. 7(19 und 801 
verordneten Geldbussen statt, sondern es werden überdem die Haupt- 
schuldigen, je nach den Umständen und besonders wenn die Begleiter 
des Transports auf irgend eine W'eise bewaffnet waren, entweder mm 
dritten oder zum vierten Grad der correctionnellen Strafen, erster 
Klasse (.VIV, .XV), und alle übrige Thcilnehmer zur correctionnellen 
Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (XVIII) vcrurtheilt. — Leisten 
die bei einem heimlichen Waarentransport betheiligten Personen den 
Häschern thätlichen Widerstand, so werden sie, wie für Widersetz- 
lichkeit, nach §. 28f— 292 bestraft. 

§. 8/J. Ausländische Zeuge (gleichviel ob ganze oder angeschnittene 
Stucke) die der Stempelung unterliegen aber keinen Stempel haben, 
und russische Waaren, die sich unter Contrebande-Waaren vorfinden 
und mit keinem ihren Ursprung bezeugenden Stempel versehen sind, 
werden confiscirt. Ueberdern muss, wenn die Einfuhr dieser Gegen- 
stände unbedingt verboten ist, deren zweifacher Werth, und wenn 
sie zwar erlaubt aber besteuert ist, der fünffache Betrag des Zolles 
bezahlt werden. — Diese Strafen finden auch statt, wenn russische 
oder ausländische, in Russland gefärbte oder bearbeitete Waaren ent- 
deckt werden, an denen die Jlerkzeichen der Fabrikanten, welche sie 
gefärbt oder bearbeitet haben, fehlen. 

§. 8/4. Wenn ausländische Waaren, die zwar den echten Zollstempel 
tragen, aber in den Verzeichnissen des Zollamts nicht erwähnt, mit- 
hin im Zollhause gesetzwidrig gestempelt worden sind, sich noch in 
der ersten Hand befinden, und deren Eigenthümer nicht darthun kann, 
dass er dafür den Zoll entrichtet hat ; so werden sie confiscirt. Den 
Eigenthümer aber trifft überdem die in §. 412 bestimmte Strafe der 
Bestechung, wenn es sich ausweiset, dass er seine Waare durch 
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einen bestochenen Zollbeamten hat stempeln lassen. — Wird die im 
Zollhause betrUglich gestempelte Waare im Innern des Reichs entdeckt, 
nachdem sie aus der ersten Hand in andere libergegangen, so unter- 
liegt sie nicht der Conflscation ; der Consignalar aber, welcher sie im 
Zollamt deklarirt hat, wird alsdann nach §. 412 bestraft. 

Waaren, die einen falschen Stempel tragen, sind zu confiscireni 
und die bei der Fälschung betheiligten Personen werden zu den in 
$. 790 dem Schleichhandel angedrolieten Geldbussen und übcrdem zur 
peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X) verurtheiit. 

^.8i3. Wer russische Gold-, Platin- oder Silber-Münzen heimlich 
durch eine Zollstätle führt oder mit solchem Gelde eine Zollstätte 
umgeht, zahlt im ersten Fall zehn, und im letzten Fall fünfundzwanzig 
Prozent von der ganzen Summe , die er bei sich hat , und auch von 
den drcissig Rubeln, welche der Reisende sonst nicht zu deklariren 
braucht. 

§.8 iß. Russische Reichsassignationen , Reichskassenbillete , Depo- 
siten- oder Creditbillete, Lombardbillete und Schuldscheine der kaiser- 
lichen Ledibank, die aus Russland ausgeführt oder nach Russland 
eingeführt werden, unterliegen der Conliscation. Ebenso die Assigna- 
lioncn und Creditbillete , welche auf russischen Schiffen, aus einem 
russischen Hafen in einen andern russischen Hafen gebracht und nicht 
vorschriltmässig im Zollamt angezeigt werden. 

§. 8/7. Ausländische, heimlich eingeführte Spielkarten werden con- 
fiscirl, und der Einfuhrer sowohl als der Käufer derselben muss 
überdem, für jedes Dutzend Spiele, fünfzehn Rub. Strafe zahlen. 
Diese Geldbussc muss auch dann erlegt werden , wenn die Vorgefun- 
denen Karten kein volles Dutzend Spiele ausmachen. 

§.8/8. Ausländische Lotterie-Bilicte, die im Zollamt nicht angezeigt 
oder nicht innerhalb dreier Monate, nachdem das Zollamt sie in Be- 
schlag genommen, ins Ausland zurückgeschickt werden, unterliegen 
der Conflscation. 

§.8/8. Wer ausländische , geistige Getränke heimlich einführt, 
zahlt, wenn die Getränke sich in solchen Gefässen befinden, in denen 
die Einfuhr derselben erlaubt ist, die Geldbusse, welche §.799 N“ 2 
dem heimlichen Einführer erlaubter Waaren androhet. Befinden sich 
die Getränke in Gefässen von nicht gehöriger Grösse, so wird er, wie 
für heimliche Einfuhr verbotener Waaren, nach §. 799 N“ 1 bestraft. 

§. 820. Wenn ausländische, im Innern des Reichs angehaltcne, 
geistige Getränke mit ihren Proben und Begleitscheinen nicht überein- 
stimmen, oder von gar keinen Proben und Schemen begleitet sind: 
so werden die Schuldigen nach §. 799 gestraft. 

§.82/. Wer verbotene, aus Getreide destillirte Getränke heimlich 
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durch Gegenden führt, wo keine Brantweinspachl besteht, muss den 
zweifachen Verkaufpreis dieser Getränke zahlen, die uberdem conflscirt 
werden. — Wenn solche Getränke heimlich vom Auslande in Gegenden 
eingeführt werden , wo die Brantweinspacht oder die Tranksteuer 
besteht , so unterliegen sie ebenfalls der Cunfiscatinn und den Schul- 
digen trilft überdem eine Geldstrafe, die im Bereich der Tranksteuer 
nach der Tranksteuer-Ordnung bestimmt wird , im Bezirk der Brant- 
weinspacht aber, nach Inhalt des Pachtkontrakts, den dreifachen 
Verkaufpreis der Getränke beträgt. Bei Feststellung dieses Preises 
dient der dem Pachtkontrakt angehängte Tarif als Biclilschniir. 

§, 82S. Ausländischer Porter , der nicht mit den Siegeln oder 
Plomben des Zollamtes versehen ist, wird conliscirt, und der damit 
betretene Schleichhändler zaiilt überdem, für jeden Eimer dieses Ge- 
tränkes, einen Rubel achtzig Kopeken Strafe. 

823. Thee Jeglicher Art, mit welchem Handelsleute in den west- 
lichen Gouvernements herumziehen oder den sie aus den westlichen 
in die innern Gouvernements des Reichs führen, wird conflscirt, wenn 
die Kisten oder Schachteln, in denen er enthalten ist, nicht gehörig 
emballirt und nicht mit den Plomben des Kiachtaer, St. Petersburger 
oder Moskauer Zollamtes versehen sind. Der Führer solcher nicht 
gehörig emballirten oder nicht plombirten Kisten zahlt überdem drei 
Rubel Strafe für jedes Pfund. Dieselben Strafen finden statt, wenn 
die Emballage geölfuel ist, es sey denn, dass der Thee einem Krämer 
gehöre, der damit im Kleinen handelt. 

§. 824. Die heimliche Einfuhr von Pferden wird nach §. 799 N“ 2, 
die heimliche .\usfuhr solcher Thiere aber nach §. 802 N“ 2 bestraft. 

%.82ä. Wenn Fuhrleute, Bootsleute, Bauern oder andere Personen 
dieses Standes Feuergew ehre aus Finnland einführen , so müssen sie 
für jedes Stück zehn Rub. Strafe zahlen. Die Gewehre werden über- 
dem conflscirt. 

§. 826. Wenn ein Fischerboot oder anderes kleines Fahrzeug an 
der Küste der Ostseeprovinzen oder des Gouvernements St. Peters- 
burg Waaren auf die hohe See initnimmt, die nicht ausgeführt werden 
dürfen, oder an das Ufer mit Gegenständen zurückkehrt, die in dem 
für den Handel der Küstenbewohner publicirten Verzeichniss nicht 
genannt sind, so wie auch wenn ein solches Fahrzeug von der See 
ausländische Waaren in grösserer Menge milbringt, als erlaubt ist, und 
keinen Begleitschein vorzuzeigen hat, werden alle solche Gegenstände 
als Contrebande betrachtet, und deren Eigenihümer nach §.799, 801 
und 802 bestraft. 

§. 827. Wenn ein mit der Post vom Auslande kommendes Packet 
Sachen enthält, deren Einfuhr verboten oder besteuert ist, und wenn 

{> 
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solches nicht auf dem Umschlag angemerkt ist, so werden diese 
Sachen confiscirt. 

$. 8S8. Wenn Waaren , deren Ausruhr aus Tscherkcssien und 
Abchasien verboten ist, in ein russisches Zollamt gebracht werden, 
so unterliegen sie der Conflscation. 

II. Vergehen wider das Regulativ über Einfuhr und Ausfuhr. 

§. 829. Der Schiffer und Frachtfuhrmann , welcher einen Fracht- 
zcttel*^ ohne Unterschrift vorzcigt, zahlt einen Rub. Strafe. 

§. 8S0. Der Schiffer und Fuhrmann , welcher die Duplikate seiner 
Frachtzettel nicht zu gehöriger Zeit der zuständigen Behörde vorlegt, 
zahlt für jedes fehlende Duplikat zwei Rubel Strafe. 

^.83i. Wenn ein Schiffer oder Fuhrmann seine Frachtzettel gar 
nicht oder nicht zu gehöriger Zeit bei der zuständigen Behörde ein- 
reicht, wenn die Frachlzettel Unrichtigkeiten, Correcturen, radirte 
Stellen oder Lücken enthalten , wenn darin die gedruckten Worte 
abgeändert sind, oder wenn sich darin sonst etwas Regelwidriges 
findet , woraus geschlossen werden kann, dass mit der Qualität oder 
Quantität der Waaren eine Veränderung, um den Zull zu defraudiren, 
vorgenommen worden sey, endlich auch wenn die Frachtzcitel mit dem 
Inhalt der Ladung nicht übereinslimmen ; so muss der Einfuhrzoll 
mit einem Zuschuss (Accidenz) von zehn Kopeken auf jeden Rubel 
erlegt werden. 

Enthalten die Frachtzcitel Correcturen in Betreff der Quantität der 
Waaren , so wird die Accidenz auf folgende Weise bestimmt : 

1. Wenn sämmtlichc die Quantität bezeichnende Ziffern abgeändert 
sind , so muss die .\ccidenz für die ganze wirklich vorhandene Quan- 
tität entrichtet werden. 

2. Sind nicht alle Ziffern abgeändert, so wird der zu zahlende Zu- 
schuss nach der Differenz berechnet, welche zwischen dem höchsten 
Zahlzeichen, das au der radirten Stelle stehen könnte, und der ihr 
substituirlen .stattflndel. In keinem Fall aber darf die Accidenz für eine 
grössere als die wirklich vorhandene Quantität gefordert werden. 

^.839. In den Häfen, wo Quarantäne-.Vnstallen bestehen, wird 
die Accidenz nur dann beigelriebcn, wenn Frachtstücke oder Kauf- 
mannsgüler ohne Frachlzettel eingefiihrt oder in den eingereichten 
Frachtzetteln nicht erwähnt, oder wenn die Frachtzettel nicht vor- 
schriftmässig abgefasst sind. .\uch kommen die Verfügungen des §.831 
über unrichtige, corrigirte und mit der Ladung nicht übereinstimmende 

*) FraebtzeUd ist hier als der allf^emcino Ausdruck für SeefradilzeUcI (Con- 
nofsamente) und LandfrachUetlel gebraucht worden. D. l/e6ers. 
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Frachtzettel! in den Quarantäne-Häfen nur dann zur Anwendung, wenn 
die Anzahl der Frachtstücke im Verzeichniss falsch angegeben oder 
durch Correctur abgeändert ist, oder mit der wirklich vorhandenen 
Anzahl nicht übereinstimmt. — Finden sich im Schiff weniger Fracht- 
stücke, als die Connussamente besagen, und kann der Schilfer nicht 
darthun, dass er die fehlenden nicht empfangen oder dass er sie m’s 
Meer geworfen oder unterwegs abgeladen hat : so muss er für die 
fehlenden Waaren den Zoll zahlen, mit dem die beste Sorte der im 
Connossament genannten Gattung belegt ist. 

J. 855 . Die Accidenz muss auch für Waaren gezahlt werden, deren 
Gewicht im Frachtzeltcl so angegeben ist, dass es ungewiss bleibt, 
ob Brutto- oder Nettogewicht gemeint sey, so wie auch dann, wenn 
die Waaren nicht der Zollordnung gemäss benannt sind. — In den 
Quarantäne-Häfen wird keine Accidenz dafür gefordert, dass das Ge- 
wicht der Kaufmannsgüter ohne Unterscheidung zwischen Brutto und 
Netto angegeben ist. 

§. 854 . Wenn es sich bei der Visitation ausweiset, dass von einer 
Waare mehr oder weniger vorhanden ist, als im Frachtzeitei sieht, 
und dass der Unterschied , bei ansteckbaren , der Quarantäne unter- 
liegenden Gütern zehn Prozent , bei nichtansteckbaren acht Prozent 
übersteigt, und wenn nicht dargethan wird, dass dieser Unterschied 
durch Haferei erzeugt ist ; so muss die Accidenz (nämlich zehn Prozent 
des Zolles) für die ganze im Frachtzettel unter derselben Rubrik ge- 
nannte Waarenpartie, an welcher sich ein Uebermass oder Mindermass 
zeigt, gezahlt werden. — Ist aber die Quantität einer Waare nicht nur 
im Frachtzettel, sondern auch in der Deklaration des Consignalars •) 
so unrichtig angezcigt, dass zwischen der genannten und der vorhan- 
denen Quantität ein Unterschied von mehr denn bezicimngsweise acht 
oder zehn Prozent .staltflndet: so wird keine .Accidenz gefordert, sondern 
es treten , wegen der unrichtigen Deklaration des Consignalars , die 
in §. 849 und 850 verordneleti Strafen ein. 

Für flüssige Waaren wird die Accidenz nur dann gefordert, wenn 
die Gefässe, worin sie sich beliiiden, nicht das im Frachtzeltcl ange- 
gebene Mass haben und einen Ueber.schuss von mehr denn acht oder 
zehn Prozent zeigen. Ist die Flüssigkeit in Flaschen enthalten , so 
wird die .Accidenz eingetrieben, sowohl w enn sich mehr als auch wenn 
sich weniger vorfindet, als im Frachlzellel angezeigt ist, und der 
Unterschied beziehungsweise acht oder zehn Prozent übersteigt. 

Dieser $. findet in Quarantäne-Häfen keine .Anwendung. 

*) Ü. b. in der ScbriTl, welclic der Knufiiiaiiii, uii <loii die ^^aa^e adressirl i.%t, 
oder der lie flus dem Zollamt lösen will, daselbst eiiireichen iiin.^s. Diene Schrift 
ift von der Deklaration des Schiffer* und Fuhrmannes zu unterscheiden. D, Veherw. 

\ 2 * 
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$. 83S. Die Accidenz >vird auch dann eingefurderC, wenn die dem 
Zullamt vorgeleglen Frachtzcltel dergestalt beschädigt sind, dass sich 
aus ihnen weder die Qualität noch die Quantität der Waaren er- 
sehen lässt. 

§. C56. Wenn bei einem Schiffer, der vom Äiislande in einen rus- 
sischen Hafen unter dem Vorwand einläufl, seine Ladung zu ergänzen, 
doppelte Dokumente gefunden werden, aus denen erhellt, dass seine 
Waaren nach Russland bestimmt sind, so wird er, wie fiir heimliche 
Waareneinfuhr , nach §. 799 und SOI bestraft. — Derselben Strafe 
unterliegt der Schiffer, welcher angeblich aus Nutli und wegen Haferei 
in einen russischen Hafen cinläuft, w enn sich bei ihm doppelte Doku- 
mente finden, aus denen erhellt, dass seine Ladung für diesen Hafen 
bestimmt ist. 

§. 837. Wenn ein Schiffer oder Fuhrmann verbotene Waaren auf 
Ordre nach Russland bringt, Connossamenle vorzeigt, worin diese 
Gegenstände falsch benannt sind, und liberdem keine in Russland vor- 
handene Person als Kigenthümer oder Empfänger derselben nachweiset: 
so muss er für jedes Pfund brutto der verbotenen Waare zwei Rub. 
Strafe zahlen. Die verbotene Waare selbst wird confiscirt. 

§. 838. Der Schiffer oder Frachtfuhrmann, der nicht innerhalb des 
gesetzlichen Termins persönlich im Zollamt oder in der Quarantäne 
erscheint und seine Deklaration einreichl, zahlt zehn Rub. Strafe. 

§. 839. Wenn die Deklaration eines Schiffers oder Fuhrmanns mit 
den im Schiff oder Fuhrw erk Vorgefundenen Gütern nicht übereinstimmt, 
so wird nach folgenden Regeln verfahren ; 

1. Werden bei der Durchsuchung Gegenstände gefunden, die weder 
in der Deklaration noch in den Frachlzetteln genannt sind, und die 
auch der Schiffer oder Fuhrmann nicht als die seinigen anspricht: so 
muss das Zollamt abwarlen, ob sich innerhalb der gesetzlichen FTist 
Jemand als Cunsignatar meldet und sein Hecht daran durch Fakturen 
oder Connossamente darthut. Geschieht Dieses, so werden die frag- 
lichen Gegenstände dem Gonsignatar gegen Erlegung des Zolles und 
der .Vccidenz verabfolgt, der Schiffer oder Frachtführer aber um soviel 
gestraft, als der Einfuhrzoll dieser Sachen beträgt. 

2. .Meldet sich innerhalb der gesetzlichen Frist kein Consignatar zu 
den in der Deklaration übergangenen und in keinem Frachtzettel ge- 
nannten Gütern, oder weiset es sich aus, dass diese dem Schiffer oder 
F'uhrmann gehören : so wird, falls dieselben mit einem Einfuhrzoll 
belegt sind, nach §. 799, und falls sie zollfrei sind, nach §. 801 ver- 
fahren. 

3. Für Jedes in der Deklaration nicht erwähnte Frachtstück mit 
Passagiergut zahlt der Schiffer zehn Rub. Strafe. 
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4. Wenn sich ein in der Deklaration erwähntes Frachtstück, dessen 
Inhalt nach Qualität und Quantität im Frachtzetlel angegeben ist, bei 
der Visitation nicht vorfindet, so zahlt der Schilfer oder Fuhrmann 
dafür den höchsten auf Waaren von dieser Qualität haftenden Zoll. 

5. Die soeben erwähnte Strafe zahlt der Schilfer oder Fuhrmann 
für das in der Deklaration genannte aber bei der Visitation vermisste 
Frachtstück auch dann , wenn der Frachlzettel gar nicht vorgezeigt 
worden ist oder keine Angabe über Qualität und Quantität der ver- 
missten Waaren enthält, dieser Mangel aber durch eine rechtzeitig und 
in gesetzlicher Form beigebrachte Faktur ersetzt wird. — Wird keine 
solche Faktur producirt, so muss der Schilfer oder Fuhrmann für 
jedes fehlende Frachtstück zweihundert Kub. Strafe zahlen, bis zu 
deren Entrichtung das Schilf, Fahrzeug oder Fuhrwerk unter Beschlag 
bleibt. 

6. Die unter N" 4 und 5 verordnelen Strafen treffen den Schiffer 
und Fuhrmann auch rücksichtlich der in seiner Deklaration als „zweifel- 
haft“ aufgeführten Frachtstücke, wenn sich diese bei der Visitation 
nicht vorflnden und wenn auch weder im Frachtzettel angemerkt noch 
durch andere genügende Beweise dargelhan ist, dass sie nicht mit- 
genommen oder unlerw'cgs abgeladen worden sind. 

7. Wenn ein Frachtstück aus einem Seeschiff in ein Lichlerschiff 
überladen worden ist und aus diesem verloren geht, so treffen die 
unter N“ 4 und 5 verordnelen Strafen den Fiihrer des Lichlerschiffs. 

§. 840. Wenn der Schiffer oder dessen Leute Waaren zum Verkauf 
mitbringen , die in der Deklaration nicht nach Qualität und Quantität 
angezeigt sind (wie die Verordnung über Connossamente vorschreibl), 
so wird für diese Waaren der Einfuhrzoll mit einer .Accidenz von zehn 
Prozent erhoben. 

$.84i. Wenn in der Deklaration über ein mit der ausländischen 
Post in Taurogen ankomniendes Packet der Inhalt desselben als zur 
Einfuhr erlaubt angegeben ist, bei der Visitation aber sich das Gegen- 
Iheil ergibt : so werden die zur Einfuhr verbotenen Sachen confiscirt.*j 

§.848. Der Consignalar, welcher seine Deklaration nicht innerhalb 
der gesetzlichen Frist im Zollamt einreicht, muss für zollbare Gegen- 
stände den Zoll mit der Accidenz von zehn Prozent, für zollfreie 
aber ein Prozent ihres Werthes erlegen. 

J. 845. Der Consignalar, welcher vom Zollamt einen Stempelbogen 
empfangen hat um darauf seine Deklaration zu schreiben , und ihn 
abhanden kommen lässt oder die Deklaration verliert, nachdem von 
ihr im Zollamt eine Copie genommen ist, oder sie nicht in das Zollamt 
bringt um sie abschreiben zu lassen, zahlt zweihundert Bub. Strafe, 

*) §. S27. 
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er sey Eigenlhumer der Waure oder bloss Geschsnsführer des Eigen- 
thttmers. — Wird ilim dabei eine betrügerische Absicht nachgewiesen, 
so erleidet er die Strafe des Betrugs nach $. 2202. 

$. 844 . Der Consignatar , welcher in seiner Deklaration anf dem 
Stempelbogen eine Correctur macht, oder die Deklaration während der 
Sitzung des Zollamts, in welcher er den Stempelbogen empfangen hat, 
nicht beendigt und dieses Papier, statt es dem Düjour-Beamten zurück- 
zustellen, bis zum folgenden Tage bei sich behält, zahlt zehn Hub. 
Strafe. 

$. 848 . Der Consignatar, welcher in seiner Deklaration die Waaren 
nicht dem Tarif gemäss, nach Gattung und Sorten, mit ihrem wahren 
Namen bezeichnet, oder die Quantität und Qualität derselben wegen 
vorgeblicher Unkunde nicht nennt, zahlt den Zull mit einer Accidenz 
von zehn Prozent. 

$. 846 . Derselben Strafe unterliegt der Consignatar, wenn er in seiner 
Deklaration ausländische Gewichte und Masse erwähnt, ohne das Land 
oder die Stadt, wo diese gebräuchlich sind, zu nennen. 

§. 847 . Wenn der Consignatar in seiner Deklaration die Qualität 
einer Waare unrichtig bezeichnet und diesen Fehler nicht innerhalb der 
gesetzlichen Frist anzeigt , oder die Anzeige zwar macht , sich aber 
dabei auf eine Faktur beruft, in welcher die Qualität der Waare eben- 
falls falsch angedeutet ist : so muss er für die Waare, falls sie von 
höherer Qualität ist, als das Dokument besagt, den Zoll anderthalbmal 
bezahlen. Ist die Waare von geringerer Qualität, so wird der Zoll 
nach der im Dokument genannten Qualität berechnet. 

§. 848 . Wenn in der Deklaration des Consignatars das Gewicht, 
das Mass oder die Stückzahl einer nach dem Werth besteuerten Waare 
zu niedrig oder zu hoch angegeben und der Irrlhum nicht rechtzeitig 
berichtigt wird : so muss, auch wenn der Werth der Waare richtig 
angezeigt ist, der Zull mit einer Accidenz von zehn Prozent gezahlt 
werden. 

$. 849 . Wenn die Quantität der zur Visitation gebrachten Waare 
grösser ist, als die Deklaration des Consignatars oder die Faktur 
besagt, und die Differenz bei pestemplanglichen Gütern zehn Prozent, 
bei nichtempfänglicben acht Prozent übersteigt ; so wird das vor- 
handene Uebermass confiscirl. — Ist die Waare von der Art, dass kein 
Theil derselben ohne Beschädigung des Ganzen davon getrennt werden 
kann : so wird, statt der Conflscation, der fünffache Zoll vom Ueber- 
mass erhoben. 

§. 880 . Wenn es sich bei der Visitation answeiset, dass die Quan- 
tität einer Waare geringer ist, als die Deklaration des Consignatars 
oder die Faktur besagt und dass der Unterschied bei pestempfänglichen 
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Gillern zehn Prozent, bei nicht empfänglichen acht Prozent übersteigt, 
ohne erweisliche Folge einer Haferei zu seyn : so muss der Zoll 
nach dem Inhalt der Deklaration gezahlt werden. 

§.8äl. Wenn bei flüssigen Waaren das Mass der Gefässe un- 
richtig angegeben ist, und die wirkliche Quantität der Waare die in 
der Deklaration des Consignatars genannte um mehr denn acht oder 
zehn Prozent beziehungsweise übersteigt : so wird für dieses Ueber- 
mass der Zoll mit der .Vccidenz von zehn Prozent entrichtet. — Wenn 
die wirkliche Quantität einer in Flaschen enthaltenen flüssigen Waare 
grösser oder kleiner ist, als die Deklaration des Consignatars besagt: 
so wird im ersten Fall das Uebermass conflscirt, im zweiten Fall der 
Zoll nach Inhalt der Deklaration erhoben. 

§. 8S2. Wenn sich bei der Visitation des krimischen Salzes, welches 
zur See nach den Häfen des schwarzen Meeres und Bessarabiens ge- 
bracht oder auf dem Dnieper und der Donau eingeführt wird, mehr 
oder weniger vorfiudet , als die Deklaration besagt, so kommen auch 
hier die Regeln der §§. 849 und 850 zur Anwendung. — Kommt 
solches Salz in einen Hafen des asowschen Meeres oder über Cherson 
nach Odessa, so wird das Uebermass, wenn es mehr als acht oder 
zehn Prozent beträgt, conflscirt. Ist das Salz in geringerer Quantität 
vorhanden, als die Frachtzettel bezeugen ; so findet keine Strafe statt. 

§.8ä3. Wenn die Qualität türkischer Fabrikate aus Seide, Halbseide, 
Baumwolle oder Wolle, welche in der Deklaration nach der Stückzahl 
angegeben werden dürfen , unrichtig bezeichnet ist , und wenn sich, 
statt der angekündigten Waare, eine andere, höher besteuerte vor- 
findet : so muss für diese der Einfuhrzoll mit einer Accidenz von 
zehn Prozent gezahlt werden. 

§.884. Die für eine regelwidrige Deklaration des Consignatars zu 
zahlende Accidenz wird unabhängig von derjenigen eingetrieben, welche 
für fehlerhafte Frachtzettel erlegt werden muss. 

§. 8o8. Finden sich bei der Visitation Waaren, deren die Deklaration 
des Consignatars nicht erwähnt : so unterliegen sie, falls es verbotene 
oder besteuerte Waaren sind, der Conflscation, und es wird über- 
dem der Einfuhrzoll der besteuerten und der doppelte Werth der 
verbotenen eingefordert. Sind es zollfreie Waaren, so werden sie nicht 
conflscirt, sondern gegen Erlegung von zehn Prozent ihres Werthes 
dem Eigenthümer verabfolgt. 

Wenn die Quantität einer Waare grösser befunden wird, als die 
Deklaration des Consignatars besagt, und wenn der Ueberschuss bei 
pestempflnglichen Gegenständen zehn Prozent, bei nichtempfäuglichen 
acht Prozent übersteigt; so wird bloss der Ueberschuss conflscirt.*) 

•j s. §. ö»9. 
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§. 886. Wenn in einem Zollamt Waaren ankommen, deren Einfuhr 
zwar nicht im ganzen Reich, aber doch an dieser Zullslätte verboten 
ist, so wird darauf gesehen, ob sie in dem FrachlzcUel und in der 
rechtzeitig eingereichten Deklaration des Consignatars mit ihren wahren 
oder mit falschen Namen bezeichnet sind. Im ersten Fall dürfen solche 
Gegenstände wiederausgeführt werden ; im letzten aber werden sie 
confiscirt und der Schuldige muss deren funITachen Einfuhrzoll zahlen. 

§. 8S7. Wenn es sich bei der Visitation auszuführender Waaren 
ausweiset, dass die Qualität derselben in der Deklaration unrichtig 
angegeben ist ; so w ird der Zoll für die wirklich Vorgefundene Waare 
nebst einer Accidenz von zehn Prozent erhoben. 

$. 8S8. Wenn die Quantität ausländischer Waaren, die aus Odessa 
wiederausgeführt w erden sollen, dem Zollamt unrichtig angegeben wird 
und die Differenz (gleichviel ob Uebermass oder Mindermass) mehr 
als fünf Prozent von der deklarirten Quantität ausmacht : so muss 
Derjenige, der die Angabe eingereicht hat, den Zoll für soviel, als 
die Differenz beträgt, in die Kasse der Stadt Odessa zahlen. 

Wenn Kaufmannsgüter, für welche das Zollamt noch keinen 
Passirzetlel ausgestellt hat, in Folge eines Einverständnisses mit 
dem Fjgenthümer aus dem Packhause abgelassen werden ; so muss 
der EigenthUmer den Werth derselben nebst fünffachem Zoll erlegen. 

§. 860. Der Schiffer, welcher, mit oder ohne Ladung, einem rus.si- 
schen Hafen nahet, und nicht bei dem ersten Wachschiff beilegt, zahlt 
fünf Kub. Strafe, es sey denn, dass er durch stürmisches W'etter, 
Haferei oder feindliche Verfolgung gezwungen war gerade in den 
Hafen einzulaufen. 

%.861. Der Schiffer, welcher, ohne seine Deklaration bei der 
äussern Zollstätte einzureichen und seine Ladung daselbst besich- 
tigen und versiegeln zu lassen, gerade zum Hauptzollamt steuert, 
zaiilt hundert Ruh. Strafe. — Wenn der Führer eines Lichterschiffes 
dieäuscre Zollstätte verlässt, ohne seine Ladung dasselbst versiegeln 
zu lassen, so zahlt er fünfsig Rub. Strafe. — Ebensoviel zahlt der 
Schiffer, der seinen Standort im Hafen verändert, ohne dazu durch 
stürmisches Weiter gezwungen zu seyn. 

$. tiOÜ. Wenn ein Schiffer oder Führer eines Lichterschiffs mit 
Waaren, die zur Ausfuhr beslimml sind, von dem Hauptzollamt zur 
äussern Zollstätte segelt, ohne dass seine Luken versiegelt worden, 
so zahlt er fünfzig Rub. Strafe. — Wenn er ohne dringende Ursache 
den Hafen verlässt bevor ihm das Zollamt seinen Pass ausgefertigt 
hat, so zahlt er hundert Rub. Strafe. 

§. 865. Wenn ein ankommender Schiffer Sehiesspulver am Bord 

Der Züllbciiicnteii Vebert. 
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hat und solches, seiuer schriniichen Versicherung zuwider, nicht an- 
zeigt: so wird das Pulver conflscirt, und er muss dessen zweifachen 
Werth als Strafe erlegen. Beträgt die Quantität des bei ihm Vorge- 
fundenen Pulvers zwei Pfund oder mehr, so zahlt er überdem hun- 
dert Rub. Strafe 

§. 864. Wer Etwas von einem ankommenden Schiff oder Fuhrwerk 
abhult oder eiitfernt bevor die Ladung im Zollamt angezeigt ist, wird 
ohne Rücksicht darauf, ob er zum Schiff oder Fuhrwerk gehört oder 
nicht, mit den in §. 799 und SOI angeordiieten Strafen des Schleich- 
handels belegt. — Dieselben Strafen neb.st Degradation treffen den 
Befehlshaber eines Kriegsfahrzeugs , der nach Russland W'aaren mit- 
bringt und dem Zollamt nicht anzcigt, so wie Jeden Beamten, der 
heimlich Waaren einem abgehenden Schiffe zulührt, oder von einem 
ankommenden Schiffe abholt. 

§. 86S. Der Schiffer, der seine Ladung an einem andern als dem 
dazu angewiesenen ürt ausladet, zahlt hundert Rub. Strafe. — Wenn 
verbotene oder dem Zollamt verheimlichte Waaren auf solche Weise 
ausgeladen werden, so unterliegen diese der Conflscation, und die 
Schuldigen werdeti, wie für heimliche Einfuhr, nach §. 799 bestraR. 

§. 866. Der Schiffer, der Etwas aus seinem Schiffe ausladet , ohne 
dazu Erlaubniss zu haben, zahlt fünfzig Rub. Strafe. 

§.86*7. Der Schiffer, der beim .\usladen die Slückpforten seines 
Schiffs weiter öffnet, als der Schiffsaufseher verordnet, zahlt fünf- 
undzwanzig Rub. Strafe. 

§. 868. Wenn der Schiffer ein Frachtstück am Bord des Schiffs 
öffnet oder losbindet ; so wird er, auch wenn die Staatskasse da- 
durch keinen Verlust erleidet, mit einer Geldbusse von hundert Rub. 
belegt. Geschah solches durch den EigenthUmer des Frachtstücks, so 
zahlt dieser ebensoviel. 

Wenn der EigenthUmer eines im Packhause hinterlegten Fracht- 
stücks dieses öffnet und die darin enthaltenen Sachen mit andern ver- 
tauscht oder vertauschen lässt: so wird er, wie für einen Betrug, 
nach $. 2202 bestraft, und muss überdem, falls die herausgenom- 
menen Waaren zur Einfuhr erlaubt sind , deren Werth nebst fünffachem 
Zoll, und wenn sie verboten sind, deren dreifachen Werth bezahlen. 
Die herausgenommenen Gegeusläiidc werden, falls sie noch zu finden 
sind, ebenso wie die an deren Stelle gelegten, conflscirt. 

§. 869. Wenn auf einem ankommenden Schiffe die Zollsiegel oder 
die Schnüre, an welchen diese haften, beschädigt werden, so zahlt 
der Schiffer hundert Rub. Strafe. 

§.870. Die in §. 8G9 angeordnete Strafe triflU den Schiffer auch 
dann, wenn er sich der Versiegelung der Luken und Oeffnungen 
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des Schiffraumes widerselzt, oder nicht zaiässt, dass Schränke, Schach- 
teln, Schreibladen, Kasten oder andere im Schiff befindliche Behälter 
versiegelt werden, die ihm oder dem Schiffsvolk gehören und zur 
Aulbewahrung von Effekten oder Waaren dienen oder dienen können. 
Auch für jeden solchen Behälter, den er nicht anzeigt, muss er 
hundert Kuh. Strafe zahlen. 

%.87i. Der Schiffer, der irgend Etwas ohne Erlaubnissschein des 
Zollamts ins Schiff ladet, oder, nachdem er vom Zollamt den Dass 
zum .Absegeln erhalten hat, noch \Yaaren an Bord nimmt ohne sie 
dem Zollamt anzuzeigen, wird, wie für heimliche Waarenausftihr, 
nach §. 802 bestraft. — Nach eben diesem §. wird dann verfahren, 
wenn die Quantität einer auszuführenden VVaarc am Grenzzollamt 
grösser befunden wird, als sie in dem Zeugniss eines Binnen-Zoll- 
amts angegeben ist, und wenn der Eigenthümer darüber keine An- 
zeige gemacht hat. 

§. 87S. Der Schiffer, der seine Ladung an einer andern als deran- 
gevviesenen Stelle oder zu unerlaubter Zeit einnimmt, wird ebenfalls 
wie für heimliche VVaarenausfuhr, nach $. 802 gestraft. 

Ilt. Unordnungen beim Transport der IVaaren von einer 
ZoUslütle zur andern und beim Transit. 

§.875. Wer Waaren von einem Eingangs-Zollamt zu einem Nieder- 
lags-Zollamt zu transportiren hat und den Empfangschein dieses letz- 
tem nicht innerhalb dreier Monate, nachdem derselbe ausgefertigt 
worden, dem Eingangs-Zollamt zustellt und auch keine gültige Ent- 
schuldigung beibringt, verliert die als Pfand hinterlegte Summe oder 
muss diejenige zahlen, ftir die er Bürgschaft gestellt hat. 

§.874. Wenn Frachtstücke, die im Eingangs-Zollamt visitirt und 
von dort nur mit äussern Plomben oder Siegeln e.xpedirt worden sind, 
am Bestimmungsort mit beschädigten Plomben oder Siegeln anlangen, 
— wenn sie im Eingangs - Zollamt nicht visitirt und deswegen mit 
zweifachen Plomben oder Siegeln expedirt worden sind und mit ver- 
letzten äussern Plomben anlangen, oder endlich wenn bloss die innern 
Plomben und die Siegel des untern Umschlags verletzt, die äussern 
und auf dem obern Umschlag angebrachten aber unversehrt geblieben 
sind: so muss der Eigenthümer der Waaren, in jedem dieser Fälle, 
der Staatskasse einen Rubel für das Pud brutto und ebensoviel für 
Jedes Frachtstück, das weniger als ein Pud wiegt, zahlen. 

Wenn aber an Frachtstücken, die im Eingangs-Zollamt nicht visitirt 
wurden, sowohl die äussern als die innern Plomben und Siegel verletzt 
sind: so muss der Eigenthümer für jedes Pfund bnilto fünf Rubel, und 
für jedes Frachtstück , das kein volles Pfund wiegt, ebensoviel zahlen. 
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§. 87ä. Ausser den in $. 874 verordneten Strafgeldern , muss für 
jede verloren gegangene Plombe ein Rubel gezahlt werden. 

§. 876. Wenn der Verband oder die Packhülle einer Kiste oder 
die Kiste selbst beschädigt ist, so unterliegt der Schuldige denselben 
Strafen, die in §. 874 für Beschädigung der Plomben angedroht sind. 

§.877 Wenn ein vom Eingangs-Zollamt expedirter Waarentrans- 
port am Niederlags-Zollamt erst nach Ablauf der im Begleitschein 
genannten Frist, jedoch noch innerhalb dreier Monate nach diesem 
Termin anlangt: so müssen für jedes Pud brutto zwei Rubel, und 
für jedes Frachtstück, das weniger als ein Pud wiegt, ebensoviel ge- 
zahlt werden. — Wenn ein im Eingangs-Zollamt besichtigtes Fracht- 
stück nicht innerhalb dreier Monate am Niederlags-Zollamt abgeliefcrt, 
und kein gesetzlicher Fmtschuldigungsgrund nachgewiesen wird: so 
ist nicht nur das hinterlegte Pfand verfallen, sondern es muss auch 
der Zoll von den im Begleitschein genannten Waaren gezahlt werden. 
Ist der Begleitschein verloren gegangen, so wird der Zoll nach dem 
Bericht des Eingangs-Zollamts erhoben. — Weiset es sich aber aus, 
dass das fragliche Frachtstück gestolden worden ist, so wird dafür 
bloss der Zoll gezahlt) und das Pfand oder die Caution dem Eigen- 
thühmer zurückgegeben. 

§.878. Wenn ein im Eingangs-Zollamt nichtvisitirtes Frachtstück, 
nach Ablauf des besimmten Termins im Niederlags-Zollamt nicht ab- 
geliefert ist, und keine gültige Entschuldigungsgründe nachgewiesen 
werden: so ist nicht nur die als Pfand hinterlegte oder verbürgte 
Summe verfallen, sondern der Eigenthümer muss auch für jedes 
Pfund brutto des Frachtstücks fünfRub. zahlen. — Ist ihm das Fracht- 
stück gestohlen worden, so zahlt er bloss fünf Rub. für jedes Pfund 
brutto, und erhält das Pfand oder die Caution zurück. 

§. 879. Wer Bücher oder andere der Censur unterliegende Gegen- 
stände, seinem im Zollamt unterschriebenen Revers zuwider, dem Censur- 
amt nicht innerhalb des bestimmten Termins oder mit verletzten Plomben 
und Siegeln abliefert, wird nach §. 1316 bestraft. 

§.880. Wenn Transitgüter mit beschädigten Plomben am Ausgangs- 
Zollamt anlangen, so wird untersucht, ob der Inhalt der Fracht- 
stücke mit der im Eingangs-Zollamt abgegebenen Deklaration über- 
einstimmt, oder nicht. Im ersten Full zahlt der Eigenthümer für das 
Pud brutto aller Frachtstücke, deren Plomben verletzt sind, einen 
Rübel. Im letzten Fall aber werden nicht nur alle Frachtstücke, die 
nicht das enthalten, was die Deklaration besagt, confiscirt, sondern 
der Eigenthümer muss überdem für jedes Pud ihres Bruttogewichts 
vier Rubel zahlen und verliert das hinterlegte Pfand oder HaRgeld. 
— Ebenso wird mit solchen Frachtstücken verfahren, deren Plomben 
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unversehrt sind, wenn sich darin nicht das vorßiidet, was in der 
Deklaration angezeigt war. 

$. 88i. Dieselbe Strafe findet statt, wenn es sich bei der Visi- 
tation von Transitgütern, deren Plomben verletzt sind, ausweiset, 
dass sie zwar in Betreff des .Masses und Gewichts der Waaren, nicht 
aber in Ansehung der Stückzahl, mit der im Eingangs-Zollamt abge- 
gebenen Deklaration übereinstimmen, 

§. 88S. Wenn Transitgüter nicht innerhalb der verordneten Frist 
von dem Eingangs-Zollamt bis an ihren Bestimmungsort gelangt sind, 
und keine gültige Entschuldigungsgründe nachgevviesen werden: so 
zahlt der Eigenthümer zwei Kub. für jedes l’ud brutto. 

$. 88J. Der Kaufmann, der sein Niederlags-Billet einem Andern 
übergibt, oder sein Niederlagsrecht missbraucht um verbotene Waaren 
einzuführen oder den Zull zu defraudiren , wird nach §. 790 und 
801 bestraft, und verliert sein Niederlagsrecht für immer. 

S. 884. Wer russische oder ausländische Waaren aus einem rus- 
sischen Hafen nach einem andern russischen Hafen führt und die 
geschehene Ausladung nicht innerhalb sechs Monate am gehörigen Ort 
beurkundet, muss für diejenigen Waaren, deren Ausfuhr erlaubt aber 
besteuert ist, den Ausfuhrzoll anderthalbmal, und für sulche, deren 
Ausfuhr verboten ist, den vollen Werth derselben zahlen. Ueberdem 
werden von ihm die Quarantänegelder und die zum Besten der innern 
Wasserslrassen des Reichs von gewissen Ruhstoffen zu zahlenden 
Abgaben ebenfalls in anderthalbmaligem Betrage erhoben. 

%.88S. Wenn am Bord eines aus russischem Hafen kommenden 
Küstenfahrers Waaren gefunden werden, die weder in der Deklara- 
tion, noch im Pass, noch in den beim Zollamt eingereichten Papieren 
genannt sind : so wird damit wie mit heimlich eingefuhrten Gegen- 
ständen, nach §. 799 und 801 verfahren. 

%.886. Wenn ein mit Transitgütern nach Odessa fahrender oder 
von dort kommender Fuhrmann von dem Wege, der diesem Transit 
vorgezeichnet ist, abweicht, ohne den Polizeimeister oder Stadtvogt 
der allernächsten Stadt davon zu benachrichtigen: so zahlt er für 
jede Werst, die er auf einem andern W'ege gefahren ist, einen Rubel 
Strafe. Lässt er seinen Begleitschein nicht visiren, wo er es der 
Verordnung gemäss thun soll, so zahlt er für jedes fehlende Visa 
fünfzig Rub. Strafe , auch wenn alle seine Frachtstücke in vollkom- 
mener Ordnung vurgefunden werden. 

§.887. Wer sich bei einem Waarentransport, im Innern des Reichs, 
falscher Begleitscheine bedient, heimlich cingeführte W'aaren unter 
echten, aber zu einem andern Transport gehörenden Begleitscheinen 
verbirgt, die Stempel eines Zollamts nachmacht, Waaren mit falschen 
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Stempela zeichnet, oder zu einem dieser Verbrechen mit wirkt, zahlt 
die in §. 799 und 801 dem Schleichhandel angedrohete Geldbusse, und 
wird überdem zur peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades 
(\) verurtheilt. 

888 . Wenn sich am Bord eines Schiffes Waaren finden, deren 
Einfuhr in Russland verboten ist, und wenn der Schiffer durch Gon- 
nossamente darthut, dass sie zur Kückausfuhr oder nach einem andern, 
fremden Hafen bestimmt sind: so wird bei der Ausfuhr dieser Waaren, 
ein Rubel für jedes Pfund ihres Gewichts erhoben. — Entrichtet der 
Schiffer diese .\bgabe nicht, oder besorgt er die Rückausfuhr nicht 
innerhalb der vorgescliricbenen Frist, so werden die Waaren confiscirt. 

§. 888 . Wenn bei einem Schiffer, welcher Waaren zur Wiederaus- 
fuhr deklarirt, doppelte Fraehtzcttel vorgefunden werden, aus denen 
erhellt, dass diese Waaren dennoch für den russischen Hafen, wo- 
hin er sie gebracht hat, bestimmt sind: so wird gegen ihn nach 
Inhalt der §§. 799 und 801 verfahren. 

Zweite IJnterabtltelliing. 

VEAGEIIEN WIDER DI E Z O L I. O R D N L’ .\ O IM ASI.ITI8CHEN 
U .V N DE L. 

J. Im aslrachanischen, sibirischen, orenhurgischen Handel 
ttnd im Handel an der kaukasischen Linie. 

^. 880 . Heimliches Einfuhren und heimliches Ausfuhren von Waaren, 
deren Ein- oder .Viisfuhr im asiatischen Handel verboten ist, wird durch 
Confiscation dieser Waaren bestraft. 

§. 881 . Wenn Waaren, deren Einfuhr erlaubt ist, heimlieh einge- 
fuhrt werden, so unterliegen sie nicht der Confiscation, sondern der 
Schuldige zahlt für zollfreie Waaren zehn Prozent, für besteuerte 
fünfzig Prozent ihres Werths, ausser den im Tarif verordneten Steuern 
und übrigen Abgaben. 

§. 882 . Wer russische Münzen, Reichs-.V.ssignationen, Reichs- 
Kassenbilletc, üepositenscheine , Reichs-Creditblllete , Schuldscheine 
eines Lombards oder der Rcichs-Leihbnnk über die Grenze bringt, 
wird, wie im europäischen Handel, nach §. 815 und 810 bestraft. 

§ 883 . Wer Waaren heimlich ausfuhrt, zahlt ausser den gewöhn- 
lichen Steuern, zehn Prozent von dem Werth, zu welchem diese 
Waaren abgeschätzt werden, und deren zweifachen .Ausfuhrzoll. 

§. 884 Wenn sich bei der Visitation eingeführter oder auszufüh- 
render Waaren solche finden, die dem Zollamt nicht angczcigt worden 
sind, so treten die in §. 890—892 verordneten Strafen ein. 

§. 883 . Denselben Strafen unterliegt Derjenige , der unbeladene 
Pferde oder Hornvieh, welcher .Art es auch scy, heimlich ein- oder 
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ausfuhrt. Wenn der Eigenihümer solcher Thiere unbekannt ist, sich 
nicht zu gehöriger Zeit meldet oder für die verwirkte Geldbusse keine 
Bürgschaft stellt: so wird das Vieh confiscirt. 

§. 896 . Den in §. 8!)0— 892 verordneten Strafen ist auch Der- 
jenige unterworfen, welcher eigenmächtig, zu unerlaubter Zeit oder 
an einer andern als der dazu angewesenen Stelle Waaren ausladet, 
wenn gleich diese im Zollamt angezeigt sind, oder eine Ladung ein- 
nimmt, die im Zollamt nicht angezeigt worden ist. 

§. 897 . Wer das Stempelpapier, das er vom Zollamt empfangen 
hat, um darauf seine Deklaration zu schreiben, verliert, zahlt für 
Jeden fehlenden Bogen fünfzig Kübel Strafe. Wer auf solchem Stem- 
pelpapier Correcturen macht, oder seine Deklaration während der 
Sitzung des Zollamts nicht beendigt und den Bogen dem Beamten, 
von dem er ihn erhalten, nicht zurückstellt, zahlt zehn Rub. Strafe. 

$. 898 . Wer mit Umgehung der Zollstätten und ohne Passirzettel 
in die Kirgisen-Steppe zieht um Salz zu holen, und dann durch eine 
Zollstätte zurückkehrt, zahlt für das mitgebrachte Salz doppelten Zoll. 
— Kehrt aber ein solcher Salzhändler auch heimlich, mit Umgehung 
der Zollstätte, zurück: so muss er den fünffachen Zoll erlegen, und 
das mitgebrachte Salz wird nebst den Fuhrwerken , Pferden und Ge- 
räthen, die zum Transport dienten, confiscirt. 

Bringt der Salzhändlcr, ausser dem Salze, noch andere Waaren 
aus der Steppe mit, so wird er nach §. 890—892 bestraft. 

§. 899 . Wenn eine Karawane, mit Beobachtung aller vorgeschrie- 
benen Regeln, in die Steppe nach Salz gezogen ist, sich aber auf 
der Rückkehr bei einer andern Zollstätte meldet, als bei der, wo sie 
auf dem Hinwege besichtigt ward, und keine gültige Gründe dafür 
angibt , so zahlen die Schuldigen den Zoll zweifach. — Diese Strafe 
erleidet der Salzhändler auch dann, wenn er, nach Salz ausgehend, 
seinen Weg in die Kirgisen-Steppe über andere als die vorgeschrie- 
benen Orte nimmt ohne sich visitiren zu lassen , auf dem Rückwege 
aber sich freiwillig, mit dem Salze, bei einer Zollstätte oder bei einem 
Zollbeamten meldet. *) 

§. 900 . Wenn Kirgisen, mit Umgehung der Zollstätten , Salz an die 
orenburgische oder sibirische Linie bringen, so wird solches mit den 
Fuhrwerken und dem Zugvieh cunflscirt. 

§. 901 . Wenn Kosaken der orenburgischen oder sibirischen Linie 
heimlich Salz aus den jenseits der Grenze liegenden kirgisischen Seen 
einfuhren, und nicht im Stande sind die in §. 898 und 899 verord- 
neten Geldbussen zu zahlen ; so wird das Salz nebst Fuhrwerken, 
Pferden und Geräthen confiscirt, und die Schuldigen erhalten über- 

•) S. §789«. 
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dem, in Gegenwart ihres Regiments, beim ersten Mal zwanzig bis 
dreissig Ruthenstreiche , beim zweiten Mal zwanzig bis dreissig Stock- 
schläge, und beim dritten Mal sechzig bis achtzig Stockschläge. 
Ueberdem werden sie beim dritten Mal auf zwei bis vier Jahre in 
eine correctionnelle Civil-.\.rrestanten-Coinpagnie abgegeben. 

Die Fälle, wo mit dem aus dar Kirgisen-Sleppe gebrachten Salz 
nach den allgemeinen Regeln über verbotenen Salzhandel verfahren 
wird, sind in §. 685 angegeben. 

%.902 Wenn bei den Werkleuten, die in den Bezirken der sibi- 
rischen Kirgisen Bergbau betreiben, mehr Schiesspulver vorgefunden 
wird, als ihr Erlaubuissschein besagt, so wird das Uebermass con- 
üscirt. 

§.903. Wer heimlich aus Transkaukasien , über die kaukasische 
Linie, solche Kaufinannsgüter einführt, die von dort zu Lande nicht 
eingeführt werden dürfen, den trelfcn, neben Confiscation der Waaren, 
die Strafen , welche das Reglement des europäischen Handels der 
heimlichen Waareneinfuhr androhet. — Nach demselben Reglement wird 
Derjenige bestraft, der zur kaukasischen Linie vorgeblich russische 
Fabrikate bringt, die nicht mit den ihren Ursprung bezeugenden Fabrik- 
zeichen versehen sind. Wer indessen solche Waaren, ohne das gegen 
sie bestehende Verbot zu kennen, an die Linie bringt und gleich bei 
seiner Ankuft in der Quarantäne anzeigt, erleidet keine andere Strafe, 
als dass die Waaren conflscirt werden. 

§.904. Wenn Jemand über die kaukasische Linie, zu den Berg- 
völkern oder nach Transkaukasien Bankassignationen, Keichs-Kassen- 
billete, Depositenscheine, Reichs-Creditbillete, Schuldscheine der Lom- 
bards oder der kaiserlichen Leihbank, Walfen oder andere Gegenstände 
ausfuhrt, deren Ausfuhr dorthin verboten ist : so werden diese Ge- 
genstände conßscirt, und der Schuldige muss deren Werth zweifach 
erlegen. 



II. Vergehen beim transkaukasischen Handel. 

§.90d. Waaren, die heimlich nach Transkaukasien geführt und in 
Kaufläden oder unterwegs entdeckt werden , unterliegen der Conlis- 
cation nach denselben Kegeln, die beim europäischen und asiatischen 
Handel vorgeschrieben sind. Die dafür zu zahlenden Geldbussen aber 
werden nach dem transkaukasischen Tarif berechnet. 

§.906. Ausländische Waaren, die aus Odessa oder aus andern 
russischen Häfen des schwarzen oder asowschen Meeres oder der 
Donau nach Redoute-Kale kommen, und im Register nicht genannt, 
auch weder in Odessa mit dem transkaukasischen, noch in den andern 
russischen Häfen mit dem allgemeinen Einfuhr-Stempel versehen sind. 
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werden als heimlich eingeführle behandelt. Ebenso die verbotenen 
Waaren, welche sich statt der im Register aufgeführten, erlaubten vor- 
finden. Wenn Waaren, die im Register genannt sind, bei der Visitation 
fehlen , und der Eigenthumer nicht darthun kann, dass sie unterwegs 
verunglückt sind ; so muss er dafür den vollen europäischen Zull ent- 
richten, und der früher gezahlte wird ihm dabei nicht zu Gut gerechnet. — 
Sind die Plomben beschädigt, die Waaren aber unversehrt, so zahlt er 
einen Rubel für jedes Pud brutto des Frachtstücks , dessen Plomben 
verletzt sind. 

§.907. Wenn sich unter den ausländischen, von Redoute-Kale 
nach dem Tifiiser Zollamt gebrachten Kaufmannsgütern Frachtstücke 
finden, die im Begleitschein nicht erwähnt sind: so werden diese 
wie heimlich eingeführte behandelt. Wenn aber Waaren, die im Be- 
gleitschein genannt sind, fehlen, und deren Untergang nicht gesetz- 
massig nachgewiesen werden kann : so müssen für jedes Pud brutto 
derselben fünf Rubel gezahlt werden. — Sind blos die Plomben be- 
schädigt, so wird für das Pud brutto der Frachtstücke, deren Plom- 
ben verletzt sind , ein Rub. erhoben. 

§.908. Wenn ein von Redoute-Kale nach Tillis abgegangener 
Waarenzug nicht innerhalb der gesetzlichen Frist im Tifiiser Zoll- 
amt eintriITt, und es sich ausweiset, dass die Waaren unterschlagen 
worden sind: so wird mit ihnen, wenn sie aufgefunden werden, wie 
mit heimlich eingeführten, nach §. 907 verfahren. Können sie nicht 
aufgefunden werden, so muss der Schuldige den transkaukasischen 
Zull dieser Waaren fünffach, und falls deren Quantität nicht genau 
auszumitteln ist, für jedes Pud brutto fünf Rub. zahlen. 

§. 909. Der Waarenzug, welcher auf dem Handelswege zwischen 
Tiflis und Redoute-Kale unter Convoi gehen soll, und der ohne ge- 
setzliche Ursache auf Seitenwege ahlenkt, muss den transkaukasi- 
schen Zoll zweifach erlegen. — Wird ein solcher Zug ohne Convoi 
angetrolTen, so sind die Waaren wie heimlich eingeführte zu behandeln. 

§.9t0. Wenn türkische oder persische, von einem Eingangs-Zollamt 
nach einem Niederlags - Zollamt abgefertigte Waaren , von dem im 
Begleitschein vorgeschriebenen Wege abweichen, oder nicht innerhalb 
der gesetzlichen Fri.st anlangen : so muss deren Eigenthümer oder 
Führer den zweifachen Zoll und überdem das Convoigeld mit fünfzig 
Kopeken für jeden Tag entrichten. 

§.9H. Wenn solche Waaren unterwegs ganz oder zum Theil ver- 
kauft werden, oder wenn der Führer vorgibt, sie seyen ihm entwendet 
worden, es aber nicht gehörig beweisen kann : so muss der Eigen- 
thümer oder der Führer den funlfuchen Zoll derselben zahlen. 

§.912. Für jedes Pud brutto eines Frachtstücks, das mit verletzten 
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Plomben oder Siegeln im Niederlags-Zollamt anlangt , zahlt der Führer 
einen Rubel Strafe. —Wenn am Niederlags-Zollamt Waaren ankommen, 
deren Einfuhr verboten ist : so werden sie wie heimlich eingeführte 
behandelt (§. 1107). 

§. diJ. Die am nordöstlichen Ufer des sclnvarzen Meeres aufge- 
fangenen Schleichhändler werden zu zwei- bis vierjährigem Fcstungs- 
arrest verurtheilt. Ihre Schilfe und Ladungen fallen demjenigen Kreuzer 
anheim, der sie festnimmt. 

///. Vergehen beim clänestschen Handel. 

§.9i4. Wer mit den Chinesen um baares Geld handelt, von ihnen 
Waaren auf Credit anniniint oder ihnen Waaren auf Credit liefert, 
muss beim ersten Mal fünf — , beim zweiten Mal zehn—, beim dritten 
Mal fünfzehn Prozent, und jedes folgende .Mal fünf Prozent mehr, von 
dem Werth der auf solche Weise gekauften oder verkauften Waareu zahlen. 

§.9iä. Wer in Kiachta russische Waaren wohlfeiler weegibt und 
chinesische \\ aaren theuerer einlauscht , als die Kaufmannschaft be- 
stimmt hat, muss beim ersten Mal fünf — , beim zweiten Mal zehn — , 
beim drillen Mat fünfzehn Prozent, und jedes folgende Mal fünf Prozent 
mehr vom Werth der so verlauschlcn Waaren zahlen. 

§. öiß. Die Handels -Cüinpagnons zu Kiachta, welche aus Fahr- 
lässigkeit eine Uebertretung des dortigen Handelsreglemenls zulassen, 
müssen den daraus entstandenen Schaden ersetzen und überdem beim 
ersten .Val fünfzig — , beim zweiten Mal hundert Kub. Strafe zahlen. 
Nach dem dritten Vergehen dieser Art werden sie aus Kiachta wegge- 
wiesen und nicht ferner zum chinesischen Handel zugelassen. 

§.917. Wer Lammfelle im Kleinhandel vertauscht, muss den Werth 
derselben als Strafe zahlen. 

§. 918. Waaren, deren Einfuhr aus China oder deren .\usfuhr nach 
China verboten ist, werden im Fall einer solchen verbotenen Ein- oder 
Ausfuhr confiscirl. Ueberdem müssen die Führer, wenn sie den Eigen- 
Ihümer nicht nachweiscii, soviel Strafe zahlen, als aus dem Verkauf 
dieser Waaren gelüst wird. — Uicselbeu Strafen trelTen Denjenigen, 
der Assignationen, Reichs-Kasscnbillete, Depositenscheine, Credilbillete 
(s. §. llOi) oder geprägtes Geld, welcher Sorte es auch sey, heimlich 
nach China oder aus China nach Russland bringt. — Ist ein solches 
Individuum zahlungsunfähig, so wird mit ihm nach §. SOS verfahren. 

§. 919. Wenn Waaren mit Umgehung des Zolles oder der Zoll- 
ämter eingeführt und an der Grenze oder im Innern des Reichs an- 
gehalten werden : so unterliegen die besteuerten Gegenstände der 
Confiscation , und für die zollfreien müssen zehn Prozent von deren 
Werth bezahlt werden. 

13 
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$. 920. Wenn Jemand ausländische , zur Einfuhr nach Russland 
verbotene W'aaren, oder Waaren, die zwar erlaubt aber nicht mit dem 
gehörigen Stempel versehen sind , mit Umgehung des Zolles , nach 
Kiachta oder an eine andere Steile der chinesischen Grenze bringt, 
um sie heimlich den Chinesen zu verhandeln : so werden diese 
Gegenstände conliscirt, und der Schuldige muss überdem den zwei- 
fachen Werth der verbotenen und den funifachen Zull der besteuerten 
Waaren zahlen. — Wenn sich unter diesen Gegenständen Waaren mit 
falschen Stempeln finden und der Eigenthümer oder Führer bei der 
Fälschung betheiligt ist : so trilTl ihn, ausser den ebengenannten Geld- 
bussen, noch die in §. 887 verordnete Strafe. 

Wer verbotene Waaren mitbringt, sie aber dem Zollamt anzeigt, 
erleidet keine andere Strafe, als dass die Waaren conliscirt werden. 
— Wer erlaubte aber ungestempelte Waaren bringt und sic dem Zoll- 
amt anzeigt, zahlt den tarifmässigen Zoll. 

§. 92i. Wenn ein heimlicher, die Zollstätten und Vorposten um- 
gehender Waarenzug angehalten wird, so unterliegen die dazu ge- 
hörenden Fuhrwerke und Zugthiere der ConUscation nach $. 807. 

liritfe Unterabtliellnii^. 

VVIDEn§ETZI.ICHKEIT r. E G E N DIE ANORDNUNGEN DER. 

ZU LLRE BÖRDE .V. 

)5. 922. Wer sich, ohne Gewaltthäligkeiten zn verüben, den Zoll- 
beamten widersetzt oder sic in ihren Dienstverrichtungen hindert, muss 
der Staatskasse fünfundzwanzig bis hundert Rub. Strafe zahlen. — 
War die Widersetzlichkeit mit Gewaltthaten verbunden, so wird der 
Schuldige nach §. 284—287, 280—292 betraft. 

§. 925. Wer aus einem Grenzbezirk ausgewiesen worden ist , und 
eigenmächtig dahin zurückkehrt, wird beim ersten Mal auf sechs 
Monate bis zu einem Jahr zum Besserungshaus , beim zweiten Mal 
zur correctionnellen Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (XVIII) 
verurtheilt. Wer einen solchen Ausgewiesenen im Grenzbezirk wissent- 
lich beherbergt, muss die in §. 1193, 1194 und 1195 verordnete 
Geldbusse doppelt erlegen. 

Vierte Unterabtlieiliingr» 

VERGEBENDER ZOLLBEAMTEN UND Z O LLLV Ä C B T E R. 

§.924. Der Zollbeamte, welcher eine heimliche Waaren- Einfuhr 
oder .Ausfuhr absichtlich zulässt oder gar dabei behülllich ist, wird 
vom Dienst ausgeschlossen. That er es aus Gewinnsucht, so wird er, 
wie für Bestechung, nach $. 402 bestraft. 
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$. 99S. Der Zollschauer, der es zulässt, dass Etwas von dem SchilT, 
das er zu bewachen hat, abgeholt werde, und der solches nicht an- 
zeigt, wird seines Amtes entsetzt, auch wenn er dabei keinen Unler- 
schleif zu begünstigen gedachte. 

S- 9S6. Wenn Waaren aus einem Schiffe zu unerlaubter Zeit aus- 
geladen worden sind, so wird der Zollschauer, der die Wache hatte, 
abgesetzt , und der Beamte , der Uber die Schiffe die Aufsicht führt 
und den Unterschleif, ohne daran Theil zu nehmen, aus P'ahrlässigkeit 
zulässt, erhält beim ersten Mal Arrest auf sieben Tage bis zu drei 
Wochen oder einen Verweis, der, nach Umständen, in sein üienst- 
formular eingetragen werden kann, und wird beim zweiten Mal vom 
Amt abgesetzt. — Ist er aber bei dem Unterschleif bcthciligt , .so trifft 
ihn schon beim ersten Mal Absetzung und überdem, falls er sich aus 
Eigennutz verging , die in $. 402 verordnete Strafe der Bestechung. 

%.997. Der Beamte, welcher seiner Pflicht zuwider die Luken 
und Oeffnungen eines ankommenden Schiffes nicht gehörig versiegeln 
lässt, und dafür keine genügende Entschuldigung anzufüren hat, wird 
vom Amt abgesetzt. Handelte er so aus Gewinnsucht, so trifft ihn die 
Strafe der Bestechung (§. 402). 

§. 928. Der Zollschauer, der von dem Schiff, auf welchem er Wache 
halten soll, unbefugter Weise weggeht, oder beim Abladen die Stück- 
pforten des Schiffs weiter öffnen lässt, als der Schiffsaufseher ver- 
ordnet hat, wird von seinem Amt abgesetzt. 

$. 929. Die Beamten und Zollbedienten, die ein vom Zollamt noch 
nicht besichtigtes Frachtstück im Schiff oder im Packhause zu öffnen 
gestatten, werden abgesetzt. Gestatteten sie solches in gewinnsüchtiger 
Absicht, so werden sie, wie für Bestechung, nach §. 402 bestraft. 

S. 930. Wenn ein Frachtstück im Packhause abhanden kommt , so 
müssen die Aufseher oder die Zollbedienten, die daran Schuld sind, 
den Eigenthümer entschädigen, und den Zoll für das weggekommene 
Gut erlegen. Wird ihnen dabei ein Unterschieil nachgewiesen, so Iriflf 
sie die in §. 924 verordnete Strafe. 

S.93i. Der Zollbeamte, welcher Kaufmannsgüler aus dem Pack- 
hause ablässt, ohne dazu durch einen Befehl des Zollamts ermächtigt 
zu seyn, wird vom .4mt abgeselzt, und muss überdem , falls der Zoll 
für die abgelassenen Waaren noch nicht entrichtet war, diesen in die 
Staatskasse zahlen. — Dieselbe Strafe trilfl den Beamten, welcher 
Waaren aus dem Zollamt ablässt und dafür gar keinen oder einen zu 
geringen Zoll erhebt, oder sie, zum Nachtheil der Staatskasse, unrichtig 
benennt. 

S. 932. Der Beamte, welcher bei den in $. 931 genannten Ver- 
gehen Urkunden gebraucht oder annimmt, von denen er weiss, dass 

1 . 3 * 
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sie falsch sind, muss den der Staatskasse gebührenden Zoll erlegen, 
und wird überdem zur correctionnellen Strafe erster Klasse , ersten 
Grades (Xll) verurlheilt. 

§.955. Der Zollbeamte, welcher Waaren gesetzwidrig stempelt, 
oder den Zollstempel nachmacht, wird, wie für Fälschung eines Kron- 
siegels, nach §. 587 bestraft. 

§.95-4. Der Zollbeamte, welcher sich bei llandelsgeschäflen be- 
theiligt, in Zollsachen Aufträge von Handelsleuten annimmt, sich von 
Privatpersonen gebrauchen lässt um Packete aus dem Zollamt zu 
empfangen, oder Waaren kauft bevor sie aus dem Packhause entlassen 
sind, wird, nach Umständen, mit einem Verweis, oder mit einjährigem 
Abzug vom Dienslalter, oder mit .Absetzung bestraft. 

§. 95S. Wenn ein Beamter einen zu kaufmännischen Deklarationen 
bestimmten Stempelbogen abhanden kommen lässt, so zahlt er fünf- 
undzwanzig Rub. Strafe, und wenn er einen solchen Bogen nnbefugter 
Weise ausgibl, nocheiumal soviel. — F.ine Geldbusse von fünfundzwanzig 
Bub. Irilll ferner den Zollbeamten, der es geflissentlich oder aus Un- 
achtsamkeit zulässt , dass ein Gonsignatar seine Deklaration ausser- 
halb der Zollstätte schreibe oder den unbeschriebenen Stempelbogen 
mit sich fortnehme. 

§. 956. Der Beamte, der ohne Grund einem segelfertigen See- oder 
Lichterschiff aus dem Hafen auf die Reede auszulegen wehrt, muss 
dem Schiffer für jede Verzugsstunde fünf Rub. zahlen. — Wer ohne 
Grund die Ausfertigung des Passes für ein segelfertiges Schiff ver- 
zögert, zahlt dem Schiffer für jede Verzugsstunde zehn Rubel. 

Der Beamte, der Transitgüter auf dem Wege von oder nach Odessa 
besichtigen soll und dabei unnöthigen Aufenthalt verursacht, zahlt dem 
Eigenthümer der Waaren für jedes Fuhrwerk und jeden Verzugstag 
zwei Rubel. 

§.957. Der Zolldiencr , der einen Waarenzug von Redoute -Kaie 
nach Tiflis geleiten soll, und ihm ohne N'oth von dem vorgeschriebenen 
Wege abzuweichen erlaubt, wird abgesetzt. 

§. 958. Der Grenzw ächter, der bei seinen Dienstverrichlungen, dem 
Zollreglement zuwider, ohne Noth und voreilig Gewalt und Waffen 
gebraucht und einen Menschen todtet oder verwundet, wird als fahr- 
lässiger Tüdtung oder Körperverletzung schuldig, nach §. 1937 und 
19G5 bestraft. — Der Distanz-Aufseher, der einen solchen Vorfall er- 
fährt und nicht innerhalb der gesetzlichen Frist der zuständigen Be- 
hörde berichtet, zahlt fünfundzwanzig Rub. Strafe, oder kommt auf 
drei bis sieben Tage unter .Arrest. 

§. 959. Wenn ein Grenz - oder Zollw ächter Contrebande , die er 
entdeckt oder angehalten hat, sich ganz oder zum Theil zueignet, so 
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wird er als Einer, der sich das im UiensC ihm Anvertraute zueignet, 
nach §. 383 bestraft. — Wenn ein Nichtdienender dieses Verbrechen 
begehet, so wird er, wie für einen Diebstahl, nach §. 2159 bestraft. 
— Ueberdem müssen Alle, die solches thuii, den doppelten Werth der 
unterschlagenen Gegenstände bezahlen, und verlieren ihr Recht an 
dem für aufgefangeiie Contrebande bestimmten Lohn. 

$. 940. Für alle in den §§. 924 — 939 nicht speciell erwähnte 
Dienstvergehen werden die Beamten, die auf Handhabung der Zoll- 
ordnung zu sehen haben , nach den allgemeinen Grundsätzen über 
Amtsverbrechen (s. den 5. Abschnitt) bestraft. 



NEUNTE ABTHEILmG. 

VERGEHEN WIDER DAS REGLEMENT DER STAATS- 
WALDUNGEN. 



Erste lJuterabtlielliiiii;. 

UOLZENTW ENI) IN GO NO EIGENMÄCHTIG ES HOLZFÄLLE.N. 

§.944. Wer Holz aus einer Staatswaldung entwendet, wird, wie 
für einen Diebstahl ohne erschwerende Nebenumstände, nach §.2159 
bestraft, und muss die Taxe des entwendeten Holzes zahlen. Alles 
noch vorhandene, gestohlene Holz wird ihm weggenommen. 

Anm. Es wird nicht als Enlwcndinig angesehen, wenn Kronbauern , die das 
Recht haben luiide>lierrliches IloU unentgeltlich zu erhalten, in einem zur 
Füllung angewiesenen Revier der .Staatswaldung ro viel (jedoch nicht melir) 
fälleo, als sie im Jahr bedürfen; nur müssen sie solches nach dem ersten 
November vornehmen und ihre BiUsebrift, um Verabfolgung des Holzes, 
muss zwei Monate vorher in der zuständigen Behörde cingereicht und un- 
beantwortet geblieben seyn. 

§.94£. Wer gepflanzte oder gesäete Eichbäume stiehlt, muss die 
Taxe derselben zahlen, und erleidet das höchste Mass der in §. 94t 
bezeichneten Strafe. Alle noch vorhandene, gestohlene Bäume werden 
ihm weggenommen. 

§. 945. Wer eigenmächtig in einer Staatswaldung Bäume lallt, er- 
leidet, auch wenn er sie nicht abführt, die in §. 941 und 942 ge- 
nannten Strafen. Das gehauene Holz wird ihm weggenommen. 

§.044. Wer eigenmächtig in einer Staatswaldung Holz fällt und 
nicht auf den ersten Zuruf des Waldhüters inne hält, oder Dem, der 
ihn festnehmen will, Widerstand leistet, ohne jedoch eine Gewallthat 
zu verüben, wird, nach Umständen, entweder zur correctionnellen 
Strafe erster Klasse, fünften Grades (.Wl), oder zur correctionnellen 
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Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (XVDI) verurtheilt.— Hat aber 
der Forstfrevler dabei eine Gewaltthat gegen den Waldhüter verübt, 
so wird er, wie für Widersetzlichkeit (§. 28i— 292) bestraft. 

§.if4S. Wenn eine ganze Durfschaft, oder ein Trupp von mehr 
denn nenn Menschen eigenmächtig landesherrliches Holz gefällt oder 
entwandt hat : so werden die Anstifter oder, falls diese nicht zu er- 
mitteln sind , die bei dem Frevel betheiliglen Gemeinde - Aeltesten, 
Familienhäupler und Hauswirthe zu den in §. 94-t, 042 und 043 ver- 
ordneten persönlichen Strafen *), alle Uebrige aber bloss zu den 
ebendaselbst genannten Geldbussen verurtheilt. Das entwandte Holz 
wird ihnen weggenummen. 

§. 946. Wer das durch einen Andern gestohlene , landesherrliche 
Holz oder Gegenstände, die aus solchem Holz gemacht sind, wissent- 
lich verbirgt, wird als Genosse des Verbrechers nach §. 125 bestraft. 

§. 947. Wer das von der Krone unentgeltlich verabfolgte Holz 
verkauft, oder zu andern Zwecken, als wozu es gegeben ist, ver- 
wendet, muss dessen Werth zweifach erstatten. 

§. 948. Wenn Jemand in einer Staalswaldung eine Quantität] Holz 
fällt, die durch Anzahl, Länge oder Dicke der Stämme das im Erlaub- 
nissschein bestimmte Quantum um mehr denn zehn Prozent übersteigt, 
und wenn er solches der zuständigen Behörde nicht anzeigt ; so wird 
alles zu viel gefällte Holz als gestohlenes weggenommen, und der 
Schuldige nach §. 941 bestraft. — Wenn jedoch Dieser die Quantität 
des gefällten Holzes selbst angibt, oder wenn das zu viel Gefällte 
nicht mehr als zehn Prozent des erlaubten Quantums beträgt : so hat 
er bloss die Ta.xe für den Uebcrschuss nachzuzahlen. 

§. 949. Wer landesherrliches Holz in geringerm Abstande von 
einem lliessenden Wasser fällt, als sein Erlaubnissschein andeutet, 
muss einen taxmässigen Zuschuss zum gezahlten Stammgelde und 
überdem den Werth alles so gehauenen Holzes erlegen. 

^.960. Wer landesherrliches Holz an einer andern, als an der 
ihm angewiesenen Stelle schlägt, muss den Werth desselben zahlen. 

§. 9S1. Wer einen Erlaubnissschein erhalten hat um landesherrliches 
Holz zu schlagen, diese Arbeit aber erst vornimmt nachdem die für 
das betrelTende Gouvernement bestimmte Holzungszeit vorüber ist, zahlt 
den zweifachen Werth der gehauenen Stämme. 

§. 962. Wenn die Arbeiter, die ein llolzhändler gedungen hat um 
landesherrliches Holz zu hauen, auf seinen Antrieb oder mit seinem 
Wissen einen Unterschleif verüben, oder die Forstordnung sonst auf 
irgend eine Weise übertreten: so wird der llolzhändler sowohl zu 

*) Der Ausdruck „per^<inliclle Strafe^* wird hier und iii einigen folgenden §§. 
im Gegensatz zu den Geldstrafen gebraucht. D. Obers. 
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den Geldbussen als auch zu den persönlichen Strafen, die dafür ange- 
drohet sind, verurtheilt. Geschah das Vergehen ohne sein Wissen, 
so trilft die persönliche Strafe die schuldigen Tagelöhner; die Geld- 
busse aber muss in jedem Fall der Holzhändler für fahrlässige Be- 
aufsichtigung seiner Arbeiter erlegen. 

Zweite IJnterabtlielliing. 

BESC HÄ Die C SiG DER WÄLDER l'ND ANDERE FORSTFREVEL 

§.9t>3. Wer einen Waldplatz ohne Erlaubniss der Obrigkeit zum 
Acker oder zur Weide ausrodet, wird nach §. 941 bestraft. 

§. 9S4. Wer ohne Erlaubniss Vieh in einem landesherrlichen Walde 
weiden lässt, muss für jede Ziege fünfzig Kopeken, für jedes andere 
Stück kleinen Viehes zehn Kopeken und für jedes Stück grossen 
Viehes, wie Kühe, Pferde u. s. w. zwanzig Kopeken Strafe erlegen. 
Sind mehr als zehn Stück eingefangen, so werden für jedes Stück, 
das diese Zahl ubersteigt, ohne Unterschied ob es grosses oder kleines 
Vieh ist, zehn Kopeken gezahlt. Für Ziegen müssen aber auch in 
diesem Falle fünfzig Kopeken für das Stück gezahlt werden. 

S-9o3. Wer Vieh in einer Baumschule oder an Stellen, wo Wald 
gesäet oder angepflanzt ist, weiden lässt, zahlt die in §. 934 bestimm- 
ten Geldbussen zweifach. 

$.9S6. Wenn ein Hirt, mit Wissen seines Herrn, dessen Vieh 
in einem landesherrlichen Walde weidet; so zahlt der Herr die in 
$. 954 und 955 verordneten Geldbussen. Ist solches ohne Wissen des 
Eigenthümers der Herde geschehen, so wird der Hirt allein bestraft, 
und zwar entweder mit zelm bis fünfzehn Kuthenstreichen, oder, falls 
er von körperlichen Strafen frei ist, mit drei- bis siebentägigem Arrest. 

%.9S7. Wer in einem landesherrlichen Walde Einschnitte in die 
Bäume macht um Harz oder Saft zu gewinnen, muss die Ta.xc für 
die auf diese Weise beschädigten Bäume erlegen, und wird uberdem 
beim ersten Mal auf sieben Tage bis zu drei Wochen, beim zweiten 
Mal auf drei Wochen bis zu drei Monaten zum Arrest verurtheilt, 
und beim dritten Mal, wie für eine Holzentwendung, nach §. 941 
bestraft. — Dieselben Strafen trelTen nach derselben Abstufung Den- 
jenigen, welcher ohne Erlaubniss Bäume absebält oder auf andere 
Weise absichtlich beschädigt. 

$.9S8. Wer ohne Erlaubniss in einem landesherrlichen W'alde 
Bienenstöcke anlegt, muss den W'erth der dadurch beschädigten Bäume 
nach der TaAe zahlen. 

§. 9Ä9. Wer ohne Erlaubniss in einem landesherrlichem Forste 
Pechöfen oder Ziegeleien anlegt oder Pech, Thcr, Pottasche, Kohlen 
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oder Kalk brennt, muss den Werth des darauf verwendeten Holzes 
zahlen, und erleidet überdem die in $. 941 verordneten, persönlichen 
Strafen. — Dieselben Strafen treffen Denjenigen, der solche Arbeiten, 
zwar mit der gehörigen Erlaubniss, aber an einer Stelle im Walde 
vornimmt, wo sie nicht stattfinden dürfen, so wie auch Den, der 
Pech oder Ther aus stehenden Bäumen brennt oder zur Pottasche- 
bereitung anderes Material nimmt als Espenholz, Uiilerholz, Gestrüppe, 
frische Holzabfälle und Farnkraut. 

§. 960 . Wer die zum Behuf des Pech-, Ther-, Pottasche- oder Kohlcn- 
brennens gegrabenen oder beim Ausstocken entstandenen Gruben 
nicht einebnet, muss nocheinmal so viel zahlen, als die Ebenung 
solcher Stellen kostet, wobei für jeden Arbeiter fünfzehn Kopeken 
täglich zu berechnen sind. 

§. 961 . Wer die Erlaubniss hat aus landesherrlichen Waldungen 
Material zu Pech, Ther, Pottasche, Kohlen, Bast, Radfelgen u. d. gl. 
zu holen, dessen aber mehr nimmt als ihm erlaubt ist, und solches 
der zuständigen Behörde nicht anzeigt, wird, wenn der Ucberschuss 
mehr beträgt als ein Zehntel der erlaubten Quantität, für diesen 
Ueberschuss nach §. 941 bestraft. Beträgt der Uebcrschuss nicht 
mehr als ein Zehntel der erlaubten Quantität, oder hat Der, welcher 
das erlaubte Mass um mehr als ein Zehntel überschritt, solches frei- 
willig der Behörde angezeigt: so trifft ihn keine andere Strafe, als 
dass er den Werth des Ueberschusses nach der Taxe nachzuzahlen hat. 

§. 962 . Wer in einem landesherrlichen Walde beim Holzschlagen 
Stubben stehen lässt, die das erlaubte Mass (in den nördlichen Gou- 
vernements eine Arschin, in den südlichen zehn Werschok) über- 
steigen, muss für jede solche Stubbe einen nach Verhältniss ihrer 
Grösse zu bestimmenden Zuschuss zum Stammgelde, und überdem zehn 
Prozent vom Werth der auf diese W'eise umgehauenen Bäume zahlen. 

$. 965 . Wer das in einem landeshcriichen Froste gefällte Holz 
nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist wegführt und keine genü- 
gende Entschuldigung anzugeben hat, verliert sein Recht an dem 
zurückgelasscnen Holze. 

§. 964 . In den Gouvernements der südlichen und der mittlern Zone 
des Reichs, muss Derjenige, der kraft einer Anweisung Bäume rällt, 
und die Wipfel, Zweige, Späne und Rinden derselben nicht an den 
dazu bestimmten Ort schafft, nocheinmal so viel zahlen, als das Weg- 
schaffen dieser Gegenstände kostet. 

§. 965 . Wenn Jemand, kraft einer Anweisung, in einer Staats- 
waldung Bäume gefällt hat und das Zersägen oder Bearbeiten der- 
selben im Walde vornimmt : so wird ihm das so zersägte oder be- 
arbeitete Holz weggenommen und der Forstkasse zugewiesen. 
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$. 966. Wer das in einer Staatswaldung vermöge einer Anweisung 
geschlagene Brennholz nicht innerhalb zehn Tage aufklaflert, oder die 
bei solchem Holzen vorgeschriebene Ordnung sonst auf eine in den 
obigen §§. nicht erwähnte Weise verletzt, muss zum gezahlten Holz- 
geld einen Zuschuss von zehn Prozent erlegen. 

§.967. Her Hulzflüsser, der gar keinen Begleitschein aufzuweisen 
hat, oder ein solches Dokument nur für einen Theil seines Holzes 
besitzt, muss den Werth des Holzes erlegen, für welches er mit keinem 
Scheine versehen ist. — Dieselbe Geldbusse trifft in den Ostseepro- 
vinzen den Bauer, welcher Bau- oder Brennholz ohne Erlaubnissschein 
zu Markte bringt. 

§. 968. Wenn der Führer eines Flussfahrzengs seinen Begleit- 
schein bei den Wachtposten nicht vorzeigt, wenn dieses Dokument 
mit den Mahlzeichen des Fahrzeugs nicht übereinstimmt, oder wenn 
das Fahrzeug gar kein amtliches .Mahlzeichen hat: so muss der Führer, 
ausser dem gewöhnlichen Flusszull, noch eine dem Betrag dieses 
Zolles gleichkommende Geldbusse erlegen. — Dieselbe Strafe trifft 
den Barkeneigenthümer , wenn er die zu seiner Barke gehörenden 
Böte und Kähne einzeln aussendet, ohne sie mit besondern Passir- 
zetteln zu versehen. 

§. 969. Die in §. OfiS verordnete Geldbusse trifft den Eigenthümer 
eines Flussfahrzeugs noch in folgenden Fällen : 1) wenn er die zu 
seinem Fahrzeuge gehörenden Urkunden und Zeugnisse dem Führer 
derselben nicht mitgibt, damit dieser sie auf Verlangen bei den Wacht- 
posten vorweise; 2) wenn er sein Fahrzeug umbauet und dessen 
Raumfähigkeit verändert, ohne solches von der Ortsobrigkeit in den 
Papieren des Fahrzeugs gehörig beurkunden zu lassen. 

§. 970. Wer einen zum Schutz eines Waldes gezogenen Zaun 
oder Graben absichtlich beschädigt oder zerstört, muss ihn wiederher- 
stellen und einen bis fünf Rubel Strafe zahlen. — Wer die im Walde 
angebrachten Merkzeichen der Landmesser vorsätzlich verletzt, wird 
nach §. 2105 bestraft. 

§.97i. Diejenigen Forstfrevler, welche von Leibesstrafen nicht 
frei sind und .Vrbeitshausstrafe oder Arrest verwirkt haben, dürfen, 
jenachdem es die Orlsobrigkcit oder (wenn die Delinquenten Kron- 
bauern sind) die örtliche Domänenkammer verordnet, für solange, als 
sie im Arbeitshaus oder unter Arrest zubringen sollten, zu Arbeiten 
in den Staatswaldungen verwendet werden. 

§.972. Gegen solche Forstfrevler, die nicht im Stande sind die 
verwirkten Geldbussen zu entrichten, wird nach der allgemeinen Regel 
des §. 90 verfahren. In Ansehung der Bauern aber, sind folgende 
besondere Grundsätze zu beobachten: 
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1. Wenn einKronbauer die Geldbusse nicht innerhalb eines Monats 
zahlt, so wird sie aus seinem Eigenthum auf dieselbe Weise, wie 
die ölTenllichen Steuern, beigetrieben. 

2. Wenn ein Kronbauer oder Leibeigener das Forstreglement in 
einer unter der kaiserl. Forstverwaltung stehenden Waldung verletzt 
hat und die Geldbusse nicht entrichten kann; so wird er zu Wald- 
arbeiten zum Besten der Krone verwendet. Dem einzelnen Arbeiter 
kommen alsdann für Pferdedienst dreissig und für Fussdienst fünf- 
zehn Kopeken Silb. täglich in Anrechnung. 

3. Sind zu der Zeit keine Arbeiten für die Krone zu verrichten, 
so muss die Geldbusse von den andern Bauern gezahlt werden, 
die in demselben Dorfe wohnen und unter derselben Behörde oder 
demselben Gutsherr stehen, wie der Schuldige. Ausgenommen hier- 
von sind folgende Fälle: wenn nicht mehr denn neun Personen an 
dem unerlaubten Holzschlag Theil nahmen; wenn der Wald, wo der 
Holzschlag geschah fünfundzwanzig oder mehr Werste von dem Dorf 
entfernt ist, und Nichts von dem gerälllen Holz in das Dorf gebracht 
wurde; wenn der Frevel durch die Bauern des Dorfs, zu dem die 
Schuldigen gehören, angezeigt wurde, und endlich wenn die uner- 
laubte Fällung durch Holzhändler oder Holzlieferanten veranstaltet 
wurde. 

§.975. Die Dorfgemeinde, welche die Geldbusse für ihre zahlungs- 
unfähigen Mitglieder entrichtet, hat das Recht diese zu ölTentlichen 
und Privatarbeiten zu gebrauchen. 

§.974. Wer einen landesherrlichen Wald in Brand steckt, wird 
nach den allgemeinen Regeln über Waldbrandstiftung (§. 2113) be- 
straft. — Wer in einer Staatswaldang die gegen Waldbrand vorge- 
sebriebenen Vorsichtsmassregeln vernachlässigt, wird als Uebertreter 
der Feuerordnung nach §. 1405—1413 bestraft. 

§. 975. Ausser den obigen für alle landesherrliche Waldungen 
geltenden Gesetzen, sind für die Wälder der Ostseeprovinzen noch 
einige besondere Regeln in den §§. 1520, 1528, 1583 — 1038 des 
Forstreglements (Swod, 8. Bnd.) aufgestclit, deren Lebertretung mit 
den daselbst bestimmten Strafen geahndet wird. 

I>rit<e Unterabnieiliinic. 

ENTWENDCKO l .V D B E B C II A O I O V N G V O S SC H IF F B A C B O L Z. 

§. 976. Vier in einem der Marine vorbehaltenen Waldrevier Eichen, 
Lerchenbäume oder Tannen stiehlt oder auch nur lallt, wird beim 
er.<tten Mal zur correctionnellen Strafe zweiter Klasse, dritten Grades 
(^XIX), beim zweilen Mal zur correctionnellen Strafe erster Klasse, 
fünften Grades (XVl), und beim drillen Mal zur peinlichen Strafe 
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dritter Klasse, zweiten Grades (X) verurtheilt. — Ueberdem muss 
er den Werth der gestohlenen oder umgehauenen Stämme nach der 
besonders hierfür festgesetzten Taxe bezahlen. Die Stämme selbst 
werden ihm weggenommen. 

§.97T. Wer in einer Marine-Waldung Fichten, Birken, Espen oder 
andere Bäume fällt oder stiehlt, die daselbst zum Schutz des Schiff- 
bauholzes gepflegt werden, unterliegt den im §. 942 verordneten 
Strafen. 

§. 978. Dieselben Strafen treffen Denjenigen, welcher wildwachsende, 
hochstämmige, zum Schiffbau brauchbare Eichen, Lerchenbäume oder 
Tannen entwendet oder umhaut. Er muss ebenfalls den Werth solcher 
Bäume nach der Taxe bezahlen. 

^.979. Wer Schilfbauholz eigenmächtig fällt, und nicht auf den 
ersten Zuruf des Forstwächters innehält, oder sich dem, der ihn fest- 
nehmen will, widersetzt, wird nach §. 944 bestraft. 

%.980. Wer Bäume in den Marine-Waldungen oder wildwachsende, 
hochstämmige, zum Schiffbau taugliche Bäume in andern landesherr- 
lichen Wäldern absichtlich beschädigt, wird, wie für Entwendung 
derselben, nach §. 970, 977 und 978 bestraft. — Wer solches bloss 
aus Unvorsicht thut, muss die Taxe der beschädigten Bäume entrichten. 

S-98i. Wer in einem Marine-Walde Vieh weiden lässt, zahlt die 
in §. 953 verordnete Geldbusse zweifach. 

J. 982. Die Strafe Desjenigen , der aus Fahrlässigkeit einen Marine- 
Wald in Brand steckt, oder in einem solchen Walde die in Betreff 
des Feuers vorgeschriebenen Vorsiclitsmassregeln vernachlässigt, wird 
nach den §§. 1405—1412 und 2116 bestimmt, jedoch Jedesmal um 
einen {Grad geschärft. Die daselbst verordneten Geldbussen muss er 
zweifach zahlen. 

%.985. Die zum Schutz der Marine-Wälder angeordneten Strafen 
dürfen, nach Anleitung der §§. 84, SS und 971, in andere umge- 
wandelt werden. 

%.984. Wenn Bewohner eines Dorfes sichere Kunde davon haben, 
dass ein mit Holz handelnder Bauer landesherrliches, in einem Marine- 
Walde gestohlenes Holz in das Dorf gebracht hat : so werden sie, 
falls sie solches nicht ungesäumt der Obrigkeit anzcigen, nach $. 132, 
133 und 134 bestralt. 

Vierte IJnterabtlieiliiniv. 

VERGEHEN DER FORSTBE AMTEN END FORSTBEDIENTEN. 

I. F'ergehen der Fortibeamten. 

§. 988. Die dem Ministerium der Heichsdomänen oder dem Departe- 
ment der Marine -Waldungen untergeordneten, militärischen Forst- 
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beamten werden für geringe Dienstvergehen und Subordinationsfehler 
nach den Regeln der Militärdisciplin und für begangene Verbrechen 
nach dem Militärgesetz bestraft. — Civil-Forstbeamten sind, bei geringen 
Dienstvergehen und Subordinationsfehlern, den im fiinrien Abschnitt 
des gegenwärtigen Gesetzbuchs enthaltenen allgemeinen Be.stimmungeii 
unterworfen , werden aber in einigen besondern Fällen nach folgenden 
Kegeln bestraR. 

Jnm Wenn Corniiiissionare der Admiralität bei einem der in §. 948 , 9b2 , 96t» 
9^)1 erwähnten Vergehen heiheiligt sind, so wird die Sache im Depnriemeiit 
der Marinc'M iildungeii nach den Regeln der Strafprozessordnung untersucht. 

%.986. Der Forstbeamte, welcher Erlaubnissscheine zu Holzschlägen 
und andern VValdnutzungen auszutheilen hat, und das dafür eingenom- 
mene Geld nicht in vorgeschricbener Frist der Kreisrentei zustelll, 
muss für jede Woche des Verzuges ein Prozent zahlen. 

§. 987. Wenn ein Forstbeamter das Schnurbuch, in welches die 
Holzanweisungen eingeschrieben werden, und die Anweisungen selbst 
nicht in vorgeschricbener Frist der zuständigen Behörde zustellt : so 
wird ihm für die versäumte Zeit die Besoldung entzogen. 

§. 988. Dieselbe Strafe trifft den Forstbeamten, an welchen sich 
Kronbauern mit einer Bittschrift wenden, um Holz Tällen zu dürfen, 
und der darauf während mehr als zwei Wochen keine Resolution gibt, 
oder die Bittschrift seiner Obrigkeit nicht verlegt. 

%.989. Der Forstbeamte, der eigenmächtig Jemanden die Erlaub- 
niss ertheilt landesherrliches Holz zu fällen, oder dessen mehr zu 
fällen, als das Gesetz bestimmt, muss die dem eigenmächtigen Holz- 
fäller angedrohete Geldbusse zahlen, und wird vom Dienst ausge- 
schlossen. 

§. 990. Dieselben Strafen treffen den Forstbeamten, welcher eigen- 
mächtig Hulzanweisungen austheilt, nachdem die gesetzlich bestimmte 
Holzungszcit vorüber ist. 

%.99l. Der Forstbeamte, der einen Holzschlag an einer andern 
als der dazu angewiesenen Stelle gestattet, muss den Werth der ge- 
fällten Bäume erlegen. 

%.99S. Der Forstbeamte, welcher Jemanden gestattet Erzeugnisse 
eines landesherrlichen Waldes, aus denen die Staatskasse eine Ein- 
nahme beziehen könnte, zu seinem Privatnutzen zu verwenden, muss 
den Schaden der Krone zweifach ersetzen, ln wichtigem Fällen wird 
er überdem vom Amt abgeselzt. 

%.99S. Der Forstbeamte, der nach erhaltener .Anzeige von einer 
unerlaubten Holzfällung mehr als drei Tage vergehen lässt, ohne des- 
halb die gehörigen Massregeln zu ergreifen, wird, falls er nicht be- 
sondere Entschuldigungsgründe beibringt, beim ersten und zweiten Mal 



Digitized by Google 



203 ^ 



nach Umständen, mit einem drei- bis sechsmonatigen Abzüge von 
seinem Oienstalter, und beim drillen Mal mit Entlassung vom Amt 
bestraft. 

^.994. Wenn eine Forst- oder Polizeibehörde Schuld ist, dass 
die Untersuchung wegen eines vorgefallenen unerlaubten llolzschlages 
nicht in den er.stcn zwei Monaten eingelcitet wird, und wenn die 
Thäler hernach nicht ausnndig gemacht werden können : so fällt die 
für den Holzschlag beizutreibende Geldbusse auf die säumigen Beamten. 

//. Vergehen der niedern Forsthedienten. 

§. 99S. Die militärischen Forslbedienlen und Holzwärter werden 
für geringe Dienstvergehen, für Subordinationsfchler und Missbrauch 
ihrer Gewalt, nach den Itegeln der .Militärdisciplin bestraft. — Die unter 
Civilgerichtsbarkeit .stehenden Forsthedienten werden für verletzte Dienst- 
pflicht nach den allgemeinen Grundsätzen über .Vmtsvergehen (im 
5. .\bschn. dieses Gesetzbuchs ) bestraft. — .Ausser diesen Strafen 
haben aber Forstbedienle und Holzwärter, die das Forstreglement 
übertreten, noch folgende. Ahndungen zu gewärtigen : 

§. 996. Der Forstbedienle, der es zulässt, dass Jemand Ban- oder 
Brennholz aus einem Forste wegführe, bevor da.sselbc ordnungsmässig 
besichtigt worden, kommt auf drei Wochen bis zu drei .Monaten unter 
Arrest, oder erhält, falls er von Leibesstrafen nicht frei ist, zwanzig 
bis dreissig Rulhcnslreiche. 

^.997. Derselben Strafe unterliegt der Forstbedienle, welcher es 
zuhisst, dass Jemand Holz schlage, nachdem der im Erlaubnissschein 
bezcichnele Termin voriiber ist. 

^.998. Dieselbe Strafe IrilTl den Forsthedienten, welcher einen 
Waldfrevel bemerkt und nicht innerhalb dreier Tage anzeigl , falls er 
nicht gültige Enischnidignngsgrunde hat. 

Anm Als Eulsi huliliKiiiiKsgiimilB gi-lteii liinr, so wie für §. UD.3. nur sdmere 
KrankheiU'ti iiimI siniiere durdinus IliiMlcrm^se. 

§■999. Der Forslbedientc , welcher aus Fahrlässigkeit unerlaubte 
Holzschläge oder andere Frevel in .seinem Waldrevier duldet , oder 
die Thäler nicht ausfindig macht , wird beim erxleii Mal auf sieben 
Tage bis zu drei Wochen unter .Arrest gesetzt, und beim zurilen Mal 
durch ein Kriegsgericht nach dem .Militärgeselz gerichtet 

§. iOOO. Der Waldwärler, der einem Waldbrande nicht vorbeugt, 
den Brandstifter nicht austindig macht, und nicht nachweisel, dass das 
Feuer von Ursachen herrührte, die er nicht abwenden konnte, kommt 
auf drei Wochen bis zu drei Monaten unter Arrest, und haftet für 
den Schaden. 

§. iOOi. Der Waldwärter, dessen Fahrlässigkeit Schuld ist, dass 
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ein unerlaubter Holzschlag geschieht und dass der ThSter unentdeckt 
bleibt, erhält fünfzehn bis zwanzig Ruthenstreiche, und muss für das 
gefällte, aber noch vorhandene Holz das halbe Stammgeld, und für 
das nicht mehr aufzufindende das volle Stammgcld zahlen. Ist er nicht 
im Stande diese Geldbusse zu erlegen, so haftet die Dorfgemeinde, 
die ihn zum Waldwärter gewählt hat, und diese darf mit ihm, wie mit 
einem zahlungsunfähigen Schuldner, nach §. G3 verfahren. 

§. 1002. Wenn ein Waldwärler ein auf Waldnützung gegründetes 
Gewerbe beginnt, so wird bei ihm alles dem Walde entnommene Ma- 
terial confiscirl und er selbst auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
unter .\rrest gesetzt. 

$. iOOS. Der Forstbediente , welcher eigenmächtig Holzschläge in 
einer Staatswaldung gestattet, landesherrliches Holz unerlaubter Weise 
verkauft oder weggibt, oder an einer Holzentwendung Theil nimmt, 
unterliegt, wie der Urheber einer solchen Entwendung, den in $.2159 
verordnelen Strafen des Diebstahls, die jedoch für ihn jedesmal um 
einen Grad geschärft werden. Ueberdem muss er die Taxe des ent- 
wendeten Holzes erlegen. Ist er nicht im Stande diese Zahlung zu 
leisten, so haftet dafür die Gemeinde, die ihn gewählt hat. 

$. i004. Dieselben Strafen treffen den Waldwärter, wenn er Je- 
manden eigenmächtig erlaubt den Wald auszustocken, auf Waldplätzen 
Heu zu machen oder zu ackern, Producte des Waldes zu benutzen, 
die nur gegen taxmässige Zahlung weggegeben werden dürfen , so 
wie auch wenn er es zulässt, dass Jemand, der nur dürres, abge- 
fallenes Holz auflesen darf, gesunde Bäume umhaue. 

$. iOOS. Der Forstbedienle, welcher gegen einen Holzfrevler, ohne 
Noth, Waffen gebraucht, und einen Menschen tödtet oder verwundet, 
unterliegt den Strafen der fahrlässigen Tödtung und Körperverletzung 
($. 1937, 1965). 

$. 4006. Die kraft der Bestimmungen dieser Abtheilung eingehenden 
Strafgelder werden, nach Abzug dessen, was das Gesetz dem Häscher 
zuspricht, in die Kasse der Forstverwaltung abgeliefert. 



c 
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ACHTER ABSCHNITT. 

VERGEHEN WIDER DIE ÖFFENTLICHE WOHLFAHRT IND 
ORDNUNG. 




ERSTE ABTHEILUNG. 

VERGEHEN WIDER DIE GESUNDHEITSORDNUNG. 



Erste tJnterabtlieiliinil. 

VEDGEIIEN WIDER DIE ORDNEXG DER QUARANTÄNEN. 

$. 1007. Folgende wider die Ordnung der Quarantänen verübte 
Vergehen werden mit Entziehung aller Standesrechte und mit dem 
Tode bestraft: 

1. Wenn sich Jemand den von der Regierung zur Abwehr der 
Pest anbefohlenen Anordnungen gewaltsam widersetzt. 

2. Wenn Jemand wider die Qnarantäne-Wache Gewalt anwendet, 
um durch einen Sanitäts-Cordon durchzudringen, so wie auch wenn 
ein Schilfer eigenmächtig in einen Quarantäne-Hafen einläuft, ohne 
auf den Zuruf der Brandwache beizulegen. Ausgenommen ist hier der 
Fall, wo das Schilf durch Sturm, feindliche Verfolgung oder andere 
dringende Umstände, die der Schilfer und die Schilfsmannschaft nicht 
abznwenden vermochten, zum Einlaufen gezwungen war. 

3. Wenn Jemand ein Quarantäne-Gebäude oder ein auf Befehl der 
Quarantäne-Behörde abgesperrtes Haus vorsätzlich in Brand steckt. 

§. i008. Denselben Strafen unterliegt ferner : wer zur Pestzeit 
aus dem Sanitäts-Cordon oder aus einem abgesperrten Orte hinaus- 
geht, Andere hinauslässt oder Vieh austreibt; wer aus einem Hause 
hinausgeht, welches wegen darin .stattgehabter Pestfälle, durch Ketten 
oder Wachen abgesperrt ist ; wer an einem Orte, wo die Pest herrscht, 
ohne obrigkeitliche Erlaubniss oder zu unerlaubter Zeit aus dem Hause 
geht; wer den obrigkeitlichen Pass, womit er aus einem abgesperrten 
Hanse hinausgehen darf, eigenmächtig einer andern Person überlässt; 
wer Pestkranke verborgen hält oder deren Leichen heimlich fort- 
schafft; wer verpestete Sachen oder Sachen, die ein Pestkranker um 
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sich gehabt hat, verborgen hält, Andern übergibt, über den Sanitäts- 
Cordon oder über die Sperrgrenze hinauswirft; wer die Sachen, die 
ein an der l’est Verstorbener um sieh gehabt hat, nicht znr amt- 
lichen Purifleation bringt, endlich wer zur Pestzeit Etwas aus einem 
abgesperrten oder ansgestorbenen Hause stiehlt. 

Wenn eine von diesen Uebertretungen in einer Quarantäne- .Vnstalt, 
oder innerhalb eines Sanitäts-Cordons, zu einer Zeit stattfindet, wo die 
Pest daselbst noch nicht ausgebrochen ist, aber befurchtet wird : so triITt 
den Schuldigen die peinliche Strafe dritter Klasse, ersten Grades 

§. 1009. Den Strafbestimmungen der §§. 1007 und lOOS sind 
auch die Beamten und Diener der Sanität.sbehürden unterworfen, wenn 
sie an den dort genannten Vergehen durch Mitwirkung oder strafbare 
Nachsicht betheiligt sind. 

§. iOlO. Wer aus einem von der Pest angesteckten Ort kommend, 
wissentlich eine falsche oder eine ihm nicht zugehörende Urkunde in 
der Absicht vorzeigt , eine Abkürzung oder gänzliche Erlassung der 
Contumaz zu erlangen, wird aller Standcsrechte verlustig erklärt und 
zum Tode vernrtheilt. Kommt Derjenige, der sich einen solchen Be- 
trug erlaubt, aus einem Ort, wo zwar die Pest, den neuesten Nach- 
richten zufolge, nicht herrscht, der aber gewöhnlich oder gerade in 
dem Jahre als verdächtig betrachtet wird : so verfällt er in die pein- 
liche Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (VII). 

Zu denselben Strafen werden, mit derselben Unterscheidung, SchilTs- 
befehlshabcr, Schiffer und alle zu Schilf anlangenden Personen ver- 
urtheilt , wenn sie wissentlich verschweigen , dass sie unterwegs mit 
andern, aus angesteckten oder verdächtigen Orlen kommenden Schilfen 
Gemeinschaft gehabt haben, dass und warum sich am Bord mehr oder 
weniger Leute befinden als der Gesiindhcitspass anzeigl , oder wenn 
sic sonst den Zustand der Schiffsmannschaft und der Ladung betrüg- 
lich darstellen. 

$.1011. Wer mit Umgehung der Quarantäne -Anstalt und ihrer 
Wachtposten, einen gesunden Ort betritt, oder Menschen, Thiere 
und Sachen, die einer Contumaz bedürfen, hinbringt, wird nach fol- 
genden Hegeln bestraft: I) Kommt ein solches Individuum , Schiff oder 
Fuhrwerk aus einem Ort, wo die Pest herrscht : so wird der Schul- 
dige , mit Entziehung aller Standesrechtc , zum Tode verurtheill. 
2) Kommt das Individuum, Schilf oder Fuhrwerk aus einem verdächtigen 
Orte ; so erleidet der Schuldige die peinliche Strafe zweiter Klasse, 
sechsten Grades (VH). 3) Kommt das Individuum, Schilf oder Fuhr- 
werk aus einem gesunden Ort, aber auf einem Wege, wo es mit 
Pestkranken oder Verdächtigen Verkehr haben konnte : so verfallt der 
Schuldige in die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (.V). 
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§. lOlS. Wenn ein Fischer, Fährmann, Ufer- oder Grenzanwohner 
oder anderes Individuum, innerhalb eines Sanitäls-Cordons, an das 
Ufer gelriebene Bote oder andere Gegenstände zu sich nimmt, oder 
Sachen von einem aus angesteckten, verdächtigen oder unbekannten 
Orten kommenden Fahrzeuge oder Transport in Empfang nimmt : so 
erleidet er die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (\). — 
Ist solches zu einer Zeit geschehen, wo die Regierung, wegen naher 
Ansteckungsgefahr, besondere Vorsichtsmassregeln anbefulilen hat ; so 
trifft den Schuldigen die peinliche Strafe zweiter Klasse, siebenten 
Grades (VIII). 

§. 1013. Wenn Personen, welche in einem abgesperrten Ort unter 
Quarantäne-Aufsicht stehen, heimlich mit einander V erkehr haben ; so 
werden sie, nach Reendigiing der neuen Contiimaz , die sie deshalb 
aushalten müssen, auf drei bis sieben Tage unter Arrest gesetzt. 

§. 1014. Derselben Strafe unterliegen Diejenigen, w elche innerhalb 
des Sanitäls-Cordons oder in abgesperrten Orlen mit allen Kleidern 
oder Lumpen handeln, nachdem solches verboten worden ist. 

§.<01ö. Wenn Personen, denen verschiedene Reinigungsfristen 
gesetzt sind, in der Quarantäne -Anstalt oder im Quarantäne - Hafen, 
geflissentlich oder auch nur aus fahrlässiger Unvorsicht, mit einander 
Gemeinschaft haben, so werden sie, sobald die neue Contiimaz, die 
sie deshalb aushalten müssen, vorüber ist. Je nach den Umständen, 
zu einer Geldbusse von drei bis dreissig Ruh., oder auf sieben Tage 
bis zu drei Wochen zum Arrest , oder , falls sie von Leibesstralen 
nicht frei sind, auf sieben Tage bis zu drei Wochen zu Dienstleis- 
tungen und Arbeiten in der Qiiaranläne-.Vnstalt verurlheill. 

1016. Wenn ein Gasiw irth, dessen Wirtbshaus oder Einkehr .sich 
in der Nähe eines wegen Pest abgesperrten Ortes und innerhalb des 
Quarantäne-Rayons belindet, eine aus dem abgesperrlen Ort kommende 
Person, die nicht durch ein Zeugniss der Ortsbehiirde darlliiin kann, dass 
sie die Purificalion vorsehrifimässig Überstunden hal, beherbergt oder bei 
sich übernachten lässt ; so wird er, mit Entziehung der in §. 53 ge- 
nannten Rechte, auf zw ei bis drei Jahre zum Rcsserungshaiis verurlheilt. 

§. 1017 . Wer in einer Quaranläne-.Vnstall angcsicckle oder ver- 
dächtige Menschen oder Sachen berührt, ohne Erlaubniss der Behörde 
aus dem Vorhof in die innern Räume der Anstalt tritt, oder ein ab- 
gesperrtes Schiff be.sleigt, muss sich einer nach den allgemeinen 
Regeln zu bestimmenden Contiimaz unterziehen , und kommt , wenn 
diese vorüber ist, auf drei Wochen bis zu drei .Vlonaten unter Arre.st. 
— Wer Menschen oder Sachen, die unter Observation stehen, berührt, 
wird einer Observations-Quarantäne unterw orfen und hernach mit sieben 
Tagen bis zu drei Wochen Arrest bestraft. 
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$. 1018 . Geringere Quarantäne-Vergehen , die zu einer Zeit vor- 
Tallen, wu sich innerhalb des Sanitäts-Cordons weder Pestkranke noch 
der Purification bedürfende Schilfe, Sachen, Menschen oder Thiere 
befinden, werden nach §. j015 bestraft. 

$. 1019 . Die Theiluehmcr an einem Quarantäne- Vergehen unter- 
liegen derselben Strafe, wie die Urheber. — Wer ein beabsichtigtes 
Quarantäne-Vergehen so zeitig anzeigt , dass es verhindert w erden 
kann, bleibt, wenn er selbst bei dem Anschlag beiheiligt war, von 
aller Strafe frei. — Die Sirate Derer, welche eine Uebertretung der 
Quarantäne -Gesetze freiwdlig und reuig eingeslehen, wird nach An- 
leitung der $§. 140, 141 und 137 gemildert. 

§. 1020 . Wenn Derjenige, dessen Pflicht es ist, die in einem ab- 
gesperrten Ort vorkommenden Krankheitsfälle anzuzeigen, solches nicht 
zu rechter Zeit thut : so wird er auf sechs Monate bis zu einem Jahr 
zum Gefängniss verurtheill. — Dieselbe Strafe trifft Denjenigen, der 
innerhalb der Absperrung an einer Küste angetriebene Sachen oder 
Leichen oder über See kommende Dole berührt, oder einen Andern 
solche Gegenstände anrühren oder von einem Fahrzeuge oder Fuhr- 
werke Sachen in Empfang nehmen sieht und solches nicht der nächsten 
Quarantäne-Behörde oder Cordon-Wache anzcigt ; ebenso Denjenigen, 
der in Erfahrung bringt , dass Jemand vom Auslande her den Sanitäts- 
Cordon heimlich überschritten ist oder mit einem heimlich eingedronge- 
nen Menschen Gemeinschaft gehabt hat, und solches nicht der nächsten 
Quarantäne-Behörde oder Cordon-Wache anzeigt. 

$. 1021 . Wer nach überslandener Contumaz und Observation, die 
Quarantäne-Anstalt oder den abgesperrlen Ort ohne ein Zeugniss der 
Behörde verlässt, zahlt zehn Rubel Strafe. — Wenn ein Transport oder 
Fahrzeug, nach überslandener Purification oder Observation, die Qua- 
rantäne ohne solches Zeugniss verlässt , so ist dafür bloss der An- 
führer des Transports oder der Befehlshaber des Schiffs verantwort- 
lich, und diese zahlen, je nach der Anzahl von Menschen, die sich 
bei dem Transport oder auf dem Schiff befinden, fünfzig bis hundert 
Uub. Strafe. 

$. 1022 . Wer sich unter Contumaz befindet, und in Ansehung der 
zu beobachtenden Vursichlsmassregeln den Weisungen der Saniläts- 
beamten und Quarantäne-Wächter nicht gehorcht , wird zur peinlichen 
Strafe dritter Gattung, zweiten Grades (.\) verurtheill. 

§. 1025 . Wenn der Aufseher einer Quarantäne-Anstalt oder eines 
abgesperrten Ortes einer Person, deren Gesundheitszustand nicht ge- 
hörig geprüft worden ist, einen Passirzettel zum freien Austritt aus 
der Absperrung ertheilt, so wird er nach §. 1008 bestraft. 

§. 1024 . Der Beamte oder Diener der Quarantäne, der sich in 
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Betreff der Puriflcations-Termine nicht genau nach seiner Instruction 
richtet, oder die innerhalb der Absperrung vorkommenden Krankheits- 
fälle so wie die von Aussen erhaltenen, die Pest betreffenden Nach- 
richten nicht geheim hält, wird nach Yerhältniss seiner Schuld, vom 
Amt abgesetzt, oder vom Dienst ausgeschlossen und auf sechs Monate 
bis zu einem Jahr zum GePängniss verurtheilt. 

%.iOSS. Wenn ein Quarantäne -Beamter in Dienstsachen, die zur 
Sanitätsordnung in keiner Beziehung stehen , Fahrlässigkeit beweist, 
oder mit den der Contumaz unterworfenen Personen ungebührlich 
umgeht : so wird er beim ersten und zweiten Mal nach §. be- 
straft, und beim dritten Mal mit der Weisung, hinfort im Ressort der 
Quarantänen nicht dienen zu dürfen, vom Amt abgesetzt. 

S- iOS6. Der Polizeibeamte, in dessen Amtsbezirk sich die Pest 
zeigt und der die für diesen Fall anbefohlenen Massregeln nicht er- 
greift, oder darüber nicht vorschriftmässig an seine Obern berichtet, 
wird, je nach den Umständen, vom Amt abgesetzl, oder vom Dienst 
ausgeschlossen, oder mit Entziehung aller Standesrechte, nach Sibirien 
auf Ansiedelung verbannt. 

$. i027. Wenn ein Schiffer sein der Contumaz unterworfenes 
Fahrzeug auf der Reede, im Quarantäne-Hafen oder unterwegs, ab- 
sichtlich so lenkt, dass es ein anderes Fahrzeug berührt, oder wenn 
Jemand in der Quarantäne -Anstalt oder im Quarantäne-Hafen, vor- 
sätzlich Menschen oder Sachen berührt, die entweder gar keiner oder 
einer andern Contumaz unterworfen sind, als er selbst : so hat der 
Schuldige nicht nur die Strafe für Uebertretung der Quarantäne- 
Ordnung zu erleiden, sondern auch, nach Anleitung des §. 62, den 
Andern insofern zu entschädigen, als dieser einen dadurch erlittenen 
Schaden darthut. 

S- 1028. Wenn bei der Besichtigung eines Schilfes oder Fuhrwerks, 
das seine Contumaz ausgehalten hat, pestcmpfängliche Gegenstände 
entdeckt werden , die vorher nicht angezeigt waren ; so wird das 
Schilf oder Fuhrwerk einer neuen Purilication unterworfen, und Der- 
jenige , der solche Gegenstände vorsätzlich verheimlicht hat, nach 
S- 1008 bestraft. 

Anm. Die nach den Be'timniungen der gegenwärtigen Unierabllieilung einge- 
henden Strafgelder flieiiicn in die Hanse derjenigen Ouaraotäne-.\nKtBlt, in 
deren Bereich das Vergulicn stattgefunden hat. 

Zweite IJiiterabtheilung;. 

tIBERTRETl’NG DER ANORDMSGEN WIDER SEUCHEN UND 
ANSTECKENDE KRANKHEITEN. 

$. i029. Wenn ein Einwohner eines Privat- oder landesherrlichen 
Gebäudes von einem Fleckfleber oder von einer andern ansteckenden 

14 * 
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Krankheit befallen wird ; so unterliegt der Eigenthümer, Verwalter 
oder Aufseher des Gebäudes, der solches erfährt und nicht sogleich 
der Ortspulizei anzeigt, einer Geldbusse , welche in' den Hauptstädten 
zu zehn bis fünfzehn Ruh. , in den andern Städten zu fünf bis acht 
Rüb. üüd in den IJorfern zu fünfzig Kopeken bis zu einem Rubel an- 
geselzt wird. — Eine ebenso grosse Geldbusse trilTl Denjenigen , der 
zur Zeit einer epidemischen Krankheit eine in seinem Hausstande 
sich ereignende Erkrankung weder seinem Hauswirth noch der Polizei 
anzeigt. Unter besonders erschwerenden Umständen kann diese Geld- 
busse auf das Doppelte erhöht werden. — Gasiwirthe, denen eine 
solche Unterlassung nachgewiesen wird, zahlen in den Hauptstädten 
dreissig bis fünfzig, in den andern Städten fünfzehn bis fünfundzwanzig, 
und in den Dörfern anderthalb bis drei Rubel. — Der Arzt, der bei 
einem Patienten die Merkmale einer ansteckenden Krankheit wahr- 
nimmt, und solches nicht der Obrigkeit berichtet, wird nach §. 1037 
bestraft. 

§. 1050 . Wenn die Obrigkeit eines Orts, wo eine Seuche oder an- 
steckende Krankheit ausgebrochen ist, den Einwohnern befiehlt, keinen 
Fremden ohne besondere Erlaubniss bei sich nurzunehmen, vor den 
Eingängen derjenigen Häuser, wo sich Kranke befinden, Warnungs- 
zcichcn aufzuslellen , die Häuser , in denen Kranke gewohnt h.iben, 
nicht vor Ablauf einer gewissen Frist zu beziehen, ihre Wohnungen 
und Geräthschaften gehörig zu reinigen, und überhaupt die zur Abwehr 
der Seuche nothwendigen Massregeln zu ergreifen ; so hat Derjenige, 
der solchen Befehlen nicht gehorcht, eine Gcldbusse zu erlegen, die 
nach Umständen, in den Hauptstädten zu fünf bis zehn Rub., in den 
andern Städten zu zwei bis vier Rub., und auf dem Lande zu fünf- 
undzwanzig Kopeken bis zu einem Rub. angesetzt wird. 

§. 1051 . Wer Kleider oder Geräthschaften eines an einer anstek- 
kenden Krankheit verstorbenen Menschen aufbewahrt, verkauft oder 
wissentlich an sich bringt, ohne .sie gehörig reinigen zu lassen, zahlt 
in den Hauptstädten zehn bis dreissig, in den andern Städten fünf bis 
zehn, auf dem I,ande einen bis zwei Rub. Strafe. — Wer gebrauchte 
Kleider oder Geräthschaften, von denen er weiss, dass sie nicht gehörig 
gereinigt worden sind, kauft um sie weiter zu verkaufen, zahlt in den 
Hau|)tsiädlcn fiinfzehn bis fünfzig, in den andern Städten zehn bis 
fünfzehn, auf dem Laude zwei bis fünf Rubel Strafe. 

^. 10511 . Wer wissentlich mit einer ansteckenden Krankheit behaftet 
ist, und mit \ orsatz Etwas thut, wodurch sie sich einem .Vndern mit- 
theilen muss, kommt auf drei bis sechs Monate ins Besserungshaus, 
und hat dem Angesteckten die Heilungskosten zu erstatten. — Hat aber 
seine That zur Folge, dass der Andere einen unheilbaren Schaden an 
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seiner Gesundheit erleidet oder gar stirbt, so wird er nach §. 1957 
und 1959 bestraft. 

§. 1055. Wenn eine Frauensperson wissentlich mit einer anstek- 
kenden oder andern bösartigen Krankheit behallct ist, aber es ver- 
schweigt. und einen Dienst als Amme oder Kinderwärlerin antrill : so 
wird sie, sobald sie geheilt worden, nach IJeschalTenhcil der Krankheit 
und der Umstände, auf drei Wochen bis zu drei .Monaten zum .\rresf, 
oder auf drei Monate bis zu einem Jahr zum Besserungshaus verurtheilt. 

§. 1054. Der Gastwirlli, welcher wissentlich und ohne die gehörigen 
Vorsichtsmassregeln angewandt zu haben, seinem Gast eine Betlslelle, 
Betten oder Wäsche gibt , deren sich ein mit einer ansteckenden 
Krankheit behafteter Mensch bedient hat, wird, nach Umständen, um 
zehn bis fünfzig Bub., oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten 
Arrest gestraft. 

%. 1053. Gaslwirthe, Speisewirthe und Schenkwirlhe , welche bei 
Zubereitung und Darreichung ihrer Speisen oder Getränke und zur 
Bedienung ihrer Gäste wissentlich solche Personen gebrauchen , die 
an ansteckenden Krankheiten leiden, zahlen jedesmal fünf bis dreissig 
Bub. Strafe. 

§. 1056. Der Polizeibeamle , in dessen Bezirk eine Seuche oder 
ansteckende Krankheit ausbricht, und der die für solche Fälle vorge- 
schriebenen Jlassregeln nicht ergreift oder darüber nicht an die zu- 
ständige Behörde berichtet, wird, nach Umständen, mit einem .Vbzug 
von sechs Monaten bis zu einem Jahr von seinem Dienslallcr , oder 
durch Absetzung bestraft, oder mit Kntziehung der in §. 53 genannten 
Rechte, auf ein bis zwei Jahre zum Besserungshaus verurtheilt. 

§. 1057. Die Strafen des §. I03C Irelfen auch den im Dienste des 
Staats angeslclllen Arzt, der sich von dem Daseyn einer Seuche oder 
ansteckenden Krankheit überzeugt, und cs nicht sogleich der .Medizinal- 
Behörde des Orts meldet. Der frei praktizireiide Arzt, der sich einer 
solchen Unterlassung schuldig macht, erhält beim ersten Mal eine 
rügende Bemerkung, und muss beim zweiten Mal eine Geldbusse zahlen, 
die in den Hauptstädten zu zehn bis fünfzehn , in den andern Städten 
zu fünf bis acht Bub. angeselzt wird. Beim drillen Mal zahlt er die- 
selbe Geldbusse, und erhält überdem einen strengen Verweis nebst 
der Ankündigung, dass ihm für ein nochmaliges Vergehen dieser Art 
die Ausübung seiner Kunst untersagt werden wird. Lässt er sich dann 
dieses Vergehen abermals zu Schulden kommen, so wird ihm das Prak- 
liziren für immer verboten. 

§. 1058. Wenn die Begierung zur Zeit einer Seuche ausserordentliche 
Vorsichtsmassregeln anbeliehlt, so unterliegen die Dawiderhandelnden 
den Strafen, welche zugleich mit diesen Massrcgeln angeordnet werden. 
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Dritte tlnterabtheiluns. 

VERGEHEN WIDER DIE ORDNUNG DER REGRABNI88E. 

$. i039. Wer ohne besondere Berugniss eine Leiche an einem 
andern Ort beerdigt, als auf dem allgemeinen Begräbnissplatze , zahlt 
einen bis fünfzig Bub. Strafe. — Wenn .Menschen an der Pest oder 
an sonst einer Seuche gestorben und auf einem besondern Platz be- 
erdigt worden sind , den die Obrigkeit hernach hat schliessen lassen •' 
so triOl Denjenigen , der dann noch eine Leiche daselbst bestattet, 
drei - bis sechsmonatige Gefängnissstrafe. 

$.1040. Wenn ein Grab nicht die gesetzliche Tiefe hat, oder nicht 
so hoch , als verordnet ist , mit Erde zugeschUttct wird, so triOl den 
Schuldigen eine Geldbusse von einem bis fUnf Bub. oder drei- bis 
siebentägiger Arrest. 

§. 1041. Der Geistliche , der eine Leiche an einem andern als 
dem amtlich angeordnelen Begräbnissplatz bestattet , oder der seinen 
Dienst bei einer Beerdigung ohne gesetzlichen Grund verweigert, wird 
nach Anordnung seiner geistlichen Behörde, correctionnell bestraft. 

§. 1042. Wer ohne Erlaubniss der Obrigkeit eine Leiche ausgräbt, 
um sie an einen andern Ort zu bringen, wird, nach Umständen, mit 
einer Geldbusse von zwanzig bis hundert Bub., oder mit drei Wochen 
bis zu drei Monaten Arrest belegt. 

§. 1043. Wer an einem Ort, wo ein neuer Begräbnissplatz einge- 
richtet ist, ohne Erlaubniss der Obrigkeit, Särge und Leichen auf dem 
alten Begräbnissplatze ausgräbt, um sie von da wegzubringen, wird 
ebenso wie Derjenige, der auf dem alten Kirchhof ackert oder dessen 
Gräber sonst auf irgend eine Weise zerstört, auf drei Wochen bis zu 
drei Monaten zum Arrest verurtheilt , und muss überdem für jede 
ausgegrabene Leiche zwanzig Bub. Strafe zahlen. 

§. 1044. Wer ohne besondere gesetzliche .Vulorisation einen Todten 
früher beerdigt, als drei Tage nach Constatiriing des Todes, wird, 
nach Umständen , mit einer Geldbusse von einem bis fünfzig Bub., 
oder mit drei Tagen bis zu drei Wochen Arrest belegt. — Wenn die 
auf solche Weise beerdigte Person bloss scheintodt war und durch 
die übereilte Beerdigung um’s Lehen gekommen ist ; so muss sich 
der Schuldige, falls er den christlichen Glauben bekennt, ausser der 
ebengenannten Strafe, einer von seiner geistlichen Behörde anzuord- 
nenden Kirchenbusse unterziehen. 

§. 1043. In solchen Fällen, wo es verboten ist eine Leiche zu 
beerdigen bevor an ihr eine gerichtlich - ärztliche Leichenschau vor- 
genommen worden, wird Derjenige, welcher einen Todten trotz dieses 
Verbots beerdigt, zu einer Geldbusse von fünfzig bis dreihundert Bub. 



Digitized by Google 




ai5 ^ 



oder auf drei Wochen bis zu drei Monaten zum Arrest verurtheilt. — 
Wer solches in der Absicht thut, die Spuren eines Mordes zu ver- 
bergen, wird, nach Umständen, als Begünstiger oder als Hehler der 
Mordthat (§. 127, §• 130) bestraft. 

§. i046. Wer ohne besondere Erlaubniss, eine Leiche vom Aus- 
lande nach Russland bringt, zahlt dreihundert Rub. Strafe. Wer ohne 
Erlaubniss eine Leiche aus einem Gouvernement in ein anderes, oder 
aus einem Kreise in einen andern bringt, hat eine Geldbusse von 
dreissig Rubeln zu erlegen. 

Vierte Uiiterabtlielliing;. 

t) BERTn ET C N G DER A X O HD M' N G E N VVIDEK V I E H A E i: C R E X. 

§. 1047. Wer von einer unter seinem Vieh ausgebrochenen Seuche 
weiss und sie nicht unverzüglich der Orlsobrigkeit anzeigt, zahlt einen 
bis fünf Rub. Strafe. — Wer in solchem Fall gar keine Vorsichts- 
massregeln ergreift, sein Vieh mit fremdem, gesundem Vieh Zusammen- 
kommen lässt und dadurch die Seuche ausbreitet, wird, nach Um- 
ständen, entweder um fünf bis zehn Rub., oder mit sieben Tagen bis 
zu drei Wochen Arrest gestraft. 

§. 1048. Wer zur Zeit einer Viehseuche den Weisungen der Be- 
hörden oder des Vieharztes, in Betrclf der wider dieselbe zu ergrei- 
fenden Massregeln, nicht Folge leistet, verfällt, nach Umständen und 
jenachdem er diese Weisungen aus Fahrlässigkeit oder aus bösem 
Willen hinlangeselzt hat, in eine Geldbusse von zehn bis fünfzig 
Rubeln. — Wer dabei offenbare Widersetzlichkeit gegen die Befehle 
der Obrigkeit zeigt, kommt auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
unter Arrest. 

§. 1049. Die Dorfältesten, in deren Bezirk eine Viehseuche aus- 
bricht, und die solches der zuständigen Behörde nicht anzcigen, auch 
die im Gesetz vorgeschriebeneti Vorsichtsmassregeln nicht ergreifen, 
verfallen in eine Geldbusse von fünf bis dreissig Rub. — Die Polizei- 
beamten, die sich einer solchen Unterlassung schuldig machen, werden, 
nach Umständen, mit einem ein- bis sechsmonatigen .\bzugc von ihrem 
Dienstalter bestraft oder vom .\mt entlassen. 

§. lOöO. Der herumziehende Viehhändler, welcher an seinem Vieh 
Anzeichen einer ansteckenden Krankheit bemerkt, es der Ortspolizei 
nicht anzeigt, die erkrankten Thiere von den gesunden nicht abson- 
dert, oder die unterwegs gefallenen der Strasse zu nahe verscharren 
lässt, wird um zwanzig bis hundert Rub. gestraft und kann Uberdem, 
nach Umständen, auf drei Wochen bis zu drei Monaten zum .Arrest 
verurtheilt werden. — Der Viehtreiber, der an seiner Herde Krank- 
heitszeichen entdeckt, und dieses weder dem Eigenthümer noch dem 
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Aufseher der Herde kund Ihut, wird mit fünfzehn bis zwanzig Rulhen- 
streifhen, oder, falls er von Leibessirafen frei ist, mit sieben Tagen 
bis zu drei Wochen Arrest bestraft. 

§. iOol. Gegen Üen, der vorsiilzlich fremdes Vieh mit einer Seuche 
ansteckl, wird nach §. 2125 verfahren. 

§. i032. Wer in einer Stadt oder in einem Dorfe oder in der 
Nähe solcher Orte die Häule von Thieren gerbt, welche an einer 
Seuche gestorben sind, oder sich dabei eines Thieres bedient und 
es so der Gefahr der Ansteckung aussetzt, wird, nach Umständen, 
um drei bis zehn Kub. oder mit sieben Tagen bis zu drei Wochen 
Arrest gestraft. 



Fuiifle Unterabtliellunfr« 

VEnOEIIEN WIUBH U I E O E SC N D II E I T DER L L' F T END DES 
VV .1 S S E R S 

§. 10S3. Wenn Jemand in einer Stadl oder an einem Ort, von 
wo eine Stadt ihr Wasser erhält, eine von den Fabriken oder Werk- 
slellen anlegt, welche im Gesetz als die Luft oder das Wasser un- 
gesund machend bezeichnet sind : so wird die .\nslall auf Kosten 
des Schuldigen abgebrochen und dieser um fünfzig bis hundert Rub. 
gc.slrafl. — Wenn Jemand an einem solchen Ort oder in zu geringer 
Fnifernung vom Fleischmarkt ein Schlachthaus errichtet, so wird dieses 
ebenfalls auf Kosten des Schuldigen abgebrochen, der überdem fünf- 
zig bis hundert Kub. Strafe zahlen muss. — Dieselbe Geldbusse trilR 
den Eigenlhümer eines Schlachthauses, wenn er nicht dafür sorgt, 
dass der Unrath dieser Anstalt in eine Grube abgeleitet werde. 

§. 1034. Wer auf die Reinlichkeit olTenllicher Plätze und Strassen 
zu sehen hat, und es zulässt, dass sich daselbst Schmuz oder über- 
liaupl sulche Dinge nnhäufen, von denen die Luft ungesund werden 
kann, zahlt in den Haupt-, Gouvernemcut.s- und Hafenstädten einen bis 
drei Hub., in den übrigen Städten fünfundzwanzig Kopeken bis zu 
einem Kub. und in den Dörfern zehn bis funfundzw'anzig Kopeken 
Strafe. 

§. 1033. Wer Auskehricht anderswo hinlegt, als auf die von der 
Polizei dazu angewiesenen Stellen, zahlt jedesmal in den Haupt-, 
Gouvernements- und Hafenstädten zwei bis vier Rub., in den übrigen 
Städten einen bis zwei Rub. Strafe, und muss den Unrath wegschalTen. 
— Dieselbe Geldbusse trifft Denjenigen, der sein gefallenes Vieh auf 
dlfentlichen Plätzen, Strassen oder Hofräumen liegen lässt, es nicht 
an den von der Polizei angewiesenen Ort bringt oder nicht dafür 
sorgt dass es gehörig verscharrt werde. 

$. 1036. In den Orten, wo es öffentliche Schlachthäuser gibt, hat 
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der Fleischer, der sein Vieh an einer andern Stelle als im Schlacht- 
hause scldachtet, beim ersten Mal zwei Rub. , beim zweiten jlfa/ fünf 
Uub., beim dritten Mal zehn Rub. Strafe zu zahlen. Bei fernem 
Wiederhulungsfälleu kommt er auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
unter .\rrest. 

§.1037. Wer in einem Flusse, Kanäle oder Brunnen, ans dem 
die Bewohner der Gegend ihr Trinkwrasser holen, Hanf oder Flachs 
röstet oder das Wasser auf andere Weise verdirbt, wird zu einer 
Geldbusse verurlheilt, die nach Verhältniss des angerichletcn Schadens 
und der übrigen Umstände , in den Städten von einem bis fünfund- 
zwanzig Rub., in den Dörfern von fünfundzwanzig Kopeken bis zu 
drei Rub. steigen kann. — Wer in einen solchen Fluss, Kanal oder 
Brunnen giftige oder überhaupt schädliche Stoffe wirft, wird, auch 
wenn er dabei keine böse Absicht halte, mit drei bis sechs Monaten 
Gefängniss belegt. Geschah solches in der Absicht einem Menschen 
das Leben zu rauben, so trifft den Thäler die Strafe der vorsätz- 
lichen Tödtung (^§. 1924). 

^«‘cliKte Unferabtliellunic. 

VEWGEIIEN WIDER DIE GESUNDHEIT DER EEBENSNITTEE. 

§. 1068. Wer ungarcs Brod verkauft, zahlt als Strafe den Ver- 
kaufpreis der schon verkauften, so wie der bei ihm noch vorräthigen 
Quantität solchen Brodes. Das ungare Brod wird ihm weggenommen 
und dem Kollegium allgemeiner Fürsorge zugcstellt, welches dasselbe 
ausbacken oder zu Zw ieback zubereilen lässt. — Wer sich zum zweiten 
Malmi diese Weise verschuldet, zahlt die Geldbusse zweifach. Beim 
dritten Mal erlegt er die Geldbusse ebenfalls zweifach, und kommt 
auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter Arrest. 

§. 1030. Wer in einer der Hauptstädte verdorbenes Fleisch oder 
verdorbene Fische verkaull, wird beim ersten Mal zu einer Geldbusse 
von fünf bis fünfundzwanzig Rub., beim zweiten Mal zu derselben 
Geldbusse und überdem zu sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest 
vcrurtheilt. — Wer sich solches in einer andern Stadl zu Schulden 
kommen läs.st, wird beim ersten Mal mit einer Geldbussc von fünf- 
zig Kopeken bis zu fünf Rub., beim zweiten Mal mit einer ebenso 
grossen Geldbussc und mit drei bis sieben Tagen Arrest belegt. — 
Wer sich dieses Vergebens zum drillen Mal schuldig macht, zahlt 
die obigen Geldbussen doppelt, kommt auf drei Wochen bis zu drei 
Monaten unter Arrest, und verliert auf immer das Recht mit Ess- 
waaren zu handeln. 

§.1060. Der Viehhändler, der seine Herde, um sie der gesetz- 
lichen Besichtigung zu entziehen, auf andern als deu vorgeschriebenen 
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Wegen (reiben oder auf irgend eine Weise verbergen lässt, zahlt 
beim ersten Mal fünf bis zehn , beim zireiten Mal zehn bis fünf- 
undzwanzig Rub. Strafe. Beim dritten Mal wird ihm , ausser der beim 
zweiten Mal verwirkten Geldbusse, Arrest auf sieben Tage bis zu 
drei Wochen zuerkannt und der Viehhandel auf immer untersagt. — 
Beflnden sich unter dem der Besichtigung entzogenen Vieh Stücke 
von zweifelhaftem Gesundheitszustände: so trifft den Viehhändler beim 
ersten, zweiten und dritten Mal die Strafe, welche der §. 1061 Denen 
androhet, die Fleisch von gefallenem Vieh verkaufen. Beim dritten 
Mal wird ihm überdem der Viehhandel untersagt. 

§. i06I. Wer Fleisch von gefallenem oder krankem Vieh oder 
verrecktes Geflügel verkauft, wird beim ersten Mal um zehn bis dreissig 
Rub. und beim zweiten Mal mit drei- bis sechsmonatigem Gefängniss 
gestraR. Beim dritten Mal trifft ihn Gefängnissstrafe auf sechs Monate 
bis zu einem Jahr nebst dem Verbot je wieder mit Esswaaren zu 
handeln. — Das Fleisch wird jedesmal vernichtet. 

§. /0&2. Wer Fleisch auf blähet um ihm ein besseres Ansehen zu 
geben, zahlt beim ersten Mal, in den Hauptstädten zwei bis zehn 
Rub., in andern Städten und auf dem Lande einen bis fünf Rub. Beim 
zweiten Mal wird diese Geldbusse verdoppelt. Beim dritten Mat muss 
der Schuldige die dreifache Geldbiisse zahlen und kommt auf sieben. 
Tage bis zu drei Wochen unter Arrest. 

§. 1063. Der Metzger, der die Fächer, Bänke und Geräthschaflen 
seiner Fleischbude nicht gehörig rein hält, oder in seinem Gewerbe 
mit einer Unsauberkeit verfährt, von der das Fleisch ungesund werden 
muss, zahlt das erste Mal, in den Hauptstädten einen bis drei Rub., 
in den übrigen Städten und auf dem Lande fünfzig Kopeken bis zu 
einem Rubel. Beim zweiten Mal zahlt er in den Hauptstädten drei 
bis sechs Rub., in den übrigen Städten nnd auf dem Lande einen 
bis drei Rub. , beim drillen Mal in den Hauptstädten zehn bis fünf- 
zehn Rub., in den übrigen Städten und auf dem Lande fünf bis zehn 
Rub. Beim rierten Mal zahlt er in den Hauptstädten fünfundzwanzig 
bis fünfzig, in den übrigen Städten und auf dem Lande fünfzehn bis 
fünfundzwanzig Rub. und wird auf sieben Tage bis zu drei Wochen 
unter Arrest gesetzt. 

§. 1064. Die Personen, welche mit andern Lebensmitteln handeln, 
und sie nicht gehörig rein hallen, zahlen in den Hauptstädten einen 
bis zwei Rub., in den übrigen Orlen fünfundzwanzig bis fünfzig Kopeken. 

§. 1063. Wenn Jemand in einem Gasthause, Speisehause, Kalfee- 
hause oder sonstigem Lokal, wo Speisen oder Getränke zum Ver- 
kauf bereitet werden, bei Verfertigung derselben, Stoffe anwendet, 
die der Gesundheit schädlich sind: so werden diese Stoffe und alles 
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daraus Zubereilete vernichtet, und der Wirth zahlt beim ersten Mal, 
in den Hanptstädten zwanzig bis dreissig, in den übrigen Städten und 
aur dem Lande zehn bis fünfzehn Rub., beim zweiten Mal, in den 
Hauptstädten vierzig bis sechzig , in den übrigen Städten und auf 
dem Lande zwanzig bis dreissig Rub., beim drillen Mal, in den Haupt- 
städten hundert bis hundertzwanzig, an den übrigen Orten fünfzig 
bis sechzig Rubel. Beim eierten Mal zahlt er dieselbe Geldbusse wie 
beim dritten Mal; überdem wird seine Wirthschaft geschlossen, und 
ihm die Befugniss zu einem solchen Gewerbe für immer entzogen. 

$. 1066. Wer Essw aaren aus verdorbenen oder ungesunden StolTen 
zubereilet und auf dem Markt oder in den Strassen feil bietet, wird 
beim ersten Mal zu einer Geldbusse von fünfzig Kopeken bis zu zwei 
Rub., beim zweiten Mal zu derselben Geldbusse und drei bis sieben- 
tägigem Arrest, und beim dritten Mal zum Arrest auf sieben Tage 
bis zu drei Wochen verurtheilt. Ueberdem wird ihm beim dritten Mal 
der fernere Handel mit Esswaaren untersagt. 

§.i067. Dieselben Strafen treffen Denjenigen, der Kwas, Busa 
, oder andere Getränke aus verdorbenen oder anerkannt schädlichen 
Stoffen bereitet und feil bietet. 

S. 1068. Wer Wein verfälscht, säuern und verdorbenen Wein mit 
Bleizucker, Bleikalk oder andern schädlichen Substanzen versetzt, 
wird, Je nach der Schädlichkeit der beigemischten Stoffe, nach Ver- 
hältniss der Quantität der verfälschten oder so verkauften Getränke 
und nach den übrigen Umständen, zu einer Geldbusse von zehn bis 
zweihundert Rub., oder auf drei Wochen bis zu drei Monaten zum 
Arrest, oder , mit Entziehung der im §. 53 genannten Rechte, auf 
ein bis drei Jahre zum Besserungshaus verurtheilt. — Dieselben Strafen 
treffen den Destillateur, Brauer, Weinhändler, Gastwirlh und Jeden, 
der dem Wein, Bier, Porter, Meth und andern geistigen Getränken, 
womit er handelt, ungesunde Stoffe beimischt. 

§. 1069. Wer Esswaaren oder Getränke mit schädlichen Stoffen 
versetzt, sie fahrlässig, auf eine der Gesundheit gefährliche Weise 
zubereitet, sie wissentlich in Geschirren auf bewahrt, deren Material 
der Gesundheit nachlheilig ist, oder die nicht gehörig verzinnt oder 
glasirt sind, wird nach Beschaffenheit der beigemischten Stoffe , nach 
Massgabe der Quantität so zuberoileter Speisen oder Getränke und 
je nach den übrigen Umständen, entweder mit einer Geldbusse von 
zehn bis hundert Hub., oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten 
Arrest bestraft. — Im Wiederholungsfall trifft den Schuldigen dieselbe 
Geldbusse oder Arreststrafc, und es wird ihm überdem das Recht Ge- 
tränke oder Speisen zu bereiten und zu verkaufen auf immer entzogen. 

S.1070. Die Strafen des §. 1069 treffen auch Denjenigen, der 
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Geschirre zur Bereitung und Aufbewahrung von Esswaaren und Ge- 
tränken aus Materialien verfertigt, welche der Gesundheit nachtheilig sind. 

$. i07i. Wenn eins von den in §. 1069 und 1070 erwähnten 
fahrlässigen Vergehen den Tod eines Menschen zur Folge hat, so 
erleidet der Schuldige nicht nur die in jenen §§. verordnete Strafe, 
sondern er verliert auf immer das Recht Esswaaren oder Getränke 
zu bereiten und zu verkaufen, oder Geschirre zur Bereitung oder 
Aufbewahrung solcher Waaren zu verfertigen , und muss sich , falls 
er die christliche Religion bekennt, einer von seiner geistlichen Be- 
hörde anzuordnenden Kirchenhiisse unterziehen. 

§. 1072. Der Kwasverkäufer, der dieses Getränk in Fässern mit 
kupfernen Hähnen hält, zahlt für jedes sulche Fass einen Rub. Strafe. 
Die Fässer werden confiscirt. 

§. 1073. Der Theehändler, welcher koporischen Thec (sogenann- 
ten Iwantschai) unverinischt oder mit chinesischem Thee vermischt 
feil bietet, wird, nach Massgabe der bei ihm vorräthigen oder schon 
verkauften Quanität, um fünfzig bis zweihundert Rub. gestraft. Der 
verbotene Thee wird vernichtet. Wer eines solchen Vergehens zum 
dritten Mal überfuhrt wird, verliert das Recht mit Thee zu handeln. 

Siebente Unterabtlielluns- 

VE n GEH EN BEIM VEBK/WF I Nit GEDB.AECII GIFTIGER END 
STARKWIRKENDER S ERST. AN ZEN 

$. 1074. Wer mit giftigen oder starkwirkenden Substanzen handelt, 
ohne dazu gesetzlich befugt zu seyn, wird, je nach den Umständen 
und besonders nach BeschalTenheit der verkauften Substanzen, ent- 
weder auf drei bis sechs Monate zum Gefängniss, oder zu einer 
Geldbusse von zehn bis hundert Rub. vcrurtheilt. Die bei ihm vor- 
räthigen Stoffe dieser Art werden dem örtlichen Kollegium allgemeiner 
Fürsorge zugewiesen. — Wer dieses Vergehen nach erlittener Strafe 
wiederholt, kommt auf sechs Monate bis zu einem Jahr in's Gefängniss. 

§. 1073. Wer zum Handel mit giftigen oder starkwirkenden Sub- 
stanzen berechtigt ist, aber die dabei vorgeschricbenen Vorsichtsmass- 
regeln (§. .510 des Mcdizinal-Reglements im 8. Bande des Swod") 
vernachlässigt, die gefährlichen Stoffe in vorschriftwidriger Form ver- 
kauft oder wissentlich solchen Personen ablässt, die nicht befugt sind 
sie zu kaufen oder ihre Befugniss dazu nicht beurkunden können, wird 
um zehn bis hundert Rub. gestraft , und verliert auf immer das Recht 
mit solchen Gegenstämlen zu handeln. — Wer , nachdem ihm dieser 
Handel untersagt worden, dennoch solche Substanzen verkauft, ver- 
fällt in eine Gcldbu.sse von hundert bis dreihundert Rub., und kommt 
auf drei bis sechs Monate in’s Gefängniss. 
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S- 1076. Wer giftige oder starkwirkende Stoffe als Handclsgegen- 
stände oder als Werkstoffe bei sich haben darf, aber die in Betreff 
der Aufbewahrung und Anwendung derselben vorgeschricbenen Vor- 
sichtsmassregeln vernachlässigt, zahlt beim erste« Mal zehn bis dreissig, 
beim ziceiOni und dritten Mal dreLssig bis hundert Hub. Strafe , und 
verliert überdem beim dritten Mal das Recht solche Stoffe, sey es 
zum Verkauf , sey es zum eigenen Gebrauch , bei sich zu haben. 

%.i077. Wenn durch eins von den in §. 1074, 1075 und 1076 
erwähnten Vergehen der Tod eines Menschen bewirkt worden ist : so 
muss sich der Schuldige, falls er die christliche Religion bekennt, 
ausser den obigen Strafen, einer durch seine geistliche Behörde an- 
zuordnenden Kirchenbusse unterziehen. 

Aclite Uiiteralitlieiliiii$t;. 

VERGCOEX VVinEn DIE M E D I ZI N A E . O n D Ji E K G. 

1. Ordnungswidrige Ausübung der Arzeneikunst. 

§. 1078. Wer ohne nach der vorgeschriebenen Ordnung als Arzt 
oder Wundarzt bestallt oder mit einer bcsumlern Kriaiibniss von Seiten 
der zuständigen Behörde versehen zu seyn, sich mit Heilung äusserer 
oder innerer Krankheiten oder Schäden abgibt und daraus sein be- 
ständiges Geschäft macht, hat, zumal wenn er es für Geld oder um 
anderer persönlicher Vorlheile willen thut, je nach der Länge des 
Zeitraums, während dessen er dieses Geschäft getrieben, enlireder 
drei Wochen bis zu drei .Monaten Arrest, oder eine Geldbussc von 
zehn bis hundert Rub. zu gewärtigen. Er bleibt hierauf während zwei 
Jahre unter Aufsicht der Polizei oder muss , falls er ein Ausländer ist, 
das Reich verlassen. Im letztem Falle wird die Regierung seines Hei- 
mathlandes davon in Kenntniss gesetzt. Die Zeitungen der beiden 
Hauptstädte und des betreffenden Gouvernements bringen Jeden Vor- 
fall dieser Art zur Kunde des Publikums. 

Diesen Bestimmungen unterliegt Derjenige nicht , der in einzelnen^ 
besondern Fällen , aus Menschenliebe und unentgeltlich kranken Per- 
sonen Rath ertheilt und ihnen mit den ihm bekannten HeUmitteln zu 
helfen sucht. 

§. i079. Die Hebamme, welche Arzungen unternimmt, zu denen 
sie nicht gesetzlich befugt ist, wird ebenso w ie der Apotheker, w elcher 
unbefugter Weise Arzencien verordnet und Kranke behandelt, beim 
erslen Mal mit einem scharfen Verweis, beim ztreilen Mal mit einer 
Geldbusse von fünf bis zehn Rub. bestraft. Beim dritten Mal wird ihnen 
eine nocheinmal so grosse Geldbnsse auferlegt und die Ausübung ihres 
regelmässigen Gewerbes auf ein Jahr untersagt. Beim eierten Mal 
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kummen sie auf drei Monate unter Arrest und ihr Gewerbe wird ihnen 
für immer untersagt. 

i080. Sobald die Medizinal -Behörde wahrnimmt, dass ein Arzt 
oder Wundarzt sich bei Ausübung seiner Kunst grobe Versehen zu 
Schulden kommen lässt, muss sie ihm das Praktiziren für solange 
untersagen, bis er ein neues E.xamen bestanden und ein Zeugniss über 
seine Tauglichkeit erlangt hat. Dasselbe gilt in Ansehung der Hebam- 
men. — Hat die regelwidrige Behandlung eines Kranken diesem den 
Tod oder eine bedeutende Gesundheitsstörung zugezogen, so muss 
sich der Schuldige, falls er die christliche Religion bekennt, einer von 
seiner geistlichen Behörde anzuordnenden Kirchenbusse unterwerfen. 

§. £08 i. Wer die Autorisation zu ärztlicher Praxis einer Person 
ertheilt , w elche nicht alle dazu gesetzlich - erforderliche Kenntnisse 
besitzt, wird nach §. 419 bestraft. 

$. £082. Wer sich ohne gehörige Erlaubniss mit Blatternimpfung 
abgibt, zahlt einen bis drei Bub. Strafe. 

§. iOBJ. Der Medizinal - Beamte, der einem Individuum erlaubt 
Blattern einzuimpfeu, muss für jeden Schaden, den dieser aus Un- 
wissenheit anrichtet, zehn bis fünfzig Hub. Strafe zahlen. Der Blattern- 
impfer aber, der die bei diesem Geschält vorgeschriebenen Regeln 
vernachlässigt und dadurch Schaden anrichtet, kommt auf sieben Tage 
bis zu drei Wochen unter Arrest. 

II. F"ergehen der Aerzte und Hebammen. 

$. £084. Der ausübende Arzt oder Wundarzt, der ohne durch nam- 
hafte Hindernisse abgehalten zu seyn , es unterlässt einen Kranken, 
zu dem er gerufen wird , zu besuchen , wird das erste Mal um fünf 
bis zehn Ruh., das zweite Mal um zehn bis fünfzig Rub. und das 
drille Mal um fünfzig bis hundert Rub. gestraft. Wenn Derjenige, der 
sich solches zu Schulden kommen lässt, im Staatsdienste angestellt 
ist. so treifen ihn nicht bloss die ebenerwähnten Geldbussen, sondern 
er kann auch, für öftere Unregelmässigkeiten dieser Art, nach Er- 
messen seiner Obrigkeit, vom Amt abgesetzt werden. 

§.£08ä. Die Strafen des §. 108-4 treffen auch den Arzt, der 
ohne gültige Entschuldigungsgründe es unterlässt, sich auf den Ruf 
einer Hebamme, bei einer Kreisenden einzustellen, ebenso die Hebamme, 
die auf den an sie ergangenen Ruf bei einer Kindbetterin nicht er- 
scheint, und sowohl den Arzt als die Hebamme, wenn sie eine Krei- 
sende, vor deren Entbindung, und bevor sie dabei Alles, was ihres 
Berufs ist, ordnungsmässig vollbracht haben, verlassen. 

§. £086. Dem Kreis-, Stadt- oder Polizeiarzt, der ohne gültige 
Entschuldigungsgründe es unterlässt sich , auf die Requisition der 
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Polizei, bei einer gerichtlich -ärztlichen Besichtigung oder bet einer 
Strafvollziehung (für den Fall, dass der Sträfling ärztlicher Hülfe be- 
darf) einzufinden, werden drei Monate von seinem Dienstalter abge- 
zogen. — Wenn sich ein frei praktizirender Arzt , den die Polizei in 
Abwesenheit des angestellten Arztes rufen lässt, einer solchen Unter- 
lassung schuldig macht ; so wird er um zehn bis fünfzig Rub. gestraft. 

§. <087. Der .\rzt , welcher die von ihm in einer Apotheke be- 
merkten , der ülTentlichen Ge.sundheit gefährlichen Unordnungen nicht 
der zuständigen Behörde anzeigl, wird, nach Umständen, mit einem 
scharfen Verweis , oder mit einer üeldbusse von zehn bis fünfund- 
zwanzig Kub. bestraft. 

§. 1088. Wenn ein vom Staat besoldeter Arzt von einem unbe- 
mittelten Einwohner des ihm angewiesenen Stadttheils oder Bezirks 
Bezahlung Tür ärztliche Behandlung fordert, oder von andern Personen 
einen grossem als den im Gesetz bestimmten Lohn begehrt ; so wird 
er dafür, beim ersten Mal mit einem scharfen Verweis, beim zweiten 
Mal mit Absetzung bestraft. — Dasselbe gilt in Ansehung der besol- 
deten Hebammen. 

§. 1080. Die Hebamme , welche an einer Kreisenden eine Opera- 
tion, zu der sie nach dem Gesetz nur mit Zuziehung eines .Vrztes 
oder Geburtshelfers schreiten darf, ohne solchen Beistand vornimmt, 
wird, falls ein Arzt oder Geburtshelfer in der Nähe zu haben war, 
nach Umständen, entweder mit einer Geldbusse von zehn bis dreis- 
sig Rub. oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest bestraft. 

%. 1090. Die Hebamme, welche unvorsätzlich eine unzeitige Ent- 
bindung veranlasst , wird auf drei bis sechs Monate zum GePängniss 
verurlheilt. — Hat die unzeitige Entbindung den Tod der Mutter oder 
des Kindes verursacht, so muss sich die Hebamme, falls sie den christ- 
lichen Glauben bekennt, uberdem einer von ihrer geistlichen Behörde 
anzuordnenden Kirchenbusse unterziehen. 

§.1091. Die Hebamme, der Jemand den Arvtrag thut eine un- 
zeitige Geburt zu veranlassen, und die solches nicht unverzüglich der 
zuständigen Behörde anzeigt, kommt auf drei bis sechs .Monate in’s 
Gefängniss. 

§. 1092. Die Hebamme, welche in dem Fall, wo eine seltsame 
Missgeburt erscheint, solches weder einem Geburtshelfer noch der 
Medizinal-Behörde des Ortes anzeigt, wird um fünf bis zehn Rub. 
gestraft. — Dieselbe Strafe trifft sie, wenn eine Kreisende unent- 
bunden stirbt, und die Hebamme solches dem Arzt gar nicht oder nicht 
zeitig meldet. Weiset es sich in einem solchen Falle aus, dass das 
Kind vermittelst einer Operation hätte lebendig zur Welt gebracht 
werden können ; so wird die Hebamme, die dazu nicht die gehörigen 
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Massregeln ergrilTeti bat, auf drei bis sechs Monate znm Gefängniss 
verurlhcilt. 

///. Vergehen wider die Apotheker-Ordnung. 

$. 1095. Die ohne F.rlaubniss der zuständigen Behörde angelegte 
Apotheke wird gesclilossen ; die darin vorräthigen Gefässe und Stoffe 
fallen dem örtlichen Kollegium allgemeiner Fürsorge zu. 

§. 1094. Der Apotheker, welcher seine Apotheke , ohne Erlaubniss 
der Behörde, von einem Ort auf einen andern verlegt, wird um fünf- 
zig bis zweihundert Ruh. gestraft, und muss sie, falls es für nöthig 
erachtet wird , an die vorige Stelle zurückbringen. 

§. i09S. Wer ohne Apotheker zu seyn und ohne Erlaubniss der 
Obrigkeit, arzeneiliche Stoffe und Gemische zum Verkauf zubereitel, zahlt 
zehn bis fünfzig Bub. Strafe. Die bei ihm vorräthigen. zu diesem Gewerbe 
dienenden Materialien und Gefässe werden ihm weggenommen und dem 
örtlichen Kollegium allgemeiner Fürsorge zugestellt. Ist der Schul- 
dige ein .Ausländer, so wird er überdem aus dem Reich gewiesen. — 
Wer sich mit dem Verkauf solcher arzeneilichen Stoffe abgibt, zahlt 
zehn bis hundert Ruh. Strafe. 

§. 1096. Wenn ein mit Arzeneiwaaren im Grossen oder im Kleinen 
handelnder Kaufmann solche Substanzen, die er in ganzen Stücken 
halten sollte, zerschnitten, zerhackt oder gepulvert verkauft, oder 
Medikamente nach ärztlichen Verordnungen zubereitet : so zahlt er 
beim ersten Mal zehn bis hundert, beim zireilen Mal hundert bis zwei- 
hundert , und beim dhllen Mat zweihundert bis fünfhundert Rub. Strafe. 
Ueberdem wird ihm beim dritten Mal der Handel mit Arzeneiwaaren 
für immer untersagt. 

IV. Ueberlretung der Vorschriften über Einrichtung und 
Verwaltung der Apotheken. 

§. 1097. Der Apotheker, bei dem die gesetzlich erforderlichen 
Stoffe, Gefässe und Werkzeuge gar nicht oder in schlechtem Zustande 
vorhanden sind, bei dem die gehörigen .Apothekergewichte , die Apo- 
Ihekerta.xe, das Verzeichniss der zum Ausüben befugten .Aerzle, das 
.Apotheker - Reglement oder die erforderlichen Schnurbucher fehlen, 
der die Rezepte in das Journal gar nicht oder fehlerhaft einträgt, und 
bei dem es an der gehörigen Reinlichkeit mangelt, erhält beim ersten 
Mal eine scharfe Rüge von Seiten der örtlichen .Mcdizinal-Behörde, 
beim zweiten Mal einen strengen Verweis von Seiten des Medizinal- 
Departemenls oder des pharmazeutischen Departements, jenachdem 
das eine oder das andere in der Sache competenl ist. — Der Apotheker, 
der sich solche Unordnungen, im Lauf desselben Jahres , zum dritten 
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Mal zu Schulden kommen lässt, wird auf sechs Monate bis zu einem 
Jahr von der Direktion der Apotheke entfernt. — Der Direktor einer 
landesherrlichen .Apotheke, dem solche Unordnungen nachgewieseii 
werden, erhält beim ersten Mal ebenfalls eine rügende Bemerkung, 
beim zweiten Mal einen in sein Dienstformular einzutragenden Ver- 
weis, und wird bei jedem fernem Wiederholungsfall mit einem eben- 
solchen Verweis und einer Geldbusse von hundert bis dreihundert 
Kub. bestraft. 

Anm. Wo dfis Ge«elx einen Apotheker fluf {gewisse Zeit von der Direktion 
seiner Apotheke zu entfernen lienehll, wird diese für solautfe* nach dem 
Ermessen der örtlichen .Mcdizinnlhehördc, entweder einem tiehüllen des- 
8« Ihen oder einem andern Apotheker üherlntcen. 

§. 1098. Dem Apotheker, der bei Aufbewahrung, beim Verkauf 
und Gebrauch giftiger oder starkwirkender Stolfe nicht mit gehöriger 
Vorsicht zu Werke geht, wird auf immer das Recht abgesprochen 
eine Apotheke zu dirigiren. Ist er zugleich Eigenthümer der Apotheke, 
so verliert er auf immer das Recht eine solche zu halten. — Der 
Direktor einer landesherrlichen Apotheke wird in solchem Fall vom 
Amt abgesetzt. 

§. 1099. Der Apotheker, ber bei einem Fabrikanten oder Material- 
händler solche Medikamente kauft, die er, dem Gesetz gemäss, in 
seinem Laboratorium zubereiten soll, zahlt beim ersten .Mal zehn bis 
fünfzig, beim zweiten Mal fünfzig bis hundert Rub. Strafe. Macht er 
sich im Lauf desselben Jahres dieses Vergehens zum drillen Mal 
schuldig, so wird ihm die Direktion der Apotheke auf ein bis zwei 
Jahre genommen. 

Wenn ein Privat-Apotheker ausser Stande ist die ihm auferlegte 
Geldbusse zu bezahlen, so haftet der Eigenthümer der Apotheke. 

§. i/00. Der Apotheker, welcher in seiner Apotheke geistige 
Getränke oder andere accisbare Flüssigkeiten zubereitet, zahlt beim 
ersten Mal fünfzig bis hundert, beim zweiten Mal hundert bis fünf- 
hundert Rub. Strafe. Beim dritten Mal verliert er auf immer das 
Recht eine Apotheke zu dirigiren, und, wenn er selbst Eigenthümer 
der Apotheke ist , auch das Recht eine solche Anstalt zu halten. Die 
bei ihm vorräthigen, destillirten Getränke und accisbaren Flüssigkeiten 
werden conliscirt. 

Anm enn dem Ei|;enllifMiier einer Apotheke dns Recht sie r.n hniten für 
immer nhgesproeheii wird, so muss er sie Jiinerhnlb eines Jshres verkau- 
fen Ris dahin wird nie unter die Venvatlniiit einer andern durch die ört- 
liche .Mediziiinlhehiirde zu wählenden Rerson gestellt. 

§. iiOi. Wenn der Direktor einer landesherrlichen Apotheke sich 
ohne gesetzlichen Grund weigert, eine von der örtlichen Medizinal- 
Behörde ihm aufgetragene, gerichtlich - chemische Untersuchung 
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vurzunelimen: so wird er dafür, beim ersten Mal mit einem scharfen, 
in sein Uienslformular einzutragenden Verweis, und beim zweiten 
Mal mit Absetzung vom Amt bestraft. — \Yenn ein Privatapotheker 
an einem Ort, wo es keine landesherrliche Apotheke gibt, zu einer 
solchen Untersuchung requiriri wird, und sich ihrer ohne gesetzlichen 
Grund weigert: so wird er beim ersten und ztreiten Mal um zehn bis 
fünfzig Rub. gestraft. Beim dritten Mal verliert er auf immer das Recht 
eine Apotheke zu dirigireu , und , falls er Eigenthümer derselben ist, 
auch das Recht eine sulche Anstalt zu halten. 

§. 1102. Wenn der Inhaber einer Apotheke einen Verwalter, Pro- 
visor , Gehülfen oder Lehrling annimmt, der von Seiten der zuständigen 
Lehranstalten nicht gehörig legitimirt ist, dem die pharmazeutische 
Praxis untersagt ist, oder der aus früherer, bei einer andern Apotheke 
zugebrachter Dienstzeit kein Sittenzeugniss vorzuweisen hat, — wenn 
er es unterlässt den Ein- und Austritt seiner Gehülfen der örtlichen 
Medizinal-Behörde anzuzeigen, oder ihr zu gehöriger Zeit das Namens- 
verzeichniss seiner Gehülfen nebst Bemerkungen über deren Auffüh- 
rung, Fähigkeiten und Kenntnisse vorzulegen ; so wird er beim ersten 
Mal mit einem scharfen Verweis, beim zweilen M(ä mit einer Geld- 
busse von fünfzig bis hundert Rub. bestraft. 

§. //OJ. Der Apotheker, welcher sich dem Trunk ergibt, seine 
Berufspflichten vernachlässigt und sich, trotz obrigkeitlicher Rügen und 
Verweise, nicht bessert, verliert für immer das Recht eine Apotheke 
zu dirigiren und , falls er Eigenthümer der Apotheke ist , auch das 
Recht eine zu halten. 

§. H04. Dem Apotheker-Gehülfen und Lehrling, welcher in seinen 
Diensigeschäflen den Weisungen des Apothekers nicht pünktlich nach- 
kommt und öftere Rügen und Verweise von der Obrigkeit erhalten hat, 
wird die Befugniss zur pharmazeutischen Pra.xis , nach Massgabe seiner 
Schuld, auf ein, zwei, drei Jahre oder auch auf immer entzogen. 

V. Vebertretung der ß^orsehrij ten über Zubereitung und 
Verabfolgung der Arzeneien. 

Der Apotheker, welcher Arzeneien anders als nach den 
Regeln der Pharmazeutik, aus andern Stoffen, nach andern Gewichten 
als die Rezepte vorschrciben, aus verdorbenen Substanzen, oder in 
unreinen, der Gesundheit schädlichen Gefässen zubereitet, wird, auch 
wenn dadurch Niemand zu Schaden gekommen ist, das ersle Mal um 
fünf bis zehn, das zweite Mal um zehn bis fünfundzwanzig, das drille 
Mal um hundert Rub. gestraft. — Rührt eine solche Unordnung von 
der Fahrlässigkeit eines .Vpolheker-Gehülfen her, so erhält dieser beim 
ersten Mal einen Verweis, beim zweiten Mal Arrest auf sieben Tage 
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bis zu drei Wochen , und beim dritten Mal Arrest auf drei Wochen 
bis zu drei Monaten. In solchen Fällen wird der Apotheker, dafür dass 
er seine Untergebenen nicht gehörig beaufsichtigt, das erste und zweite 
Mal mit einer rügenden Bemerkung , das dritte Mal um fünfzehn 
Kub. gestraft. 

§. HOB. Wer in einer Apotheke angeblich geheime, von der Medi- 
zinal-Behürde nicht approbirte Heilmittel zubereitet und feil bietet, wird 
nach §. 1095 bestraft. 

S. ii07. Der Apotheker, welcher Arzencien nach den Verordnungen 
einer zur Ausübung der Arzeneikunst nicht befugten Person ausgibl, 
wird beim ersten Mal durch einen scharfen Verweis, beim zweiten Mal 
um fünfundzwanzig Rub., beim dritten Mal um fünfzig Kub. gestraft, 
und beim vierten Mal auf ein Jahr von der Direktion der Apotheke 
entfernt. — Geschah solches ohne Wissen des Apothekers , so wird der 
schuldige Gehülfe beim ersten Mal mit einem Verweis, beim zweiten 
Mat um sieben Rubel fünfzig Kopeken, beim dritten Mal um fünfzehn 
Rub. gestraR. Beim vierten Mal wird ihm die pharmazeutische Praxis 
auf ein Jahr, und beim fünften Mal auf immer untersagt. Der Apo- 
theker aber wird in solchen Fällen, für mangelhafte Beaufsichtigung, 
beim erslen Mal mit einer rügenden Bemerkung, beim zweiten Mal 
mit einem scharfen Verweis, beim dritten Mal um fünf Rub., beim 
vierten Mal um zehn Rub. gestraft. Beim fünften Mal verliert er auf 
immer das Recht eine Apotheke zu dirigiren, und, falls erEigeathümer 
der Apotheke ist, auch das Recht eine solche Anstalt zu halten. — 
Ist der Apotheker-Gehülfe ausser Stande die Geldbusse zu zahlen, so 
haftet dafür der Apotheker, den überdem die Strafe für mangelhafte 
Beaufsichtigung trifft. 

§. ii08. Der Apotheker, welcher eine Arzenei aus starkwirkenden 
Stoffen nach der Kopie eines Rezepts oder nach einer von keinem 
Arzt unterschriebenen Signatur zubereitet und verabfolgt, erhält beim 
erslen Mal einen Verweis , und wird beim zweiten Mal um fünf bis 
fünfundzwanzig Kub., beim dritten Mal um fünfundzwanzig bis fünfzig 
Rub. gestraft. Beim vierten Mal wird ihm die Direktion der Apotheke 
für ein Jahr genommen. Dirigirt er eine landesherrliche Apotheke, so 
wird er vom Amt entlassen. — Der Apotheker-Gehülfe, der sich solches 
zu Schulden kommen lässt, wird beim erslen Mal mit einem Verweis, 
beim zweiten Mal um zwei bis fünf Rub., beim dritten 31at um fünf 
bis zehn Rub. gestraft. Beim vierten 3Tat w ird ihm die pharmazeutische 
Praxis auf ein Jahr untersagt. Den Apotheker trifft in solchen Fällen, 
für mangelhaRe Beaufsichtigung, die in §. 1107 verordnete Geldbussc. 

%.H09. Die im §. 1108 verordneten Strafen finden auch statt, 
wenn ein Apotheker Arzeneien nach Rezepten , auf denen die Ingre- 
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(llenzien der Medizin oder die Quanliläl der darin aufzunehmenden 
starkwirkenden Stoffe undeutlich geschrieben sind, verabfolgt, ohne 
von dem Urheber des Rezepts darüber Aufklärungen erhallen zu haben. 

Wenn die aus einer Apotheke, nach Rezepten verabfolgten 
Arzeneien mit keiner Signatur versehen, nicht gehörig verkorkt, nicht 
zugebunden oder nicht gehörig versiegelt sind, oder w enn dabei sonst 
geuen die vorgeschriebenen Regeln gefehlt ist : so wird der Apothe- 
ker , für mangelhaRe Reaufsichtigung, jedesmal um fünf Rubel, der 
schuldige Gehülfe aber um anderthalb Rub. gestraft. — Dieselbe Strafe 
triflt sic auch für verzögertes Verabfolgen der Arzeneien. 

%.mi. Der Apotheker, der aus Versehen eine Medizin statt einer 
andern verabfolgt , erhält , auch wenn dadurch Niemand zu Schaden 
kommt, beim ersten Mal einen Verweis. Reim zweiten Mal wird er 
mit einem scharfen Verweis und mit einer Geldbusse von zehn bis 
hundert Rub. gestraft. — Beim drillen Mal verliert er das Recht eine 
Apotheke zu dirigiren und, falls er Fiigenihümer der .Apotheke ist, 
auch das Recht eine zu halten. — Der Apotheker-Gesell wird für ein 
solches Versehen, beim ersten Mal mit einer rügenden Bemerkung, 
beim zweiten Mat mit .Arrest auf sieben Tage bis zu drei Wochen, 
beim dritten Mat mit Arrest auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
bestraft. Beim rierlen Mal wird ihm die pharmzeutische Praxis unter- 
sagt. — Der Apotheker- Lehrling wird für dieses Versehen, das erste 
Mal mit einem Verweis, das zweite Mal mit Arrest auf sieben Tage 
bis zu drei Wochen, das dritte Mal mit Arrest auf drei Wochen bis 
zu drei Monaten bestraft. Ueberdem wird ihm beim dritten Mal das 
Gewerbe untersagt. 

Wenn durch eins von den in §. 1105 — 1111 bezeich- 
neten Vergehen der Tod eines Menschen veranlasst worden ist : so 
muss sich der Schuldige, falls er die christliche Religion bekennt, 
ausser den obengenannten Strafen, noch einer von seiner geistlichen 
Behörde anzuordnenden Kirchenbusse unterziehen. 

§. ms. Der Apotheker, welcher sich für eine .Medizin mehr zahlen 
lässt, als die .Apothekertaxe vorschreibl, muss das Doppelte des Zu- 
vielgeforderlen erlegen. — Nimmt er weniger als die Taxe, so wird er 
um soviel gestraft, als er zu wenig gefordert hat. — Rührt diese Un- 
regelmässigkeit von einem .Apotheker-Gehülfen her, so fällt die eben- 
genannte Geldbusse auf diesen, während der .Apotheker für mangelhafte 
Beaufsichtigung fünf Rubel zahlt. Ist der Gehulfe nicht im Staude die 
Geldbusse zu erlegen, so haftet der Apotheker, den überdem die 
Strafe der mangelhaften Beaufsichtigung Iriffl. — Wer für eine Arzenei 
mehr bezahlt hat , als er sollte , darf das Zuvielgezahlle von dem 
Verwalter der .Apotheke ziirückfordern. 
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ZWKITE ABTHEILLNG. 

VERGEHEN WIDER DIE PROVIANT-ORDNUNG. 



Erste tJuterabtliclIiiiis. 

VERGEnBN IVIDER »IE OHDM'NO DE R VO R R A T II !) U Ä I A E n. 

%.1H4. Der Gutsbesitzer, welcher in seinem Dorfe kein Korn- 
haus anlegt und, wo das Korn in Gruben oder Schobern aufbewahit 
werden darf, auch keine solche Gruben noch Schober zubereiten 
lässt, wird um fünfundzwanzig bis fünfzig Rub. gestraft. 

ms. Der Gutsbesitzer oder Gulsverwalter, in dessen Korn- 
hause, Korngruben oder Schobern die vorgeschriebene Ou«ntität Ge- 
treide nicht vorhanden ist, mu.ss zehn Prozent vom Werth des feh- 
lenden Getreides als Strafe zahlen und das Mangelnde unverzüglich 
herbeischaffen. 

%.H16. Wo die Kornkammern oder Getreidegruben nicht den 
gehörigen Umfang haben, wird der Gutsbesitzer oder Verwalter um 
fünf bis zehn Rub. gestraft. — Die Proviant- Aufseher und die Be- 
amten der Landpolizei, welche eine solche Unregelmässigkeit dulden, 
erhalten scharfe Rügen. — Wenn das Vorrathshaus eines Krondorfs 
anders als nach den vorgeschriebenen Regeln und Plänen gebaut ist, 
so müssen der Kreisvorsteher und der Givil-Baumeister der Domänen- 
kammer, welche bei dem Bau die .\ufsichl führten, so wie auch die 
Beamten , welche das Gebäude geprüft und den begangenen Kehler 
nicht angezeigt haben, soviel zahlen, als das Umbauen oder die Re- 
paratur erfordert. 

%.iil7. Der Gutsherr oder Gutsverwalter welcher den Korn- 
Torrath der Gutsherrschaft mit dem der Bauern vermengen lässt, wird 
um fünf bis zehn Rub. gestraft. 

$.1118. Wenn Getreide aus einem Sladlmagazin oder aus einem 
in Sibirien errichteten landesherrlichen Vorrathshause, unter den in 
$. 386 genannten Umständen wegkommt, so wird gegen den Auf- 
seher nach den Bestimmungen jenes $. verfahren. Rührt aber der 
Defect daher, dass er bei Aufbewahrung des Getreides die vorge- 
schriebenen Regeln nicht befolgte, so kommt der $. 380 zur An- 
wendung. — Zeigt sich ein solcher Defect in dem Magazin eines 
Krondorfs, so wird der Aufseher, im ersten Fall, nach dem Statut 
der Krondörfer (im 12. Bnde des Swod, §. 555—571) aus der Ge- 
meinde entfernt, im zweiten Falle aber auf sieben Tage bis zu drei 
Wochen unter Arrest gesetzt, und das fehlende Getreide auf Kosten 
der Gemeinde, die ihn zum Aufseher gewählt hat, herbeigeschafl. 
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$.‘i 1 19. Wenn der Aufseher eines Sladtmagazins oder eines in 
Sibirien errichteten landesherrlichen Vorrathshauses es zulässt, dass 
altes, verdorbenes Getreide oder nicht die volle, vorschriflmässige 
Quantität in das Magazin geliefert werde; so muss er, auf eigene 
Kosten, das schlechte gegen frisches Umtauschen und das fehlende 
herbeischaffen. l’cberdem trilTt ihn beim ersten Mat ein Verweis der 
nach Massgabe seiner Schuld in sein Dicnstfurmular eingetragen 
werden kann. Beim zweiten Mal wird er auf sieben Tage bis zu 
drei Wochen unter Arrest gesetzt, und beim dritten Mal vom Amt 
entlassen , oder, falls er von Leibesstrafen nicht frei ist , nach §. 92 
mit Ruthen bestraft. — Der Magazin-Aufseher im Krondorf, der sich 
eine solche Unregelmässigkeit wissentlich zu Schulden kommen lässt, 
wird um fünfundzwanzig Kopeken bis zu einem Hub. gestraft. 

Wenn der Aufseher eines Sladtmagazins oder eines in 
Sibirien errichteten landesherrlichen Magazins sich gegen die Personen, 
welche bei ihm Getreide abliefern oder empfangen sollen, Bedrük- 
kungen erlaubt; so trifft ihn, falls ihm dabei keine eigennützige .Ab- 
sicht nachgewiesen wird, beim ersten Mal ein Verweis, beim zweiten 
Mal eine Geldbusse von fünf Rubeln. Beim dritten Mal zahlt er die- 
selbe Geldbusse und wird vom Amt entlassen. — Erlaubt er sich solche 
Bedrückungen in eigennütziger Absicht, so triffl ihn die Strafe der 
Bestechung (§. 402). — Der Magazin-.Vufseher im Krondorf wird 
für ein solches Vergehen, beim ersten Mal, zu einer Geldbusse von 
zwei Rub. verurtheilt, und beim zweiten Mal, so wie im $. 1118 
angedentct ist, aus der Gemeinde entfernt. 

Die Dorfältesten, Bezirk- und Gemeindevorsteher, welche dergleichen 
Missbräuche aus Fahrlässigkeit dulden, werden beim ersten Mal mit 
einem scharfen Verweis, beim zweiten Mal mit Arrest auf sieben 
Tage bis zu drei Wochen bestraft, und beim dritten Mal ebenfalls 
aus der Gemeinde entfernt. 

§. liSt. Die Magazin-Aufseher der Krondörfer, die Dorfältesten 
und die Vorsteher der Kolonisten-Gemeindcn, welche nicht dafür 
sorgen, dass die Bauern, dem Gesetz gemäss, das aufgespeicherte 
Getreide gegen frisches nmwechseln , werden beim ersten Mal um 
fünfundzwanzig Kopeken bis zu einem Rub., und beim zweiten Mal 
um einen bis zwei Hub. gestraft. — Dieselbe Strafe trifft sic , wenn 
sie nicht die gehörigen Massregeln ergreifen, damit die Bauern das 
Getreide, welches sie als Steuer oder als Wiedererstattung erhaltener 
Darlehnc liefern sollen, rechtzeitig eintragen. — Wenn ein Gutsherr 
oder dessen Verwalter sich dieser Unterlassung schuldig macht, so 
muss er unverzüglich das fehlende Getreide einliefern oder das alte 
gegen frisches umwechseln, und überdem zehn bis fünfzig Rub. Strafe 
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zahleu. — Wenu diese LiuregelmSssigkeit durch wissentliche Zulas- 
sung der Bezirksvorstände, oder durch die Fahrlässigkeit der länd- 
lichen Proviant-Aurseher, der Bezirkspolizei, der Kreisbehörden oder 
der Apanage-Beamten stattgefunden hat ; so werden die Schuldigen, 
nach Umständen, mit einem Verweis oder um einen bis zehn Kub. 
gestraft. 

H22. Wenn der .Aufseher eines Stadtmagazins oder eines in 
Sibirien errichteten landesherrlichen Magazins Uber Einnahme und 
Ausgabe desselben nicht gehörig Buch fuhrt : so wird er, wie für 
Nachlässigkeit im Uienst, nach $. 441 bestraft. 

$. 1125. Der Magazin-Aufseher, der eigenmächtig Getreide ans- 
gibt oder mehr Getreide weggibt, als ihm vorgeschrieben ist, wird 
beim ersten Mal mit einer Geldbusse von fünfzig Kopeken bis zu 
einem Rubel, beim zweiten Mal mit derselben Geldbusse und mit 
Arrest auf einen bis drei Tage bestraft. Beim dritten Mal wird er 
(nach §. 555—571 des Statuts der Krondürfer und nach §. 4S'Jdes 
Statuts der ausländischen Kolonien, im 12ten Bande des Swod} aus 
der Gemeinde entfernt. Die Personen, die auf solche gesetzwidrige 
Weise Getreide erhalten haben, müssen es wiedererstatten. 

$. i 124. Wird die im vorigen $. bezeichnete Unregelmässigkeit 
durch den Gutsbesitzer zugelassen, so muss dieser alles gesetzwid- 
rig ausgegebene Getreide ersetzen. Wurde sie durch den Kreismar- 
schall oder durch andere Personen zugelassen, denen die Oberauf- 
sicht über die Vorrathshäuser zusteht, so werden diese von ihren 
Aemtern abgesetzt. Sind Bezirksvorsteher, Dorfältesten oder Gemeinde- 
vorsteher an einer solchen Unregelmässigkeit Schuld, so erhalten sie 
einen scharfen Verweis, und Jeder von ihnen muss fünf Rtib. Strafe 
zahlen. 

$. H2S. Der Bauer, der ohne Noth Unterstützung aus dem Ma- 
gazin nachsucht, muss das Verabfolgte zurückgeben und während 
eines bis drei Tage Strafarbeit leisten. Ist er nicht im Stande das 
aus dem Magazin Empfangene zu erstatten, so wird solches von 
denjenigen Gemeindegliedern beigetrieben, die ihn auf die Liste der 
Nothdürfligen gesetzt haben. Ueberdem muss Jedes dieser Gemeinde- 
glieder, welches dabei wi.ssenilich eine falsche Angabe gemacht hat, 
fünfundzwanzig Kopeken Strafe zahlen. Der Kreismarschall, Proviant- 
Aufseher , Polizeibcame , Dorf- oder Bezirksvorsteher , welcher die 
Liste geprüft hat, erhält einen scharfen Verweis und der Kreisvor- 
stand eine strenge Rüge. 

%. H26. Die Personen, welche über die Proviant-Magazine und 
deren Verwaltung die Aufsicht zu führen haben, werden für solche 
Pflichtverletzungen, deren in der gegenwärtigen Abtheilung nicht be- 
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sonders gedacht ist, nach den allgemeinen Gesetzen über Amtsvergehen 
bestraft. 

%.H97. Wer sich, dem Gesetz zuwider, mehr als Eine Anweisung 
auf ein Proviant-Magazin geben lässt, muss den zweifachen Werth des 
Getreides erlegen, welches er unrechtmässig gefordert hat. 

Der Beamte, der ohne genügende Beweise zu besitzen, 
Jemanden einen Armuthsschein ausstellt, um ihm eine Unterstützung 
aus einem Proviant-Magazin zu verschaffen, unterliegt der Strafe des 
§. 392. 

$. / 129. Gegen denjenigen Beamten , dem das Gesetz die Pflicht 
auferlegt, zu bestimmten Zeiten Uber Aussaat und Ernte, Uber den 
Zustand der Getreide - Vorräthe , über die Preise der Lebensmittel u. 
d. gl. zu berichten , und der solches nicht zu gehöriger Zeit thut, 
wird nach §. 4VI und 442 verfahren. Für einen ungenauen Bericht 
trifft ihn , nach Massgabe seiner Schuld, ein Verweis, oder ein drei- 
bis sechsmonatiger Abzug vom Dienstalter, oder Absetzung vom Amt. 
— Lassen sich Dorf- oder Bezirksvorsteher eine Unregelmässigkeit 
in Betreff dieser Berichte zu Schulden kommen, so werden sie beim 
ersten Mal mit einer Geldbusse von fünfundzwanzig Kopeken bis zn 
einem Kübel, beim zweiten Mal mit derselben Geldbusse und mit drei 
bis sieben Tagen Arrest bestraft. Die in den Städten angestellten 
Aufseher werden in solchen Fällen beim ersten Mal um fünf, beim 
zweiten Mal um zehn, und beim drillen Mal um dreissig Uub. gestraft. 

Zweite IFnterabtlielluiig. 

OESETZW IlDRIGEn V O R K A C F CM» WIDERRECHTLICHE 
V EIITH EC R V Kli DER L E B E N SH I T T E L. 

§. USO. Wer Lebensmittel, bevor sie Gegenstand des allgemeinen 
Handelsverkehrs geworden, in grossen Quantitäten ankauft, wird, nach 
Massgabe des dadurch veranlassten Uebelstandes und der übrigen 
Umstände, entweder mit einer Geldbusse von fünfzig bis fünfhundert 
Rub. oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest belegt. Ueber- 
dem wird ihm die gesetzwidrig aulgekaufte Waare weggenommen. Ein 
Drittel der aus dem Verkauf derselben gelösten Summe fliesst in die 
Kasse des örtlichen Kollegiums allgemeiner Fürsorge ; die andern 
zwei Drittel erhält der Angeber, ohne Unterschied, ob er im Dienste 
der Regierung steht oder iixht. 

Jede unter Handelsleuten getroffene Verabredung, die darauf abzielt 
die Leben.smittel zu vertheuern, wird nach §. 1615 bestraft. 

§. /i5/. Wer Lebensmittel, für die eine Taxe besteht, theurer 
verkauft als die Taxe bestimmt, zahlt beim ersten Mal in den Haupt- 
städten dreissig , in den übrigen Städten fünfzehn Rub. Strafe. Beün 
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zweiten Mal zahll er diese Geldbasse doppelt. Beim dritten Mal wird 
sein Laden geschlossen, und ihm der Handel mit Esswaaren Tür immer 
untersagt. — Die HälBe dieser Strafgelder fliesst in die Kasse der Stadt, 
wo das Vergehen entdeckt wird, die andere Hälfte erhält der Angeber 
wie in $. 1130 bestimmt ist. 

%.HSS. Wenn der Beamte, dem es obliegt daPür zu sorgen, dass 
kein Mangel an Lebensmitteln entstehe, oder der Obrigkeit zu berichten 
wenn sich ein solcher Mangel zeigt, diese Pflicht versäumt : so wird 
er beim ersten Mal um dreissig bis sechzig, beim zweiten Mal um 
sechzig bis hundert Kub. gestraft. 

Dritte IJiiterabtlieiltiiifit* 

CNZEITIG ES tJ N D U B E H XÄ S S I U E S VEBTILOEN NAH;IIHAFTER 

T U lEBE. 

I. Durch Jagd. 

%.ilSS. Wer sich an einem von den Orten, wo das Jagen vom 
ersten März an bis zum 29. Juni jedes Jahres gesetzlich verboten ist> 
während dieses Zeitraums mit irgend einer Art von Jagd abgibt, die 
nicht etwa bloss das Einfangen und Vertilgen der Raubthiere und 
Raubvogel bezweckt, wird beim ersten Mal um fünfundzwanzig , beim 
zweiten Mal um fünfzig und hemdriltenMal um hundert Rub. gestraft. 

%.1134. Wer in Wäldern, auf Fluren oder an einem Gewässer 
Vogelnester, die nicht Raubvögeln gehören, zerstört oder ausnimmt, 
erhält auf einen bis drei Tage Arrest oder, falls er von Leibesstrafen 
nicht frei ist, drei bis zehn Ruthenstreiche. 

%.ilSS. Wer beim Jagen unerlaubte Waffen oder Werkzeuge ge- 
braucht, wie : Fangeisen, Selbstschüsse oder Netze, und wer in der 
Nähe mensclilicher Wohnungen oder neben einem Fahrwege Fallgruben 
gräbt, wird nach §. 1266 bestraft. 

$. 1156. Wer solche Thiere fängt oder tödtet, die nach allgemeinen 
oder örtlichen Verordnungen nicht gefangen noch getödtet werden 
dürfen, wird, nach Umständen, entweder um fünfzig bis hundertfünfzig 
Rub., oder mit drei bis sechs Monaten Gefängniss gestraft. 

§. H57. Wer Wild, das in der Verbolzeit erlegt ist, zu Markte 
bringt, wird nach §. H33 bestraft. 

§. ffJ8. Die Pulizeibeamlen , ländlichen Verwalter, Vorsteher und 
.Aufseher, die es zulassen, dass Jemand zu unerlaubter Zeit , oder an 
unerlaubten Orten Jage, Thiere oder Vögel fange oder mit Wild handle, 
welches in der Verbotzeit erlegt wurden ist, werden um einen bis 
fünf Rubel gestraft. 

//. Durch Fischfang. 

§. f 156. Wer in einem Flusse oder an einem See- oder Meerufer 
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wo ein Fluss mündet, Flechtzäune anlegt oder andere verbotene Werk- 
zeuge anbringt , wodurch die Fische verhindert werden in den Fluss 
hinein und stromaufwärts zu schwimmen, muss zweimal soviel Strafe 
zahlen, als das Wegschaffen dieser Gegenstände kostet. Das so ange- 
legte Geräth wird dem Kollegium allgemeiner Fürsorge überwiesen. — 
Im Wiederholungsfall erleidet der Schuldige dieselbe Strafe , und ver- 
liert auf immer die Befugniss Fischerei als Gewerbe zu betreiben. 

J. tl40. Wer auf dem Weissen See*), auf der Wolga oder auf 
der Scheksna Fischreusen in’s Wasser legt, Seile mit daran befestigten 
Angeln ausspannt oder andere verbotene Mittel anwendet, um Fische 
zu fangen, wird beim ersten Mal um dreissig, beim zweiten Mal um 
sechzig, beim dritten Mat um neunzig Knb. gestraft. Beim eierten Mal 
kommt er auf drei bis sechs älonate in’s GeHingniss. 

$. 1141. Wer Seehunde vermittelst einer sogenannten Hetzjagd 
fängt, d. h. sie durch Geschrei und Schiessen in ausgestellte Netze 
treibt , wird um fünf bis zehn Rub. , oder mit drei bis sieben Tagen 
Arrest gestraft. Die so gefangenen Tbiere werden ihm weggenommen. 

S.114S. Wer, um sich den Fischfang zu erleichtern, Gegenstände 
n's^Wasser wirft, die den Fischen schädlich sind, wird, je nach der 
Beschaffenheit dieser Gegenstände, beim ersten Mal um zehn bis 
fünfzig, beim zweiten Mat um fünfzig bis hundert Rub., beim dritten 
Mal mit drei bis sechs Monaten Gefängniss gestraft. — Die auf solche 
Weise gefangenen Fische werden vertilgt. Wenn Jemand sie geniesst 
und daran stirbt ; so unterliegt der Schuldige , ausser den ebenge- 
nannten Strafen, falls er die christliche Religion bekennt, einer von 
seiner geistlichen Behörde anzuordnenden Kirchenbn.sse. 

§. 1145. Wer in der Newa, am ingermanländischen Strande, zwischen 
Petersburg und Krasnagorka, oder am Wiborger Strande , zwischen 
Petersburg und den Birkeninseln , zu verbotener Zeit, Repse längt, 
oder zufällig gefangene Fische dieser Gattung nicht wieder freilässt, 
wird nach Massgabe der Quantität der gefangenen Fische , mit drei 
bis sieben Tagen Arrest bestraft. 

S. 1144. Wer junge Austern von den Austerbänken bei Theodosia 
an’s Land bringt, wird jedesmal um anderthalb Rubel gestraft. 

S.114S. Wenn ein Kosak im Lande des donischen Heeres, an 
Stellen fischt, wo solches unbedingt oder zu gewissen Zeiten des 
Jahres verboten ist, wenn er beim Fischen verbotene Werkzeuge oder 
mehr Geräthe gebraucht, als erlaubt ist, oder sein Fischergeräth mit 
Ther bestreicht : so wird ihm dieses Geräth weggenommen und das 
Fischen^untersagt. — Der Kosak, welcher das durch’s Los ihm zuge- 
fallene Fischrevier dem Bewohner eines andern Dorfs oder einem 

•) Im Guu\. Xcm'gorod. tt. Vebfrt 
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Fremden verkauf! oder überlasst, erhält fernerhin kein Los. — Der 
Gemeindevorsteher, der ein zu verlosendes Fischrevier, ohne darüber 
zu losen , Jemanden zu ausschliesslicher Nutzung überlässt oder ver- 
pachtet, muss, ausser dem Schadenersatz, fünf bis zehn Rub. Strafe 
zahlen. — Dem Kosaken , der beim Fischen grösseres Geräth nnd 
dichtere Netze gebraucht, als vorgeschrieben ist, wird das Geräth weg- 
genommen und das Recht zu fischen abgesprochen. Ueberdem muss 
er , nach Hassgabe des verursachten Schadens, längere oder kürzere 
Zeit ausserordentlichen Dienst thun, oder, falls er nicht zum Heere 
gehört, fünf bis zehn Rub. Strafe zahlen. — Wer im Lande der Kosaken 
eine Fischdarre in einem Dorfe oder ohne Erlaubniss anlegt , wird 
auf drei bis sieben Tage unter Arrest gesetzt. Ueberdem wird eine 
solche Darre zerstört. — Der Kosak , welcher beim Fischen kleine 
Fische auf den Strand wirft , statt sie in’s Wasser zurück zu legen, 
wird beim ersten Mal um sieben Rub. fünfzig Kop., beim zweiten Mal 
um fünfzehn Rub. und beim drillen Mal um dreissig Rub. gestraft- 
Ueberdem verliert er beim dritten Mal das Recht zu fischen. — Wenn 
ein Kosak bei seiner Fischerei Arbeiter anstellt, die unter andern Be- 
hörden stehen, als er selbst, und ihnen die Hälfte oder sonst einen 
Theil des Ertrags verspricht : so verliert er seine Berechtigung zum 
Fischfang, und muss für jeden solchen Arbeiter ein Strafgeld von 
sieben Rub. fünfzig Kopeken an das im Lande des donischen Heeres 
befindliche Kollegium allgemeiner Fürsorge zahlen. — Die Aufseher 
der Fischereien im Lande des donischen Heeres , so wie auch die 
dortigen Polizeibeamten und Dorfvorsteher, welche den Kosaken eine 
Uebertrelung der Fischerordnung nachsehen, werden, nach Umständen, 
durch Verweise oder durch Absetzung bestraft. 



DRITTE ABTHEILLNG. 

STÖRUNG DER ÖFFENTLICHEN RUHE UND ORDNUNG, 
ÜBERTRETUNG DER ZUR ERHALTUNG DER RUHE 
UND ORDNUNG ERLASSENEN GESETZE. 



Krste Uiiterabtlielliinfg. 

VON DEN VEnBRECHEDBANDEN UND VON DENEN, WELCHE 
VERBRECHER BEHERBERGEN- 

S. H46. Wer einen Verein übelgesinnter Menschen stiftet oder 
sich einem solchen anschliesst, wird nach folgenden Regeln bestraft. 

H47. Ist der Zweck des Vereins ein Staatsverbrechen, so werden 
die Stifter desselben und Alle die sich ihm mit Kenntniss dieses 



Digitized by Google 




236 



Zweckes anschliessen , so wie auch Diejenigen , welche um das Be- 
stehen der Bande wissen und sie nicht anzeigen, nach den Besetzen 
über Staatsverbrechen (§. 263 — 282) bestraft. 

$. Ü48. Wer eine Bande stiftet um Räubereien oder Brandstif- 
tungen zu verüben, falsche Münzen oder falsches Papiergeld zu ver- 
fertigen oder zu verbreiten, wird, auch wenn die Bande noch keins 
dieser Vergehen begangen hat, zur peinlichen Strafe zweiter Klasse, 
siebenten Grades verurtheilt. — Wer sich einer solchen Bande 

mit Kenntniss ihres Zweckes anschliesst, verfällt, auch wenn er noch 
kein Verbrechen in Folge seines Anschlnsses begangen hat, in die 
peinliche Strafe dritter Klasse , ersten Gades (_1X). — Denjenigen, der 
von dem Daseyn einer solchen Bande Kenntniss hat und die Mittel 
besitzt sie der Obrigkeit anzuzeigen, diese Pflicht aber unterlässt, triift 
die correctionnelle Strafe erster Klasse, fünften Grades (.Wl). 

$. 1149 . Wer eine Bande stiftet um Diebstähle zu begehen , Gau- 
nerei zu treiben, falche Urkunden (ausgenommen Staatsschuldscheine) 
zu verfertigen , wird , auch wenn die Genossen noch keins dieser 
Verbrechen verübt haben, zur correctionnellen Strafe erster Klasse, 
zweiten Grades (ABI) verurtheilt. — Wer sich einer solchen Bande 
mit Kenntniss ihres Zweckes anschliesst, unterliegt der correctionnellen 
Strafe erster Klasse, vierten Grades (-W). — Wer von dem Daseyn 
einer solchen Bande Kenntniss hat und die Mittel besitzt sie der Ob- 
rigkeit anzuzeigen, diese Pflicht aber unterlässt, verfällt in die cor- 
rectionnelle Strafe zweiter Klasse, dritten Grades (\1.\). 

§. 1130 . Zu den in J. 1149 verordneten Strafen werden, nach 
derselben Abstufung, auch die Stifter und Häupter solcher Verbin- 
dungen verurtheilt, die sich's zum Geschäft machen accisbare Getränke 
oder Contrebande zu unterschleifen, verbotenen Handel zu treiben, 
verbotene Spiele zu spielen, öffentliche Diener zu bestechen u. d. gl. 

§. 1131 . Wenn der Stifter oder ein Mitglied einer Bande eins von 
den Verbrechen begeht, die den Zweck des Vereins austnachen: so 
trifft ihn das höchste Mass derjenigen Strafe, welche diesem Ver- 
brechen überhaupt angedrohet ist, wofern nicht das Gesetz gegen 
ein solches durch eine Bande verübtes Verbrechen ausdrücklich eine 
eigene Strafe bestimmt. 

§. 1132 . Wer wissentlich einer Verbrecherbandc WalTcn, Werk- 
zeuge oder sonstige Hülfsmittel zur Ausführung ihrer Anschläge ver- 
schain, wird ebenso wie Derjenige, der sich der Bande mit Kennt- 
niss ihres Zweckes anschliest, nach $. 1148, 1149 und 1150 bestraft. 

§. 1135 . Ebenso wird derjenige bestraft, der wissentlich Mitglieder 
einer Verbrecherbande in seiner Wohnung oder in einem unter seiner 
Verfügung und Aufsicht stehenden Lokal, bleibend oder einstweilen 
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beherbergt oder hehlt. — Wer sich aber schon vor oder bei Ent- 
stehung des Vereins, gegen dessen Urheber anheischig macht, die 
Mitglieder der Bande bei sich aufzunehmen und zu hehlen, erleidet 
dieselbe Strafe wie der Stifter des Vereins. 

S- 11S4. Wer ohne die Verbrecherbande bleibend zu beherbergen, 
von deren Angehörigen geraubte, gestohlene, unterschleifle Sachen, 
falsche Münzen, falsches Papiergeld zum Aufbewahren, Verkaufen^ 
Umsetzen, Weiterlransportiren oder zu irgend einem andern Zweck, 
wissentlich in Empfang nimmt, verfallt in die Strafe Uesjcnigen, der 
sich der Bande mit Kenntniss ihres Zweckes anschliest ($. H48 — 
1130). 

§. tloS. Wer ohne mit einer Verbrecherbande in unmittelbarem 
Verkehr zu stehen, sich mit dem Einkauf und Verkauf von Gegen- 
ständen abgibl, von denen er weiss, dass sie gestohlen oder unter- 
schleift sind, und solches als ein Gewerbe treibt, wird, nach Um- 
ständen, zum vierten oder zum fünften Grad der correctionnellen 
Strafe erster Klasse (,\V, .\VI) verurtheilt. 

3E weite Unterabtlieiliing^. 

V en BREIT c N r. scbAdliciier geröcrte. 

%.itS6. Wer vorsätzlich beunruhigende Gerüchte verbreitet, die 
eine Störung der öffentlichen Ordnung veranlassen können , wird, falls 
sein Vergehen nicht zu den in §. 274, 296 und 329 genannten ge- 
hört, nach Umständen, enfireder auf sieben Tage bis zu drei Monaten 
zum Arrest, oder auf drei bis sechs Monate zum Gefänguiss verurtheilt. 

%.IIH7. Die Strafen des §. 1156 werden um einen oder zwei 
Grade geschärft, wenn das Gerücht Unordnungen veranlasst hat, zu 
deren Beseitigung die Kegierung ausserordentliche .Massregeln ergreifen 
musste. 

H38. Wer vorsätzlich ein in politischer Beziehung schädliches 
oder für die Kegierung beleidigendes Gerücht in Umlauf bringt, wird 
nach §. 274 und 296 bestraft. 

DrKte Uiiterabtlielliiii|f. 

W C N DERKR AMEBEI V N D .1 >' B E R E B E T R I: G 1.1 C H E HAND. 

1. 1 V G E N n I E S E R A R T. 

H59. Wer aus Eigennutz, falscher Ruhmsucht oder um irgend 
eines Vortheils willen, Gerüchte von vorgeblichen Wundern verbrei- 
tet, oder eine durch ihn selbst veranstaltete Erscheinung ^leichtgläu- 
bigen Leuten als ein Wunder darstellt, wird für diesen, auch in reli- 
giöser Beziehung strafbaren Betrug, nach Massgabe seiner Schuld 
und des dadurch gestifteten Aergeroisses, anf sechs Monate bis zu 



Digitized by Google 




238 5r* 

einem Jahr zum Besserungshaus vcrurlheilt. — Wer eines solchen Ver- 
gehens zum zweiten Mal überrührt wird, hat den Verlust der in $. 53 
genannten Rechte nebst einem bis zwei Jahren Besserungshaus zu ge- 
wärtigen. — Ueberdem muss sich der Schuldige, wenn er den christ- 
lichen Glauben bekennt, jedesmal, sein Gewissen zu reinigen, einer 
von der geistlichen Behörde seiner Confession anzuordnenden Kirchen- 
bnsse unterziehen. 

S-HOO. Dieselben Strafen trelfen Denjenigen, welcher um irgend 
eines unrechtlichen Vorlhcils willen, die Leichtgläubigkeit Anderer 
benutzend, sich für einen W'ahrsager oder Zauberer ausgibt, und bei 
Ausübung dieser betrügerischen Kunst Gegenstände missbraucht, die 
dem christlichen Cultus geweiht sind. 

%.ti61. Wer ohne einen dem christlichen Cultus geweiheten Ge- 
genstand herabzuwürdigen, sich für einen Wahrsager oder Zauberer 
ausgibt und angebliche Gesichte sehen lässt, angebliche Zaubertränke, 
Zaubermittel, sogenannte Talismane oder andere angeblich bezauberte 
Dinge zubereitet, austheilt oder verkauft, wird beim ersten Mal auf 
sieben 1'age bis zu drei Monaten zum .Vrrest, beim zweiten Mal auf 
sechs Monate bis zu einem Jahr zum Besserungshause verurtheilt. 
Wer auf solche Weise Gegenstände austheilt, die der menschlichen 
Gesundheit schädlich sind, wird der in $. 53 genannten Rechte ver- 
lustig erklärt und auf ein bis zwei Jahre zum Besserungshaus ver- 
urtheilt. Stirbt ein Mensch durch den Gebrauch eines solchen angeb- 
lichen Zaubermittels, so muss sich der Schuldige, falls er den christ- 
lichen Glauben bekennt, ausser der ebengenannten Strafe, einer von 
seiner geistlichen Behörde anznordnenden Kirchenbusse unterziehen. 

Anm. Uiesrn Slrafen sind die bei einigen heidni’ihen Vülkerschnrien in Russ- 
laod vorkommenden Zauberer und (»ei^lerbescliwOrer enthoben, wenn aic 
ihre Künale den Gebräuchen ihres Volkes ((einäss und bloss für ihre 
Glaubensgenossen üben. 

%.H62. Der Muhammedaner, Jude oder Heide, der die Unwissen- 
heit eines russischen Unterthans fremder Abstammung benutzend, 
ihn durch Verführungskünste und Ueberredung zum Uebertritt von 
einer nichtchristlichen zu einer andern ebenfalls nichtchrisilichen Reli- 
gion verleitet, wird mit drei bis sechs Monaten Gefängniss bestraR. 
Hat er einen solchen Uebertritt durch ölfentliches Predigen herbeigeführt, 
so wird er, mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, auf ein 
bis zwei Jahre zum Besserungshaus verurtheilt. Hat er zu solchem 
Zweck irgend eine Art Gewalt angewandt, so triilt ihn die correction- 
nelle Strafe erster Klasse, vierten Grades (XV). 

$. il65. Die angeblich besessenen Weiber, die auf andere Leute 
aussagen , als hätten diese ihnen durch Zauberkünste geschadet, wer- 
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den Tür sulchen boshaften Betrug, auf sechs Monate bis zu einem 
Jahr ins Besserungshaus eingesperrt. 

$. H64. Wer sich für eine mit übernatürlichen Kräften oder be- 
sonderer Heiligkeit begabte Person ausgibt , und das so gewonnene 
Zutrauen der Menge anwendet, nm im Volk Unruhe oder Verwirrung 
zu erregen oder es zur Widersetzlichkeit gegen die Regierung anzu- 
reizen , verfällt in die peinliche Strafe dritter Klasse, ersten Grades (IX). 
— Bezweckte der Schuldige dabei eins von den im dritten Abschnitt 
dieses Gesetzbuchs genannten Staatsverbrechen, so trifft ihn die einem 
sulchen Verbrechen angedrohete Strafe. 

Vierte IJnteralithellnng;. 

ANnEIZlNO ZlIM C NREC H TLir. MEN P R O Z ESSI n E Nü LCGEN- 

HAFTE8 DENLNCIREN, CNWAHRE ACSSAGE VOR GERICHT 
VN II BEI DER ÜBTLICUEN tMFRAGE 

%.116S. Wer aus Eigennutz oder sonstigem bösen Willen, eine 
einzelne Person oder eine ganze Corporation dazu anreizt , dass sie 
offenbar ungerechte Ansprüche vor Gericht anhängig mache oder ver- 
folge , wer zu solchem Zweck verleumderische Bittschriften anfertigt, 
wer Klageschriften oder Beschwerden im Namen leibeigener Bauern 
wider deren Herrschaft aufsetzt, oder sich auf irgend eine Weise bei 
Sachen dieser Art betheiligt , wird beim ersten Mal zu einer Geldbusse 
von zehn bis fünfzig Rub. , beim zweiten Mal zu einer ebenso grossen 
Geldbusse und drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest, und beim 
drillen Mal zu einer Geldbusse von fünfzig bis zweihundert Rub. und 
drei bis sechs Monaten Gefängniss verurtheilt. Ueberdem muss er sich 
beim drillen Mal schriftlich verpflichten, keine Streitsachen mehr, 
ausser seinen eigenen , vor Gericht zu betreiben , und wird , falls er 
Im Dienst des Staats oder einer Corporation angestellt ist, von sei- 
nem Amt entlassen. — Wer sich nach diesem eine solche Gesetz- 
Übertretung nochmals zu Schulden kommen läs.st, verfällt in die cor- 
rectionelle Strafe zweiter Klasse, dritten Grades (.\l\). 

W'er eine einzelne Person oder eine ganze Corporation dahin ver- 
leitet, dass sie dem Kaiser eine ungeziemende, auf falschen, gesetz- 
und ordnungswidrigen Angaben gegründete Bittschrift überreicht, wird, 
ebenso wie Derjenige, der zur Verfertigung und Uebergabe einer 
solchen Schrift mitwirkt, von der correctionnellen Strafe erster Klasse, 
fünften Grades (.XVI) getroffen. 

S. /iffö. Wer eine lügenhafte Denunciation macht, wird, nach 
Verhältniss der darin enthaltenen Anschuldigungen, nach Massgabe der 
zur Täuschung der Obrigkeit angewandten Mittel, und des dem Ver- 
leumdeten zugefügten Schadens, auf sechs Monate bis zu eüiem Jahr 
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zum Gefangniss, oder, mit Eiilzieliung der im $. 53 genannten Rechte, 
auf ein bis zwei Jahre zum Besserungshause, oder zur correctionnellen 
Strafe erster Klasse, vierten Grades (XV), in besonders wichtigen Fällen 
aber zur peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X) verurlheilt. 

$.1167. Eine üenunciation gilt nicht als lügenhaft und deren Ur- 
heber bleibt straflos, wenn der Uenuncirte, in Folge der gerichtlichen 
Untersuchung, unter Verdacht belassen oder bloss wegen Unzuläng- 
lichkeit der wider ihn vorgebrachten Beweise freigesprochen wird, so 
wie auch wenn über den Grund oder Ungrund der Denunciation , in 
verschiedenen Instanzen verschiedene Urtheile gefällt worden sind. 

§. 1168. Wer als beeidigter Zeuge, vor Gericht ein falsches Zeug- 
niss ablegt , w ird nach §. 258 - 262 bestraft. — Ebenso w ird für ein 
vor Gericht abgelegtes, falsches Zeugniss Derjenige bestrall, der wegen 
seines Berufs, wegen der Religion, zu welcher er sich bekennt, oder 
überhaupt durch das Gesetz befugt ist, in Sachen, wo von Andern 
ein Eid gefordert wird , unbeeidigt veniommen zu werden. 

Wer einen Andern dazu verleitet, dass er wissentlich ein falsches 
Zeugniss ablege, wird als Anhetzer nach $. 126 beslraill. 

$.1169. Wer unbeeidigt, vor Gericht, eine unwahre Aussage macht, 
wird, nach Umständen, entweder auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
zum Arrest, oder auf drei bis sechs Monate zum Gefängniss verur- 
theilt. — Wer sich aber erkaufen lässt, um vor Gericht ein, wenn auch 
unbeeidigtes, unwahres Zeugniss abzulegen, wird nach $. 258, 259 
und 262 bestraft. 

$. 1170. Wer unbeeidigt, vor Gericht, eine falsche Aussage Inder 
Absicht thut , die Freisprechung eines Angeschuldiglen , mit dem er 
durch die Bande der Ehe oder naher Verwandtschaft verbunden ist, 
zu bewirken, wird zu drei bis sieben Tagen Arrest verurlheilt. 

$.1171. Die Strafen Derjenigen, welche bei örtlichen Umfragen 
unrichtige Aussagen machen, wird folgendermassen bestimmt: 1) Wer 
eine an sich wahre Erklärung abgibt, dabei aber einen oder mehre 
ihm bekannte Umstände verschweigt, erhält Arrest auf sieben Tage bis 
zu drei Wochen. 2) Wer beharrlich Unwissenheit vorschützl bei 
Dingen, die ihm bekannt sind, erhält Arrest auf drei Wochen bis zu 
drei Monaten. 3) Wer vorsätzlich eine ganz unwahre Aussage macht, 
wird mit drei bis sechs Monaten Gefängniss bestraft. 

$.1172. Wenn der zu einer örtlichen Umfrage abgeordnete Be- 
amte die einzuholenden Aussagen, anstatt sie genau nach den Worten 
der vernommenen Personen in das Protokoll einzutragen , selbst ab- 
fasst oder durch einen Andern abfassen lässt ; so wird er, nach Um- 
ständen, entweder mit der Weisung, nie wieder an gerichtlichen Unter- 
suchungen Theil nehmen zu dürfen, vom Amt abgesetzt, oder, ausser 
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der Absetzung, noch zu drei bis sechs Monaten Gcfängniss rerurtheilt. 
Wenn er aber in die selbstverfcrtigten Aussagen vorsätzlich Verleum- 
dungen oder unwahre Ilchauplungen aurniniint, die nicht von den be- 
fragten Personen herrillireti : so wird er, wie für einen in Dienstsachen 
verübten Betrug, nach §. 391, oder, falls er es aus Gewinnsucht ge- 
than hat, wie für Bestechung, nach §. 402 bestraft. 

Fünfte IJntcrabthelliinig. 

VERLEIT UNG zu M ENTLAUFEN UND ZUM UNERLAUDTEN 
U D E R S I E I) E L N 

§. 1175 . Wer leibeigene Bauern oder hof hörige Leute durch Zu- 
reden, Verheissungen oder sonst auf irgend eine Weise dazu verleitet, 
dass sie ihrem Leibherrn entlaufen, mnss für jedes sulche Individuum 
hundert Rubel Strafe zahlen , und kommt auf sechs Monate bis zu 
einem Jahr in’s Gcfängniss. Wer dieses Vergehens zum zweiten Mal 
überfuhrt wird, zahlt die ebengenannte Geldbusse, und wird, mit Ent- 
ziehung der im §. 53 erwähnten Rechte, auf ein bis zwei Jahre in 
ein Besserungshaus eingesperrt. 

§. 1174 . Wer auf irgend eine Weise und zu welchem Zweckes auch 
sey, Einwohner des Reichs dazu verleitet, dass sie ohne Erlaubniss, 
einzeln oder in .Menge, ihren Wohnort verlassen und in andere Ge- 
genden ziehen , wird nach .Massgabe der Anzahl von Leuten , die 
er dazu beredet hat, nach Verhältniss des Zweckes und der übrigen 
Umstände, enltceder mit Entziehung der im §. 53 genannten Rechte, 
auf ein bis zwei Jahre zum Bcsseningshaus , oder zum dritten oder 
fünften Grad der correctionncllen Strafen erster Klasse (.XIV, .XVI) 
vcrurtheilt. 

§. 1175 . Wer auf fremdes Zureden oder aus eigenem .Xntrieb, 
eine Uebersiedcliing unternimmt oder vorbereitet, ohne dazu weder 
durch die Gesetze noch durcli eine specielle Erlaubniss befugt zu seyn, 
wird, nach Umständen, mit Arrest auf zwei Wochen bis zu drei Mo- 
naten , oder , falls er von Leibe.sstrafen nicht frei ist , mit fünfzehn 
bis dreissig Ruthenstreichen bestraft. — Diese Strafe trifft, falls eine 
ganze Familie die Uebersiedelnng unternommen hat, nur das Oberhaupt 
oder die ältesten Mitglieder derselben. 

^ecliNte Fiiferabflielliinig« 

L A N D8TR EIC II E R El . HEULING ENTLAUFENER PERSONEN 
UND VERGEHEN AV I D E R DIE P A 8 SO R D N U N G. 

/. Landstreicherei. 

§ 1176 . Wer sich ohne Pass und ohne Erlaubniss der zustän- 
digen Polizeibehörde, an einem Orte aufliält oder im Lande herumziehi 

in 
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und weder Stand noch Heimat nachzuweisen vermag, oder sich be- 
harrlich weigert darüber Auskunft zu geben, wird als Landstreicher 
betraclitet und nach §. 1177 und 1178 bestraft. 

§. 1177. Der Landstreicher, der seine Herkunft und Heimat, als 
erinnere er sich ihrer nicht, oder unter irgend einem andern Vor- 
wand verschweigt, wird zum Soldatendienst abgegeben. Ist er hierzu 
nicht tauglich, so wird er auf zehn bis zwölf Jahre in eine correc- 
tionncllc Civil-Arrestanten-Compagnie versetzt und nach Verlauf die- 
ser Zeit, so wie es das Itlini.steriiim des Innern anordnet, jenseits 
des Kaukasus, oder in Sibirien oder in andern entfernten Provinzen 
angcsiedelt. Ist er auch zu den Arbeiten in der -\rrestanten-Compag- 
nie untauglich, so wird er unmittelbar zur Ansiedelung abgefertigt. — 
Weiber, die der Landstreichcrei überwiesen sind, werden, so wie es 
der §. 83 bestimmt, in ein Arbeitshaus abgegeben und hernach in 
Sibirien angesicdelt. — Ueberhaupt wird hierbei, so wie auch in .An- 
sehung der mit dem Landstreicher angehaltcnen, minderjährigen Kin- 
der, nach dem Passreglcmcnt (_§. 600 u. fg. im l i. linde des Swod) 
verfahren. 

§. il78. Wenn Jemand der Landstreichcrei beschuldigt ist und über 
seine Herkunft und Heimat .Aus.sagen gibt, die sich nach eingezogenen 
Erkundigungen (§. 500 des Passreglements') als unw ahr ausrveisen : so 
wird er mit dreissig bis vierzig Kuthenstreichen bestraft und dann so 
behandelt wie §. 1177 verordnet. 

%.1179. Die Landstreicher beiderlei Geschlechts, welche von der 
obern Behörde eines Gouvernements und von der örtlichen Medizinal- 
behörde als taub, blind, stumm oder so gebrechlich befunden werden, 
dass sie nicht nach Sibirien abgehen können, werden dem Kollegium 
allgemeiner Fürsorge zugewiesen. Es ist aber Pflicht der obern Gou- 
vernementsbehörde nach der llcrkunfl solcher Leute zu forschen, und 
dieselben ihren Leibherren oder Gemeinden , sobald diese ausfindig 
gemacht sind, auf deren Kosten zurückzusenden. 

§.1180. Wenn ein Jude, der ohne Erlaubtiiss in’s Ausland ge- 
zogen und deswegen nach §. 1188 aus der Zalü der russischen Un- 
terthanen ausgeschlossen worden ist, von einer fremden Regierung 
nach Russland zurückgewieseii wird: so ist er als ein Landstreicher 
anzusehen und nach §. 1177 zu behandeln. — Ebenso ist mit dem 
Ausländer zu verfahren, der zweimal aus dem Reich gewiesen, trotz 
des Verbotes, dahin zurückkehrt. 

Der aus der Zahl der russischen Unterthanen ausgeschlossene Jude, 
welcher nach Inhalt des gegenwärtigen und des 341sten Paragra- 
phen, in eine correctionnelle Civil-Arrestanten-Compagnie abgegeben 
wird, darf nach Ablauf seiner Haftzeit nicht zu seiner Gemeinde 
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zurückkehren, sondern muss sich, jenachdem das Ministerium des 
Innern es bestimmt , jenseits des Kaukasus oder in einem sibirischen 
Gouvernement ansicdeln. 

II. Strafen Derer, welche ohne Pass oder Aufenthaltsschein 
betroffen werden. 

§. 1181. Wenn eine von denjenigen Personen, denen es das Ge- 
setz zur Pflicht macht sich mit einer Aufenthaltskarte zu versehen, 
gar keine oder eine veraltete Urkunde dieser Art besitzt und weder 
die gehörigen Schritte thut um sich eine vorschriftmassige Aufenlhalts- 
karte zu verschalTcn, noch genügende Entsctiuldigungsgründe nach- 
weiset: so wird sie, für jeden Tag der Versäumniss, in den Haupt- 
städten um fünfundzwanzig Kopeken, und in den andern Städten des 
Reichs um zehn Kopeken gestraft. — Wer in einem solchen Fall 
freiwillig bei der Ortsbehörde mit seinem Geständniss rinkommt, hat 
für jeden versäumten Tag, in der Hauptstadt nur fünf, und in den 
übrigen Städten nur einen Kopeken zu zahlen. — Wer mehr als drei- 
mal mit einer veralteten Aufcnthallskartc oder ganz ohne solche Ur- 
kunde betrolTen wird, und sich darüber nicht zu rechtfertigen ver- 
mag, hat, ausser der obigen Geldbussc, drei bis sieben Tage Arrest 
zu gewärtigen. 

%.1I8S. Die Ausländer, welche als Kolonisten nach Russland 
kommen und nicht mit dem erforderlichen Zeugniss der Grenzbe- 
hörde (Cordon-Pas.s) versehen sind, auch nicht darthnn können, dass 
ihnen dieses zufällig abhanden gekommen ist, werden unverzüglich 
aus dem Reich gewiesen. — Wer sich für einen ausländischen Kolo- 
lonisten ausgibl, aber weder Pass noch sonst beachtenswerthe Zeug- 
nisse hat, um seinen Stand, sein (iewerbe oder wenigstens seine 
ausländische Herkunft darzuthun. wird als Landstreicher nach §. 1177 
und 1178 bestraft. — Den Strafen der Landslreicherei unterliegtauch 
derjenige Ausländer, der ohne Pass nach Russland koimnt, und, iiber 
die Grenze zurüekgewieseii, im fremden Staat nicht zugelassen wird. 

§. 1185. Wenn Priester, Kirchendiener, Kloslergcistliche oder Non- 
nen sich ohne Erlaubnissschein ihrer Obern, von ihrem Kirchspiel 
oder Kloster weiter entfernen, als erlaubt ist: so werden sie ihrer 
geistlichen Obrigkeit abgegeben um nach den Regeln der Kirche be- 
straft zu werden. 

§. 1184. Die Personen des .Raiiernstandes, welche sich eigen- 
mächtig, ohne gehörigen Pass, von ihrem Wohnort weiter entfernen, 
als das Gesetz erlaubt, müssen dafür, nach Umständen, sechs Tage, 
zwei oder drei Wochen, zum Nutzen ihrer Gemeinde liauernarbcil 
verichten , oder werden mit fiinf bis zehn Ruthenstreichen , oder mit 

10 * 
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einer Geldbusse von einem bis TünfRub. bestraft. — Dieselben Strafen 
treffen den Landinann, der seinen Wolinort mit einem gültigen Pa.ss 
verlässt, aber länger als einen iMonat über dessen Termin ausbleibt, 
ohne bei der zuständigen Behörde um Verlängerung des Urlaubs 
einzukomincn noch sonst genügende Knischuldigunsgründe nachweisen 
zu können. — Kbensu werden die in den Krondörfern eingeschriebenen 
Zigeuner, welche ihren Wohnort ohne Pass verlassen, beim ersten 
und zweiten Mal bestraft. Thun sie solches mehr denn zweimal, so 
wird mit ihnen, wie mit Landstreichern, nach §. 1177 verfahren. — 
In den westlichen Gouvernements muss die Familie des Kinhöfners 
und Bürgers, aus welcher sich ein .Mitglied eigenmächtig entfernt, 
einen Rubel Strafe zahlen, wenn sie die Entweichung nicht innerhalb 
der bestimmten Frist der Obrigkeit anzcigt. 

§. i/flo. Der KalmUck des donischen Heeres, der sich zweimal 
aus seinem Weidebezirk entfernt, ohne seinem Obern anzuzeigen wo- 
hin und auf wie lange er geht, wird auf den .Vusspruch seiner Cen- 
turie *) sechs Tage, zwei Wochen oder drei Wochen zu ölfcntlichen 
Arbeiten verwendet , oder mit zehn bis zwanzig Ruthenstreichen be- 
straft. — Geht er zum dritten Mal eigenmächtig Uber die Grenze 
seines Bezirks hinaus, so muss er Uberdem den Dienst einmal ausser 
der Reihe verrichten. 

%.tl86. Wenn eine von denjenigen Personen, die sich dem Ge- 
setz gemäss im ,\dresscomptoir **) cinschreiben lassen müssen, sich 
mit keinem Billet dieser Behörde versieht und nicht nachweisen kann, 
da.ss sie daran durch Krankheit oder durch andere von ihrem Willen 
unabhängige Umstände verliindert war: so muss sie die für das Adress- 
bdlet zu zahlende Steuer doppelt erlegen. W'er es versäumt sein 
Billet zu gehöriger Zeit erneuen zu lassen, und keine Enlschuldigungs- 
griinde nachw eiset, zahlt für jeden seit dem Termin abgelaufenen 
Tag dreissig Kopeken Strafe. — F^bendiesen Strafen unterliegen in .Moskau 
die Ausländer, die sich daselbst ohne Billet der dortigen Fremden- 
Kanzclci oder mit einem veralteten Bdlel aufhallen, so wie die aus- 
ländischen Handwerker, welche es versäumen in dieser Kanzelei ihre 
Aufenthaltskarte nebst einem Zeugniss ihrer Zunft Uber ihr Gewerbe 
und eine (Juitlung Uber entrichtete Steuern vorziiweisen. 

Anm. Von der in äiesciii §. anfireslntltcn ttnm*t «iml die .Vninirn ntK^enonimen, 
die auf kurze Zeit in die KindelliSuHer kniii.iieii und mit den ilinen anver- 
trauleii Säiiirlingen in itirc Dörfer ziirnekkelircn. 

§. iiyr. ln den Orten, wo den Einwohnern befohlen ist, jedesmal 
wenn sie ihr (juarticr wechseln, solches dem Eigenthümer, Verwalter 

Ahtheihm^r \on iuindorl Mnnn. 

Zu 5t. I’ftersburjf. p. Urhers. 
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oder Pförtner des Hauses, welclies sic verlassen, anzuzeigen, verfallen 
Diejenigen , die dieses nicht tliun oder ihre neue Wohnung unrichtig 
angeben, in eine Geldbussc von sechzig Kopeken. 

§. H88. Der Jude, welcher sich ohne Pass oder mit einem ver- 
alteten Pass, ausserhalb des ihm zum beständigen .Viifenthalt ange- 
wiesenen liezirks betrelTen lässt, wird nach §. 1181 und llHü bestraft 
und in seinen Wohnort zuruckgeschickl. — Denselben Strafen unterliegen 
die Juden, die sich in dem ihnen untersagten Bezirk an der Reichs- 
grenze betreten lassen. Gegen den Juden, der einmal aus solchen 
Orten weggewiesen, dahin eigenmächtig zuruckkehrt. wird nach Inhalt 
des §.1177 verfahren. — Der ru.s.sische Unterthan jüdischen Glaubens, 
welcher sich ohne Krlaiibniss ins Ausland begibt, wird auf immer aus 
der Zahl der russischen Unterthaiien ausgeschlossen. 

$.il88. Wenn llandlungsdieuer, Gewerkleute oder Fuhrleute sich 
wegen flandelsgeschäfle in’s .Vusland begeben, und statt der vor- 
schriftmässigeu Plakat - Pä.sse (s. §. i2t des Passregicments im 14. 
Ende des Swod) bloss Billete für kurze Frist mitnehinen ; so muss 
der Schilfer oder der Fuhrmann, der sie fuhrt, für jedes solche Indi- 
viduum, den Preis eines halbjährigen Passes mit einem Zuschuss von 
dreissig Kopeken erlegen. Dabei wird ihm die für das Billet gezahlte 
Gebühr nicht zu Gut gerechnet. 

§. 1190. Die nach Russland kommenden ausländischen Kolonisten, 
welche ihren Cordon-Pass nicht innerhalb dreier Monate nach Empfang 
desselben der zuständigen Behörde vorzcigen, zahlen für jeden ver- 
säumten .Monat fünf Rubel Strafe, oder werden, falls sie diese Geld- 
busse nicht entrichten können , aus dem Reich gewiesen. — Die Guts- 
besitzer, welche auf ihren Gütern solche Leute aufnehmen, werden 
nach §. 11113— ll!)ü bestraft. 

§. iif/i. Der Einwohner des Grossfurstenthums Finnland, welcher 
sich ohne Pass, zu Wasser in eine andere Provinz des Reichs begibt, 
zahlt fünf Rub. Strafe. — Der Finnländer, welcher ohne gehörigen Pass, 
zu Lande nach Russland kommt , oder ohne eine Fristverlängerung 
erlangt zu haben noch sonst einen gültigen Vorwaud nachweisen zu 
können, sich in Riis.sland länger oder an einem andern Ort aiifhält, 
als der Pass bestimmt, wird auf seine Kosten nach Finnland zuruck- 
geschickt und dort nach den Gesetzen des Grossfürstenthums bestraft. 
— Ebenso wird aus Russland der Finnländer fortgewiesen, der seinen 
Pass weder im Grenz-Zollamt noch in der finnländischen Pass-E.vpe- 
dition zu St. Petersburg vorzeigt, oder nach St. Petersburg kommt 
um als Handwerker, Tagelöhner oder Dieustbote Erwerb zu suchen, 
und innerhalb der bestimmten Frist nicht darthun kann, dass er einen 
Dienst gefunden hat oder ein erlaubtes Gewerbe treibt. 
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Den ßeslimnuingeii dieses §. sind die Landleule des Gouvernements 
Wiborg enlliubeii, wenn sie, um die Erzeugnisse ihrer LandwirlhschaHl 
zu verkaufen oder anderer Geschäfte wegen , die an der Grenze 
ausserhalb Finnlands liegenden Orlschaflen besuchen. 

§. il92. Wer seinen Fass oder Aufenthallsschein verliert und solches 
der zuständigen Behörde nicht anzeigt , muss , auch wenn er nachher 
ohne Anstand einen neuen Pass erhält, einen Hubel Strafe zahlen. — 
Dieselbe Geldbusse trilfl Denjenigen, der sein Adressbillet verliert und 
solches nicht innerhalb der bestimmten Frist dem Adresscomploir anzeigt. 

Anm. Die Straieii der Benrntcn, die von iiircMn Dienst eigenmiiehti^ oder länger 
wegbleibciiy aU ihr Urlaub bestimmt, sind im rüiirieii Abschnitt erwähnt. 

Hi. Ilehluntj und Ansiedelung solcher Personen, die keine 
gehörige Passe haben. 

§.iI95. Wer einen Menschen, dessen Pass seit weniger als sechs 
Monaten veraltet ist, wissentlich bei sich aufnimmt, jedoch nicht über 
sechs .Monate beherbergt , zahlt eine Geldbusse von fünf Hub. und 
überdem für jeden Tag der Beherbergung, in den Hauptstädten fünf- 
zehn Kopeken, in andern Orten fünf Kopeken. 

%.1I94. Wer wi.ssentlich eine l’erson, die gar keinen oder einen 
seit mehr denn sechs (Monaten veralteten Pa.ss hat , oder einen 
Juden, der nicht mit dem nach §. 271 des Passreglements (li. Bnd 
des Swod) erforderlichen Pass versehen ist , bei sich aufnimmt, 
jedoch nicht über sechs Wochen beherbergt , muss eine Geldbusse 
von zehn Hub. und überdem. für jeden Tag der Beherbergung, in 
den Hauptstädten zwanzig Kopeken , in andern Orten zehn Kopeken 
zahlen. — Wer einen solchen .Menschen länger als sechs Wochen, 
jedoch nicht über sechs Monate beherbergt , muss eine Geldbusse von 
fünfunddreissig Hub. und überdem für jeden Tag der Beherbergung, 
in den Hauptstädten dreissig Kopeken, in andern Orten fünfzehn Ko- 
peken zahfen. — Dauerte die Beherbergung über sechs Monate, so gilt 
sie für eine .Vnsiedelung und wird nach §. 1195 bestrall. 

§.iiö5. Wenn Jemand, der keinen oder nur einen veralteten 
Pass hat, oder ein Jude, der den nach §.1194 erforderlichen Pass 
nicht besitzt , irgendwo aufgenommeu und länger als sechs Monate 
beherbergt wird oder sich häuslich nicderlässt (^d. h. ein Grundstück 
zugetheilt bekommt, oder heirathet) : so muss der Hauswirth, Fa- 
brikhaller, Gutsherr oder Gutsvcrwalter, der solches in seinem Hause 
oder auf seinem Gebiet angeordnet oder wissentlich zugelassen hat, 
für jedes so angesiedelle oder beherbergte Individuum hundert Hub. 
Strafe zahlen. — ln den Dörfern der Krone, der .Apanagen und an- 
derer landesherrlichen Behörden wird diese Geldbusse der ganzen 
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Gemeinde, in welcher ein Läufling ZuHiicht gefunden hat, auferlegt, 
ln den Kosakendurfern muss der Durfvorsteher ein Drittel der Strafe 
zahlen und das Dorf den Kest. 

Geschah die Hehlung oder Ansiedelung des Läudings ohne Wissen 
des Hauswirlhes, Kabrikhalters , Gutsherrn oder Gulsverwallers, durch 
dessen Geschäftsführer oder durch andere Personen ; so trifft die 
obige Gcidbusse bloss den unmittelbar Schuldigen.— Wenn ein Läulling 
in einem der Krone, den Apanagen oder landesherrlichen Behörden 
gehörenden Dorfe beherbergt, aber durch die Dorfgemeinde selbst 
angezeigt und ausgeliefert wird : so bleibt diese von aller Strafe frei, 
und die obige Geldbusse fällt bloss auf die Personen, welche den 
Läufling gehehlt und beherbergt haben. 

§. 1196 . Wenn die ohne Pass angetrolfene Person zwischen zwölf 
und siebzehn Jahr alt ist , so zaiilt Derjenige , der sie gelielilt hat, 
nur die Hälfte der in §. 1193 — 1 195 verordnelen Geldbussen. — Wenn 
ein Kind, das unter zw ölf Jahr all ist, von seinen eigenen Eltern oder 
Verwandten gehehlt wird, so findet dafür keine Strafe statt. 

§. 1197 . Wer einen .Menschen helilt, der sich der Volkszählung ent- 
zogen hat und deswegen unter die .\bsenlen angesctirieben worden 
ist, zahlt die in §, 1195 verordnele Geldbusse und überdem das 
Doppelte der Steuern, die der Läufling seit Beginn der Volkszählung 
bis zu seiner .Aufnahme in die StciierlLste zu zahlen gehabt hätte. Was 
der Läulling während dieser Zeit an allgemeinen Landesverpflichtungen 
hätte leisten sollen, muss der Hehler ebenfalls, jedoch nur einfach erstatten. 

Anm, Die Rut^chädiciing, welche dcni (iuislierrii >un Seiten ilcrjeiiige« rersonen 
gebülirl , die seiiieii eritlaureip^n Leihei^'ciien hei sirh ansiedeln oder 
beherher^eti, und die nndiM'n rechtlichen Folgen dieses Vergehens sind in 
den §§. 664— G71 des Passregiciiicnts (im 14. Bndc des Snod) he>lirnnit. 

§. 1198 . Wenn der Pförtner eines Hauses in einer Stadt einen 
Menschen, der keinen gehörigen Pass hat, ohne Wissen des Haus- 
wirthes oder Hausverwalters, beherbergt : so wird er entweder mit 
Arrest auf drei Wochen bis zu drei Monaten , oder mit zwanzig bis 
dreissig Ruthenslreichen bestraft. Der Pförtner , der sich solches mehr 
als dreimal zu Schulden kommen lässt, wird unter die Soldaten abge- 
geben. — Dieselben Strafen trelTen den Pförtner, der einem Hausbewohner 
gestattet heimlich auszuziehen. 

§. 1199 . Inden Gouvernements Liefland.Esthland und Kurland müssen 
die Bauerngeineinden für jeden Läulling, den sie wissentlich hehlen, 
einen dreifachen Jahresbelrag der auf der ganzen Gemeinde lastenden 
Kopfsteuer als Strafe zahlen. — Der bei der Hehlung zumeist Be- 
theiligte wird nach Inhalt der §§. 1193—1196 bestraft.— Wenn aber 
die Gemeinde selbst den Läulling anzeigt und ausliefert ; so bleibt sie 
von aller Strafe frei , und es w ird nur Derjenige bestraft , der ihn 
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hehlte. — Der Gutsherr muss für Jeden Läuflirig , den seine 
Bauern mit seinem Wissen beherbergen, hundert Rubel Strafe zahlen, 
wahrend von der Gemeinde die obengenaimte Geldbusse beigetrieben 
■wird. 

§. 1200 . Wenn ein Militär aus einem Staate desertirt. mit dem Russ- 
land einen .\uslieferungsvcrtrag geschlussen hat, so wird der russische 
Unterthan , der einen solchen Uescrlciir hehlt, oiler dessen Flucht 
auf irgend eine Weise begünstigt, zu der im Vertrag bestimmten 
Strafe verurtheilt, und, falls dieser keine festsetzt, nach den allge- 
meinen Grundsätzen der §§.1193^1195 bestraft. 

§. 1201 . ln den Dörfern müssen die Dorfvorsteher und in den 
Städten die Hauswirthe oder Hausverwalter für jeden Läufling , der 
sich im Dorf oder im Hause verbirgt und den sic festnehmen oder 
der Orlspolizei angebeii können, wenn sie solches aus Fahrlässigkeit 
unterlassen, zwei Rubel Strafe zahlen. 

§. 1202 . Wenn ein vom Ausland kommender*) Schilfer oder F'loss- 
führer, dem ein Jlalrose oder Arbeiter entlaufen ist, solches nicht dem 
Zollamt oder der Ortspolizei anzeigt ; so verfällt er in eine Geldbusse 
von zwei Rub., bis zu deren Bezahlung das Fahrzeug nebst der La- 
dung unter Beschlag bleibt. 

§. 1203 . W'enn der Eigenthümer, Venvalter oder Einwohner eines 
Privathauses oder der Verwalter eines landesherrlichen Gebäudes wis- 
sentlich einen Menschen beherbergt, der mit einem Rillet des .Vdress- 
comptoirs oder der moskauer Fremden-Kauzelei versehen scyn sollte, 
aber entweder kein solches Billet oder nur ein veraltetes besitzt : so 
muss der Beherberger, im ersten Fall, die doppelte Taxe der Aufent- 
haltskarte, im letzten Fall aber, für Jeden Tag seitdem das Billet ver- 
altet ist, dreissig Kopeken zahlen. 

§. 1204 . Wer in einer der Hauptstädte einen Tagelöhner beher- 
bergt, welcher die an das Tagelöhner-Hospital zu zahlende Steuer 
nicht entrichtet hat , oder dessen Contremarke **) veraltet ist , muss 
im ersten Fall das Zehnfache der Steuer, und im letzten Fall fiir Jeden 
Tag, seitdem die Contremarke veraltet ist , dreissig Kopeken zahlen. 

§. 1203 . Wer einen aus seinem Straflokal oder aus seinem Ver- 
bannungsort entlaufenen Verbrecher hehlt , wird nach §. 345 bestraft. 

Strafen Derer, welche die bei ihnen ankommenden oder 
abgehenden Personen der Polizei nicht anzeigen. 

§. 1206 . Der Eigenthümer, Verwalter oder Pförtner eiues Hauses, 

*) Rujsisclicr. 

Der vom ausgestellte Scliein. worin die Einzahlung dieser Steuer 

gefriatet wird, D, Vrheri. 
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welcher der Polizei keine Anzeise macht, wenn, mit seinem Wissen 
Jemand in das Haus einzieht, oder aus demselben auszieht, zahlt 
täglich, für Jedes solche Indiviiliium. in den Hauptstädten einen Hubel, 
in den andern Orlen, wo solche Meldungen befohlen sind, fünfund- 
zwanzig Kopeken. — Ist der Neueingezogene ein Leibeigener, so 
wird diese Geldbusse erst vom achten Tage nach seinem Einzüge 
gerechnet. 

§. 1207. Der Gastwirth, welcher sich der in §. 1205 erwähnten 
Unterlassung schuldig, macht zahlt die Geldbusse zweifach. Ist er 
mehr als achtmal im Lauf eines Jahres eines solchen Vergehens über- 
fuhrt worden, so wird ihm das Gewerbe eines Gastwirthes für immer 
untersagt. 

§. 1200. Wenn Jemand eine Wohnung in einem landesherrlichen 
Gebäude bezieht oder verlässt, unil dieses der Polizei nicht ange- 
zeigt wird, so fällt die im §. 1200 verordnete Geldbussc auf den 
Beamten , der die Aufsicht über das Gebäude fuhrt. Steht in dem 
Gebäude ein Militär-Commando , so trilTt die Geldbusse den Befehls- 
haber desselben. 

§. 1200. In den Städten sind die Hauseigenthümer und Hausver- 
walter und in den Dörfern der Krone und der Privaten die Dorf- 
ältesten verpflichtet, Jedesmal, wenn Jemand im Hause oder im Dorfe 
stirbt, solches der Polizei anzuzeigen und ihr den Pass des Verstor- 
benen abzuhefern. Im Unterlassungsfall werden sic um fünfzig Kope- 
ken bis zu einem Rubel gestraft. 

V. Verferligiing und Gebrauch falscher Pässe- 

§. 1210. Wer für einen Andern oder für sich selbst einen falschen 
Pass, Aufenthaltsschein oder Passirzettel verfertigt, oder in einem 
echten Dokument dieser Art einen Namen verändert *), wird zur cor- 
rectionnellen Strafe erster Klasse, fünften Grades (.\VI) verurtheilt. 

§. I2il. Wer in seinem eigenen oder in eines Andern Pass, Auf- 
enthaltsschein oder sonstigem Dokument dieser .Vrt die Worte, welche 
den Termin oder den Aufenthaltsort des Inhabers bezeichnen, ver- 
ändert, und wer wissctillich eine so gefälschte Urkunde vorzeigt und 
gebraucht, verfällt in die correctionnelle Strafe zweiter Klasse, dritten 
Grades (.^L\). 

^.1212. Ebenso wird Derjenige bestraft, der seinen Aufeiithalts- 
schein einem Andern überlä.sst, damit sich Dieser unter dem Schutz 
desselben irgendwo aufhalle, sowie auch Der, welcher ein fremdes 
Dokument dieser Art für das scinige ausgibt. — Wenn aber die Per- 
sonen, die sich solches zu Schulden kommen lassen, zur Klasse 

*) und dio falscha Urkunde zur Täuschung der Behörden snwendot. D. Vebrr$. 
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Derer gehören, die nach $. 1176 und IISO als Landstreicher zu 
betrachten sind, so wird mit ihnen nach Inhalt jener $$. verlahren. 

VI. Uebertretung der Regeln, nach welchen Aufenthaltsscheine 
auszustellen sind. 

§. ISIS. Wer einem .Vndern einen Pass, Aufenlhallsschein oder 
Passirzettel ausstclit ohne dazu befugt zu seyn, wird um dreissig 
bis hundert Rubel gestrafl. Wer solches aus Gewinnsucht oder andern 
gesetzwidrigen Beweggründen thut, wird von der correctionnellen 
Strafe erster Klasse, vierten Grades (W) getroffen. 

§. 1214. Wenn eine Behörde, der das Hecht zusteht I’ässc und 
Aufenthaltsscheitle auszutheilen, ein solches Dokument ausfertigt ohne 
gehörig zu untersuchen, ob der Kmpfänger auch berechtigt ist eine 
Urkunde dieser -\rt von ihr zu fordern, wenn sie Pässe ertheilt ohne 
die dabei vorgeschriebenen Kegeln und Fornien zu beobachten, oder 
Jemanden einen Pass nach einem Ort ausstellt, wo ihm der Aufenthalt 
durch das Gesetz oder durch die Regierung verboten ist : so wird 
der Schuldige, falls er solches aus Fahrlässigkeit gethan hat, um 
fünfzig bis hundert Rub. gestraft. — Wer sich eine dieser Gesetz- 
widrigkeiten aus Eigennutz oder andern gesetzwidrigen Beweggründen 
zu Schulden kommen lässt , verrällt in die correctionnelle Strafe 
erster Klasse, fünften Grades C-XVl). — Wenn es sich aber aus- 
weiset, dass Derjenige, der einen Pass auf solche regelwidrige Art 
ausstellte, dabei den Zweck hatte, dem Empfänger die Verübung 
eines Verbrechens möglich zu machen : so wird er als Genosse des- 
selben nach §. 125 bestraft. 

§.1213. Wer Zigeunern Pässe in solcher Weise ausstellt, dass 
sie zu ganzen Familien von ihren Wohnplätzen fortziehen können, 
zahlt für jedes solche Individuum dreissig Kopeken Strafe. 

§. 1216. Der Beamte, welcher .Vufenthaltsscheine auszustellen oder 
zu visiren oder Zeugnisse auszufertigen hat, die den Inhaber zum 
Empfang eines Aufenthaltsscheines berechtigen sollen, muss, wenn er 
damit ohne rechtlichen Grund zögert, dem Ansucher von dem Tage 
an , wo dieser sein Gesuch um ein solches Dokument .schriftlich oder 
mündlich angebracht oder den zu visirenden Schein ihm eingehäodigt 
hat, für jeden Wartetag fünfzig Kopeken zahlen, und überdem den 
durch die Säumniss veranlassten und gehörig erweislichen Schaden 
vergüten. 

§.1217. Der Polizeibeamte, welcher die vorgeschriebene Ordnung 
in Betreff der Aufenihaltsscheine nicht gehörig beobachtet, wird nach 
den Gesetzen über .Xmtsvergehen bestraft. 

§. 1218. Im Lande des donischen Heeres wird der Aufseher eines 
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kalinukischen Weidebezirks, der seinen Obern die Enlweichung eines 
Kalinüken verhehlt, vuin Amt abgeselzt. — In den kahnükischen 
Weideplätzen des Gouvernements Astrachan wird der Befehlshaber, 
welcher einem wegen übler Aufführung notirten Kalmüken erlaubt 
sich vom Lager zu entfernen, jedesmal um fünfzig Kopeken gestraft. 

^ilebente Uiiteralitlielliiii|c. 

i B E n T n E T r N n beb v e r o h n im l k g e x vv i u e r b e t t e l e i. 

§. 1219. Wer aus Gewohnheit und Neigung zum Müssiggang, nicht 
aus wirklicher Noth, bettelt, oder das Betteln zum Gewerbe macht, 
wird auf sieben Tage bis zu drei Wochen in der Polizei unter Arrest 
gesetzt und zu Arbeiten verwendet und dann in seine Gemeinde zu- 
ruckgesandt , wie im §. 234 der Pollzeiordnung (^im 14. Bnde des 
Swodj vorgeschrieben ist. 

§. 1220. Wer zum zweiten Mal überführt wird ohne Noth gebet- 
telt zu haben, oder ohne Erlaubniss in ein Haus tritt, um dort zu 
betteln, wird auf drei Wochen bis zu drei Monaten mit Arrest belegt. 

^.1221. Her Bettler, der auf freche, grobe Weise Almosen be- 
gehrt , oder schimpft und flucht wenn ihm Nichts gegeben wird, der 
sich anstellt als leide er an körperlichen Gebrechen, oder fremde 
Kinder mit sich fuhrt um Mitleid zu erregen, kommt auf drei bis sechs 
Monate ins Gefängniss. 

§. 1222. Wer seinem Kinde oder Pflegebefohlenen zu betteln er- 
laubt und nicht beweisen kann, dass er dazu durch die Noth ge- 
zwungen war, erhält drei bis sieben Tage Arrest. 

§. 122ö. Den Bettler, bei welchem Waffen, Nachschlüssel, Diet- 
riche und sonstige Werkzeuge zum Diebstahl gefunden werden, triHl 
die correctionnelle Strafe zweiter Klasse, dritten Grades (.\1\). 

§. 1224. Wenn eine Gemeinde oder ein Gutsbesitzer einen ihrer 
Angehörigen mit einem Pass aussendet, damit er sich durch Arbeit 
ernähre, dieser aber wegen Alters, Kränklichkeit oder körperlicher 
Gebrechen nicht arbeiten kann : so wird er in seinen Wohnort zurück- 
gesandt. Wenn er dann abermals mit einem solchen Pass entlassen 
und beim Betteln betreten wird, so muss die Gemeinde oder der 
Gutsherr fünf Rubel Strafe zahlen. 

Achte tJiiteralitlieiluns. 

VERLETZeiHG DER OHD.VLXG .\N OFFEN TEICHEN ORTEN UND 
IN O F F E N T 1. 1 r. II E N V E R s V M M El N G E N . 

$. 122o. Wer auf der Gasse oder sonst au einem öffentlichen ürt, 
unter einer Menschenmenge, einen Streit, eine Schlägerei oder andern 
Unfug erregt, oder überhaupt zu einer Störung der Ordnung und 
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Ruhe Anlass gibt, wird nach Massgabe der verursachten Excesse und der 
übrigenL'nistände,aufsieben Tage bis zu dreiMonalcn unter Arrest gesetzt. 

§. 12S6. Wenn ein Volkshaufe auf der Gasse oder an einem ölTent- 
lichen Ort Lärm oder Unfug verübt und auf Anmahnnng der Polizei 
nicht sogleich auseinander gehl : so werden die beharrlich Ungehor- 
samen , falls die begangenen E.vcesse nicht in die Klasse der in 
$. 284 — 2!I2 getiannicn Verbrechen gehiiren, auf drei bis sieben Tage 
unter Arrest gesetzt, die Anstifter des Lärms aber nach §. 1225 bestraft. 

§. 1227. Wenn ein an olfentlicher Stätte versammelter 4 olkshanfe 
auf wiederholte Anmahnung der Polizei nicht auseinandergeht und die 
Obrigkeit sich zu au.sscrordenilichen Massregeln genöthigl sieht , um 
ihn auseinander zu treiben ; so werden Alle , die dabei beharrliche 
Widerspänsligkeit beweisen, auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
zum Arrest , die Anstifter und Rädelsführer aber auf drei bis sechs 
Monate zum Gefängniss verurlheilt. 

§. 12S8. Wer an einem bewohnten Orte die Ruhe der Einwohner 
durch ungeziemendes Schreien und Lärmen stört, w ird, besonders wenn 
es zur Nachtzeit geschah, auf einen bis drei Tage unter Arrest ge- 
setzt. Wenn mehre Personen dabei beiheiligt sind , so wird der An- 
stifter des Lärmes auf sieben Tage bis zu drei Wochen zum Arrest 
verurlheilt. — Finden dabei, ausser dem Lärm, noch andere Unordnungen 
oder gar Gewallthätigkeilen stall, werden z. R. Fensterscheiben ein- 
geworfen, wird an Thüren und Fensterläden mit Steinen oder andern 
■Werkzeugen geschlagen , werden Vorübergehende angehalien oder 
beleidigt ; so kommen die Schuldigen auf drei Wochen bis zu drei 
Monaten unter Arrest, und mü.sscn den Schaden ersetzen. 

§, i229. Wer auf der Gasse oder an einem andern ölTenllichen 
Ort eine Schlägerei erregt, kommt auf drei bis sieben Tage unter Arrest. 

§. iS50. Wer durch mulhwilliges Sturmläuten oder auf irgend eine 
andere Weise die Bewohner eines Orts unnolhig in Unruhe und 
Schrecken versetzt, wird mit einem bis sieben Tagen Arrest bestraft. 

§. /2J/. Wer bei feierlichen Aufzügen, Festlichkeiten oder ülTenl- 
lichen Versammlungen die vorgeschriebene Ordnung stört, den Wei- 
sungen der Polizei nicht gehorcht oder die Versammlung nicht verlässt, 
wenn ihn die Polizei dazu aulTorderl, zahlt einen bis fünf Rubel Strafe. 

§. 12J2. Dieselbe Strafe IrilTt Denjenigen, der bei einer ölTentlichen 
Lustbarkeit oder Bühnenvorslellung, innerhalb hundert Klafter vom 
Schauplatz oder von den Zuschauern, Lärm und Unfug verübt, und 
dadurch das Schauspiel oder die Lustbarkeit unterbricht. 

§. i2.TJ. Wer öiTentliche Spiele, Lustbarkeiten oder Bühnenvor- 
stellungen ohne Erlaubniss der Polizei veranstaltet, zahlt fünf bis 
fünfzig Rubel Strafe. 
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S- fS,y4. Wer öffentliche Spiele, Lustbarkeiten oder Bühnenv or- 
stcllungen zu unerlaubter Zeit veranstaltel, zahlt zehn bis hundert 
Rubel Strafe. 

§. / 2 .T 0 . Dieselbe Strafe trifft Denjeniaen, der auf einem häuslichen 
Theater als Mönch oder als Geistlicher gekleidet erscheint, oder sich 
in solcher oder anderer ungebührlichen Tracht auf der Strassesehen 
lä.sst. 

§. i2o6. Wer einen Faustkainpf veranstaltet, wird um fünfzig Ko- 
peken bis zu fünf Rubeln, oder, falls er von kör[)erllcheii Züchtigungen 
nicht frei ist, mit fünf bis zehn Riithenstreicheii gestraft. 

§. 1237. Der Gaslwirth, Speisewirtli, Kaffeeschenk und Schenkwirth, 
der seine Wirlhschaft zu unerlaubter Zeit offen hält, zahlt in die Stadt- 
hasse, beim er.slcn Mul sieben Rubel und fiiii-fzig Kopeken, beim 
zweileii Mul fünfzehn Rubel , beim drillen Mu! dreissig Rubel. Reim 
vierten Mul zahlt er ebenfalls dreissig Rubel Strafe, und verliert das. 
Recht eine solche Wirthschaft zu halten. — luden Hauptstädten werden 
diese Geldbussen nocheiiimal so hoch angeselzt. 

%.!238. Nach derselben .\bsliifung werden Gaslwirlhc , Schenk- 
wirthe u. s. w. bestraft wenn sie bei sich verbotene Spiele, oder ohne 
specielle Kriaiibniss der l’olizei Musik, Gesang und Tanz ge.slatlen. 

§. 1239. Der Gaslwirth. Schenkwirth oder llaiiswirlh. der in seinem 
Lokal, ohne specielle Krlaiibni«s der zuständigen Behörde, einer Juden- 
gemeinde die uffciilliche .Viisiibuiig ihres (äiltiis gesiatlcl, zahlt drei- 
hundert Rubel Strafe. — Ist das Haus oder Lokal weniger werth als 
diese Summe, so zahlt er soviel, als das Haus oder Lokal werth ist- 

§. 1240. Wenn ein Speisew irth, Kaffeeschenk oder Schenkwirth Leute 
aufnimmt, denen der Besuch solcher Häuser untersagt ist, so zahlt er in die 
Stadlkasse, für jedes Individiiiiin dieser .\rl. beim er.slen Mal drei Hub., 
beim ziceitm .1/«/ sieben und einen halben Rnb. , beim drillen Mal 
fünfzehn Riib. Strafe. Beim vierten Mal zahlt er ebenfalls fünfzehn 
Ruh. für die rerson, und verliert das Recht eine solche Wirlhschaft 
ferner zu hallen. — In den Hauptstädten werden diese Gcldbussen 
nochcinmal so hoch angeselzt. 

IVeiiiile Uiiterabtliclliiiija;» 

GESETZWIDRIGES VERFERTIGEN V \ D A l F R E AV A 11 R E N VON 

W AFFE N t n S C II 1 E S S P l l. \ E II , IN D A N l> E RE E R G E II E N 
IV I D E R DIE S 1 C II E R 11 E I T S P » E I Z E I. 

§. 1241. Wer solche Waffen verfertigt, deren Fabrikation unbedingt 
verboten oder der Krone ausschliesslich Vorbehalten ist, und w er ohne 
Erlaubniss der Regierung l’ulver, Bomben, Granaten oder anderes 
.kriilleriegerälh zubereitel, wird, falls die (tuantilät seines Fabrikats 
nicht sehr bedeutend ist, auf drei bis sechs .Monate zum Gefängniss, 
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im ealgcgcngeselzten Fall aber auf ein bis zwei Jahre zum Festungs- 
arresl verurtheill. 

$. 1248. Wer eine verbotene Waffe oder eine unerlaubte Quantität 
Pulver bei sich aufbewahrt, wird, nach Umständen, auf drei Wochen 
bis zu drei Monaten zum Arrest, oder zu einer Geldbusse von zehn 
bis hundert Rub. verurtheill. Die verbotenen Gegenstände werden ihm 
weggenommen. 

$. 1245. Wer ein verbotenes Gewehr , eine verbotene Quantität 
Waffen, Pulver oder irgend ein Arlilleriegeräth verfertigt oder aufbe- 
wahrl und dabei eines Anschlags wider die Ruhe und Sicherheit des 
Staats überfiihrl wird, unterliegt den Strafen, welche die §§.271, 272, 
275 — 277 dem Aufruhr und Landesverralh androhen. 

%.1244. Der Handwerker, dem eine verbotene Waffe zum Aus- 
bessern gebracht wird, und der solches der Polizei nicht anzeigt, kommt 
auf drei bis sieben Tage unter .\rrest. 

%. 124S. Wer in einer Stadt oder in einem Dorf, im Hause, im 
Hofraume, auf der Gasse oder an einem lebhaften Ort, wo das Sehiessen 
verboten ist, ohne dringende Nolhwendigkeit ein Feuergewehr abbrennt, 
zahlt in der Stadt zwanzig bis hundert Rub., im Dorf einen bis zehn 
Rub. Strafe, und im Wiederholungsfall das Doppelte. 

§. 1246. Die Strafe des §. 1215 treffen auch Denjenigen, der an 
einem lebhaften Orte mit Pfeil und Rogen schiesst. Wer indess zum 
Zeitvertreib Pfeile absehiesst, an denen keine Pfeileisen noch Spitzen 
sind, die venvunden können, wird nur um fünfzig Kopeken bis zu drei 
Rubeln gestraft. 

§.1247. Wer in einer Stadl, in oder ausser seinem Hause, ein 
geladenes Feuergewehr an eine Stelle hinlegl, wo sich Menschen 
aufzuhalten pflegen, wird um einen bis fünf Rub, gestraft. 

§. 1840. Wer an einem lebhaften Ort Steine oder andere Gegen- 
stände, die einen Menschen beschädigen können, schleudert oder aus- 
wirft, ohne dabei die gehörige Vorsicht anzuwenden, wird um fünf bis 
fünfzig Rub. gestraft. 

§.1249. Wer einen Ort, wo es von Seilen der Obrigkeit ver- 
boten ist bewaffnet zu erscheinen, dennoch mit einem Gewehr betritt, 
ohne dazu weder durch seinen Beruf noch durch eine besondere 
Veranlassung befugt zu seyn, wird, zumal wenn seine Waffe ein 
geladenes Feuergewehr ist, um fünfzig Kopeken bis zu zehn Rub. gestraft. 

§.1230. Wer wilde oder gefährliche Thiere, ohne Kriaubniss der 
Polizei oder zwar mit Wissen dieser Behörde , aber so unvorsichtig 
hält, dass sie Schaden anrichten können, muss, ausser dem Ersatz 
des dadurch veranlassten Schadens, beim ersten Mal einen bis fünf, 
beim zweiten Mal fünf bis zehn , beim drillen Mal zehn bis zwanzig 
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Rub. Strafe zahlen, und koraml, beim eierten Mal, auf sieben Tage 
bis zu drei Wochen unter Arresl. 

§. i2!H. Dieselben Strafen trelTen Denjenigen, der die bösen Ei- 
genschaften eines ihm gehörenden Hausthiercs kennend , keine Mass- 
regeln ergreift um es unschädlich zn machen. 

§. iQS2. Wenn ein Hund oder ein anderes Thier \viithkrank wird, 
so hat der Eigenthümer desselben , der solches weiss und weder Mass- 
regeln ergreift um das Thier unschädlich zu machen, noch darüber 
der Polizei Anzeige macht , zehn bis fnnfundzwanzig Rub. Strafe zu 
zahlen. Mit dieser Geldbusse kann nach Umständen Arrest auf sieben 
Tage bis zu drei Wollen verbunden werden. 

§. 12S3. Wer aus Muthwillen einen Hund gegen einen Menschen 
anhetzt, wird um fünf bis fünfundzwanzig Rub. gestraft, und muss 
den dadurch verursachten Schaden vergüten. — Wer in boshafter Ab- 
sicht einen Hund gegen einen Menschen auhetzt und diesem dadurch 
Schaden zufügt, wird wie für eine vorsätzliche Körperverletzung, 
nach §.1948, 1949, 1952 und 1953 bestraft. 

§. 1234. Dieselben Strafen treffen mit derselben Unterscheidung 
Denjenigen, der einen Stier, ein Pferd oder anderes Thier, das schaden 
kann, gegen einen Menschen aufbringt oder antreibt. 

§. 1233. Wer in einer Gasse, über eine IJrucke, über einen öffent- 
lichen Platz oder überhaupt an einem lebhaften Ort unvorsichtig und 
unmässig schnell reitet oder fährt und dadurch einen Unfall veranlasst, 
wird um zehn bis fünfzig Rub. gestraft, und muss den angerichteten 
Schaden ersetzen. — Ist aber der durch schnelles Fahren veranlasste 
Unfall bloss Schuld des Kutschers, so wird dieser mit zehn bis fünf- 
zehn Ruthenstreichen , oder, falls er von körperlichen Züchtigungen 
frei ist, mit drei- bis siebentägigem Arrest bestraft. 

§. 1236. Der Pferdeverinicther, welcher einen unerfahrnen Kutscher 
hält oder scheue Pferde einem Führer anverlraut, der sie nicht kennt 
und den er nicht vorher gewarnt hat. muss, wenn dadurch ein Unfall 
entsteht, den Schaden ersetzen, und überdein zehn bis fünfzig Rubel 
Strafe zahlen. 

§. iS.57. Wer angespannte oder niclitangespannle Pferde, ohne 
.\iifsicht an einem Ort stehen lässt, wo sie schaden oder Jemand 
belästigen können, zahlt zehn Kopeken bis zu einem Rub. Strafe. 
Ueberdem muss er oder seine Herrschaft den dadurch veranlassten 
Schaden ersetzen. 

§. 1238. Wer Holz oder andere voluminöse Gegenstände unvorsichtig 
transporlirt und dadurch Jemand verletzt, wird beim ersten Mal um 
fünfundzwanzig Kopeken, beim zweiten und dritten Mal um fünfzig 
Kopeken bis zu zwei Rub. gestraft. 
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§. 1259. Dieselben Strafen treffen Denjenigen, welcher Holzscheite, 
Steine oder ähnliche Gegenstände so unvorsichtig aufstapelt, dass sie 
herabfallen und Schaden anrichten können. 

§.1260. Wer anf seinem Grundstück einen morschen Zaun hat 
und ihn nicht gehörig stutzt, wird um fünfzig Kopeken bis zu fünf 
Rubeln gestraft. 

§. 1261. Wer an einer Stelle, wo Menschen vorüberzugehen pflegen, 
bauen oder einen Brunnen graben oder ausbessern lässt, und dabei 
kein Warnungszeichen ausstellt, wird in den Städten um fünf bis 
zehn Kiib., an andern Orten um fünfzig Kop. bis zu einem Rub. 
bestraft. 

§. 1262. Dieselbe Strafe trifft den Hauswirth, vor dessen Hause 
die Krde (_sey cs um das Slrassenpllasler oder die Wasserröhren aus- 
zubesscrii oder zu irgend einem andern Zweck) nufgegrabeii und 
der Durchgang verhindert oder erschwert ist, wenn er dabei keine 
Laterne für die Nacht, zur Warnung hinstellt. 

§.1265. Wer ein, auf obrigkeitlichen Befehl, errichtetes War- 
nnngszeichen zerstört, wird nach §. 335 bestraft. 

§. 1264. Wer vor seinem Fenster, an Stellen, wo .Menschen vor- 
übergehen, Vogelbauer, Blumentöpfe u. d. gl. unvorsichtig hinstellt, 
oder seine .Vnshäugeschllde, Gewerbszeichen und Fensterläden nicht 
gehörig befestigt, muss, wenn dadurch ein Unfall entsteht, den Schaden 
ersetzen, und fnnfundzwanzig Kopeken bis zu zwei Rub. Strafe zahlen. 

§. 1265. Dieselbe Strafe trifft Denjenigen, der ein Fuhrwerk oder 
andere Gegenstände auf einer gangbaren Strasse, zur Nachtzeit, ohne 
Warnungszeichen stehen lässt. 

§.1266. Wer, um Thiere einzufangen, Sclbstgeschossc, Netze, 
Fangeisen u. d. gl. ohne Warnungszeicheu an Orten aufstcllt, wo 
Menschen vornberzugehen pflegen, oder in der .Nahe menschlicher 
Wohnungen und befahrener Strassen Fanggruben gräbt , und diese 
auch mit keinem Warmingszciclien versieht, wird'mit einer Geldbussc 
von zehn bis fünfzehn Hub., orfer mit sieben Tagen bis zu drei Wochen 
Arrest bestraft , und muss die Fanggruben zuschullen und einebnen. 

§.1267. Wer an Orten oder zu Zeiten, wo es die Obrigkeit ver- 
boten hat, badet, auf das Kis gehl oder Schlittschuh läuft, wird mit 
einer Geldbussc von fünfundzwanzig Kopeken bis zu drei Rub. oder 
mit ein -bis dreitägigem Arrest belegt. 

§. 1268. Der Fährmann, der bei stürmischem Weller oder bei 
starkem Kisgange, allein oder mit l’assagieren, in einem Fahrzeuge, 
dessen Gebrauch zu solcher Zeit verboten ist , über einen Fluss fährt, 
wird um einen bis fünf Rub., oder, falls er von Leibesstrafen nicht 
frei ist , mit fünf bis zehn Ruthenstreichen bestraft. 
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S-iS69. Ebenso wird der Fährmann bestraft, der in sein Boot 
mehr Menschen oder mehr Gepäcke aufnimmt, als erlaubt ist. 

§. 1S70. Der Fährmann, der mit Passagieren, in einem kleinen Boot, 
wenn gleich bei ruhigem Wetter, weiter als fünf Werste in’s Meer 
fährt, zahlt fünf bis zehn Hub. Strafe. 

$. iS7i. Der Fährmann, der allein oder mit Passagieren, in einem 
morschen oder untauglichen Boot, über einen Fluss fährt, wird um 
einen bis fünf Kub., oder, falls er von Leibesstrafen nicht frei ist, mit 
zehn bis zwanzig Ruthenstreichen bestraft. Der Fährmeister aber, der 
solches zulässt, muss zehn bis fünfundzwanzig Bub. Strafe zahlen. 

$. iS72. Wer die Führung eines Bootes Kindern , unerfahrnen 
Personen oder einem Menschen anvertraut, den er als dem Trunk er- 
geben kennt, zahlt einen bis fünf Kub. Strafe. 

§. 1275. Wenn eins von den in §. 1245, 1246, 1248, 1253—1255, 
1268 — 1271 bezeichneten Vergehen zur Folge hat, dass ein Mensch 
an seinem Körper bedeutenden Schaden erleidet oder gar das Leben 
verliert ; so wird der Schuldige, wie für fahrlässige Tödtung oder 
Körperverletzung, nach §. 1937 und 1965 bestraft. 

2eliii(e Unterabtlielluiif^. 

VEnsOTENE SPIEEE UND LOTTEIIICN. 

%.1274. Wer auf irgend eine Weise an einem verbotenen Karten-, 
Würfel - oder andern Spiel Theil nimmt, wird beim ersten Mal um 
hundert bis fünfhundert Rub. und beim zweiten Mal um das Doppelte 
gestraft. Beim dritten Mal zahlt er dieselbe Geldbusse, wie beim zweiten 
Mal , und kommt auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter Arrest. 

§. 1273. Kronbauern, die an irgend einem Karten - oder Würfel- 
spiel um Geld Theil nehmen, werden, auch wenn das Spiel sonst er- 
laubt ist, beim ersten Mal auf einen bis drei Tage unter Arrest ge- 
setzt, und beim zweiten Mal mit fünf bis zehn Ruthenstreichen bestraft. 
Das beim Spiel Vorgefundene Geld wird weggenommen und zum 
Wirtbschaftskapital der Reichsdomänen geschlagen. 

§. 1276. Wer regelmässige Zusammenkünfte zu verbotenen Spielen 
in seiner Behausung gestaltet oder sonst irgendwo veranstaltet, wird 
jedesmal um fünfhundert bis dreitausend Rub. gestraft, und überdem 
beim zweiten Mal auf drei Wochen bis zu drei Monaten zum .Vrrest, 
und beim dritten Mal auf sechs Monate bis zu einem Jahr zum Ge- 
fänpiss verurtheilt. 

J. 1277. Wer beim erlaubten oder unerlaubten Spiele betrügt, wird 
nach Inhalt des $. 2179 bestraft. 

S. 1278. Wer irgend einen Gegenstand, ohne Erlaubni.ss der Re- 
it 



Digitized by Google 







giernng, in öfTcntlicher l.oUerie ausspielt , zahlt als Strafe zwanzig 
Trozent vom Preise der ausgelheilten Lose. 

§. 1279. Wer, dem Gesetz zuwider, Lose oder Promessen zu aus- 
ländischen Lotterien austlieilt , muss für jedes verkaufte oder ausge- 
gebene Los oder Promesse-Uillet drei Rub. Strafe zahlen. Die bei 
ihm vorräthigen Lose und Promessen werden cunDscirt. 

§. 1280. Wer bei der Ziehung einer Lotterie betrüglich zu Werke 
geht, wird, wie für betriigliches Karten- oder Würfelspiel, nach §.2179 
bestraft. 



VIERTE ARTHEILLNG. 

VERGEHEN WIDER DIE ÖFFENTLICHE SITTLICHKEIT. 



Kroite Unterabtlielliinp;. 

ANSTUSSir.E, LI EU r-ntic II E LEHENS VV E ISE, \VI HEH N ATlin. 

I. I C II E L A S T E II , K C r !• E I. E I 

%.1281. Männer sowohl als Weiber, die eine liederliche Lebens- 
weise führen und solches an ölfentlicher Stätte , durch schamlose, 
Aergerniss erregende Handlungen an den Tag legen, werden auf 
sechs Monate bis zu zwei Jaliren zum Gefängniss vcrurtheilt. 

§. 1282. Wer ein Unzuchthaus hält oder die Wollustbefriedigung 
Anderer als Gewerbe betreibt, wird beim ersten Mal, in den Haupt- 
städten um zehn bis fünfzig, in andern Städten um drei bis zehn, in 
den Dörfern um einen bis drei Rub. gestraft, beim zweiten Mal aber 
auf sechs Monate bis zu einem Jahr zum Besserungshaus verurtheilt, 
und nachher aiil zwei Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt, oder, falls 
er ein Ausländer ist, aus dem Reich gewiesen. 

§. 1285. Wenn der Inhaber eines Gast-, Speise-, Kaffee-, Trink-, 
Bade- oder andern öffentlichen Hauses seinen Gästen wissentlich, 
im Lokal seiner Wirthschaft Mittel zur Unzucht darbietet : so wird er 
beim ersten Mal um zehn bis zwanzig Rub., beim zweiten und dritten 
Mal um das Doppelte gestraft. Ueberdem wird seine Anstalt beim 
dritten Mal geschlossen. — Ist an einem solchen Vergehen, nicht der 
Wirth, sondern dessen Diensibote Schuld : so kommt dieser anf drei 
Wochen bis zu drei Monaten unter Arrest, und der Wirth muss, als 
Strafe für mangelhafte Beaufsichtigung, fünf bis zehn Rub. erlegen. 

%. 1284. Wer ohne ein beständiges Unzuchthaus zu halten, wis- 
sentlich, für Geld oder sonstigen Lohn, in einem zu seiner Verfügung 
stehenden Lokal, Andern wollüstige Ausschweifungen gestattet, wird 
mit sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest belegt. 
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§. 128S. Wer aJ» Aufseher oder Uienslbole eines Unmündigen oder 
Minderjährigen der Neigung desselben zu irgend einem Lasier Vor- 
schub thul oder ihn gar dazu anleitet, wird mit drei bis sechs Mo- 
naten Gefängniss bestraft , und darf nie wieder als Jugendaufscher 
angeslellt werden. 

1286. Wer ölfenllich, mit frecher Sittenverhöhnung, liederliche 
Weiber besucht, wird um einen bis zehn Kub. gestraft. 

§. 1287. Weiber, die aus der Unzucht ein Gewerbe machen, werden 
mit Arrest auf sieben Tage bis zu drei Monaten belegt. 

$. 1288. Liederliche Weiber, die mit der Lustseuche behaftet sind 
und solches nicht gleich beim Ausbruch der Krankheit einem Arzt 
anzeigen, werden, nachdem sie geheilt worden, beim erslen Mal mit 
einer Geldbusse von zehn Kub. und .(Vrresl auf sieben Tage bis zu 
drei Wochen, beim zweiten .Mal mit einer Geldbusse von dreissig Kub. 
und Arrest auf drei Wochen bis zu drei 'donaten, beim dritten Mal 
mit drei - bis sechsmonatiger Einsperrung im Hesserungshaus bestraft. 

§. 1289. Ledige rersonen verschiedenen Geschlechts und christlichen 
Glaubens, die mit einander freiwillig in gesetzwidriger Gemeinschaft 
leben, müssen sich einer Kirchenbusse unterzieheu (^§. fil). — Ist 
aber aus einer solchen Verbindung ein Kind entsprossen, so muss der 
Vater den Unterhalt des Kindes und der Mutter, nach Verhältniss 
seiner Mittel, sichern. 

§. 1290. Wer an einem ölfentlichen Ort oder in einer zahlreichen 
Versammlung betrunken, in liederlichem, unanständigem Aufzuge er- 
scheint, oder sich an ölfentlicher Stätte bis zur Bewusstlosigkeit trunken 
betreffen lässt, wird beim ersten Mat auf einen bis drei Tage, beim 
zweiten Mal auf drei bis sieben Tage und beim dritten Mal auf drei 
Wochen bis zu drei .Monaten unter Arrest gesetzt, 

§.1291. Uer Bürger oder Bauer, welcher Branlwein gegen Versalz 
von Kleidern, Haus- oder Wirlh.^chali.sgcräth, Feldfrüchten oder noch 
nicht abgeerntelen Troduclen kauft, wird mit ein- bis siebentägigem 
Arrest, oder, falls er von Leibesstrafen nicht frei ist, mit drei bis fünf- 
zehn Ruthenslreichen bestraft. 

§.1292. Wer in eine olTeniliche, für Personen eines andern Ge- 
schlechts bestimmte Badeanstalt, absichtlich, mit oder ohne Gewalt, zu 
einer Zeit eindringt, wo daselbst gebadet wird, muss einen bis zehn 
Kub. Strafe zahlen, und wird im Wiederholungsfall zu derselben Geld- 
busse und zu drei bis sieben Tagen Arrest verurtheilt. 

S. 1293. Wer sich des naturwidrigen Vergehens der Päderastie 
schuldig macht, wird zur peinlichen Strafe dritter Klasse, z\i eilen 
Grades (_X) verurtheilt, und muss sich überdem, falls er den christlichen 
Glauben bekennt, einer Kirchenbusse unterziehen. 

17 ' 
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§. 1294. Werdas im J. 1293 bezeichnele Verbrechen mit Anwen- 
dung von Gewalt oder an einer unmündigen oder schwachsinnigen 
Person verübt , erleidet die peinliche Strafe zweiter Klasse , vierten 
Grades (_V). 

§. 1295. Wer das nicht minder wideriialürliche Verbrechen der 
bestialischen Sodomie begeht, wird zur peinlichen Strafe dritter Klasse, 
ersten Grades (,IX) verurtheilt, und muss sich, falls er den christlichen 
Glauben bekennt, einer Kirchenbusse unterziehen (§. öQ. 

§. 1296. Der Vater und die Mutier, die ihre Kinder verkuppeln, 
werden zur correctioimellen Strafe erster Klasse, dritten Grades (XIV) 
verurtheilt. 

§. 1297 Dieselbe Strafe trifft den Ehemann, der seine Frau ver- 
kuppelt. 

$. 1298. Den Lehrer , Vormund und Kinderaufseher, der die ihm 
anvertrauten, jungen Leute verkuppelt, trifft die correctiunnelle Strafe 
erster Klasse, vierten Grades (XV}. 

^.1299. Wenn andere, als die in $. 1296- 1298 bezeichneten 
Personen sich der Kuppelei schuldig machen, so werden sie beim 
ersten Mal um fünf bis zehn Rub., beim ztceilen Mal mit drei bis 
sechs Monaten Gefängniss gestraft. 

$. 1500. Wer das Kuppeln als ein Gewerbe treibt, wird nach $■ 
12s2 bestraft. 



Zweite Vnterabtlielliing. 

LNSITTLICIIE UND U N A N S T A D I O E SCIiniFTEN^ ADBIL. 

DUNGEN D A ItST ELL U N GEN UND REDEN. 

§. 1501. Wer unanständige, uusitiliche, zum Laster verführende 
Schriften oder Zeichnungen, mit Umgehung der Censur, durch den 
Druck oder auf irgend eine andere Weise verbreitet, wird, nach Um- 
ständen, um hundert bis fünfhundert Kub. oder mit Arrest auf sieben 
Tage bis zu drei Monaten gestraft. — Alle Schriften und Zeichnungen 
dieser Art werden weggenommen und vernichtet. 

$.1502. Dieselben Strafen treffen Denjenigen, der Fabr.karbeiten 
mit unanständigen Abbildungen verfertigt, verkauft oder auf andere 
Weise verbreitet, oder in einem Kauffaden oder an öffentlicher Stätte 
ausstellt. 

§. 1505. Die Lehrer, Erzieher und Vormünder, welche unsittliche, 
unanständige Schriften oder Abbildungen in einer Unterrichtsanstalt 
verbreiten oder den ihnen auverlrauten, jungen Leuten mittheilen, 
werden von ihrem Amt und Beruf entfernt und mit drei- bis sechs- 
monatigem Gefängniss bestraft. 

§.1501. Wer bei einem öffentlichen Schauspiel, auf der Bühne, 
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seinem Gesang oder seiner Hede Worte beimischt, oder sich Geber- 
den und Handlungen erlaubt, die der Sittlichkeit und dem Anslande 
zuwider sind, wird mit drei Tagen bis zu drei Wochen Arrest belegt. 

§. 1505. Wer bei einer ölTentlichen Verhandlung oder vor einer 
feierlichen und zahlreichen Versammlung eine Rede hält und sich 
darin unanständige oder unsittliche Ausdrücke erlaubt, wird nach 
Massgabe seines Berufs, Alters, Standes und je nach den übrigen 
Umständen, entweder mit einer Geldbusse von einem bis hundert 
Hub. oder mit einem bis drei Tagen Arrest belegt. — Wer solche 
Reden in einer Lehr- oder Erziehuugs- Anstalt vor den Zöglingen 
hält, wird nach §. 13U3 bestraft. 



FtNFTE ABTllEILL3iG. 

VERGEHEN WIDER DIE GENSURORDNUNG. 



Krsle Unterabtlielliing. 

VEnGEHF.N DER CENSUREN. 

S 1506. Wenn ein Censor absichtlich die VerölTentlichung eines 
Buches, Kupferstichs, Musikblattes mit Te.xt oder einer Zeichnung, 
Landkarte u. d. gl. oder die Vorstellung eines Schauspiels erlaubt, 
worin Etwas enthalten ist, das die Religion oder die Rechte der ober- 
sten Staatsgewalt verletzt, oder die Person des Kaisers oder eines 
Mitgliedes des kaiserlichen Hauses beleidigt: so treffen ihn die Strafen, 
welche dem Verfasser und Verbreiter solcher Schriften und Kunst- 
producte in den §§. 187, 197, 2ü7, 270, 273 und 274 angedrohel 
sind. — Denselben Strafen unterliegt er, wenn solche Bücher, Kupfer- 
stiche, Zeichnungen u. s. w. vom Auslände kommen, und er sie 
wissentlich und absichtlich zum Verkauf oder zur Circiilation zulässt. 
That er dieses bloss aus Versehen, so wird er vom Amt entlassen. 

%.1507. Der Censor, welcher absichtlich eine Schrift durchlässt, 
worin unstatthafte Betrachtungen über die Regierung, beleidigende 
Urtheile über ölfentliche Beamten und Behörden oder unsittliche, un- 
anständige Aeusserungen enthalten sind, wird vom Amt entlassen, 
und darf nie wieder mit einem Amt dieser Art betraut werden. Die 
Ursachen seiner Entlassung werden in seinem Dienstformular ange- 
merkt. — Der Censor, welcher solche unsittliche Schriften oder Zeich- 
nungen aus Fahrlässigkeit durchlässt , erhält eine rügende Bemerkung 
oder einen Verweis, welche, je nach den Umständen, mehr oder 
minder streng abgefasst werden, und wird nach öfterer Wieder- 
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hulung dieses Vergehens vom Ami entlassen, lun nie wieder eine 
ähnliche Stelle zu bekleiden. 

§. 1308. Den Censor, der aus Fahrlässigkeit eine Schrillt, Zeich- 
nung, Kupferstich, Musikblatt mit Te.xt u. d. gl. durclilässt, worin 
etwas die Ehre anderer Personen Verletzendes enthalten ist, trilTt 
eine rügende llemerkiing oder ein Verweis, die, nach Umständen 
mehr oder minder streng abgefasst werden. — Thut er solches ab- 
sichtlich, so wird er vom Amt abgesetzt, und kann überdem, auf 
die Klage des Beleidigten, nach §. 61, zur Abbitte verurtheilt werden. 

§. 1508. Für jedes andere Amtsvergehen wird der Censor, nach 
Massgabe der Umstände, und nach dem Ermessen seiner Obern, mit 
rügenden Bemerkungen oder mehr oder minder strengen Verweisen 
bestraft, auch nach öfterer Wiederholung desselben Vergehens, 'vom 
Amt entlassen, um nie wieder mit einem Amt dieser Art betraut zu 
werden. 



Zweite Uiiterabtlielliiiiji;. 

VEIlOCIieN BEIM VEUE.VO CXI) VEBKALF VON BCCUERNC.ND 
K CNSTS ACHE 

§. 1310. Wenn periodische oder andere Schriften, Kupferstiche, 
Zeichnungen, Grundrisse, Landkarten oder iMusikalien mit Text, ohne 
Erlaubniss der Ceusur gedruckt werden; so hat der Inhaber oder 
Vorsteher der Werkstatt, in welcher solches geschehen ist, auch wenn 
die Drucksachen nichts Gesetzwidriges enthalten, beim ersten Mal 
zehn bis fünfzig , beim zweiten Mal fünfzig bis hundert Bub. Strafe 
zu zahlen. Beim dritten Mat steigt die Geldbusse bis zu fünfhundert 
Rub. und wird die Werkstatt geschlossen. — Die ohne Erlaubniss 
der Censur gedruckten oder herausgegebeiien Sachen werden jedes- 
mal conliscirt. 

§.1311. Wenn eine ohne Erlaubniss der Censur gedruckte oder 
lithographirte Schrift oder Zeichnung Etwas enthält, das nach §. 187 
und 197 als eine Verletzung der Religion, nach §. 267, 270, 273 
und 27i als ein Slaatsverbrcchen, nach §. 296, 305, 306 und 307 
als ein Verbrechen wider die Staatsverwaltung, nach §. 1301 als 
eine Verletzung der Sittlichkeit, oder nach 2020 und 2024 als 
Verletzung der Rechte einer Privatperson angesehen werden kann; 
so wird der schuldige Inhaber oder Vorsteher der W'erkstatt nach 
Inhalt der ebenangefuhrten §§. bestraft — Geschah der Druck ohne 
Wissen des Inhabers oder Vorstehers der Werkstatt, durch dessen 
Untergebene; so erleiden diese die so eben angeorducte Strafe, und 
den Inhaber oder Vor.-teher trilft, für mangelhafte Beaufsichtigung 
seiner Untergebenen , eine Geldbusse von fünf bis hundert Rub. 
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S- 1312. Der Bucliiirutker, welcher auf das in seiner Weikslail 
gedruckte Buch seinen Namen nicht setzen lässt, wird um fünfzig 
bis hundert Uub. gestraft. — Wenn er die Jahrzahl, den Druckort 
und die Erlaubniss des Ccnsors nicht vurschriftinässig beidruckt: so 
zahlt er zehn Rubel. 

§.1313. 'Wenn Jemand in einer mit der Druckerlaubniss derCcn- 
sur versehenen Schrill einen Zusatz oder eine Veränderung macht, 
die den Regeln der Censur zuwider ist : so müssen die so abge- 
änderten Blätter auf Kosten des Schuldigen umgedruckt und im Bci- 
seyn eines Abgeordneten des Censuramls vernichtet werden. Ueber- 
dem wird der Inhaber der Werkstatt , in besonders wichtigen Fällen 
oder wenn mit seinem Wissen gerade solche Worte abgedruckt wurden, 
welche die Censur gestrichen halte, beim m/e« .Vu/ auf drei bis sechs 
Monate zum Gefängniss verurtheilt. Beim zweiten Mal kommt er auf 
sechs Monate bis zu einem Jalir ins Gefängniss, und es wird seine 
Werkstatt für diese Zeit geschlossen. Gc.schah das Vergehen ohne sein 
Wissen, durch seine Untergebenen, so kommen diese auf drei bis 
sechs Monate in’s Gefängniss, und der Inhaber oder Vorsteher der 
Werkstatt zahlt dafür, dass er seine Leute nicht gehörig beaufsich- 
tigte, eine Geldbusse von fünf bis fünfzig Rubeln. 

§. /5#i. Buchhändler, Inhaber olfemlicher I.eihbibliotheken und 
Kunsthändler, welche verbotene oder von der Censur nicht genehinigle 
Bücher, periodische Schriften, Kupferstiche, Zeichnungen und .Musi- 
kalien mit Text verkaufen oder in Umlauf setzen, werden beim ersten 
Mal um fünfzig, beim zweiten Mat um hundert, beim dritten Mal 
zweihundert Rub. gestraft. Die verbotenen Gegenstände unterliegen 
der Confiscation ; der Laden wird jedesmal geschlossen und darf nur 
in Folge einer regelmässig nachzusuchenden Erlaubniss wiedererölTnet 
werden. 

$. 131S. Wenn die ohne Erlaubniss der Censur verkauften oder 
in Umlauf gesetzten Bücher, Schriften, Zeichnungen zu der im §. 1311 
bezeichncten Gattung gehören; so wird Derjenige, welcher sie ver- 
kauR oder in Umlauf setzt, nach dem Inhalt jenes §. bestraft. 

§.1316. Wer vom Auslände Bücher, Kupferstiche, Zeichnungen, 
Landkarten, Musikalien mit Text und ähnliche der Censur unterliegende 
Gegenstände kommen lässt , uml sie nicht binnen drei .Monaten von 
dem Tage an, da er deshalb den Revers unterschrieben hat, dem 
Censuramt vorlegt , oder ihm dieselben mit beschädigten Plomben oder 
verletzten Siegeln abliefert, zahlt für jeden unterschlagenen oder mit 
beschädigten Plomben oder Siegeln abgelieferten Baud und sonstigen 
Gegenstand sieben Rub. fünfzig Kopeken Strafe. — Ist solches in der 
Absicht geschehen, verbotene oder schädliche Bücher zu unterschlagen : 
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so zahlt der Schuldige für Jeden unterschlagenen Band oder sonstigen 
Gegenstand fünfzehn Ruh. Strafe. — Gehören die unterschlagenen 
Schriften oder Abbildungen zu der im §. 1311 bezeichneten Gattung, 
so wird der Schuldige nach Inhalt jenes $. bestraft 

%.i3t7. Wer eine Buchdruckerei, Steindriickerci oder andere An- 
stalt dieser Art ohne Erlaubniss der Regierung anlegt und in Betrieb 
setzt, wird, auch wenn er darin nur sulche Schriften oder Abbildungen 
druckt, deren Verölfentlichung gestattet ist, nach Umständen, entwe- 
der mit Arrest auf drei Wochen bis zu drei jllonalen, oder mit einer 
Geldbusse von fünfzig bis hundert Rub. belegt. Die Werkstatt aber 
wird geschlossen. 

$. 1518. Wer ohne Erlaubniss der Regierung einen Buchladen an- 
legt, wird, auch wenn er darin nur solche Bücher verkauR, deren 
Circulation gestattet ist , wie für ein ohne Gewerbschein unternommenes 
kaufmännisches Gewerbe, nach §. 1591 bestraft. 



SECHSTE ABTHEILLNG. 

VERGEHEN WIDER DIE VERORDNUNGEN ÜBER ER- 
ZIEHUNG UND UNTERRICHT DER JUGEND. 



§. 1519. Wer eine Erziehungs- oder Unterrichlsanstalt , welcher 
Art sie auch scy, ohne Erlaubniss der Regierung anlegt, zahlt eine 
Geldbusse, welche in den Hauptstädten zu zweihundert, in den andern 
Städten zu fünfiindsiebzig, auf dem Lande zu fünf Rub. angesetzt und 
zu dem für rechtmässige Hau.sichrer gestifteten Versorgungskapital 
geschlagen wird. — Die ohne Erlaubniss errichtete Anstalt muss in- 
nerhalb einer von der örtlichen Unterrichtsbehörde zu bestimmenden 
Frist geschlossen werden. 

$. i5il0. Wenn der nach §. 1319 verurtheilte Schulhalter seine 
Anstalt nicht innerhalb der ihm gesetzten Frist schliessl ; so zahlt er 
in den Hauptstädten vierhundert, in den andern Städten hundert- 
fünfzig, auf dem Lande zehn Rubel, und wird, falls er russischer 
Unterthau ist, auf ein bis drei Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt, 
wenn er aber ein .Ausländer ist, aus dem Reich gewiesen. 

^.I52i. Wer sich als Lehrer oder als Lehrerin in einem Privat- 
hause oder in einer Privatschule anstellen lässt, ohne mit den gesetz- 
lich erforderlichen Zeugnissen über seine Kenntnisse versehen zu 
seyn, zahlt fünfundsiebzig Rub. in die Versorgungskasse der recht- 
mässigen Hauslehrer. — Eine ebenso grosse Geldbusse trifft die Schul- 
halter, Eltern, Pllegeltern und Vormünder, welche solche Personen für 
den Unterricht ihrer Zöglinge, Kinder oder Pflegebefohlenen annehmen- 
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%.iS2Q. Wer schon einmal als unbefugter Lehrer, nach $. 1321 
beslran worden ist, und sich abermals bei einer Privalschule oder 
in einem Privalhause als Lehrer anstellen lässt, ohne mit den gesetz- 
lichen Zeugnissen versehen zu seyn, zahlt hundertfünfzig Rub. in die 
obenerwähnte Versorgungskasse, und wird, falls er russischer Unter- 
than ist, auf ein Jahr unter Polizeiaufsicht gestellt, wenn er aber ein 
Ausländer ist, aus dem Reich gewiesen. — Wer wissentlich einen 
unbefugten Lehrer in seinem Hause oder bei seiner Schule anstellt, 
nachdem er schon einmal dafür bestraft wurden ist, zahlt die beim 
ersten Mal eingetriebene Geldbusse doppelt. 



SIEBENTE ABTHEILLNC;. 

VERGEHEN WIDER DIE WIR T H SC H AF TSORDNUNG 
IN DEN STÄDTEN UND AUF DEM LANDE. 



§. 1323. Wer irgend welchen Schmuz oder Unrath in das einer 
Stadt oder einem Dorf zufliessende Fluss- oder Quellwasser wirft, 
zahlt in den Städten zehn bis fünfzehn, in den Dörfern fünf bis zehn 
Kopeken Strafe. — Dieselbe Strafe trilft Denjenigen, der auf solche 
Weise einen Brunnen verunreinigt, so wie auch Den, der verpflichtet 
ist einen Brunnen zu reinigen und in gutem Stande zu erhalten und dieses 
nicht thut. — Erleidet das Wasser durch eins dieser Vergehen eine 
schädliche Veränderung, so wird der Schuldige nach Inhalt des $. 1U37 
bestraft. 

S- 1324. Der Hauseigenthümer, welcher unterirdische Röhren von 
der Schmuzgrube oder vom .\btritt seines Hauses in die Röhren 
einer Stadt leitet, wird in den Hauptstädten um sechzig, in den übrigen 
Städten um dreissig Rub. gestraft. 

$.1323. In den Orten, wo die Strassenbeleiichtung zu den Ver- 
pflichtungen der Hauseigenthümer gehört, wird Derjenige, der dieser 
Pflicht nicht zugehöriger Zeit nachkommt, allemal um fünfundzwanzig 
Kopeken gestraft. 

$. 1326. Die Polizeibeamlen und Polizeidiener, welche für die 
Strassenbeleuchtung zu sorgen haben, und aus Fahrlässigkeit die Be- 
leuchtung unordentlich oder nicht zu gehöriger Zeit veranstalten, 
werden mit ein- bis dreitägigem Arrest belegt. 

$.1327. Wenn Derjenige, dem es obliegt das Stras.'^enpflaster 
einer Stadt in gutem Stande zu erhalten, diese Pflicht vernachlässigt 
und, auf geschehene polizeiliche Mahnung, nicht innerhalb dreier 
Tage die Ausbesserung des verdorbenen Pflasters vornimmt . so wird 
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er, nach Umständen, um Tünf bis zehn Kub. gestraft, und die Poli- 
zei lässt das Pflaster auf seine Kosten aasbessern. 

§. iSQ8. Wer das Strassenpflaster in einer Stadt vorsätzlich ver- 
dirbt, muss, ausserdem dass die Polizei die verdorbene Stelle auf 
seine Kosten ausbessern lässt, zehn bis fünfundzwanzig Rub. Strafe 
zahlen. 

S 15S9. Der Hauswirth, welcher auf der Strasse vor seinem 
Hause Unrath liegen lässt oder duldet dass solcher daselbst ange- 
häuft werde, und ihn nicht auf Anniahnung der Polizei wegschalTl, 
wird in den Hauptstädten um fünfzig Kopeken bis zu einem Rub., in 
den andern Städten um fünfzehn bis fünfzig Kopeken, und in den 
Krondorfern um zehn bis fünfzehn Kopeken gestraft. — Liegt der 
Unrath in grosser Menge vor seinem Hause, oder ist derselbe von 
der Art,. dass er der Gesundheit der Ortsbewohner schaden kann: 
so Irifll den schuldigen Hauswirth die im §. 105i bestimmte Geld- 
busse. Jedenfalls muss er die Stelle reinigen, oder die Polizei besorgt 
solches auf seine Kosten. 

§. 1530. Die Strafen des §. 1329 treffen auch Denjenigen, der 
Auskehricht oder Unralli auf eine andere als auf die dazu angewiesene 
Stelle hinlegt. 

§.1331. Der Hauswirth, der es zulässt dass vor seinem Hause 
Unrath oder Sand von der Gasse oder vom Trottoir in den Rinnstein 
gefegt werde, zalilt zwei bis zehn Kopeken Strafe. 

§. Wenn die in den §§. 1329—1331 erwähnten Unord- 

nungen nicht die Schuld des Hauswirthes, sondern seiner Dienstboten 
sind, so werden auch nur diese mit den obigen Geldbussen belegt. 

§.1333. Wer ohne obrigkeitliche Erlaubniss, in einer Stadl, auf 
Flüssen oder Kanälen, einen Fischfang oder ein liadehaus anlegt, zahlt 
drei bis zehn Rub. Strafe. Der Fischfang und das Badchaus werden 
auf seine Kosten weggeschalft. 

§. 1554. Wer Unrath oder sonst Ktwas aus einem Fenster oder 
aus einer Thür auf die Gasse oder auf eine Stelle, wo Menschen 
vorüberzugehen pflegen, ausgiesst oder wirft, wird um einen bis 
fünf Kub. gestraft, und muss den etwa angerichtelen Schaden er- 
setzen. — Sind die ausgegossenen oder ausgeworfenen Gegenstände 
von der Art , dass sie einem Menschen an der Gesundheit schaden 
können: so wird der Schuldige nach Inhalt des §. 12V8 bestraft. 

§. 1333. W'er in einer Stadl Wäsche, Kleider und u. d. gl. an 
einem Geländer oder Zaun, oder aus einem Fenster, an der Strasse 
aushängt und, auf geschehene Anmahnung, nicht wegnimmt, oder 
das deshalb erla.ssene Verbot abermals Übertritt, wird um drei bis 
zehn Kopeken gestraR. 
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%. 1556. Wer sein Vieh auf den Gassen umhergehen lässt, zahlt 
in den Städten, wo solches verboten ist, für jedes Stück grossen 
Viehes zehn Kopeken, für das Stück kleinen Viehes fünf Kopeken 
Strafe, und im Wiederholungsfall das Doppelte. 

§. 1557. Wenn in dem Bezirk einer Kolonie bei St. Petersburg 
die Markungszeichen und die als Wegweiser dienenden Pfähle und 
Spitzsäulen nicht in gutem Stande erhalten werden, so zahlt der 
Schulze des Orts anderthalb Hubel und jeder Beisitzer sechzig Ko- 
peken Strafe. — In den Kolonien um Saratow und in Neurussland 
zahlt in solchem Fall der Schulze fünfundvierzig, und jeder Beisitzer 
fünfzehn Kopeken. 

§. 1558. Kolonisten und Kroiibauern werden für Lfebertretung der 
Landwirthschafltsordnung nach folgenden Hegeln bestraft: 

1. Wer, den obrigkeitlichen Mahnungen zuwider, nicht aus Armulh 
und Noth, sondern aus Eigensinn oder Fahrlässigkeit seine Gebäude, 
nämlich: Wohnhaus, Hütte, Tenne, Ställe und Zäune, in Verfall 
gerathen lässt, wird zu unverzüglicher Ausbesserung des Schadhaften 
genöthigt und um drei bis zehn Kopeken gestraft. — W’er diese 
Strafe zum dritten Mal verwirkt, erhält fünf bis zehn Huthenstreiche. 

2. Der Kronbaucr , der ohne Erlaubnis.s der Obrigkeit das in der 
Gemeindetheilung ihm zugefallene Grundstück ganz oder theilweise, 
für Geld oder Naturalien verpachtet, erhält ein- bis dreitägigen Arrest 
auf Wasser und Brod. Der 1‘ächter eines solchen Grundstücks muss 
es dem Besitzer unentgeltlich zurtickgeben. 

3. Dieselbe Strafe trifft den Kroiibauer, der das an einem neuen 
Ansiedelungsort , seiner Famibe zugewieseue Grundstück ganz oder 
zum Theil versetzt oder Andern überlä.ssl. 

4. Wenn eine Familie von Kroiibauern , ohne Kriaubniss der Obrig- 
keit, eine Theiliing ihres Grundstiickes vorniiiimt, so wird der Aelleste 
der Famihe, der solches zulässl, dafür auf drei Tage bis zu drei 
Wochen zu ölfeullichen Arbeiten verurtheilt, jedes andere bei der 
eigenmächtigen .iVbßndiing betheiligte Familicnglied zahlt einen Hub. 
Strafe, und ,VlIe werden, wie sie vorhin gewesen, wieder zu Einem 
Haushalt vereinigt. 

5. Der Kronbaiier, welcher den l.aiidlmii sichlltch vernachlässigt, 
in seiner Wirthschafl Unordnungen duldet oder seinen Haushalt durch 
Trunkenheit und Liederlichkeit in Verfall gerathen lässt, wird mit 
zehn dis zwanzig Hiilhenstreichen beslrafl. — Der Kolonist muss in 
solchem Fall, beim ersten iMnl, einen bis drei Hub. in die Geineinde- 
kasse zahlen; beim zweiten Ulnl erhält er ein- bis dreitägigen Arrest 
auf Wasser und Brod. Beim dritten .Mal geschieht an die Obrigkeit 
der Antrag ihn von der Kolonie zu entfernen. 
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6. Der in den südlichen Provinzen angesieddte Kolonist, der seine 
Weinstöcke mulhnillig beschädigt oder zu Schaden kommen lässt, 
zahlt beim ersten und zweiten Mal fünfzig Kopeken bis zu fünf Rub., 
und erhält beim dritten Mal zehn bis zwanzig Kulhenstreiche. 

7. Der Kolonist in den südlichen Provinzen , welcher nicht soviel 
Feld besäet, als vorgeschrieben ist, und für diese Unterlassung kei- 
nen gültigen Grund anzugeben hat, muss beim ersten Mal für jeden 
nicht ausgesäeten Tschelwert dreissig Kopeken zahlen, und erhält 
beim zweiten Mal ein- bis dreitägigen Arrest. Reim dritten Mat wird 
ihm sein Land und Gehöft genommen und einem andern Kolonisten, 
der keins hat, zugetheilt. Ist der bisherige Besitzer der Krone Ktwas 
schuldig oder mit .\bgaben im Rückstände, so wird ihm überdem an 
Ackergeräth, Vieh und sonstiger Fahruiss soviel als die Schuld be- 
trägt abgenommen. 

8. Der Jüdische Kolonist, welcher seinen Haushalt und die Land- 
wirthschaft sichtlich vernachlässigt, sich den ländlichen Arbeiten ohne 
gültigen Grund beharrlich entzieht, oder ein ihm nicht erlaubtes Ge- 
werbe treibt, einen Dienst bei der Brantweinpachl annimmt, sich mit 
Schank- oder Faktorgeschäflen abgibt, ein Trinkhaus oder Einkehr- 
haus hält, oder sich gegen die Obrigkeit widcrspäiistig bezeigt, wird 
beim ersten Mal auf drei bis sechs Monate zum Gefängniss, oder, falls 
er von Leibesstrafen nicht frei ist, zu dreissig bis vierzig Ruthen- 
streichen verurtheill; beim zweiten Mal erleidet er diese Strafe zwei- 
fach ; beim dritten jMal wird er als Extra - Rekrut zum Militärdienst, 
oder, wenn er hiezu nicht taugt , auf zehn bis zwölf Jahre in eine 
Civil-Arrestanten-Compagnie abgegeben. 

9. Der Rabbiner, welcher seine ackerbauenden Glaubensgenossen» 
durch beharrliches Einreden vom Landbau abzubringen sucht, und 
der Dorfschulze, welcher in Ansehung der in einer Kolonie zu be- 
obachtenden Ordnung den obrigkeitlichen Befehlen nicht nachkommt , 
gegen die Kolonisten sträfliche Nachsicht übt, oder Massregcln ergreift, 
die der .Vnsiedeliing schädlich sind, werden der im §. 53 genannten 
Rechte verlustig erklärt und auf zwei bis drei Jahre zum Besscrungs- 
haus verurtheilt. — Wenn sie sich dann abermals solcher Gesetz- 
widrigkeiten schuldig machen : so werden sie als Extra-Rekruten zum 
Militärdienst, oder falls sie hiezu untauglich sind , auf zehn bis zwölf 
Jahre in eine Civil-Arrestanten-Compagnie abgegeben. 

v4nm. ln den (iuuvcrnenicnt^ Lienaiid, KüUilani) uml Kurlnnil werden die ßaucni, 
die wider die landwirthüchiiftlH’he Ordnung relileii, iinrii den beHonderti. 
Allerhdi'lisl bcsiäliglen (ieseO.en dieser Provinzen bestraft. 
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ACHTE ABTIIEILLNG. 

VERGEHEN WIDER DIE BAUORDNUNG. 



Erste Unterabtlieiliiii|ir. 

VBEHTnETl!:V(l DEIl ALLT. EMEINEN A'ORSC II RIETEN BEIM 
B A | j E . 

§. IS39. Wer irgend einen Ban anzulegen, umzuändern oder ans- 
zubessern hal, und dabei eigenmächtig von den amtlich bestätigten 
Bläuen und Aufrissen abweichl, wird, jenachdem der Bau von Be- 
deutung ist und nach Verhältniss der übrigen Umstünde, um fünfund- 
zwanzig bis vierhundert Rub. gestraft. — Wird der Bau unter der 
Aufsicht eines Baumeisters oder sonstigen Baukünstlers bewerkstelligt, 
so trifft auch diesen die ebengenaunte Gehlbusse. Geschah die Arbeit 
nach unmittelbarer Anordnung des Baumeisters oder Baukünstlers, so 
wird er allein mit der Geldbusse belegt. Ueberdein muss der Schul- 
dige, nach Erme.ssen der höchsten Ortsobrigkeit, Alles, was nicht der 
Vorschrift gemäss gebaut ist, auf eigene Kosten abändern oder um- 
bauen. — Wenn ein Privatgebäude mit gesetzwidriger Nichtbeachtung 
des Planes und .\ufrisses erbaut ist, und weder in diesem Zustande 
belassen noch umgeändert werden kann : so muss es auf Kosten 
des Schuldigen abgebrochen werden. 

Attm. \^L'nn der Buitführunde , aus eiiit‘i>liclicn rrsacliun, vom hcstatigteii Bau» 
riss ali^ewicliun ist, wenn der Gani; der Arbeiten ihm nieht gestattete dnr.u 
zeitig die KrlHuhniss einzulioien, und die geschehene Abänderung des Planes 
in Ansehung der Solidität und Regelmässigkeit als uiitndelhnft befunden wird : 
so darf die höchste Ortsoiirigkeit die Strafe erlassen. 

§. 1540. Der Bauaiifseher, der nicht dafiir sorgt, dass seine .\rbeit 
die gehörige Haltbarkeit habe oder der es zulüssl, dass dabei schlechtes 
Material angewandt oder regelwidrig verfahren werde, muss, wenn er 
bloss aus Fahrlässigkeit fehlte , fünfzig bis zweihundert Bub. Strafe 
zahlen und das ordnungswidrig Gebaute ändern oder umbauen. — Wird 
der Bau von einem Baukünstler oder von Jemanden geleitet, der die 
Herstelluug des ganzen Werks (nicht etwa bloss die Lieferung der 
Materialien) durch Vertrag übernommen hat : so muss dieser beim 
ersten und zweiten j\lnl , wo er sich eine .solche Fahrlässigkeit zu 
Schulden kommen lässt , das Doppelte der ebengenanuten Geldbusse 
erlegen. Beim dritten Mat verliert er für zwei bis drei Jahre die 
Befugniss Bauten zu dirigiren oder durch Kontrakt zu übernehmen, 
und es wird Dieses durch die Zeitungen der Hauptstädte und des be- 
treffenden Gouvernements bekannt gemacht. .Vles regelwidrig Gebaute 
wird auf Kosten des Schuldigen abgeändert oder umgebaut. 
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§. t34l. VVcim irgend ein Gebäude einstürzt oder wenn sich ein- 
zelne Theile oder Verzierungen davon ablösen, und solches weder 
dem Aller des Gebäudes noch äussern Umständen, sondern der fehler- 
hallten Bauart oder der schlechten Beschaffenheit der Materialien bei- 
zumessen ist : so unterliegen die Schuldigen, neben der Verpflichtung 
Jedem, der durch einen solchen Unfall zu Schaden kommt, vollen 
Ersatz zu leisten, noch folgenden Strafen : I ) Der Baukünstler, welcher 
den Bau leitete, kommt beim ersten Mal auf drei Wochen bis zu drei 
Monaten unter Arrest, beim zweiten und dritten Mat auf drei bis sechs 
Monate in’s Gefängniss. Ueberdem verliert er beim dritten Mal die 
Befugniss Bauten zu dirigiren für drei bis sechs Jahre , und es wird 
Dieses durch die Zeitungen der beiden Hauptstädte und des betref- 
fenden Gouvernements bekannt gemacht. 2) Der auf Kontrakt bauende 
Unternehmer kommt beim ersten Mal auf drei Wochen bis zu drei 
Monaten unter Arrest , beim zweiten und dritten Mal auf drei bis 
sechs Monate in’s Gefängniss. Ueberdem verliert er beim dritten Mal 
die Befugniss auf Kontrakt zu bauen für drei bis sechs Jahre, und 
es wird Dieses durch die Zeitungen der beiden Hauptstädte und des 
betreffenden Gouvernements bekannt gemacht. Von diesen Strafen ist 
er aber frei, wenn er dartimt, dass er von den vorgeschriebenen 
Regeln in Betreff der Bauart und der Materialien nur auf Verlangen des 
Baumeisters oder Baukünstlers abgewichen ist. 3) Jeder Andere, der 
einen Bau ohne Zuziehung eines Baukünsllers oder Unternehmers so 
fehlerhaft leitet, wird beim ersten Mal mit einer Geldbusse von zwanzig 
bis dreihundert Rub., beim zweiten Mal mit drei Wochen bis zu drei 
Monaten Arrest, und beim drillen Mal mit drei bis sechs Monaten 
Gefängniss belegt. 

§. 1342. Wer sich bei Leitung eines Baues böswillige Pflichtver- 
letzungen zu Schulden kommen lässt, unterliegt schon beim ersten 
Mal, ausser den in §. 1340 und 13il genannten Ahndungen, noch 
folgenden Strafbestimmungen : 1) Dem Baumeister oder sonstigem 
Baukünsller wird die Befugniss einen Bau, welcher Art er auch sey, 
zu leiten , für zwei bis sechs Jahre abgesprochen. Das Gericht lässt 
dieses durch die Zeitungen der beiden Hauptstädte und des betreffen- 
den Gouvernements bekannt machen. Der im öffentlichen Dienst stehende 
Baukünstler wird vom Amt entla.sscn. 2) Der Beamte , welcher den 
Bau unmittelbar leitete , wird vom .Vmt entla.sscn. 3) Dem auf Kon- 
trakt bauenden Unternehmer wird dieses Gewerbe auf zwei bis sechs 
Jahre und in wichtigem Fällen für immer untersagt, und das Gericht 
lässt solches durch die Zeitungen der beiden Hauptstädte und des be- 
treffenden Gouvernements bekannt machen. 

Wer eine solche Pflichtverletzung aus Eigennutz verübt oder zulä.ssl, 
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>vird, falls er im ölTenllichen Dienste sieht, nach $. 383, mit der 
curreclionellen Strafe erster Klasse , vierten Grades (XV) belegt, 
und wenn er kein Beamter ist, wie für Gaunerei, nach §. 218i 
bestraft. 

§. I54S. Wenn sich ein Baumeister oder Baukiinstler , aus Un- 
kenntniss seines Gewerbes, bei einem Bau bedeutende Versehen zu 
Schulden kommen lässt, so muss er den Schaden ersetzen, und darf 
nicht eher wieder einen Bau leiten, als bis ihn die zuständige Be- 
hörde ein neues Fähigkeit-szeugniss ausgestellt hat. Dieses Verbot wird 
ebenfalls durch die Zeitungen der beiden Hauptstädte und des betref- 
fenden Gouvernements bekannt gemacht. 

§. 13-14. Der Baukiinstler und auf Kontrakt bauende Unternehmer, 
der das Gerüst an dem aiifziiliihrenden oder umzubauenden Gebäude 
nicht haltbar macht, wird , nach Umständen, mit einer Geldbusse von 
zwanzig bis zweihundert Hub. oder mit Arrest auf sieben Tage bis zu 
drei Wochen bestraft. — l’rivatpersoncn, die einen Bau leiten, werden 
für ein solches Versehen mit einer Geldbusse von zehn bis hundert 
Rub. oder mit drei- bis siebentägigem Arrest belegt. — Ueberdem 
müssen die Schuldigen den durch die Unhallbarkeit des Gerüsts ver- 
anlassten Schaden ersetzen. 

§. 1345. Der Baumeister oder Landmesser, welcher den Platz zu 
einem Gebäude aus Unachtsamkeit unrichtig absteckl, w ird um fünfzig 
bis dreihundert Hub. gestraft. Thut er solches absichtlich, so wird er 
vom Dienst ausgeschlossen. Ueberdem haftet er für allen Schaden, 
welcher der Hegieriing oder Privatleuten aus diesem fahrlässigen 
oder böswilligen Verfahren erwächst. 

§. 1346. Die im §. 1315 angedrohten Strafen treffen auch Denjenigen, 
welcher die .Vnw'eisungcn und l’läne in Belrelf der in einer Stadt zu 
verlheilenden Baustellen auf gesetzwidrige Weise aiistheilt. 

%.1347. Der Baukünstler, welcher den Bau eines Gebäudes, das 
nur mit obrigkeitlicher Kriaiibniss angeleul werden darf, ohne solche 
Erlaubniss unternimmt, wird nach §. 1350—1352, 1358— 13ül, 13G3 
und 13lii bestraft. 

^.1348. Ebenso wird der Polizeibcamte bestraft, der es zulässl, 
dass Jemand ohne Erlaubniss der Obrigkeit ein Gebäude anlege, um- 
baue, ausbessere oder an einer verbotenen Stelle errichte. 

%. 4349. Die Behörde, welche unbefugt oder den bestehenden Ver- 
ordnungen zuwider , Jcmandcii die Erlaubniss erlhcilt ein Bauwerk 
anzulegen, umzubaucn oder auszubcssern , ist, falls das so Gebaute 
abgebrochen oder umgeändert werden muss, verpflichtet, den Erbauer, 
es sey dieses eine Privatperson oder eine Corporation , völlig schad- 
los zu halten. 
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Zweite Unferabtliellnng* 

I BEHTRETUNG BESOIVDERER VORSCHRIFTEN BEI ERBAl'CNG 
CHRISTLICHER KIRCHEN 

§. 15S0. Wer eine Kirche oder eine Belkapelle der rechtgläubigen 
oder einer andern christlichen Confession erbaut oder in seinem Wohn- 
hause anlegt, ohne dazu von den zuständigen, geistlichen und welt- 
lichen Behörden ermächtigt zu seyn , wird, nach Umständen, um 
fünfzig bis fünfhundert Bub. gestraft. Zugleich haben die zuständigen 
gei.stlichen und weltlichen Behörden zu entscheiden, ob die Kirche 
oder Kapelle fortbestehen oder eingehen soll. 

§. 153 i. Wer eine Kirche oder Betkapelle von Holz an einem 
Ort erbaut, wo solches durch das Gesetz oder durch besondere Re- 
gierungsbefehle verboten ist, wird um fünfzig bis dreihundert Rub. 
gestraft, üie so erbaute Kirche oder Kapelle wird geschlossen. 

§. 1532. Wer eine Kirche oder Betkapelle der rechtgläubigen 
oder irgend einer andern christlichen Confession umbaut, oder daran 
eine bedeutende .Vu.sbesserung vornimmt, ohne dazu vorher die Erlaub- 
niss der zuständigen Behörde eingeholt zu haben, wird, falls ihn nicht die 
dringende Nothwendigkeil der unternommenen Reparatur entschuldigt, 
um zwanzig bis hundert Rub. gestraft. 

Drifte Vntcrabtheiliing* 

L BERTR E TL N G BESONDERER VORSCHRIFTEN BEI LANDES 
HERRLICHEN BALTEN. 

§. 1535. Wer von Amtswegen einen Bauanschlag zu einem landes- 
herrlichen Bauwerk zu entwerfen oder zu prüfen hat, und dabei von 
den für solche Arbeiten vorgeschriebenen Regeln abweicht, wird mit 
mehr oder, weniger strengen Verweisen , oder mit Arrest auf sieben 
Tage bis zu drei Wochen, oder mit Entlassung vom Amt bestraft. — 
Geschah solches in böswilliger Absicht, zum Schaden der Regierung, 
so trilft den Schuldigen nach §. 3S3, die correctionnelle Strafe erster 
Klasse, vierten Grades (.VV). 

§.1554. Der Baukünstler oder Beamte, welcher ein für die Re- 
gierung gefertigtes Bauwerk zu prüfen hat und dabei aus Fahrlässig- 
keit regelwidrig zu Werke gehl, wird, jenachdem sein Versehen von 
Bedeutung ist, mit einer Geldbusse von zwanzig bis hundert Rub. 
oder mit Arrest auf drei Wochen bis zu drei Monaten , oder mit Ent- 
lassung vom Amt bestraft. — Wenn wegen Unzuverlässigkeit der 
ersten Prüfung eine neue angeordnel wird, so trifft den Beamten, 
der bei dieser zweiten Prüfung ein unrichtiges Gutachten abgibt, eine 
Geldbusse von vierzig bis zweihundert Rub. , oder drei bis sechsmonatiges 
Gefängniss, oder Absetzung vom Amt.— Geschah diese! Pflichtverletzung 
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aus Eigennutz, su wird der Seliuldige, wie für Bestechung, nach §. 402 
bestraft. — Ueberdem hat der Baukiinstler oder Beamte, der ein Bau- 
werk fälschlich für gut erklärt und dadurch die Regierung veranlasst 
es in Empfang zu nehmen, zu gewärtigen, dass Alles, was sich daran 
MangelhaRes und Regelwidriges zeigt, auf seine Kosten verbessert 
werde. 

§. i5SS. Der Baukünstler und Beamte , der ein für die Regierung 
gefertigtes Bauwerk prüfen und in Empfang nehmen soll , und dabei 
den Ablieferer durch ein ungerechtes Benehmen beeinträchtigt, wird 
nach §. 326 bestraR. 

$. 15S6. Der Baukünstler oder Beamte, dem die Leitung eines Baues 
von Seiten der Regierung aufgetragen ist, und der sich bei der Lie- 
ferung der dazu nöthigen Materialien beiheiligt, wird nach §. 314 
bestraR. — Wenn er vom Lieferanten Materialien annimmt, die nicht 
von gehöriger Güte sind : so trilR ihn die in §. 321 bestimmte Strafe. 

§. tö57. Wer von der Regierung mit einem Bau beauRragl ist 
und die dabei vorgeschriebenen allgemeinen Regeln Übertritt , wird 
nach J. 1339—1344 bestraft. 

Ylerte Uiiterabtliellunpi. 

t'BEBTnETl'NU BESONDERF. II VOnsCIIRIFTEN BEI CORPO- 
RATIUNS-BACTEIV. 

§. i558. Wer ein Corporationsgebäude , welcher Art es auch sey, 
oder auch nur eine einstweilige Bude , ohne Erlaubniss der zustän- 
digen Behörde, oder an einer Stelle anicgt, wo dergleichen nicht ge- 
baut werden darf, wird um zwanzig bis zweihundert Riib. gestraft. — 
Das vorschriRwidrig Gebaute wird, falls es umgeäudert werden kann, 
auf Kosten des Erbauers oder der Corporation , welche die Unregel- 
mässigkeit wissentlich zuliess, umgeändert. Wenn es aber nicht ge- 
hörig umgeändert und auch nicht ohne bedeutenden Uebelsland so 
belassen werden kann, wie es ist; so muss es auf Kosten der Schul- 
digen abgebrochen werden. 

§. 15S9. Wer ein muhammedanisches Bethaus in einer Stadt oder 
in einem Dorf, ohne Erlaubniss der zuständigen Behörde erbaut, oder 
ein solches Gebäude in einem Dorfe, in gesetzwidriger Nähe anderer 
Gebäude aulTUhrt, wird um hundert bis zweihundert Rub. gestraR. — 
Das so gebaute Rethaus wird , jenachdem die oberste Behörde des 
Orts bestimmt, umgebaut, auf eine andere Stelle versetzt, oder ge- 
schlossen. 

S i560. Wer ein jüdisches Bethaus in gesetzwidriger Nähe einer 
christlichen Kirche erbaut, oder ein solches Gebäude anlegt, ohne dazu 
die Erlaubniss der Obrigkeit und, falls es auf dem Lande geschieht 
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auch die Einwilligung des Grundherrn zu haben, wird um hundert bis 
zweihundert Rub. gestraft. — Das auf solche Weise errichtete jüdische 
Bethaus wird, jenachdem die oberste Behörde des Orts bestimmt, auf 
Kosten der Schuldigen auf eine andere Stelle versetzt oder geschlossen. 
Ist an einem sulchen Gebäude bloss das Aeusscre ordnungswidrig, 
so wird es umgeändert. 

Frinfte Viiterabtliellnng;. 

Ü BERTHETC N Ci DER V O RS C II HI F T E N BEI P R I V' A T B A E T E Ji. 

§. t56l. Wer irgend ein Gebäude in einer Stadt anlegt oder äus- 
serlich umändert, ohne dazu die Erlaubniss der zuständigen Behörde 
eingeholt zu haben, wird um fünf bis fünfundzwanzig Rub. gestraft, 
und haftet überdem für Alles, was dabei sonst der Bauordnung zu- 
wider geschieht. — Wer an einer Stelle baut, wo überhaupt nicht ge- 
baut werden darf, oder ein hölzernes Gebäude da aufführt, wo nur 
in Stein zu bauen erlaubt ist, zahlt, nach Umständen, hundert bis 
fünfhundert Rub. Strafe. Das so Gebaute wird auf Kosten des Er- 
bauers umgeändert oder, falls es weder umgeändert noch so belassen 
werden kann wie es ist, abgebrochen. 

%. 1562. Wenn in den Fällen, deren der §. 1301 erwähnt, das 
eigenmächtig angelegte Gebäude auf einem Grundstück erbaut worden 
ist , welches dem Erbauer nicht gehört : so trifft diesen , ausser der 
im vorhergehenden §. genannten Strafe , noch die Geldbusse , welche 
der $. 20'JS Demjenigen androhet, der eigenmächtig auf fremdem 
Grund und Boden baut, und das Gebäude wird, nach §.529 des bür- 
gerlichen Gesetzbuchs (im tO. Bndc des Swod), dem Grundeigenthümer 
zugesprochen. 

§. 1565. Wer ein Werkhaus oder eine Fabrik in zu geringer Ent- 
fernung von andern Gebäuden oder, ohne besondere Firlaubniss, in 
einem Stadttheile anlegt, wo solche Anstalten nicht bestehen dürfen, 
wird um dreissig bis hundert Rub. gestraft. Das Werkhaus oder die 
Fabrik wird geschlossen, und der Erbauer muss den Schaden, den 
er dadurch Andern verursacht hat, ersetzen. 

§. 1564. Wer eins von den hölzernen Gebäuden , deren Ausbes- 
serung gesetzlich verboten ist, dennoch und ohne specielle Erlaubniss 
ausbessert oder umbaut, wird um fünfundzwanzig bis hundertfünfzig 
Rub. gestraft. 

§. 1563 Wer in einer der Hauptstädte baut und dabei, der vorgeschrie- 
benen Ordnung zuwider, die auf der Gasse aufgestapelten Baumaterialien 
nicht einzäunt, oder den Zaun abnehmen lässt bevor aUe Materialien 
gehörig weggeräumt sind, muss den Zaun bauen oder wiederherstellen 
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und einen bis fünf Kub. Strafe zahlen. — Wenn aber Jemand, ohne den 
Platz eingezäunt und auch ohne die Erlaubniss der Polizei cingeholt 
zu haben , Baumaterialien auf der Gasse aufstapelt und nicht zeitig 
wegräumt ; so wird er um fünf bis zehn Rub. gestraft, und die Polizei 
besorgt die Wegräumung auf seine Kosten. 

$. 1566 . Wenn ein Gebäude in Folge einer amtlichen Besichtigung 
für baufällig erklärt worden ist, und der Eigenthümer desselben, trotz 
zweimaliger Mahnung der Polizei, es weder ausbessern noch innerhalb 
des bestimmten Termins abtragen lässt ; so besorgt die Polizei den 
Abbrnch des Gebäudes auf Kosten des Eigenthümers. 

§. 1567 . Der Hauseigenthümer oder Baumeister, welcher ein neu- 
gebautes, steinernes Haus in einer Stadt äusserlich mit Kalk bewerfen 
lässt oder darin Einwohner aufnimmt, bevor ein Jahr seit Vollendung 
des Baues vergangen ist und die Wände gehörig trocken geworden, 
wird um fünfzig bis dreihundert Kub. gestraft. — Wenn ein Haus auf 
solche Weise zu früh mit Kalk beworfen worden ist, so dürfen darin 
vor Ablauf eines Jahrs keine Einwohner aufgenommen werden. Wer 
dieses Verbot Übertritt, wird mit drei Tagen bis zu drei Wochen 
Arrest belegt. 

S. 1568 . Wer ein Hans in der Stadt äusserlich , auf entstellende 
Weise bunt, anstreicht oder mit andern Farben anslreicht als verordnet 
ist, und sich nicht beeilt solches, auf die Mahnung der Ortsbehörde, 
zu ändern, wird um fünf bis zehn Rub. gestraft, und muss das Haus 
nach Anweisung der zuständigen Behörde umstreichen lassen. 

§. 1569 . Wer an die Wand eines Andern, ohne dessen Erlaubniss, 
eine Küche oder einen Ofen anbaut, oder ohne Erlaubniss in seinem 
Hause Fenster oder Thüren macht, die unmittelbar auf das Dach oder 
auf den Hof des Nachbars ausgehen, oder den Wasserablauf seines 
Daches auf einen fremden Hofraum richtet, muss, wenn darüber Klage 
erhoben wird, das unrechtmässig .Vngebaute abbrechen oder umbauen, 
die Thüren und Fenster znbauen, den Schaden, den er dem Nachbar- 
hause zugefügt hat, ersetzen, und überdem, nach Massgabe der dem 
Nachbar verursachten Belästigung, eine Geldbusse von zehn bis dreissig 
Rub. zahlen. 

§. 1570 . Dieselbe Strafe trifft Denjenigen , der in einer ihm und 
dem Nachbar gemeinschaftlichen Scheidewand eigenmächtig eine Thür 
oder ein Fenster durchbrechen lässt. 

Reellste Uiitcrabtlielliinic« 

i’ BERT BE TONT. DF.H VORSCHRIFTEN, NACH VV’ELC HF. N STRASSEN, 
ÖFFENTLICHE PL.ATZE, BRCCKEN CND TROTTOIRE 
A N Z l L E G E N SIND. 

t 1571 . Jede Uebertretung der Vorschriften, nach welchen in Städten 
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und Vorstädten ölTentliche Plätze und Strassen anzuleiren und zu 
pflastern, Brücken, Trottoire und Rennsteine zu bauen sind, wird mit 
einer Geldbusse von fünf bis fünfundzwanzig Kub. bestralf. Der Schul- 
dige muss überdem das regelwidrig Gebaute auf eigene Kosten um- 
ändern, und den etwa angerichteten Schaden ersetzen. 



NEL^TE ABTHEILENG. 

VERGEHEN WIDER DIE KEUERORDNUNG. 

Erste irntcrabtlieiliing;. 

VERGEBEN WIDER DIE VERHÜTENDE FEVERORDNCNG IN 
STÄDTEN IND DÖRFERN. 

§. Der Baukünstler, welcher beim Bauen von den Regeln 

der Feuerordnung abweicht oder eine solche Abweichung aus Fahr- 
lässigkeit gestaltet, muss das regelwidrig Gebaute auf eigene Kosten 
umändern, und beim ersten Mal zehn bis fünfzig Rub., beim ztreilen 
Mal das Doppelte, beim dritten Mal das Vierfache als Strafe zahlen. 
Ueberdem wird ihm beim dritten Mal das Bauen gänzlich untersagt. — 
Fehlte er aus Unkenntniss seines Gewerbes, so wird er nach $. 1343 
gestraft. 

§. 1575. Der Zimmermann oder Maurer, der beim Rauen den An- 
weisungen des Baumeisters znwiderhandelt und die Regeln der Feuer- 
ordnung Übertritt, muss das fehlerhaR Gebaute auf eigene Kosten um- 
ändern, und kommt überdem auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
unter .Vrresl. 

§. 1574. Der Ofensetzer, der einen Ofen, Kamin, Rauchfang, Feuer- 
herd u. d. gl. den Hegeln der Feuerordnung zuwider baut, zahlt beim 
ersten Mal zehn bis fünfzig Rub., beim ziceilen Mal das Doppelte und 
beim dritten Mal das Vierfache. Ueberdem wird ihm beim dritten Mal 
die Ausübung seines Handwerks untersagt. 

§. 1575. Der Hauswirth oder Hausverwalter, welcher seine Feuer- 
stätten und Schornsteine nicht ausbessern lässt, wenn sie es bedürfen, 
oder einen Ofensetzer nölhigt Oefen oder Rauchfänge regelwidrig 
oder an Stellen zu bauen, wo sie Feuerschaden veranlassen können, 
wird, nach .Massgabe der Anzahl so erbauter oder schadhafter und 
nicht ausgebesserter Oefen, Kamine und Feueressen, in den 
Hauptstädten um zehn bis fünfundzwanzig Rubel, in den andern Städten 
um fünf bis zehn Rub. und in den Dörfern um fünfzig Kopeken bis 
zu fünf Rub. gestraft. 

$. 1576. Wenn die Rauchränge eines Hauses nicht zu gehöriger 



Digitized by Google 




277 ?»• 



Zeit gereinigt werden, so zahlt der Hanswirth, Hausverwalter oder 
der Schornsteinfeger, der dieses Geschäft durch Vertrag übernommen 
hat, jedesmal, in den Hauptstädten fünf bis zehn Rubel, in den 
andern Städten einen bis fünf Rub. , in den Dörfern fünfundzwanzig 
bis fünfzig Kopeken Strafe. 

%.iS77. Der Essenkehrer, welcher die Rauchfänge, die er zu 
reinigen hat, nicht gehörig reinigt, kommt auf drei bis sieben Tage 
unter Arrest. Wenn er an einem Schlott etwas Feuergefährliches be- 
merkt, muss er es seinem Meister, und falls dieser darauf nicht achtet, 
der Ortspolizei anzeigen. Unterlässt er diese Anzeige, so wird er 
ebenfalls mit drei bis sieben Tagen Arrest bestraft. — Der Meister 
aber, welcher auf eine sulche Anzeige die betreffende Stelle nicht 
besichtigt , den Hauswirth nicht warnt , und , falls die Warnung un- 
beachtet bleibt, die Sache nicht der Polizei meldet, wird um fünf bis 
zehn Rub. gestraR. 

$. 1378. Wer in einer Stadt seine Rauchfange ausbrennen lässt, 
statt sie auf gewöhnliche Weise fegen zu lassen, zahlt zehn Rub. 
Strafe. 

§.1579. Wer den gesetzlichen Vorschriften zuwider, eine durch 
Feuer oder Dampf thätige Werkstatt, Fabrik oder sonstige Anstalt 
in der Nähe bewohnter Gebäude oder an einer Stelle anlegt, wo da- 
durch Feuersgefahr entstehen kann, wird nach $. 1363 bestraft. 

§. 1380. Wer feuerfangende Gegenstände, wie; Pulver, Schwefel 
Salpeter, Harz, Heu, Stroh, Malten, Hanf, Flachs, Holz, auf einen 
Ofen, in die Nähe eines Rauchfanges oder überhaupt an einen Ort 
binlegt, wo sie sich leicht entzünden können, wird, nach Beschaffen- 
heit und Menge der so hingeleglen Stoffe und nach Massgabe der 
dabei möglichen Gefahr, um einen bis hundert Rub. gestraft. 

§.1381. Die im §. 1380 genannte Strafe trifft auch Denjenigen, 
der feuerfangende Gegenstände an einem Ort zubereitet oder bear- 
beitet, wo sie sich leicht entzünden können, und dabei nicht die ge- 
hörigen Vorsichtsmassregeln anwendet. 

$. 1382. Wer glühende oder noch heisse Asche aus einem Ofen 
nimmt und, ohne sie mit Wasser begossen zu haben, auf einem 
Speicher oder in der Nähe eines Wohnhauses anhäufl oder anhäufen 
lässt, zahlt fünf bis zehn Rub. Strafe. 

§. 1383. Wer Hanf, Flachs u. d. gl. in häuslichen Oefen oder 
Küchen dörrt, zahlt fünfzig Kopeken bis zu fünf Rub. Strafe. 

§.1384. Dieselbe Strafe trifft Denjenigen, der einen Darrofen 
heizt und ohne Aufsicht lässt. 

$. 1383. Wer ein brennendes Licht in einem Zimmer oder andern 
verschlossenen Raum, wo sich entzündliche Sachen beflndru, ohne 
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Aufsicht hinlerlässt oder unvorsichtig vor ein Bretlerwerk , vor ein 
hölzernes Heiligenbild oder in eine schadhafte oder papierene Laterne 
stellt, wird um einen bis zehn Rub. gestraft. — Dieselbe Strafe trilfl 
den Schmidt, Schlosser und sonstigen Feuerarbeiler, der seine Werk- 
statt verlässt, ohne das Feuer gehörig gelöscht uud Wasser auf die 
Asche gegossen zu haben. 

§. 1586. Wer mit einem brennenden Span, mit einem unverwahr- 
ten Licht, oder mit einer schadhaften oder papierenen Laterne einen 
Speicher, Stall, Schoppen, Heuboden, Keller oder andern Ort be- 
tritt, wo sich leichtenlzündliche Sachen befinden, wird, nach Mass- 
gabeder dabei möglichen Gefahr, um fünfzig Kopeken bis zu einem Kub. 
gestraft. — Wer mehr als Einmal bei einem solchen Vergehen be- 
troffen wird, kommt auf drei bis sieben Tage unter Arrest. 

%.1587. Der Hauswirth, welcher seinem Dienstboten keine La- 
terne gibt, und dadurch das in §. 1386 erwähnte Vergehen veran- 
lasst, wird um einen bis fünf Rub. gestraR. 

§.1588. Wer einen Selbstkocher auf einer hölzernen Treppe oder 
Gallerie heizt, wo solches durch besondere Verordnungen verboten 
ist, zahlt fünfundzwanzig Kopeken bis zu einem Rub. Strafe. 

§. 1589. Wer in einem Stall, auf einem Heuboden oder Speicher, 
in der Nähe leicht entzündlicher Sachen oder auf der Gasse Tabak 
raucht, wird, nach Massgabe der dabei möglichen Gefahr, etüweder 
um fünfzig Kopeken bis zu einem Rub. oder mit ein- bis dreitägigem 
Arrest gestraft. 

§. 1590. Wer in einem Post- oder Eilwagen Tabak oder Cigarren 
raucht, wird jedesmal um einen Rub. gestraft. — Wer solches in 
einem Wagen auf einer Eisenbahn thut, zahlt jedesmal fünf Rub. Strafe. 

§. 1591. Wer in einer Stadt oder in einem Dorf, im Hause, auf 
dem Hofe, auf der Gasse, auf einem öffentlichen Platz, oder an 
einem Ort, der vor Feuersgefahr nicht sicher ist, ohne Noth ein 
Feuergewehr abbrennt, wird nach §. 1245 gestraft. 

§.1592. Dieselbe Strafe trifft Denjenigen, welcher in der Nähe 
eines Wohnhauses oder eines hölzernen Gebäudes in einer Stadt, 
ohne Erlaubniss der Polizei, ein Feuerwerk abbrennt , oder eine Rlu- 
mination veranstaltet. 

$. 1595. Wer in einer Stadt, ohne Erlaubniss der Obrigkeit oder 
mit Vernachlässigung der vorgeschriebenen Vorsichtsmassregeln, aus 
schwerem Geschütz schiesst, wird ebenfalls nach §. 1245 bestraft. 

§. 1594. Wer ohne Erlaubniss der Obrigkeit Feuerwerke zube- 
reitet und verkauft, wird um zehn bis hundert Rub. gestraft. Ueberdem 
werden alle bei ihm vorrälhigen Feuerwerke und die zur Verfertigung 
derselben bestimmten Stoffe confiscirt. 
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§. 15B3. Wer ohne Erlaubniss der ürlsobrigkeit, auf einem Hufe 
oder in einer Gasse Feuer anmaclU, hat einen bis zehn Kub. Strafe 
zu zahlen. 

§. 1596. In den Ortschaften, wo es den Hauswirlhcii zur Tflicht 
gemacht ist , die zum Löschen etwaiiiger Feuersbrünsle iiöthigen 
Geräthe oder mit Wasser gefüllte Gefässe stets in Bereitschaft zu 
halten, werden Diejenigen, die solches unterlassen, um fünfzig Ko- 
peken bis zu fünf Bub. gestraft. 

§. 1597. Wer den Auftrag hat Blitzableiter aufzustcllen, auszubessern 
oder in gutem Stande zu erhalten, und dabei nicht mit gehöriger 
Sorgfalt zu Werke geht, wird umfunfbis fünfundzwanzig Hub. gestraft. 

Kwelte IJiiterabtlieiliiiig. 

V E n G E U E N WIDER DIE V E R II C T E N D E F E L' E R O R D N C N G I .\ 

II Ä F E .V L N II \ l F F .1 II R Z F. G G E N. 

§. 1598. Wenn ein Handelsschilf in einen Hafen einläuft , ohne 
vorher das am Bord belindliche Pulver und sonstige feuerfangende 
Geräthe abgeladen zu haben: so wird der Schilfer, falls ihn nicht 
Sturm oder andere ausserordentliche Umstände zum Einlaufen zwangen, 
je nach der Menge des bei ihm vorhandenen Pulvers und feuerfan- 
genden Geräths und nach Massgabe der dadurch herbeigeführteu Ge- 
fahr, um fünfundzwanzig bis zweihundertfünfzig Rub. gestraft. 

%.1599. Wenn ein mit Oel, Talg oder ähnlichen Gegenständen, 
beladenes Falirzeug in gesetzwidriger Nähe anderer Fahrzeuge anlegt, 
oder an einer andern als der dazu angewiesenen Stelle abladet: so 
zahlt der Schilfer, nach Massgabe der dadurch veraulassten Gefahr, 
zehn bis hundert Hub. Strafe. 

J. 1400. Der Schiffer, der sein Fahrzeug beladet oder ausladet, 
ohne die dabei vorgeschriebenen Vorsichtsmassregeln gegen Feuers- 
gefahr anzuwenden, wird um fünf bis fünfzig Rub. gestraft. — Ge- 
schah solches ohne Wissen des Schilfers, durch dessen Arbeiter: 
so müssen diese zur Strafe einen dreitägigen Arbeitslohn erlegen. 

§. 1401. Der Führer des Fahrzeugs oder Flosses, auf welchem 
Feuer angemacht wird, an Stellen oder zu Zeiten, wo solches ver- 
boten ist, zahlt fünfzehn bis dreissig Rub. Strafe. Das Feueranmacben 
ist aber auf Fahrzeugen und Flössen verboten so lange sie sich in 
einem Hafen befinden, so wie auch wenn mehre Fahrzeuge oder 
Flösse in geringer Entfernung von einander in einem Kanal oder 
sonst irgendwo beilegen oder nahe an einander vorüberziehen. 

%.140S. Wer auf einem Fahrzeug oder Floss Feuer zwar zu er- 
laubter Zeit anmacht, aber damit nicht nach den vorgeschriebenen 
Regeln der Vorsicht umgeht, zahlt fünfzehn Rub. Strafe. 
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Anm. Von «len nnch l iOI und 1402 eingebunden StrnfgelderD erbfill der 
Angeber ein Viertel; eins Uebrige fliest in die Kasse der örtlichen SihifT- 
rnhtisbchörde. 

§. 1405 . Der Schiffer, der am Bord seines im Hafen liegenden 
Fahrzeuges Feuer iinterhäll an einer Stelle oder zu einer Zeit, wo 
solches nicht erlaubt ist, hat eine Geldbusse zu zahlen, die in Kron- 
stadt zu sechzig Rub. , in den asiatischen und in allen solchen Hä- 
fen, wo nur Küstenfahrer und kleine Seeschiffe einlaufen, zu sechs 
Rub. , und in allen übrigen Häfen des Reichs zu dreissig Rub. 
angesetzt wird. — Eine nocheinmal so grosse Geldbusse trifft ihn, 
wenn er es duldet, dass in der Schiffsküche Feuer angemacht, oder 
dass ein Selbslkocher am Bord des Fahrzeugs geheilzt w erde ; ebenso 
auch dann, wenn eins dieser Vergehen am Bord seines Schiffes, 
während derselben Navigationszeit zum zweiten Mal verübt wird. 
Beim dritten Mal trifft den Schiffer, ausser der zweifachen Geldbusse, 
noch drei- bis sechsmonatige Gefängnissstrafe. 

§. 1404 . Die Strafen des §. 1403 treffen auch Denjenigen, der 
am Bord eines im Hafen liegenden Fahrzeuges, an einer unerlaubten 
Stelle oder zu unerlaubter Zeit, Tabak raucht. Wer anf einem Fahr- 
zeuge, zwar an erlaubter Stelle und zu erlaubter Zeit, Tabak raucht, 
aber die dabei vorgeschriebenen Vorsichtsmassregelii unterlässt, wird 
um fünf bis fünfzehn Rub. gestraR. — Der Matrose, der sich dieses 
Vergehens schuldig macht, erlegt als Strafe den Lohn dreier Tage- 
arbeiten. 

Anm. Von ücn nach $. 140.'! und 1404 eingehenden Slralgeldern erhält der 
Angeber ein Viertel; das Uebrige wird dem örtlichen Kollegium allge- 
meiner Fürsorge überwiesen. 

Dritte IJnterabtlielliiiis. 

VEROEUEN WIDER DIE VERIIliTENDE F E li E II O R U N L' N G AN 
l'.'V B E W O II N T E N ORTEN. 

§. 1405 . Wer auf einer Landstrasse oder innerhalb zweier Klafter 
von einem Walde, Gesträuche, Kornfelde, Getreidehaufen, Heuschober, 
oder von einer SViese, einem Gemüsegarten, einer Brücke oder son- 
stigen Gebäude Feuer anmacht, wird, nach Umständen, um fünfzig 
Kopeken bis zu fünf Rub. gestraft, und muss den etwa dadurch ver- 
ursachten Schaden ersetzen. — Dieselbe Strafe trifft Jeden, der an 
irgend einem Ort ein Feuer anmachl, und sich entfernt ohne es aus- 
zulöschen. — Hirten und alle von Leibesstrafen nichteximirte Per- 
sonen, welche Feuer anmachen an Stellen oder zu Zeiten, wo solches 
verboten ist, oder welche die dabei vorgeschriebenen Vorsichtsmass- 
regeln unterlassen , werden mit zehn bis zwanzig Ruthenstreichen 
bestraft. — Wenn ein Hirt nicht im Stande ist den durch ein solches 
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Feuer angerichteten Schaden zu ersetzen, so haftet dafür die Ge- 
meinde oder die Person , die ihn angestellt hat. 

§. 1406. Den Strafen des §. 1405 unterliegen auch Diejenigen, 
die ohne Erlaubniss der zuständigen Behörde und mit Hintansetzung 
der vorgeschriebenen Vorsichtsmassregeln Gesträuche, Unkraut, Stop- 
peln, Fallholz, Wurzeln u. d. gl. verbrennen, oder eine Heide an- 
zünden, um den Boden urbar zu machen oder zu verbessern. 

§. 1407. Wer ein Kodefeuer brennen lässt oder Harz siedet, ohne 
die dabei vorgeschriebene Vorsicht anzuwenden oder während ein 
starker Wind das Feuer nach einem Walde hinbläst, wird um einen 
bis zehn Rub. gestraft, und haftet für den Schaden. 

$.1408. Wenn Derjenige, der sich wider §. 1406 oder 1407 
vergangen und dadurch eine Staats- oder Privat-Waldung beschädigt 
hat, nicht im Stande ist den Schaden zu vergüten; so wird mit ihm 
nach Inhalt des §. 65 verfahren, die Geldbusse aber der Dorfge- 
meinde auferlegt, zu der das gerodete Grundstück gehört. 

§. 1409. Wenn einem Walde Kohlen, Pottasche , Harz oder Ther 
zu einer Zeit brennt, wo solches verboten ist (nämlich in den Früh- 
lings- und Sommermonaten), muss für jede dazu verwendete Feuer- 
stätte fünf Rub. Strafe zahlen 

S.1410. Wer bei heissem , trockenem Wetter, im Frühling oder 
Sommer, in einem Nadelholze Tabak aus offener Pfeife oderCigarren 
raucht, wird, nach Umständen, um fünfundzwanzig Kopeken bis zu 
einem Rub. gestraft, und muss den durch solche Unvorsichtigkeit 
veranlassten Schaden ersetzen. Pfeife und Tabak werden ihm weg- 
genommen und dem Angeber zugesprochen. 

§. 1411. Wer in einem Walde aus einem mit Werg oder Flachs 
geladenen Feuergewehr schiesst, zahlt einen Rub. Strafe. Das Gewehr 
wird ihm weggenommen und dem Angeber zugesprochen. 

§.1412. Wenn ein Feuer in der Nähe eines Gehölzes ohne Auf- 
sicht brennt, so werden die Personen aus der Nachbarschaft, die 
solches bemerken und keine Massregeln ergreifen um das Feuer zu 
löschen, jede um fünfzig Kopeken gestraft. 

§. 1413. Wer aus Fahrlässigkeit einen Waldbrand veranlasst, wird in 
allen den Fällen, für welche die obigen §§. keine Bestimmung enthalten, 
als fahrlässiger Brandstifter, nach §. 2116 bestraft. — Wer einen Wald 
vorsätzlich anzündet, unterliegt den im §. 2H3 verordneten Strafen. 

Vierte tJnterabtlielluns. 

V F. n G EBEN WIDEIl DIE L ÖS C II O R I) K V X G. 

§1414. Wer sich bei einer Feuersbrunst , m einer Stadt oder in 
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einem Dorf, nicht mit dem pflichlmässigen Löschgeräth einfindet, oder 
bei einem Waldbrande nicht auf das Gebot der (.brigkeil herzueilt, 
oder das Feuer verlässt bevor es gelöscht ist, wird, wofern er nicht 
gesetzliche Entscliuldigungsgründe hat, nach Massgabe seiner Schuld, 
entweder um fünfzig Kop. bis zu fünf Hub., oder, falls er von Leibes- 
strafen nicht frei ist, mit drei bis zehn Kuthenstrcichen gestraft. 

^.1415. Wer einer Feuersbrunst bloss aus Neugier nahet und 
Gedräng und Vcnvirrung veranlasst, zalilt fünf bis zehn Rub. Strafe, 
oder wird, falls er nledern Standes und von Leibesstrafen nicht frei 
ist, auf der Stelle zu den Lüscharbeiten hinzugezogen. 

§. I4t6. Wer durch das Gesetz verpflichtet ist seiner Obrigkeit 
die etwa statthabenden Feuersbrünste anzuzeigen, wird jedesmal, wo 
er dieses nicht zu gehöriger Zeit thut, auch wenn das Feuer sogleich 
gelöscht worden ist, nach Massgabe seines Berufs und .Vintes, um 
fünfzig Kop. bis zu zehn Kub. gestraft. 



ZEli:\TE ABTHEILEIVG. 

VERGEHEN WIDER DIE ORDNUNG DER LAND- UND 
WASSERWEGE. 



Er»«te IJnterabtlieiliinf^. 

VERGEIIEIV WIREn DIE OHDKL'NG DER EAR'DUEGE. 

I. Beschädigung der JVege , Brücken , Geländer u. d. gl. 

$.1417. Wer eine Landstrasse bepflügl, verbaut, umgräbt, sperrt 
oder sonst auf irgend eine Weise beschädigt, wird nach folgendem 
Massstabe um Geld gestraft : 

Wenn sich die Beschädigung über die ganze Breite einer Land- 
strasse oder wenigstens über zwei Drittel derselben erstreckt : so zahlt 
der Schuldige, bei einer Landstrasse erster oder zweiter Klasse, zwei 
bis fünf Rubel, und bei einer Landslrasse dritter oder vierter Klasse, 
einen bis drei Rubel für Jeden Quadratfaden der beschädigten Stelle. 
— Nimmt der angerichtete Schade weniger als zwei Drittel der Weg- 
breite ein : so zahlt der Schuldige , bei einer Landstrasse erster oder 
zweiter Klasse, einen bis drei Rub., und bei einer Landstrasse dritter 
oder vierter Klasse, fünfzig Kopeken bis zu einem Rub. für den Qua- 
dratfaden. — Ist die I.andstrasse vermittelst eines Grabens oder Zaunes 
gesperrt, so wird die Geldbusse nach der Anzahl Längefaden bestimmt, 
die der Graben oder Zaun auf der Landslrasse misst. — Bei diesen 
Berechnungen wird der nicht volle Faden immer für einen vollen 
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angeaommen. Ueberdem muss die beschädigte Stelle unverzüglich auf 
Kosten des Schuldigen ausgebessert werden. 

§. I4i8. Wer einen Feldweg beschädigt, zahlt fünfzehn Kopeken 
Strafe für jeden Quadralfaden der beschädigten Stelle, die unverzüglich 
auf seine Kosten ausgebessert wird. — .\usgenuminen hiervon ist der 
Fall, wenn ein Grundeigenthümer einen durch sein Gebiet gehenden 
Feld- oder Dorfweg bepilügt, unter Wasser setzt oder verbaut, nach- 
dem er, der Ordnung gemäss, einen andern über sein Gebiet geülTnet hat. 

%.i4l9. Wer die Richtung einer Landstrasse erster, zweiter, dritter 
oder vierter Klasse eigenmächtig abäudert, wird um zwanzig bis hundert 
Kub. gestraft, es sey denn, dass die Abänderung zu dem Zweck ge- 
schah, eine Ortschaft, wo eine ansteckende Krankheit oder eine Vieh- 
seuche herrscht, zu vermeiden. 

§. i420. Wer eine Chanssee dadurch beschädigt, dass er darauf 
Ackergeräth, Pflüge, Egen, Balken u. d. gl. schleift, über den Chaussee- 
graben fahrt wo keine Brücke ist, oder die Ränder der Strasse verletzt, 
wird um fünfzig Kop. bis zu fünf Rub. gestraft, oder erhält, falls er 
von Leibesstrafen nicht frei ist , fünf bis zwanzig Ruthenstreiche. 
Ueberdem wird die beschädigte Stelle auf seine Kosten ausgebessert. 

$. Der Reisende, welcher das Gras am Rande einer Chaussee 

durch seine Pferde abweiden lässt, muss, falls dadurch die Strasse 
beschädigt wird, fünf bis zehn Kop. Strafe zahlen und die Kosten 
der Reparatur tragen. 

§. i4S2, Der Viehhändler, welcher sein Vieh auf einer Chaussee treibt, 
wo solches verboten ist, oder der es zulässt, dass sein Vieh sich 
auf der Chaussee zerstreue, in die Gräben hinabsteige oder deren 
Ränder zertrete, zahlt einen bis zehn Rub. Strafe, und trägt die 
Kosten der dadurch benöthigten Reparatur. — Der Viehtreiber, der 
sich dieses zu Schulden kommen lässt, erhält fünf bis zwanzig Ruthen- 
streiche, oder zahlt, falls er von Leibesstrafen frei ist, zehn bis fünf- 
undzwanzig Kop. Strafe. 

$. 4423. Wer an einer Landstrasse einen Weideplatz für die vor- 
beiziehenden Viehherden hält, und an den Stellen, wo das Vieh über 
eine Chaussee zu gehen hat , keine Brücken baut , muss , wenn die 
Chaussee in Folge davon Schaden leidet, fünf Kub. Strafe zahlen und 
die Kosten der Reparatur tragen. Dieselbe Strafe trilTt ihn , wenn er 
den zur Chaussee gehörenden Rasen durch das vorüberziehende Vieh 
abweiden lässt. 

S. 4424. Wer die zu einer Landstra.s.se gehörenden Geländer, Pfosten 
oder Dielen vorsätzlich beschädigt, die Seitengräben verdirbt oder 
verschüttet, wird um einen bis zehn Rub., oder, wenn er von Leibes- 
strafen nicht frei ist, mit zehn bis dreissig Rnthenstreichen gestraft, 
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und muss die Kosten der Reparatur und allen dadurch veranlassten 
Schaden ersetzen. — Wer sich dieses Vergehens zum zweiten Mal 
schuldig macht, kommt auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter Arrest. 

§. i42ö. Wer die zu einer Landstrasse gehörenden Werstpfähle 
oder Bäume vorsätzlich beschädigt, wird um einen bis fünf Rub. oder, 
wenn er von Leibesstrafen nicht frei ist, mit zehn bis zwanzig Rulhen- 
streichen bestraft, und trägt die Kosten der Reparatur. 

S. 1426. Wer die zu einer Landstrasse gehörenden Brücken, Brücken- 
dielcn, Fähren, Dämme, Faschinenwerke u. d. gl. vorsätzlich beschädigt, 
trägt die Kosten der Reparatur, und wird, nach Umständen, um fünf 
bis fünfzig Rub., oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest, 
oder, wenn er von Leibesstrafen nicht frei ist, mit zwanzig bis dreissig 
Ruthenslreichen , oder endlich mit drei bis sechs .Monaten GePängniss 
gestraft. 

§. /427. Wer Gegenstände stiehlt, die zu einer Fahrstrasse ge- 
hören, wie : Schrauben, Schraubenmütler, Klammern oder das an Brücken 
und Röhren beOndliche Eisen und Blei, wird zu dem höchsten Mass 
der in $. 2139 dem Diebstahl angedroheten Strafen verurtheilt. 

§. 4428. Wer Unrath, Mist, gefallenes Vieh oder sonstige hindernde 
Gegenstände auf einer Landslrasse abladet und dadurch die Passage 
hemmt, zahlt fünfzig Kopeken bis zu fünf Bub. Strafe, und muss die 
auf Reinigung der Strasse verwendeten Kosten erstatten. 

§. 4429. Wenn Jemand, der von Leibesstrafen nicht frei ist, einen 
Weg, eine Brücke, Fähre, einen Damm, ein Faschinenwerk oder d. gl. 
beschädigt, und das, was deshalb zu zahlen ist, nicht zahlen kann: so 
muss er, falls er in der Nähe zu Hause ist, daselbst beim Brücken- 
und Strassenbau das schuldige Geld abarbeiten , und es w erden ihm 
dabei für Fussdienst fünfzehn Kopeken, für Pferdedienst dreissig 
Kopeken täglich zu Gut gerechnet. — Ist aber der Schuldige nicht in 
der Nähe wohnhaft, oder ist er ein mit Reisenden oder Gepäck fah- 
render Fuhrmann ; so wird er nicht zum Abarbeiten verurtheilt, sondern 
körperlich bestraR, und erhält fünf Ruthenstreiche für jeden Rubel, 
den er zu zahlen gehabt hätte. 

II. Vergehen Derer, denen die Unterhaltung der Wege, 
Brücken und d. gl. obliegt. 

%.44SO. Wer gesetzüch verpflichtet ist Wege, Brücken, Gelän- 
der u. d. gl. in gutem Stande zu erhalten , und sich nicht auf die 
erste Anmahnung der Ortsobrigkeit einstellt , um das daran Schad- 
hafte auszubessern, wird um einen bis fünf Rub. gestraft, muss Den- 
jenigen, der durch solche Säumniss Verlust erleidet, entschädigen, und die 
auf Au.sbesserung der verdorbenen Stelle verw endeten Kosten ersetzen. 
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$. t4St. Wenn die Beamten, denen von der Regierung aurf^etragen 
ist, für die Erhaltung und rechtzeitige Ausbesserung der Wege, Brücken, 
Fähren u. s. w. zu sorgen, ihren Pflichten nicht gehörig nachkommen, 
so werden sie nach §. 441 und 442 beslran. 

§. I4o2. Die Bewohner der an einer Chaussee liegenden Dörfer 
müssen die Gassen, durch welche die Chaussee geht, in gutem Stande 
erhalten, den sich darauf anhäufenden Unrath auf die Seile schaß'en, 
die Abzugsgräben vor ihren Häusern reinigen, und dürfen an den 
Rändern der Chaussee weder Gras schneiden noch pflügen. Wer dawi- 
der handelt wird beim ersten und zireilen Mal um zehn Kopeken bis 
zu einem Rubel und beim dritten Mal mit drei bis sieben Tagen Ar- 
rest gestraft. Ueberdem werden die vernachlässigten Gassen und 
Gräben auf Kosten der Schuldigen gereinigt. 

Hi. Verletzung der Chaussee- und Poslslrassen- Ordnung. 

§. I4tiü. Der mit Güterwagen auf einer Chaussee oder Poslstrasso 
fahrende Fuhrmann muss sich zur Seile, rechts halten, und, falls er 
durch Unterlassung dieser Pflicht andern Passanten Aufenthalt oder 
Belästigung verursacht , für jeden seiner Wagen fünfundzwanzig Ko- 
peken Strafe zahlen. 

§. 14S4. Der Fuhrmann darf seine Fuhre nicht ohne Aufsicht auf 
der Strasse stehen lassen. Führt er mehr als ein Fuhrwerk, so muss 
er das Pferd der hintern Fuhre au das unmittelbar vorausgehende 
Fuhrwerk dergestalt anbinden, dass der Zwischenraum nicht über 
einen F'aden betrage. Für je drei Wagen eines solchen Zuges muss 
er wenigstens einen Aufseher haben. Wenn unangespannte Pferde zu 
dem Zuge gehören, so darf er sie nicht einzeln laufen lassen. Den 
Fuhrmann, der eine dieser Kegeln überlritt, irilTt die im §. 1433 
verordnete .Strafe. 

1455. Der Fuhrmann, der ohne dringende Ursache seine Fuhren, 
Nachts, auf der Strasse stehen lässt, und auf solche Weise die Durch- 
fahrt sperrt, zahlt für jedes seiner Fuhrwerke drei.ssig Kop. Strafe. 

§. 1456. Der Commissionär oder Handelsdiener, der einen Wagen- 
zug begleitet und eine von den in §. 1433 — 1435 erwähnten Un- 
ordnungen zulässt, wird, nach Umständen, um fünf bis zehn Ruh. 
gestraft. 

%.1457. Wer in einem längs der Landslra.sse angelegten Baum- 
gang Fährt, zahlt einen Rub. Strafe, oder erhält, falls er von Leibes- 
strafen nicht frei ist, bis zu fünf Kulhenstreiche. 

IV. Defraudation des IVegegeldes und gesetzwidriges Erheben 

desselben. 

§.1458. Wer um ein von der Regierung ungeordnetes Wegegeld 
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ganz oder theilweise zu ersparen, eine Barriere umfährt, einen Theil 
seines Zug> iehes vor der Barriere ausspannl, oder einen falschen Fracht- 
ze:iel vorzeigl, muss zur Strafe das Sechsfache der Summe, die er 
zuriukzubeliallen gedachte, zahlen. Von diesem Gelde wird ein Sechstel 
der Staatskasse und der Best dem Angeber verabfolgt. 

§. i-fJÖ. Der Zolleinnehmer, der über das empfangene Wegegeld 
nicht die gehörige Bescheinigung ausstellt , wird , gleich Demjenigen, 
der sich das im Dienst ihm .\nvertraute zueignet (§. 383), zur cor- 
rectionncllen Strafe erster Klasse, vierten Grades (XV) verurtheilt. 

§. HW. Wer einem Reisenden ein von der Regierung nicht an- 
geordnetes Wegegeld, Brückengeld, Fährgeld u. d. gl. abfordert, oder 
unter solchen Namen mehr erhebt, als verordnet ist, muss beim erslen 
Mal da.s Dreifache, beim zweiten Mat das Sechsfache des gesetzwidrig 
Erhobenen zahlen. Beim drillen Mal zahlt er ebensoviel als beim 
zweiten Mal, und kommt auf drei bis sechs Monate in’s GePängniss. 
— Von dem Gelde, welches der Schuldige entrichtet, wird dem Rei- 
senden das gesetzwidrig Abgeforderte zurückerstattet, und der Rest 
dem örtlichen Kollegium allgemeiner Fürsorge zugewiesen. 

Der bei einem solchen Vergehen bethedigte Staats - oder Corpo- 
rations- Beamte wird, wie für Erpressung, nach §. 407 bestrafl. 

Wenn der Eigenthümer einer Brücke oder Fähre den 
vorüberziehenden Vichlrcibcrn wehrt ihr Vieh durch das Wasser schwim- 
men zu lassen und die Brücke zu umgehen, wo ihnen solches be- 
quem ist, oder sie dazu an Stellen zwingt, wo ihnen solches gelahr- 
lich oder unmöglich scheint : so muss er dreissig Rub. Strafe zahlen 
und den Schaden, den er dadurch den Viehtreibern verursacht, ersetzen. 

V) Verletzung der Eisenhahnordnung. 

%. 1442. Wer eine Eisenbahn vorsätzlich und dergestalt beschädigt, 
dass ein Wagenzug dadurch in Gefahr gerathen kann, wird nach Be- 
schairenhcit der Beschädigung, nach Massgabe der Unglücksfälle , die 
er dabei voraussehen konnte, und der übrigen Umstände, zur pein- 
lichen Strafe zweiter Klasse, vierten oder fünflen Grades (V, M) 
oder zur correctionncllen Strafe erster Klasse, fünflen Grades (XVI) 
verurtheilt. — Dieselben Strafen treffen Denjenigen, welcher auf 
eine Eisenbahn absichtlich solche Gegenstände hinlegt, die das Befahren 
der Balm gefährlich machen. 

§. 1440. Wenn die im §. 1442 bezeichnete, gesetzwidrige Hand- 
lung in der .\bsicht ge.scheheu ist, einen auf der Eisenbahn fahren- 
den Wageuzug in Gefahr zu setzen: so trilTtden Schuldigen die pein- 
liche Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (III). 

%.1444. Wer über eine Eisenbahn fährt, Lasten hinüberführt oder 
zieht, an Stellen, wo solches nicht erlaubt ist, wird beim ersten Mal 
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um einen bis fünf Rub., beim zweiten Mal um das Doppelte, und 
beim drillen Mal mil Arrest auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
gestraft. 

§. f'Jfo. Wenn der Locomolivfiilirer bei einer dem Wagenzuge 
drohenden Gefahr nicht alle ihm zu Gebot stehende Mittel zur Ab- 
wendung derselben anwendet, oder die Flucht ergreift während sich 
in den Wagen Passagiere befinden : so trifft ihn die correctionnelle 
Strafe erster Klasse, ersten Grades 

1446. Der Eisenbahnwächter, welcher an der Bahn eine Be- 
schädigung oder sonst etwas Gefahrdrohendes bemerkt, und solches 
nicht durch Signale kund thut oder nicht sogleich seinen Vorgesetz- 
ten anzeigt, wird, nach Umständen, entweder mit drei Wochen bis 
zu drei Monaten Arrest, oder mit drei bis sechs Monaten Ge- 
fängniss bcstralf. — Wenn er das an der Bahn Schadhafte oder Hin- 
derliche aus Fahrlässigkeit nicht wahrnimmt, so kommt er auf sieben 
Tage bis zu drei Monaten unter Arrest. 

§. 1447. Wenn der Obercondncleur oder dessen Stellvertreter durch 
Unachtsamkeit oder durch Unterlas.sung der vorgeschricbcacn Vor- 
sichtsmassrcgeln es verschuldet, da.ss Jemand eine Körpen’erletzung 
oder bedeutende Gesundheitssloning erleidet oder gar das Leben ver- 
liert ; so trilft ihn das hüchsle Mass der in §. 1!)J7 und l!Ui5 ange- 
ordneten Strafe. — Ebenso wird Jeder bestraft , er mag bei der 
Bahn angestellt seyn oder nicht, der aus Unachtsamkeit Etwas auf 
den Gleisen derselben liegen lässt, und dadurch einen solchen Un- 
gliicksfall verursacht. 

§. 1 448. Geringere Verletzungen der Eisenbahnordnung werden 
an den Beamten und Dienern dieser .Vnstalten nach den für die ein- 
zelnen Bahnen erlassenen Verordnungen geahndet. Nach eben diesen 
Verordnungen werden auch die Passagiere bestraft, die den pllichl- 
mässigen Weisungen der Beamten oder den auf solchen Bahnen zu 
beobachtenden Hegeln zuwiderliandeln. 

Zweite UnterabtlieilimK« 

V E n G E II E N WIDER DIE O It II \ i; N G DER R I \ ,\ E N S C II I F F F A U R T. 

I. Regelwidrige Form der Fahrzeuge und Flösse. 

§. 1449. Wer auf Gewässern, wo nur mit Fahrzeugen von einer 
bestimmten Bauart gefahren werden darf, andere Fahrzeuge gebraucht, 
zahlt für jedes derselben, das ersle. Mal zwanzig, das zweile Mal 
vierzig Rub. Strafe. 

%.14SO. Wer eine Wasserstrasse mit grossem Fahrzeugen befährt 
als vorgeschrieben ist, zahlt für jedes solche Fahrzeug zwanzig Rub 
Strafe. — Auf der Wasserverbiudung von Wyschnevolotschok bis St. 



Digitized by Google 




28B 



Petersburg zahlt jede Barke, deren Boden das vorgeschriebene Mass 
überschreitet , für die erste Arschin l'ebermass dreissig Rub. , für die 
zweite Arschin sechzig, für die dritte hundertzwanzig Rub. u. s. w. 

%. 1431 . Wer vor die Schleusen des Tichwiner Kanals ein Floss 
bringt, dessen Grösse das vorgeschriebene Mass überschreitet, muss es 
umbauen und für jeden Balken, der nicht das gehörige Mass hat, 
anderthalb Kopeken Strafe zahlen. 

II. Regelwidrige Betakelung, Bemannung und Ladung. 

§. 1432 . Wenn es einem zu einer Karawane •) gehörenden Fahr- 
zeuge an den nothwendigsten Geräthen, an Böten oder d. gl. mangelt: 
so zahlt dessen Führer zehn bis dreissig Rub. Strafe. 

§. 1433 . üas Fahrzeug, welches auf der Wolga oder auf der 
Wasserstrasse von Wy.schnevolotschok Seile zweiter statt erster 
Sorte gebraucht, zahlt fünfundvierzig Rub. Strafe. 

§. 1434 . Wer seine Fahrzeuge in einem Kanal oder in einem 
Hafen mit Tauen anbindet, die nicht von gehöriger Güte sind, muss 
für jedes Fahrzeug, das sich losreisst, zwei bis zehn Rub. Strafe zahlen. 

§. 1453 . Für jedes mit einem unrichtigen Ladungsmassstab ver- 
sehene Fahrzeug müssen sechzig Rub. Strafe erlegt werden. 

§. 1436 . Wer auf seinem Fahrzeuge keinen Lothsen oder nicht 
die verhältnissmässige Anzahl beständiger Arbeiter hat, wird für den 
mangelnden Lothsen um fünf Rub. , für jeden fehlenden , beständigen 
Arbeiter um drei Rub. gestraft, und muss uberdem seinen am Bord 
befindlichen , beständigen Arbeitern soviel zum bedungenen Lohne 
zulegen, als die fehlenden nach Verhältniss dieses Lohnes erhalten 
haben würden. 

Wer auf seinem Fahrzeuge nicht die vorschriftmässige Anzahl Hülf- 
arbeiter hat, wird für jeden feldenden Arbeiter dieser Art um an- 
derthalb Rubel gestraR, und muss den am Bord befindlichen Hülf- 
arbeitern soviel zum bedungenen Lohn zulegcn , als die fehlenden 
nach Verhältniss desselben erhalten haben wurden. — Dieselben 
Strafen treffenden F'lossfuhrer, der auf seinem Flosse nicht die gehörige 
Anzahl Arbeiter hat. 

§. 1457 . Die zum Ladoga-Kanal kommenden Barken nnd Flösse, 
die nicht mit der vorgeschricbenen Anzahl Arbeiter oder Pferde ver- 
sehen sind, müssen am Flingaiig des Kanals liegen bleiben, bis sie 
sich die fehlenden Leute und Pferde verschalft haben. — Wenn aber 
der Führer eines Fahrzeugs oder Flosses, nachdem er in den Kanal 
aufgenommen worden, einen Theil seiner Leute oder Pferde entlässt: 

♦) Karawane, eine Aniahl beladener Barken , die lusaminen dnreh einen Kanal 
ainben. D. Vtkrrt. 
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so werden soviel Arbeiter und Pferde , als er zu wenig hat, auf seine 
Kosten gemiethet, und er muss überdem für jeden fehlenden Mann 
drei Rub., und für Jedes fehlende Pferd sechs Rub. Strafe zahlen. 

14SO. Wenn in ein Fahrzeug mehr geladen ist, als dessen Be- 
schaffenheit oder die beslehenden Verordnungen gestatten : so wird 
das L'ebermass abgcladen und der Führer, nach Umständen, um zehn 
bis fünfzig Rub. gestraft. Ueberdem wird der Lothse, wenn er dabei 
mitschuldig ist, enltreder zu einer Geldbusse von zehn bis fünfzig 
Rub., oder , falls er von Leibesstrafen nicht frei ist, zu zwanzig bis 
dreissig Ruthenstreichen, oder zu zweimonatiger Arbeit auf dem Lein- 
pfade verurtheilt. 

III. Vehertrelung besonderer Vorschriften in Betreff der 
Kanalfahrt. 

Das Fahrzeug, welches in Twer oder in der Twerza 
überwintert hat und bei KrölTuung der Schifffahrt nicht reisefertig 
ist, muss, falls sich der F.igenthümer am Bord befindet, bis zum .Ab- 
gang der allerletzten Karawane liegen bleiben. Befindet sich bloss 
ein Geschäftsführer des Kigenthürners am Bord, so muss es liegen 
bleiben bis ihm zweihundert andere Fahrzeuge vorübergegangen sind. — 
Kann im letztem Fall der Eigenthümer darthun, dass er das zur In- 
standsetzung des Fahrzeugs nothige Geld seinem Geschäftsführer recht- 
zeitig Übermacht hat: so wird dieser überdem um fünf bis zwanzig 
Rub. gestraft, und muss den Eigenthümer fiir den Zeitverlust ent- 
schädigen. — Die Commissionäre der Krone, welche sich solcher Säum- 
niss schuldig machen, müssen den Schaden ersetzen. 

§.1460. Das Fahrzeug, welches beim Eintritt in die Twerza oder 
in den See Msta nicht reisefertig befunden wird, verliert seine 
Nummer, und wird nicht eher eingelassen, als nachdem ihm die 
ganze Karawane vorausgegangen ist. 

§. 1461. Jedes Fahrzeug, welches nicht zur bestimmten Zeit an 
der Mündung der Mokscha anlangt um in diesen Fluss gehoben zu 
werden, muss fünfzehn Rub. Strafe zahlen. Ueberdem wird ein solches 
Fahrzeug, wenn es hinter der Karawane zurückbleibt oder unter- 
wegs einfriert, ohne Rücksicht auf die Kosten, die der Eigenthümer 
zu erstatten hat, in den Fluss gehoben. 

§.1462. Das FTo.ss, welches auf einer Wasserstrasse liegen bleibt 
und andern Fahrzeugen den Weg versperrt, wird auf Kosten des 
Eigenthümers und des Flossführers weggeräumt. Für die Erstattung 
dieser Kosten haften sie mit einem verhältnissmässigen Theil ihrer 
Stämme. 

§.1463. Das Fahrzeug, welches auf dem Flusse Zna fahren soll 

und nicht zur bestimmten Zeit reisefertig ist, verliert seine Nummer 

19 



Digitized by Google 




2!»0 



in der Kariiwane, und darf dann nur mit einer Ladung von * Arschin 
abgelien. Uebcrdem müssen für jedes solche Fahrzeug dreissig Rub. 
in die Sleiicrkasse gezahlt werden. 

§. i464. Jedesmal, wo sich in Nischnii - Novgorod ein Fahrzeug 
oder Floss wegen Schwache seiner Taue vom L'fer losreisst , zahlt 
der Führer desselben fünfzehn Rub. in dieselbe Kasse, wohin die von 
den Jahrmarktsbuden jener Stadt zu erhebenden 15 l’rozent fliessen. 

§.146H. Wer auf der Tichwinka oder Siasa Bauholz flössl und es 
nicht innerhalb der bestimmten Zeit zum Flossrechcn treibt, zahlt 
einen Kop. Strafe für jeden zurückbleibenden Stamm. Das zurückge- 
bliebene Holz wird auf seine Kosten zum Flossrechen getrieben. — 
Der Scheitholzllösser , der sein Scheitholz vor der bestimmten Zeit 
in’s Wa.sser wirft, oder damit zaudert bis der rechte Zeitpunkt vorüber 
ist, oder sein Holz nicht zur bestimmten Zeit von dem Flussrechen 
abgehen lässt, zahlt für jedes Klafter solchen Holzes sechs Kop. Strafe. 
— Wenn in Folge eines sulchen Versehens einiges Scheitholz bis 
nach Ablauf der allgemein vorgeschriebenen Flösszeit im Flu.ss liegen 
bleibt ; so werden , ausserdem dass der Flösser die ebengenannte 
Geldbusse zu zahlen hat , auf seine Kosten soviel Arbeiter und 
Pferde gemiethet, als nüthig sind, um cs aufs sclüeunigste bis zum 
Flossrechen zu schatfen. 

§. 1 466. Die Bauholzhändler zahlen insgesammt dreissig Rubel für 
jeden Flossrechen, den ihre Flüsse sprengen. Ebensoviel zahlt die 
Gesellschaft der Scheitholzhändler , durch deren Flüsse ein solcher 
Rechen gesprengt wird. Ueberdem muss das Beschädigte auf Kosten 
der Schuldigen schleunig wiedcrhergestellt werden. 

%.i467. Der Bauholzhäudler, der einzelne Stämme an Stellen llösst, 
wo solches nicht erlaubt ist, zahlt für jeden Stamm dreissig Kop. Strafe. 

§. 1468. Wenn zwei oder mehr beladene, grosse Fahrzeuge, Bord 
an Bord zusammengebunden, auf einem Gewässer geflüsst werden, 
wo solches verboten ist : so zahlt der Eigenthümer der Ladung oder 
der Eigenthümer der Fahrzeuge, jenachdem der eine oder der andere 
daran Schuld ist, fünfzehn Rub. Strafe. — Sind die Fahrzeuge hinter- 
einander, das Vordertheil des einen an das Hintertheil des andern ge- 
bunden : so zahlt der Schuldige nur sieben Rub. fünfzig Kopeken. — 
Diese Strafe trilTt solche Fahrzeuge nicht, welche verholt oder ver- 
mittelst einer Dampf- oder andern Maschine bugsirt werden. 

%.146it. Wer die Masten seines an einem Leinpfade oder Lüsch- 
platz liegenden Fahrzeuges emporrichtet, mit seiner Barke aus der 
Linie tritt oder die .Vnker wirft ohne seine .Masten herabzulassen, und 
dadurch die Leinzieher anderer Barken in ihrer .\rbeit hindert , zahlt 
einen bis fünf Rub. Strafe. 
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§. l i70. Wer an einer Stelle, wo die Fahrzeuge nach ihren Num- 
mern hintereinander gehen müssen, eigenmächtig aus der Reihe tritt, 
muss solange zur Seite hallen , bis ihm alle zu demselben Zuge ge- 
hörende Fahrzeuge vorausgegangen sind. Ueberdem aber wrd der 
Barkenführer, der sich solches auf der Wolga, Msta oder auf der 
Wasserslrasse von Wyschiievolotschok erlaubt, um vierzig bis sechzig 
Rub. , wenn es auf der Twerza oder Zna geschah, um zwanzig bis 
vierzig Rub., und falls er es auf einer der andern Wasserstrassen 
that, um fünfzehn bis vierzig Rub. gestraft. 

%.147t. Das Fahrzeug, welches sich am Eingang des Ladogakanals 
widerrechtlich andern , zu demselben Zuge gehörenden Barken vor- 
drängt, wird solange angehallen, bis alle die Fahrzeuge, denen es sich 
vorgedrängt hat, in den Kanal eingelassen sind. Ueberdem zahlt der 
Schuldige fünf bis zehn Rub. Strafe. — Wenn aber ein Fahrzeug im 
Ladogakanal ein anderes widerrechtlich überholt oder nicht zulassen 
will, dass ihm andere Fahrzeuge Vorbeigehen, die dazu berechtigt sind ; 
so wird es für solange augehalten, bis das widerrechtlich überholte 
oder das zum Vorgang berechtigte Fahrzeug vorübergegangen ist, und 
der Schuldige zahlt fünf bis zehn Rubel Strafe. 

§. t47Q. Wenn ein Barkenführer, um längs dem linken VVolgaufer 
fahren zu dürfen, vorgibt, nach einem Hafen der obern Wolga bestimmt 
zu seyn, in Twer aber sich zur Fahrt auf der Twerza meldet : so 
erhält er keine Reihennummer , und muss solange liegen bleiben , bis 
die Barken, welche vor oder zugleich mit ihm Ribinsk verlassen haben, 
der Reihenfolge gemäss in die Twerza eingelassen sind. Ueberdem zahlt 
er für jede Barke, die er so geführt hat, zwanzig bis vierzig Rub. Strafe. 

§. 4475. Wer zur Zeit der Schifffahrt Seile über einen Fluss oder 
Kanal zieht, oder die Schifffahrt sonst auf irgend eine Weise hemmt, 
zahlt einen bis fünf Rub. Strafe. 

§. 4474. Wenn ein Fahrzeug an einer Stelle , wo die Barken in 
Reihenfolge gehen müssen, auf eine Untiefe geräth oder durch sonst 
einen Unfall in seinem Lauf gehemmt w ird, und die Führer der nach- 
folgenden Fahrzeuge ihm ihren Beistand versagen : so müssen diese 
den durch ihre Weigerung veraiilasslen Schaden ersetzen , und Jeder 
von ihnen wird überdem um zwanzig bis fünfzig Rub. gestraft. 

S- 4475. Wer eine Schleuse, einen Damm, Wasserablass oder sons- 
tigen Wasserbau unvorsälzlich beschädigt, muss die Kosten der Repa- 
ratur ersetzen. — Geschah die Beschädigung vorsätzlich, so trifft den 
Thäter, ausser der Verpflichtung zum Ersatz der Reparaturkosten und 
des sonst angerichtelen Schadens, nach Umständen, entweder die cor- 
rectionnelle Strafe erster Klasse, fünften Grades (XVT) oder die 
coixectionnelle Strafe zweiter Klasse, dritten Grades (.\TX). 
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5 . 1476. Der Barkenführer, welcher bei der Mündung des Ladoga- 
kanals in die Newa um die Kriaiibniss nachsucht, früher als die Reihen- 
folge bcslimml, durch die Schleusen zu gehen, und sich dessen weigert 
nachdem er zu den Schleusen gelassen worden, muss zu seiner frühem 
Stelle zurückkehren und für jede seiner Barken fünf bis zehn Rub. 
Strafe zahlen. 

§. 1477. Der Müller oder sonstige Eigner eines Wasserbehälters, 
der trotz obrigkeitlichen Befehls, sein aufgestautes Wasser entweder 
gar nicht oder nicht in gehöriger Menge zu einer Zeit oder an einer 
Stelle ablässl, wo er dazu uncnigelllich verpllichlel ist, wird um zehn 
bis zwanzig Rub. gestraft. — Wer sich solches zu einer Zeit oder an 
einer Stelle zu Schulden kommen lässt , wo ihm das abzulassende 
Wasser bezahlt wird, verliert diese Vergütung, und muss überdem 
für seinen Ungehorsam fünf bis zehn Rub. Strafe erlegen. — Wer 
sich für das so abgclassene Wasser mehr zahlen lässt als er soll, 
oder überhaupt Zahlung fordert , wo er zum unentgeltlichen Wasser- 
ablass verpflichtet ist, wird nach §. 1508 bestraft. 

§. 1478. Wenn bei einer beweglichen Brücke oder bei einem Fähr- 
prahm nicht dafür gesorgt wird , dass die Fahrzeuge ohne Aufenthalt 
hindurch oder vorüberziehen können : so triflt den Schuldigen, neben 
der Verpflichtung zum Schadenersatz , eine Geldbusse von fünf bis 
zwanzig Rubeln. — Wer sich bei einer solchen Stelle zahlen lässt, was 
ihm nicht gebührt, wird nach §. 1508 bestraft. 

§. 1470. Jedes Fahrzeug, welches in einem Fluss oder Kanal ein- 
friert und sich daselbst zur Ueberwintcrung anschickt, ohne solches 
sogleich dem nächsten Distanzaufseher zu melden, zahlt vier Rub. 
fünfzig Kop. Strafe. 

IV. Beschädigung der Leinpfade. 

%.1480. Der Bootsknecht,* welcher einen Leinpfad vorsätzlich be- 
schädigt oder das Holzwerk an den Brücken desselben abbricht» 
wird mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest, oder, falls er von 
Leibesslrafen nicht frei ist, mit zwanzig bis dreissig Rnthenstreichen 
bestraft. — Der Barkenführer, der sich solches zu Schulden kommen 
lässt, zahlt die Reparaturkosten zweifach, und jedenfalls nicht weniger 
als anderthalb Rubel. — Geschieht solches an einem Leinpfade der 
Wolga oder der Wasserstrasse von Wyscliiievolotschok : so zahlt der 
Schuldige, ausser den Kosten der Reparatur, sieben und einen halben 
Rubel für jeden Balken, den er zerstört oder so beschädigt hat, dass 
er umgewechselt werden muss. 

§. 1481. Wer ein Fahrzeug auf einem zum Leinpfade gehörenden 
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l’latz erbaut und die Späne nicht sogleich nach beendigter Arbeit 
wegräuint, muss zweimal soviel zahlen, als dieses Wegräumen kostet- 

%. 148S. Wer einen Leinpfad auf irgend eine Weise beschädigt 
und nicht zeitig ausbessert, muss das Doppelte der Reparaturkosten zahlen. 

£485. Wenn Jemand auf einem Leinpfade Etwas bauet, was da- 
selbst nicht erbaut werden darf, oder ein Gebäude, welches daselbst 
nur im Winter stehen darf, anlegt und bei Beginn der Schilffahrt nicht 
w egnimmt, oder irgend Etwas auf dem l.einpfade aufstapelt und nicht 
zu rechter Zeit wegräumt : so werden solche Gegenstände auf seine 
Kosten weggeschalTt, und er muss überdem fünf bis zehn Rub. Strafe 
zahlen. 

§.1484. Der L ferbewohner, der einen Leinpfad beackert, versperrt, 
beschädigt oder mit Unrath belegt, muss ihn wieder in guten Stand 
setzen und fünf bis zwanzig Rnb. Strafe zahlen. 

§. 148S. Wenn diejenigen Personen, denen cs obliegt einen Lein- 
pfad in gutem Stande zu erhalten, diese Pflicht, trotz einer polizeilichen 
Mahnung, vernachlässigen : so wird der Pfad auf ihre Kosten ausge- 
bessert, und sie müssen überdem zehn Rubel Strafe zahlen. 

V. f'ergehen der Barkenfiihrer und Ladungsschaffner- 

§.£486. Der Barkeiiführer, der seine in irgend eine Gefahr ge- 
rathene Barke, unter welchem Vorwand es auch sey, auf mehr denn 
drei Tage verlässt, muss für jeden Tag der Abwesenheit jedem seiner 
Knechte neun Kopeken zum bedungenen Lidm zulegen , ebensoviel 
täglich für jedes Zugpferd zuzahlen , und überdem für jeden solchen 
Tag eine Geldbusse erlegen, die entweder zu fünfzehn oder zu sieben 
und einem halben Rubel bestimmt wird, jenachdem die Ladung das 
Gewicht von*achttausend Pud übersteigt oder nicht übersteigt. 

§. i-lö7. Der Barkeiiführer oder Ladungsschalfner, welcher mit 
seinen Fahrzeugen an einem Ort, iinnöthiger Weise, länger verweilt, 
als ihm das Beglcmeiit gestattet, muss für jedes seiner Fahrzeuge 
täglich drei Rubel in die Sleiierkasse , und seinen Arbeitern die im 
$. 148Ü bestimmte Zulage zahlen. 

§.£488. Der Barkeiiführer, welcher einen kranken Bootsknecht 
aussetzt , ohne ihn mit dem zu seiner Verköstigung und Heimkehr 
nöthigen Gelde zu versehen, muss den vertragmässigen Lohn desselben 
auszahlen. Die eine Hälfte dieses Geldes wird dem .Arbeiterverein, zu 
dem der Kranke gehört , die andere Hälfte dem Kraiikenhause des 
Departements der Land- und Wasserwege verabfolgt. 

Wird ein solcher Kranke hülflos in einer unbewohnten Gegend zn- 
rückgelassen : so trifft den Barkenführer eine nach §. 1991 zu be- 
stimmende Strafe. 
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$. 1489. Der Barkenrührer, dessen Maiinscharc nicht mit gehörigen 
Pässen versehen ist, wird nach §. US!), 1193 und 1194 bestraft. 
Die von ihm einzutreibende Geldbusse fällt dem Verein der Boots- 
knechte zu. 

%.1490. Wenn eine beladene, aber schadhafte Barke in einen 
Kanal einfährt und darin scheitert, so geschieht die Wegräumung 
der Trümmer und die Ausbesserung der etwa dadurch beschädigten 
Sclileuse auf Kosten der Ladung oder des Barkenfuhrers, der über- 
dem fünfzehn Kub. Strafe zahlt. 

%.1491. Der Barkenfülirer , der nicht über Das, was seine ge- 
dungenen Arbeiter betrifft, vorsctiriflmässig Buch fülirt, zahlt sieben 
und einen halben Rub. Strafe. 

1492. Der Barkenführer und Ladungsschaffner , der den Wei- 
sungen des Schilfamtes nicht gehorcht, wird beim ersten Mal um 
fünf bis fünfzehn — , beim zweiten Mal um fünfzehn bis dreissig 
Rub. gestraft. Beim dritten Mal wird er mit einer Geldbusse von dreis- 
sig Rub. und mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest belegt. 

%.1495. Der Ladungsschalfner , welcher Etwas von der Ladung, 
ohne Genehmigung seines Handlungsherrn oder an einem Ort ver- 
kauft, wo solches verboten ist, und sein Verfahren nicht mit gül- 
tigen Gründen rechtfertigen kann, wird um zehn bis fünfzig Kub. 
gestraft. 

VI. Vergehen der Lothsen. 

$. 1494. Der Lothse, der sich nicht zur bestimmten Zeit auf der 
Barke einstellt, zu deren Führung er sich verdungen hat, muss den 
dadurch veranlassten Schaden ersetzen, und wird uberdem mit fünf- 
zehn bis zwanzig Ruthenstreichen, oder, falls er von Leibesstrafen 
frei ist, um zwei bis fünf Rub. gestraft. 

§.1495. Der Lothse, welcher das ihm anverlraute Fahrzeug eigen- 
mächtig verlässt, muss für Nichterfüllung seines Vertrags Ersatz leisten, 
und wird zu zweimonatiger Arbeit auf dem Leinpfade verurtlieilt. — 
Wenn er das Fahrzeug zu einer Zeit verlässt, w o diesem eine Gefalir 
drohet, und wenn in Folge davon das Fahrzeug scheitert oder unter- 
geht : so wird er, neben Verpflichtung zum Ersatz, nach Mas.sgabe 
des angerichteten Schadens, mit sechzig bis siebzig Ruthenstreichen, 
oder, falls er von Leibesstralen frei ist, um zehn bis fünfzig Rub. 
gestraft. 

§.1496. Dem Lothsen, der ein anderes Fahrzeug an einer Stelle 
überholt, wo solches nicht erlaubt ist, oder der durch seine Langsam- 
keit den Lauf einer Karawane hemmt, wird, nach Massgabe seiner 
Schuld, der Lohn entzogen, oder die Ausübung seines Gewerbes für 
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Eine P'ahrt, für eiu Jahr oder für immer untersagt, oder endlich Arrest 
auf sieben Tage bis zu drei Wochen zuerkannt. 

Dieselben Strafen treffen den Lothsen, durch dessen Fahr- 
lässigkeit eiu Fahrzeug zu Schaden kommt, oder der nach einem dem 
Fahrzeuge zugestossenen Unfall nicht darthun kann, dass er daran un- 
schuldig ist. 

14lß8. Der Lothse, der ein Fahrzeug vorsätzlich zu Schaden 
kommen lässt, wird, nach Umständen, zu drei Wochen bis zu drei 
Monaten Arrest, oder zu zwei .Monaten .\ibeit auf dem Leinpfade, oder 
zu sechs Monaten bis zu einem Jahr .Arbeitshaus verurtheilt, und darf 
nie wieder als Lothse dienen. — Der Lothse, welcher ein Fahrzeug, 
auf dem sich .Menschen belinden , vorsätzlich untergehen lässt , wird 
nach §. 2120 bestraft. — ln allen diesen Fällen ist er auch zum Schaden- 
ersatz verpflichtet. 

§. IW9. Für Ungeliorsain und ungebührliches Benehmen gegen 
Beamte des SchiDämts wird der Lothse durch Entziehung seines 
Lohnes , oder, falls er von Leibesstrafen nicht frei ist , mit zwanzig 
bis dreissig Buthenslreichen bestraft. — Erlaubt er sich ein solches 
Benehmen gegen den Schilfer, so hat er Entziehung eines Theils 
seines Lohnes, oder, falls er von Leibesslrafen nicht frei ist, zehn bis 
fünfzehn Kulheustreiche zu gewärtigen. 

VII. Vergehen der Dootskneehte. 

§. 1300. Der Bootskncchl , welcher unterwegs von dem Fahr- 
zeuge, dem er sich verdungen hat, eniweiehl, kommt auf sieben 
Tage bis zu drei Wochen unter Arrest, und muss für ^'ichterfüllung 
seines Vertrages den geselzmässigen Pirsatz leisten. 

§. 1301. Wenn ein zu einer Karawane gehörendes Fahrzeug auf 
eine Untiefe oder sonst in Gefahr gerälh, und die Leute der nach- 
folgenden Fahrzeuge ihm nicht auf den ersten Zuruf des Schilffalirts- 
aufsehers zu Hülfe eilen : so wird der Ungehorsame mit zehn bis 
fünfzehn Buthenslreichen oder, falls er von Leibesslrafen frei ist, 
mit drei bis sieben Tagen Arrest bestraft. 

%.1502. Der Boolskiiecht , welcher unterwegs, bei einer schwie- 
rigen oder gefährliclien Stelle , den l’alron um eine Zulage zum be- 
dungenen Lohn anspricht, wird mit zwanzig bis dreissig Buthenstreichen, 
oder, falls er von Leibesslrafen frei ist, mit drei Wochen bis zu 
drei Monaten Arrest bestraft. 

J. 1303. Für Trägheit, Trunkenheit, Ungehorsam, versuchte Ent- 
weichung, Widerspenstigkeit und Fahrlässigkeit darf der Patron oder 
dessen Stellvertreter einem Bootsknecht, auf den mündlichen Aus- 
spruch des Arbeiter- Vereins, eine ausserordentliche Arbeit auferlegen. 
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oder zwei bis fünf Pruzent vom Lohn, zum Besten des Vereins, 
in Abzug bringen. 

Wenn ein von Leibesslrafen nichlbefrcilcr Bootsknecht zu einer 
Zeit, wo sich das Fahrzeug, die Mannschaft oder die Ladung in Ge- 
fahr befinden , die auf deren Rettung bezüglichen Befehle seiner Obern 
vorsätzlich unbeachtet lässt : so darf ihm der Patron oder dessen Stellver- 
treter bis zu fünf Schläge mit einem Strick oder einer Gerte geben lassen. 
— In wichtigem Fällen wird der Bool.skuecht, der sich eins von den 
obengenannten Vergehen zu Schulden kommen lässt, durch das Ge- 
richt zu drei bis sieben Tagen Arrest verurtheilt. 

Vlll. Vergehen der Uferbewohner. 

§. 1S04. Der Uferbewohner, der ein vom Eisgang getriebenes 
Fahrzeug auflangt und, in der Absicht es zu berauben oder sich zu- 
zueignen, abseits oder auf sein Gebiet führt, muss beim ersten Mal 
den zweifachen Werth des Fahrzeugs als Strafe erlegen, das Fahr- 
zeug selbst oder dessen Schätzpreis dem Kigenthümer zustellen, und 
allen Schaden, den er ihm sonst verursacht hat, ersetzen. Wer 
eines solchen Vergehens zum zweiten Mal überführt wird, erleidet 
die Strafe des Diebstahls nach §. 2159, und diese wird beim dritten 
Mal um einen Grad erhöht. 

§. ISOS. Wenn ein Uferbewohner die Schifffahrer widerrechtlich 
belästigt, ihnen nicht gestattet ein auf seinem Gebiet gescheitertes 
oder gestrandetes Fahrzeug durch beliebig gewählte Arbeiter abladen 
zu lassen oder flott zu machen , sie bei ihren Arbeiten hindert, ihnen 
nicht erlaubt am Ufer ein Wachhaus für den Winter zu bauen, oder 
die zum Aubiuden der Barken eingerammten Pfähle wegnimmt : so 
wird er, ausser der Verpflichtung zum Schadenersatz, entweder mit 
einer Geldbusse von fünf bis zehn Hub. , oder, falls er von Leibes- 
strafen nicht frei ist, mit zw anzig bis dreissig Huthenstreichen bestraft. 

$. 1506. Der Uferbewohner, welcher sich, trotz des Befehls der 
Polizei oder des SchiflTahrtsaufsehers, weigert einem in Gefahr ge- 
rathenen Fahrzeuge für den gesetzlichen Lohn Hülfe zu leisten, 
wird entweder um drei bis fünf Kuh., oder, falls er von Leibesslrafen 
nicht frei ist, mit zehn bis zwanzig Huthenstreichen bestraft. 

§. 1507. Wer die Schifffahrt auf einem Flusse durch Flechtzäune 
oder andere zum Fischfang bestimmte Werke beeinträchtigt, einen 
Leinpfad beschädigt , einen schiffbaren Fluss . oder Kanal auf irgend 
eine Weise seichtet, an dessen Ufern Erde oder Sand ausgräbt und 
sie dadurch beschädigt, muss iiochcinmal soviel zahlen, als das Reini- 
gen und -Vusbessern der beschädigten Stelle kostet. Das Material der 
Flechlzäune wird dem Kollegium allgemeiner Fürsorge zugewiesen. 
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$. 1S08. Wer einem Schifffahrer irgend einen ungesetzmässigeii 
Zull abfordert, muss das gesetzwidrig Krhubene beim erslt'n Mal 
dreifach, be\in zweiten uni dritten Mal sechsfach erlegen, und kommt 
übcrdem, heim drillen Mal , auf drei bis sechs Monate in’s Gefangniss. 
Von dem Gelde, welches der Schuldige erlegt, wird dem Schilfer so- 
viel zurückerstattet, als ihm widerrechtlich abgefordert worden ist, 
und das Uebrige dem Kollegium allgemeiner Fürsorge zugewiesen. 
Ist eine solche Widerrechtliclikeit von einem im Dienste des Staats, 
oder einer Corporation stehenden Beamten begangen worden, so trifllt 
diesen die Strafe der Erpressung nach §. f07. 

$. 1308. Wer den Lauf eines schilTbaren Flusses eigenmächtig 
verändert oder durch Dämme , Gräben oder andere Werke schwächt, 
muss allen dadurch veranlassten Schaden vergüten , das Flussbett 
wieder in Stand setzen , und überdem hundert bis dreihundert Bub. 
Strafe zahlen. 

§. lolO. Die in den §§. Ui'J— UOI, IVG5— USli, U90— 1500, 
1501—1507 und 1509 angeordneten Geldbussen lliessen in die Kassen 
der zuständigen Schilffahrtsbehürdeu. 

IX. Vergehen der Schifffahrtsheamten- 

%.lSli. Der Distanzaufseher, der seine Dienstpflicht verabsäumt, 
nicht gehörig für llinwegräumung der Schilffahrtshindernisse sorgt, 
die in seiner Distanz entstehenden Untiefen nicht durch Warnungs- 
zeicheu kenntlich macht , sie der Behörde nicht anzeigt , die Merk- 
zeichen des Fahrwassers nicht in gutem Stande erhält , einem schei- 
ternden oder brennenden Fahrzeuge keine Hülfe zukommen lässt, 
sulche Unfälle der Behörde nicht umständlich berichtet, in den Be- 
ziehungen der Schilffahrer zu einander und zu den Uferbewohnern 
nicht die gehörige Ordnung erhält, am Bord der Fahrzeuge Feuer 
duldet, bei der Abfahrt der Karawanen nicht zugegen ist, die Kara- 
wanen nicht an solchen Stellen begleitet, wo ihm dieses befohlen ist, 
wird nach den allgemeinen Hegeln über Nachlässigkeit im Dienst 
(S-lll und 412) mit rügenden Bemerkungen, mehr oder minder strengen 
Verweisen, Arrest oder Fnitlassung bestraft. 

§. 15111. Der Dislanzaufseher, welcher einen Leinpfad in Verfall 
kommen lässt, erhält mehr oder weniger strenge Bügen oder Ver- 
weise. Geräth ein Leinpfad durch seine Fahrlässigkeit in einen so üblen 
Zustand, dass die Schifffahrt eine Hemmung erleidet, so wird er vom 
Amt entlassen. 

§.1515. Der Distanzaufseher, welcher die durch seine Distanz 
ziehenden Fahrzeuge nicht nach der Kcihenfolge in s Buch einschreibt, 
sie nicht urdnungsmässig mit Nummern versieht, wo solches befohlen 
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ist, oder sich bei Austheiluiig der’ Nummern Ungerechligkeilen erlaubt, 
verliert, nach Umständen, einen, vier oder acht Monate von seinem 
üienstalter, und wird in besonders wichtigen Fällen ' vom Amt 
entlassen. 

1514. Der Distanzaufseher, welcher die Fahrzeuge, Schiffer, 
Schiffskncchle und deren Hcuerkontrakte nicht in das dazu bestimmte 
Buch einschreibt, oder sich von einem Schifflierrn keinen Revers 
darüber ausstellen lässt, dass dessen Arbeiter, falls sie krank werden, 
gehörige Pflege erhalten sollen, wird beim ersten Mat durch einen 
mehr oder minder strengen Verw eis , beim zweiten Mal durch einen 
einmonatigen Abzng vom Dienstalter, und beim dritten Mal durch 
Entlassung bestraft. 

§.1515. Wenn eine Barke, welche durch die Stromschnelle bei 
Borowitschi passiren soll, hiezu bei der ersten Besichtigung durch 
den Distanzaufschcr für untauglich erklärt, dann aber nochmals durch 
Geschworene besichtigt und tauglich befunden wird : so müssen der 
Distanzaufseher und das Mitglied des Schiffamts, welches der ersten 
Besichtigung beiwohnte, zusammen zwanzig Bub. Strafe zahlen. 

§.1516. Der Distanzaufscher, w elcher aus Fahrlässigkeit eine ge- 
brechliche Barke in einen Kanal einlässt, wird, wenn sie darin zu 
Grunde geht, beim ersten Mal um sieben und einen halben Bub. ge- 
straft, und beim zweiten Mal vom Amt entlassen. — Wenn er, um 
einen Schiffer zu beeinträchtigen, einer tauglichen Barke den Eingang 
in den Kanal verwehrt, so wird er vom .\mt abgesetzt. 

§. 1517. Der Distanzaufschcr, der ein Fahrzeug oder Floss gesetz- 
widrig aufhält, wird vom Amt entlassen, und muss den, welchen er 
dadurch beeinträchtigt hat, entschädigen. . 

§.1518. Für alle sonstige Dienslfeliler und Amtsvergehen werden 
die Aufseher der Binnenschifffahrt nach den im fünften Abschnitt 
dieses Gesetzbuchs enthaltenen Begcln bestraft 

X. yergehen hei der Dampfschifffahrt. 

§.1519. Der Dambfbootsfuhrer, der auf Strömen oder in Eng- 
pässen nicht rechts ausweicht, wenn ihm andere Fahrzeuge und be- 
sonders andere Danipfböte begegnen, oder der seinen Lauf nicht 
mässigt oder hemmt, wo solches zu Vermeidung eines Zusaipmeu- 
stosseus nothweudig ist, haftet für allen dadurch veranlassten Schaden, 
und wird , nach Umständen, mit einer Gcldbusse von dreissig Bub. 
oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest belegt. — Die- 
selben Strafen treffen Denjenigen, der sein Dampfboot nicht gehörig 
mit Ballast versieht oder zur Nachtzeit ohne die vorschriftmässigen 
Feuersignale fährt. 
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§. 1320. Wer mit seinem Dampfbool schneller fährt, als es ohne 
Gefahr geschehen kann, mehr Ballast ladet oder mehr Passagiere auf- 
nimrnl, als das Gesetz bestimmt, wird um fünfzig bis zweihundert Kub. 
oder mit drei bis sechs Monaten Gefängniss gestraft. 

S- I52i. Der Dampfbootsfülirer, der bei dichtem Nebel seinen Lauf 
nicht mässigl und nicht läuten lässt bis das Fahrzeug im Hafen ange- 
langt oder zum Stillstand gebracht ist, muss, im Fall eines Zusam- 
menstossens mit einem andern Fahrzeuge, allen Schaden ersetzen, 
und wird nach §. 1520 bestraft. 

§. 1522. Der üampfboolsfuhrer, der nach Beendigung einer Fahrt, 
die ihm unterwegs zugestossenen Ereignisse, welche er der Behörde an- 
zuzeigen verpflichtet ist, nicht anzeigt, zahlt zehn bis dreissig Bub. Strafe- 

§. 1525. Die nach§. 1510 — 1522 eingehenden Strafgelder werden zu 
dem für die Wittwen und Waisen der Lothsen gestifteten Kapital geschlagen . 



ELFTE ABTHEILl >G. 

VERGEHEN WIDER DAS PüSTREGLEMENT. 



§.1524. Der Postbeamte und Postbediente, welcher ein auf der 
Post abgegebenes Packet oder einen mit Geld beschwerten Brief ent- 
wendet oder unterschlägt, wird, wie Einer, der sich das im Dienst 
ihm Anvertraute zueignet, nach §. 3si bestraft, und muss das Ent- 
wendete und allen verursachten Schaden ersetzen. 

§.1525. Dieselbe Strafe trilft den Postbeamten und Postbedienten, 
der einen Brief oder ein Packet, worin sich ein Wechsel oder irgend 
ein Dokument befindet, unterschlägt oder absichtlich aufhält. 

§.1526. W'er Briefe oder Papiere, die auf die Post gegeben sind, 
aber weder Geld, Wechsel noch Dokumente enthalten, unterschlägt 
oder vorsätzlich aufhält, wird nach folgenden Regeln bestraft. Der 
Postbeamte wird vom Dienst aiisgeschlo.ssen, und darf nirgends wieder 
angestellt werden. Der Sortirer, welcher unter der Gerichtsbarkeit 
des Postamts steht, wird zum l’ostillon degradirt; gehört er nicht 
unter diese Gerichtsbarkeit, so wird er vom Dienst ausgeschlossen. 
Der niedere Postbediente , w elcher unter der Gerichtsbarkeit des 
Postamts steht, wird unter die Soldaten abgegeben; gehörte er vor 
seinem Eintritt in den Dienst zu dem Stande der Kopfsteuerpflichtigen, 
so wird er in diesen Stand zurückversetzt , und auf ein bis zwei 
Jahre in eine correctionnelle Civil-Arrestanten-lnmipagnie abgegeben. 
Der als Postillon dienende Edelmanns- oder Oberoflizierssohn wird unter 
die Soldaten abgegeben, und darf sich aufdienen. Militäre niedern 
Grades , welche den militärischen oder den St. .\nnenorden besitzen, 
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verlieren diese Ehrenzeichen und alle damit verbundene Rechte. Mili- 
täre, welche diese Zeichen nicht besitzen und vun Leibesslrafen nicht 
frei sind , erhalten fünfzig bis seclizig Kuthenstreiche, und werden auf 
ein bis zwei Jahre in eine correctionnelle Civil-Arrestanten-Compagnie 
abgegeben. 

§. Wenn ein I’osthauderer oder ein Poslknecht Gegenstände 

entwendet, welche durch die Post befördert werden sollten, oder 
Personen bestiehlt, welche in einem Postwagen reisen ; so trifft ihn 
die härteste der im §. 2153 wider das Bestehlen der Postfuhreii an- 
geordnelen Strafen. 

§. 1528. Der Postbeamte oder Poslbediente, der sich wissentlich 
dazu versteht, einen Brief ohne Einwilligung der Person, an die er 
adressirt ist, einem Andern abziigeben, wird nach §. 1520 bestraft. 

1529. Der Postbeamte, welcher aus Fahrlässigkeit einen mit Geld 
beschwerten Brief oder ein Packet abhanilcii kommen lässt , wird , 
nach Umständen, mit einem strengen Verweis, oder mit sieben Tagen 
bis zu drei Monaten Arrest, oder mit sechsmonatigem bis einjährigem 
Abzug vom Dienstalter bestraft, und muss dem Postamt soviel zahlen, 
als dieses dem Eigenhümer der verlornen Gegenstände zu erstatten hat. 

$. 1550. Der Postbeamte und Postbediente , der einen der Post 
anvertrauten Brief unbefugter Weise öffnet, wird vom Dienst entlassen. 
— Geschah dieses Vergehen in der Absicht den Inhalt des Briefes 
einem Andern mitzulhcilen , so wird der schuldige Postbeamte vom 
Dienst ausgeschlossen, der schuldige Postillon aber als Gemeiner zum 
Militärdienst abgegeben. 

§. 1551. Der Postbeamte, welcher einen versicherten Brief ab- 
handen kommen lässt, wird beim erslen Mal durch einen sechsmo- 
natigen Abzug vom Dienstalter, beim zweiten Mal durch Entlassung 
vom .Vmt bestraft. — Geht ein nichtversicherter Brief verloren : so 
trifft den schuldigen Beamten beim ersten Mal eine rügende Be- 
merkung, beim zweiten al ein mehr oder minder strenger Verweis. 
Beim dritten Mal werden ihm sechs .Monate von seinem Dienstalter 
gestrichen, und beim vierlen Mal erhält er seine Entlassung vom 
Amt. Ueberdem wird der Brief oder das Packet, w elches der Absender, 
an die vStelle des abhanden gekommenen, der Post anvertraut, auf 
Kosten des schuldigen Beamten befördert. 

§. 1552. Die Strafen des §. 1531 treffen mit derselben .rVbstufung 
den Postbeamten auch dann , wenn er einen versicherten oder nicht- 
versicherlen Brief aus Fahrlässigkeit aufhält. 

§.1555. Der Postillon, welcher aus Fahrlässigkeit ein Felleisen 
oder anderes Behältniss mit Briefen oder Packeten verliert, oder sich 
Etwas von den ihm anvertrauten Geldern , Packeten oder Briefen 
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entwenden lässt, wird, nach Umständen, zum Warteknecht oder 
Wächter degradirt, oder auf sieben Tage bis zu drei Monaten unter 
Arrest gesetzt, odn vom Dienst entlassen. 

§. /.5.7'f. Dieselben Strafen trelTcn den Postillon, welcher Briefe 
oder Packete, die er abgeben soll, aus Fahrlässigkeit zurückbehält. 

%. l.%Sa. Der Postbeamte, welcher das empfangene Porto oder 
Püstgeld unterschlägt, wird als Kiner, der sich das im Dienst ihm 
Anvcrlraiile zueignet , nach §. 383 bestraft. 

§. 1536. Der Postbeamte, welcher Gelder, Packete oder ver- 
sicherte Briefe zur Beförderung empfängt, muss darauf sehen, dass 
der Absender oder, falls dieser nicht schreiben kann, eine von 
diesem zu ermächtigende Person die abgegebenen Gegenstände in 
das Postbuch einschreibe. In den Postcomptoiren muss die Speci- 
fication der Packete durch den Absender oder durch de.sseii Bevoll- 
mächtigten eigenhändig geschrieben werden, während es in den 
Postämtern der Hauptstädte genügt, dass sie dieselbe bloss unter- 
schreiben. Der Postbeamte, der diese Regeln nicht beobachtet, wird 
vom .\mt entlassen, und muss, wenn in Folge einer solchen Unter- 
lassung ein Packet verloren gehl, die auf Entschädigung des Ab- 
senders verwendete Summe der Postverwaltung wiedererstatlen. 
Hatte er bei dieser Unterlassung die Absicht einen der Post anver- 
Irauten Gegenstand zu unterschlagen : so wird er nach §. 152i 
bestraft. 

§. 1357. Wenn ein Postbeamter dem Absender eines versicherten 
Packeis einen Schein ausslellt und darin erklärt, dass das Packet 
in das Postbuch ordnungsmässig eingeschrieben .sey, während dieses 
nicht geschehen ist, oder wenn er sich bei Ausstellung solcher Scheine 
irgend einen andern Unterschleif, im Einverständniss oder ohne Ein- 
versländniss mit dem .\bsender erlaubt ; so wird er , wie für einen 
in Dienstsachen verübten Betrug, nach §. 301, der .Vbsender aber, 
im Fall eines Einverständnisses mit dem Beamten, als Theilnehmer 
an dessen Vergehen, nach §. 125 bestraft. 

§.1538. Wenn .Jemand Schiesspulvcr, Zündkapseln, Zündhölzchen 
oder andere leichtentzündliche Sachen, Flüssigkeiten oder färbende, 
wenn gleich trockehe Slolfe auf die Post gibt : so werden diese 
Sachen, nebst allen in demselben Frachtstück enthaltenen Gegen- 
ständen, sie mögen verboten seyn oder nicht, conüscirt, und er muss, 
falls durch diese seine Unvorsicht andere Packete zu Schaden ge- 
kommen sind, solchen ersetzen. BeGnden sich in dem conflscirten 
Frachtstück Urkunden oder andere Papiere, so werden sie Demje- 
nigen abgeliefert, an den sie adressirt sind. Doch muss dieser oder, 
falls er die Annahme der Pajiiere verweigert , der Absender das vier- 
fache Porto dafür zahlen. 
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§. iSS9. Der Eilwagen-Unternehnior und Frachlfuhrmann, welcher 
Briefe, Gelder oder Packele zur Beförderung annimmt, wird beim 
ersten Mal um zweihundert Rub. gestraft, und verliert beim zweiten 
Mat das Hecht Eilwagen oder Frachtfuhren zu hallen. — Der Con- 
ducleur und Aufseher des Eilwagens oder der Frachtfuhre, der sich 
eines solchen Unterschleifs schuldig macht, muss beim ersten Mal 
den vierfachen Betrag des Portos und der Assccuranz für die mit- 
genommenen Packete zahlen, wird beim zweiten Mal von seinem 
IJienst abgesetzt, und darf in der Folge zu keinem ähnlichen Dienst 
gebraucht werden. 

§. IS io. Wer sich’s zum Gewerbe macht den Transport von Briefen, 
Geldern und Packelen, mit Umgehung der Post, zu besorgen, muss 
für jeden Monat seitdem er solches begonnen, nach Verhältniss seines 
Betriebs, fünfzig bis hundert Rub. Strafe zahlen und dieses Gewerbe 
sogleich einstellen. 

§. iSil. Der Postbeamte, welcher die zu expedirenden Gelder 
und Packele ausserhalb des .Vmtslukals in Empfang nimmt, oder die 
Abfertigung einer Post ohne erhebliche Ursache verzögert, erhält 
beim ersten Mal eine rügende Bemerkung, beim zweiten Mal einen, 
nach Ermessen seiner Vorgesetzten, mehr oder minder strengen 
Verweis, verliert beim dritten Mal bis zu sechs Monate von seinem 
Dienslaller, und wird beim rierlen Mal vom Amt entlassen. 

%.ISi2. Der Poslbcainle, welcher cs versäumt, die eingegangenen 
Postgelder mit der zweiten Post Jedes Monats an die zuständige 
Behörde abzusenden, wird nach §. 385 bestraft. 

§. ISiö. Die Postmeister und Controlcure der Gouvernements- 
Comploire, so wie die Kreispostmeisler und deren Gehülfen, welche 
die Regi.ster der empfangenen Geldpackete nicht zu gehöriger Zeit 
zurücksenden, erhalten, nach Verhältniss der versäumten Zeit, mehr 
oder weniger scharfe Verweise. — Ist diese Versäumniss Schuld, 
dass die Entwendung einer auf der Pust abgegebenen Geldsumme 
nicht zeitig entdeckt wird : so muss der säumige Beamte das Ent- 
wendete ersetzen, falls cs von dem Diebe nicht beizulreiben ist. 

J. iS44. Der Postbeamte, welcher die Bücher und Verzeichnisse 
über die bei ihm abgegebenen Gelder, versicherten Briefe und Pa- 
ckete oder seine Berichte über Einnahme und Ausgabe nicht zu ge- 
höriger Zeit der zuständigen Behörde einsendet, erhält beim ersten 
Mal einen Verweis, beim zweiten Mal einen in das Dienstformular 
einzutragenden Verweis , und verliert beim drUlen Mal ein Jahr von 
seinem Dienstaller. — Das Gouvernements-Comptoir, welches diese 
Berichte von Seiten eines Kreispostmeisters nicht zu gehöriger Zeit 
empfängt, muss, sobald darüber drei Posltage vergangen sind, auf 
Kosten des Schuldigen, einen Expressen danach schicken. 
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§. /54.T. Der l’oslbeamte, welcher einem Poslhaller die für Fuhren 
oder Staffelten gebührende Zahlung widerrechtlich voreiithält oder 
ihn dabei auf irgend eine Weise beeinträchtigt, verliert beim ersten 
Mul sechs Monate von seinem Dienstalter, wird beim zweiten Mul 
vom Amt entlassen , und muss den Poslhaller jedesmal entschädigen. 

§. 1546. Wenn ein unter der Gerichl>barkeit des Postamts stehen- 
der Postillon Briefe oder Packele heimlich befördert, so wird er 
zum Warleknecht herabgesetzt , oder erhält, falls er von Leibes- 
strafen nicht frei ist , dreissig bis vierzig Buthenslreichc. — Der 
Postillon, der nicht unter der Gerichtsbarkeit des Postamts steht, 
wird für ein solches Vergehen vom Dienst ausgeschlossen. 

^.1547. Diese Strafen trelTen auch den Postillon, welcher, die 
Post fahrend, unterwegs in ein Trinkhaus absteigt. 

§. 1548. Wenn .lemand ein Packet einem Postbeamten oder Pos- 
tillon heimlich abgibt, damit cs utieingeschrieben e.xpedirt werde ; so 
muss er das Porto und die Assecuranz dafür nach der Ta.xe zahlen, 
und das Packet wird confiscirt. — Der Postbeamte, der bei einem 
solchen Unterschleif behtilllich ist, wird vom Amt entlassen, der 
Postillon aber nach §. 15iü bestraft. 

§. 1548. Wenn .lemand Geld oder andere Sachen in einen Brief 
einschlies.st und solches bei der .Vbuabc auf der Post nicht anzeigt : 
so werden das Geld und die Sachen confiscirt und dem Angeber der 
vierte Theil davon verabfolgt. 

§. 1550. Wer in ein durch die schwere Post zu expedirendes 
Packet Briefe oder Urkunden hineinlegt, zahlt, wenn solches entdeckt 
wird, für Jedes Loth vom Gewicht der Briefe neunzig Kopeken und 
für jedes Loth vom Gewicht der Urkunden einen Kübel achtzig Ko- 
peken. 

§. 1551. Der Beamte, welcher in ein durch die Post zu expe- 
direndes amtliches Packet Privatbriefe oder Privatpackete mit hinein- 
legt, oder dergleichen Gegenstände einzeln, unter amtlichem Siegel 
abfertigt, muss für Briefe neunzig Kop. , für Packele mit Dokumenten 
einen Kub. achtzig Kop. für das Loth zahlen. Andere Gegenstände 
und Gelder, die auf solche Weise expedirt werden, unterliegen der 
Confiscation. Ueberdem ist die Behörde , zu welcher der Schuldige 
gehört, verpflichtet, ihn nach ihrem Ermessen zu bestrafen. 

§. 1552. Wer heimlich Briefe aus Kussland über die Grenze mit- 
nimmt oder zu Schilf nach Kussland bringt, muss für jeden Brief 
sieben Kub. fünfzig Kop. zahlen. Der fünfte Theil dieses Geldes wird 
dem Angeber überlassen ; der Best fliesst in die Kasse des Postamts. 

§. 1555. Wenn auf einer Station das Buch, worin die Keisenden 
ihre Beschwerden einschreiben dürfen, unterschlagen wird, oder die 
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Tafel, welche die Entfernung der Station und das zu zahlende Post- 
gcld anzeigt , nicht am gehörigen Ort vorhanden ist : so wird der 
Stationsaufseher, falls er ein ehemaliger Unteroffizier ist, vom Dienst 
entlassen. Gehört er zur Klasse der Postillone oder freiwillig Dieiien- 
den, so werden ihm sechs iUonale vom Dienslalter gestrichen. Die 
Postcommissäre in Licfland, Esthland und Kurland werden in solchem 
Fall um fünf bis fünfundzwanzig Rub. gestraft. 

§. iSS4. Wenn ein Postpferd in Folge zu raschen Fahrens fällt, 
und es erwiesen wird , dass dasselbe bei der Abfahrt von der Station 
gesund war und dass, auf Antrieb des Reisenden, in einer Stunde 
mehr Werste zurückgelegt worden sind, als erlaubt ist; so muss der 
Reisende für das Pferd soviel zahlen, als der Kontrakt des Posthalters 
bestimmt. 

§. iSS.7. Der Posthalter, welcher sich ohne gesetzlichen Grund 
weigert einem Reisenden Pferde zu geben, wenn welche, ausser den 
für Kurriere und für die Post bestimmten, vorhanden sind, oder der 
einem Reisenden Pferde als eigens für ihn gemiethete Vorspannen 
lässt, ohne solches im Postbuch anzumerken, oder einen Reisenden 
nöthigt mehr Pferde zu nehmen oder mehr zu zahlen, als vorge- 
schrieben ist, muss das gesetzwidrig eingenommene Geld zweifach 
zuruckzalileii und wird, falls er unter der Gerichtsbarkeit der Post 
steht, zum Warteknecht degradirt. Steht er nicht unter dieser Ge- 
richtsbarkeit, so verliert er ein Jahr von seinem Dienstalter, oder 
er wird vom Amt entlassen , oder vom Dienst ausgeschlossen. — Die 
Postcommissäre in Lielland, Esthland und Kurland müssen in einem 
solchen Fall das gesetzwidrig eingenommene Geld ebenfalls zweifach 
erstatten , und werden überdem enliceder um fünf bis fünfundzwan- 
zig Rub. gestraft, oder vom Amt entlassen um nie wieder als Post- 
commissäre angestellt zu werden. 

§. i756. Dieselben Strafen treffen den Stationsaufscher, wenn er 
es zulässt, dass ein Posthauderer oder Postknecht einen Reisenden 
durch grobes, zänkisches Benehmen oder durch übermässige For- 
derungen belästige. 

%.1.7S7. Wenn auf einer Station die vorschriftmässige Ordnung 
und die in Ansehung der Posthauderer, Postknechte, Fuhrwerke und des 
Fahrens bestehenden Regeln nicht gehörig gehandhabt werden ; so 
erhält Derjenige , welcher daselbst die Aufsicht zu führen hat , nach 
Umständen, eine rügende Bemerkung oder einen mehr oder minder 
scharfen Verweis und wird, für öftere Wiederholungsfälle, vom Amt 
entlassen. - Ebenso wird er bestraft, wenn er die offene Ordre 
eines Reisenden nicht zu rechter Zeit in das Pustbuch einschreibt. 

§. IS58. Wenn ein mit dem Postfelleisen fahrender Postillon 
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eigenmächtig fremde Personen zn sich in den Wagen nimmt, so wird 
er zum Warteknechl oder, falls diese Eigenmächtigkeit einen Schaden 
verursacht hat, zum Soldaten degradirt. — Der Postmeister oder 
Stationsaufseher, der einem mit dem Felleisen fahrenden Postillon be- 
fiehlt , eine fremde Person in den Wagen zu nehmen , muss den da- 
durch veranlassten Schaden ersetzen, und erhält beim ersten Mal 
einen scharfen, in das Dienstformular einzutragenden Verweis, und 
beim zweiten Mal seine Entlassung vom Amt. — Die Aufseher der 
Postkutschen und Postbritschken, welche in diese Wagen, ausser den 
gesetzmä.ssig mitfahrenden Passagieren , unberechtigte Personen auf- 
nehmen , werden beim ersten Mal um zehn bis drei.ssig Hub. gestraft, 
und beim zweiten Mal vom Amt entlassen, oder, falls sie unter der 
(ierichtsbarkeit des Postamts stehen, zu Warteknechten oder Wächtern 
degradirt. 

§. 1559. Der Stationsaufseher, der einen widerrechtlich mit dem 
Felleisen fahrenden Passagier nicht sogleich anhält, wird, falls er 
ein ehemaliger Unterolfizier ist, beim ersten Mal zu einer andern 
Station versetzt, beim zweiten Mal vom Amt entlassen. Gehört der 
Stationsaufscher zur Klasse der Postillone oder freiwillig Dienenden, 
so verliert er beim ersten Mal ein Jahr von seinem Dienstalter, und 
wird beim zweiten Mal zum Postillon degradirt.— Die Postcommissäre 
in Liefland, Estbland und Kurland werden für ein solches Versehen, 
beim ersten Mal um fünfzehn bis fünfzig Hub. gestraft, und beim 
zweiten Mal vom .\ml entlassen. 

%.1560. Der Posthauderer und Postknecht, welcher sich gegen 
einen Reisenden Grobheiten erlaubt, sich betrinkt, nicht der Ordnung 
gemäss fährt oderauf Nebenwege ablenkt, wird mit ein- bis dreitägiger 
Haft auf Wasser und Hrod, oder, falls er von Leibcsstrafen nicht 
frei ist, mit zehn bis zwanzig Ruthenstreichen bestraft. 

%.156l. Wenn irgend ein Beajuter, sein Ansehen missbrauchend, 
sich Postpferde geben lä.ssl, ohne dazu mit einer olfencn Ordre ver- 
sehen zu seyn oder ohne das Postgeld zu zahlen : so inu.ss er das 
Postgeld und die Gebühr für die otfene Ordre zweifach erlegen, und 
erhält überdem, nach dem Ermessen seiner Obern, eine rügende Be- 
merkung oder einen Verweis. 

%. 1592. Der Postbeamte, welcher ein zu c.vpedirendes Packet nicht 
mit der ersten Gelegenheit oder nicht dorthin, wohin es gehört, absendet, 
die durchfahrenden Posten und Stalfettcn nicht ordnungsmässig be- 
sichtigt, die daran bemerkbaren Mängel (z. B. den schadhaften Zustand 
der Felleisen, Brieftaschen, Ballen u. d. gl.) der zuständigen Behörde 
nicht anzeigt, Briefe oder Packete expedirt ohne sie in das Register 
einzuschreiben, mit fremden Personen ungebührlich umgeht, oder sich 
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andere bisher nicht erwähnte Vergehen zu Schulden kommen lässt, 
wird, je nach den Umständen und den in§. 4il und 442 aufgestellten 
Kegeln gemäss, mit einer rügenden Bemerkung, oder einem mehr oder 
minder scharfen Verweise, oder einem Abzüge von sechs Monaten bis 
zu einem Jahr von seinem Uienstalter, oder endlich mit Entlassung 
vom Amt bestraft. 

§. /56*5. Die Stationsaufseher, welche zu der Klasse der Postillone 
oder freiwillig Dienenden gehören, werden für Saumseligkeit bei Ab- 
fertigung der Posten, für Fahrlässigkeit im Dienst, grobes Betragen 
gegen die Reisenden und für andere in den obigen §§. nichterwähnte 
Pflichtverletzungen, nach Umständen, mit Verweisen, mit Abzügen von 
sechs Monaten bis zu einem Jahr vom Dienstalter oder mit Entlassung 
bestraft. — Die als Stalionsaufseher angestellten Unteroffiziere erhallen 
in solchen Fällen Verweise, oder werden auf andere Stationen versetzt, 
oder vom Amt entlassen ; die Postcommissäre in den Oslseeprovinzen 
erhallen Verweise, oder werden um einen bis zehn Rub. gestraft, oder 
vom Amt entlassen. 

%. i<>64. Wo statt eines Stationsaufsehers ein Verwalter, Ober- 
knecht oder Schreiber die Geschäfte der Station führt , werden diese 
für die in den §§. 1553, 1555 — 1559 genannten Vergehen, nach Um- 
ständen , enlweder um einen bis zehn Rub. gestraft , oder vom Dienst 
entlassen. 

§. 1S6S. Die Posthauderer und Postknechte, welche sich ungebührlich 
betragen, dem Slationsaufseher nicht gehorchen, ihren Dienst vernach- 
lässigen, die Ordnung in der Station stören, oder sich andere , in den 
obigen §§. nichterwähnle, geringere Vergehen zu Schulden kommen 
lassen, werden mit ein- bis dreitägiger Haft auf Wasser und Brod, 
oder, falls sie von Leibesstrafen nicht frei sind, mit zehn bis zwanzig 
Ruthenstreichen bestraft. 

§. 1366. Die Postillone und andere Postbedienten , welche sich 
gegen Fremde grob benehmen, ihre Dienstpflichten nicht pünktlich er- 
füllen oder sich andere, in den obigen §§. nicht erwähnte Dienslfehler 
zu Schulden kommen lassen, werden mit einem bis drei Tagen Arrest 
bestraft, oder zu Warteknechien oder Wächtern degradirt. 



ZWÖLFTE ABTHEILLNG. 

VERGEHEN WIDER DAS CREDITREGLEMENT. 



§. IS67. Wer Schuldscheine der kaiserlichen Leihbanken, der Schul- 
dentilgungs-Commission, der Commerzbauk, der Kollegien allgemeiner 
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Fürsorge oder irgend einer der Creditanstalten des Reichs nachmacht, 
wird wie der Fälscher des Papiergeldes, nach §• 604 bestraft. 

$. 1568. Wer die Zettel einer von der Regierung autorisirten Privat- 
oder Corporationsbank nachmacht, erleidet die peinliche Strafe zweiter 
Klasse, sechsten Grades 

1569. Wer aus einer Staats -, Corporations - oder Privatbank 
Geld] leihet und bei diesem Geschäft eine Fälschung zum Nachtheil 
der Bank verübt, wird zu dem höchsten Mass der in J. 2202 der 
Fälschung angedrohelen Strafen verurtheilt. *) 

§. 1570. Wer eine Privatbank ohne Erlaubniss der Regierung oder 
ohne Beobachtung der dabei vorgeschriebenen Regeln errichtet, wird 
um zweihundert bis fünfhundert Hub. gestraft, und muss seine Anstalt 
schliessen. 

§. 157 i. Die Beamten und Diener der Reichs-Creditanstalten werden 
für Amtsvergehen nach den allgemeinen Regeln des fünften Abschnitts 
dieses Gesetzbuchs bestraft. 

J. 1572. Nach denselben Regeln w erden die bei Corporations- und 
Privatbanken angestellten Personen bestraft, wenn sie die ihrer Obhut 
anvertrauten Gegenstände veruntreuen, dem Gesetz zuwider Geschenke 
annehmen, sich bestechen lassen oder F.rpressungen begehen. 

§. 1575. Wenn sich Beamte oder Diener einer Reichs-Creditanstalt, 
oder einer Corporations- oder Privatbank, bei Auszahlung der Darlehne 
oder bei Rückgabe der Depositen , Unordnungen und Unterschleife, 
zum Nachtheil der Anstalt , der sie dienen , erlauben ; so werden sie 
als Beamte, die das im Dienst ihnen Anvertraute veruntreuen, nach 
§. 383 bestraft. 

§. 1574. Wer in einer Creditanstalt mit Aufbewahrung der Blankete 
zu Depositenscheinen beauftragt ist, und solche aus Fahrlässigkeit ab- 
handen kommen lässt, muss für jedes Blatt dreissig bis fünfzig Rub. 
erlegen, und wird überdem vom Amt abgesetzt. — Wer solche Papiere 
unterschlägt, erleidet, dem §. 383 gemäss, die corrcctionnelle Strafe 
erster Klasse, vierten Grades (XV). 

§. 1575. Wenn ein Beamter oder Diener einer Staats-, Corporations- 
oder Privatbank Sachen, die nach den Statuten der Anstalt geheim 
bleiben sollten, kündbar macht : so w ird er vom Dienst abgesetzt. Thut 
er solches in der Absicht der Ehre oder dem Credit einer Privat- 
person zu schaden : so kommt er überdem auf sechs Monate bis zu 
zwei Jahren in’s Gefängniss. 

§. 1576. Wenn der bei einer Staats-, Corporations- oder Privatbank 

*) t). h. unter den im §.2202 (tenannlen .Strafen wird diejenige gnwfilill,welr.Iie 
dem begangenen Verbrechen am mei.«tcn enUpricht, und von dieser wird dem 
Schutdigeii das huebste .Mass luerkanul. Vthen. 

20 » 



Digitized by Google 




-'■? 308 

angestelUe Makler aus Kalirlässigkeit unterlässt, die Bankdirektion 
vor dem Ankauf eines Wechsels zu warnen, den er als unsicher kennt: 
so wird er vom Dienst abgeselzt. Kann ihm aber bei dieser Unterlassung 
ein strafbares Einverständniss mit dem Verkäufer des Wechsels oder 
sonst eine gesetzwidrige Absicht nachgewiesen werden ; so trifft ihn 
die Strafe, welche §. 3'Jl dem in Dienstsachen verübten Betrüge an- 
drohet. Ueberdem haftet er in dem einen wie in dem andern Kall für 
den Betrag des Wechsels, wenn die zunächst daran Betheiligten nicht 
zahlen. 

§.1577. Der bei einer Staats-, Corporations- oder Privatbank 
angestellte Makler, welcher die Echtheit eines zum Discont angebotenen, 
an seinem Wohnort ausgestellten Wechsels nicht gehörig constatirt, 
haftet für den Schaden, und wird von seinem Dienst abgesetzt. — 
Dieselbe Strafe trifft jeden Makler und Notar, der einen unechten, an 
seinem Wohnort ausgestellten Wechsel als echt beglaubigt. 

§. 1578. Wer einen falschen Namen unter einen Wechsel setzt, 
oder einen Wechsel sonst auf irgend eine Weise fälscht, wird zur pein- 
lichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X) verurtheilt. Dieselbe 
Strafe trifft Denjenigen, welcher, auf was für Art es auch sey, in den 
Besitz eines Wechsels gelangt, von dem er weiss, dass er ihm nicht 
gehört oder dass er falsch ist, und der dennoch den Betrag desselben 
einfordert. 

§. iS79. Wer böswillig die Auszahlung der Valuta für einen emp- 
fangenen Wechsel oder, nach Empfang der Valuta, die .Vusstellung 
des dafür versprochenen Wechsels verweigert, den Empfang der Va- 
luta im Wechsel nicht anmerkt, Quittungen oder quittirto Rechnungen 
absichtlich zurückbehält oder unterschlägt, wird wie für Gaunerei, nach 
§. 2184 bestraft. 

§. 1580. Wer einen Wechsel absichtlich unter einem frühem als 
dem wirklichen Datum indossirt , wird wie für eine Fälschung , nach 
§. 2202 bestraft. 

§. 1581. Der Polizeibeamte, welcher in einem Wechselprozess fahr- 
lässig zu Werke geht, wird nach §. 483 bestraft. — Ist seine Fahr- 
lässigkeit Ursache, dass die Person oder das Eigenthum des Schuldners, 
deren man zu Anfang des Prozesses hätte habhaft werden können, 
abhanden kommen : so muss er überdem den Betrag des Wechsels 
nebst den Zinsen, Kosten und Strafgeldern zahlen, welche der Wechsel- 
schuldner hätte zaiilcu sollen , und hat seinen Regress an diesen zu 
nehmen. 

^.1582. Den Kaufmann, welcher auf eine den Handelsgesetzen 
entsprechende Weise eines betrügerischen Bankrotts überführt wird, 
trifft die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X). 
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§. 1585 . Wer an den Unlerschleifen eines belrügerisch-baukrotten 
Kaurmanns Theil nimmt, wird nach den allgemeinen Regeln des $. 125 
bestraft. — Nach denselben Regeln werden auch die Erben des be- 
trügerisch-bankrotten Kaufmanns bestraft, wenn sie von ihm Schuld- 
scheine einer Creditanstalt erben und den Betrag derselben der Con- 
cursmasse vorenthalten. 

§. 1584 . Der eines leichtsinnigen Bankrotts überführte Kaufmann 
verliert seine Handelsberechtigung, und wird, auf die Klage seiner 
Gläubiger , mit ein- bis zweijährigem Gefängniss bestrafll. 

§. 1585 . Wenn ein nicht zum Handelsstande gehörender Schuldner 
eines betrügerischen Bankrotts überfulirt ist, d. h. wenn bewiesen ist, 
dass er über Vormögen Schulden gemacht und, in der Absicht seine 
Gläubiger zu beeinträchtigen, sein Besitzthum andern Personen hat 
zuschreiben lassen, unentgeltlich auf andere übertragen, oder mit 
Hülfe untergeschobener Gläubiger oder sonst auf irgend eine Weise 
ganz oder zum Theil unterschlagen hat : so trifft ihn die correction- 
nelle Strafe erster Klasse, vierten Grades (.W). 

§. 1586 . Wer an den ünterschleifen eines nicht zum Handels- 
stande gehörenden, betrügerischen Bankrottiers Theil nimmt, wird 
als Genosse des Verbrechers (§. 125) bestraft. — Ebenso werden 
die Erben eines sulchen Bankrultiers bestraft, wenn sie von ihm 
Schuldscheine einer Creditanstalt geerbt haben und deren Betrag der 
Concursmasse wissentlich vorenthalten. 

§. 1587 . Wenn ein Pfandgläubiger eines insolventen Schuldners 
das in seinen Händen befindliche Pfand zum Nachtheil anderer Gläu- 
biger unterschlägt: so wird er nach §. 2219 bestraft. 

§. 1588 Wenn ein Schuldner, gegen welchen Concurs oder Exe- 
cution verfügt ist, sich den ihm dabei obliegenden Pflichten entzieht, 
sich weigert die ihm gehörenden Schuldscheine oder Actien zu in- 
dossiren, über die bei ihm Vorgefundenen, auf den Namen unbe- 
kannter Personen lautenden Dupositenscheinc die nöthigen Aufklä- 
rungen zu geben, oder dem Transfer! der bei ihm befindlichen Billete 
der Schuldentilgungs - Commission Hindernisse in den Weg legt: so 
wird er als betrügerischer Bankrottier betrachtet und, falls er zum 
Handelsstande gehört, nach §. 15S2, falls er zu diesem Stande nicht 
gehört, nach $. 1585 bestraR. 
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DREIZEIII^TE ABTHEILENG. 

VERGEHEN WIDER DIE HANDELSGESETZE. 



JBrste Unterabtheiliing. 

VERLETZUNG DER GESETZE ÜBER DIE BERECHTIGUNG ZUM 

HANDEL. 

§. iS89. Wer Handel treibt ohne dazu gesetzlich befugt zu seyn, 
wird nach Verhältniss der Zeit, während welcher, und der Kapitale 
oder Waaren, womit er so gehandelt hat, um zehn bis dreihundert 
Kub. gestraft. — Macht sich dieses Vergehens eine Person schuldig, 
welcher die Handelsberechligung durch Hichterspruch genommen 
worden ist; so wird sie, nach Massgabe der obigen Umstände, auf 
drei Wochen bis zu drei Monaten mit .\rrest belegt. 

$. iS90. Wer mit Ofliziersrang im Dienste des Staats oder einer 
Corporation steht und einen Kramladen hält, oder mit Gegenständen 
handelt, die nicht Erzeugnisse seiner eigenen Grundstücke, Fabriken 
oder seines sonstigen Eigenihums sind, wird vom Dienst entlassen. 

$.lS9i. Wer einen Handel oder ein Gewerbe treibt ohne den 
dazu erforderlichen Gewerbschein zu besitzen, muss einen solchen 
Schein gegen Erlegung der gesetzlichen Gebühr einholen, und über- 
dem beim ersten Mal eine Geldbusse zahlen, welche dem Betrag 
dieser Gebühr gleich kommt. Beim zweiten Mal zahlt er das Doppelte 
dieser Geldbusse und beim dritten Mal wird er auf sechs Monate 
bis zu einem Jahr zum Gelängniss verurtheilt und zu jeglichem Han- 
del und Gewerbe unbefugt erklärt. — Dieselben Strafen treffen den 
Handelsdiener, welcher nicht mit dem zu seinem Dienst erforder- 
lichen Gewerbschein versehen ist. 

§. i.?92. Wer in St. Petersburg eine Gast- oder Schenkwirth- 
schaft anlegt, ohne mit dem erforderlichen Gewerbschein oder Kon- 
trakt versehen zu seyn , zahlt für ein Speisehaus, Gasthaus, Restau- 
ration, Kaffeehaus und für eine Schenke einen Jahresbetrag der 
solchen Häusern auferlegten Accise, für einen Keller, Laden nnd Ma- 
gazin mit Schankrecht aber soviel, als er im Lauf eines Jahrs an 
Gildesteuern zu erlegen hat. Seine Wirlhschaft wird geschlossen. — 
In Moskau, in den Gouvernements-, Hafen- und Kreisstädten zahlt 
Derjenige, welcher unbefugter Weise eine Wirthschaft anlegi, für ein 
Speisehaus soviel , als der Inhaber des zunächst gelegenen Speise- 
hauses, im Lauf eines Jahrs, dem Brandweinpächter zu zahlen hat, 
für ein Gasthaus , Restauration , Kaffeehaus und Schenke aber den 
Jahrsbetrag der solchen Häusern auferleglen Accise. .Vueh diese 
Wirthschaflen werden geschlossen. — In den Flecken und Dörfern 
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zahlt die unbefugte Wirthschaft (ausgenommen wenn es ein Krug, 
ein Einkehrhaus oder ein Stationswirthshans ist) den zweifachen 
Jahresbetrag der Accise und überdem, wenn die Wirthschaft an den 
Landslrassen von St. Petersburg nach Moskau und Riga oder von 
Moskau nach Nischnii-Novgorod liegt, dreissig Rubel, und wenn sie 
an den Landstrassen von Petersburg in das Gouvernement Wilna 
oder von Nishnii-Novgorod nach Kasan, in einem Flecken an irgend 
einer andern Strasse, oder an der Schifflände einer der grossem 
Wasserstrassen liegt, fünfzehn Rubel. 

§. iS95. Die im §. 1,592 verordneten Geldbussen werden nach 
derselben Abstufung noch in folgenden Fällen eingetrieben; 1) wenn 
Jemand unter eigenem oder fremdem Namen mehr Gast- oder Schenk- 
wirthschaften hält, als eine Person gesetzlich halten darfj 2) wenn 
ein Brand weinpächter, ein Schenkwirth oder überhaupt ein mit geis- 
tigen Getränken Handelnder, im Bereich der Brantweinpacht , unter 
eigenem oder fremdem Namen, eine Gaslwirthschaft anlegt; 3) wenn 
ein Gastwirth in einer Hauptstadt, Gouvernementssladt , Hafenstadt 
oder Kreisstadt mit Gegenständen handelt, die in seinem Hause nicht 
verkauft werden dürfen; 4) wenn Jemand in einer Haupt-, Gouver- 
nements-, Hafen- oder Kreisstadt ein Gebäude zu einer Gastwirth- 
schaft miethet ohne die Befiigniss zu einer solchen Wirthschaft zu 
haben; 5) wenn Jemand in einem Flecken ein Wirthshaus in einem 
Gebäude anlegt, wo dergleichen durch das Gesetz verboten ist, so 
wie auch wenn Jemand in einer Stadt oder in einem Durfeine sulche 
Wirthschaft in zu geringer Entfernung von einer andern ähnlichen 
Wirthschaft anlegt. 

§. 1594. Der Handelsmann, welcher einen gefälschten Gewerb- 
schein vorzeigt, erleidet die Strafe des Fälschers nach §. 2204, und 
muss den zw'eifachen Preis desjenigen Dokuments erlegen, mit dem 
er sich hätte versehen sollen. Ueberdem werden alle in seinem Laden 
vorräthige, sowie alle sonst zu seinem Handel gehörende Waaren 
confiscirl. 

$.1595. Wer seinen Gewerbschein einer andern Person übergibt, 
damit diese unter dem Schutz desselben irgend ein Gewerbe treibe, 
muss beim erstsn Mal den Preis des Gewerbscheines zweifach, beim 
zweiten und drillen Mal diesen Preis vierfach zahlen, und verliert 
überdem, beim drillen Mal, die Befiigniss irgend einen Handel oder 
ein Gewerbe zu betreiben. — Dieselben Strafen treffen in derselben 
Abstufung Denjenigen, welcher einen Handel oder ein Gewerbe un- 
ter dem Schutz eines fremden Gewerbscheins betreibt. 

S. 1399. Wenn Jemand in einer Hauptstadt, Gouvernementsstadt, 
Provinzialhauptstadt oder Hafenstadt, wo er nicht ansässig ist, Waaren 



Digitized by Google 




*^5 319 '«■* 

aus seiner Wohnung oder hausirend verkauft, so werden die Gegen- 
stände dieses unerlaubten Handels cuuGsoirt. 

$. 1S97. Wenn ein Jude ausserhalb des ihm zum Wohnsitz ange- 
wiesenen Bezirks einen Handel betreibt, den ihm das Gesetz nicht 
erlaubt : so werden seine Waaren confiscirt und er selbst in seinen 
Bezirk ziirückgewiesen. 

§. io98. Uer Handelsmann, welcher die in seinem Gewerbschein 
angedeutelen Befugnisse auf irgend eine Weise überschreitet , muss 
einen neuen, seinem wirklichen Gewerbe entsprechenden Gewerbschein 
einholen, ohne dabei das für den ersten gezahlte Geld in Rechnung 
bringen zu dürfen, und überdem beim ersten Mal den halben, beim 
zweiten Mal den vollen Preis des neuen Dokuments als Geldbusse erlegen. 
Beim drillen Mal kommt er aufsechs Monate bis zu einemJahr in’s Gefäng- 
niss, und verliert die Uefugniss zu jeglichem Handel oder Gewerbe. 

i599. Der Kaufmann erster oder zweiter Gilde, der im Zollamt 
eine Deklaration einreicht für einen Kaufmann dritter Gilde oder 
für eine Person , welche zum Handel mit dem Auslände nicht befugt 
ist, muss soviel als Strafe erlegen, als er jährlich an Gildesteuern 
zahlt. — Der steuerfreie Kaufmann , welcher fremde Waaren als ihm 
gehörend zur Ausfuhr deklarirt, muss soviel Strafe zahlen, als er im Lauf 
eines Jahrs an Gildesteuern zu entrichten haben würde, wenn er 
nicht steuerfrei wäre. 

§. 1600. Wenn ein in keiner Gilde eingeschriebener Bürger oder 
ein mit keinem Gewerbschein versehener Bauer ein kaufmännisches 
Gewerbe treibt, oder bei einem ihm erlaubten Gewerbe mehr denn 
sechzehn nicht zu seiner Familie gehörende Arbeiter verwendet: so 
wird er nach §. 159S bestraft. 

§.1601. Der Handels- oder Gewerbsmann, der nach Ablauf des 
in seinem Gewerbschein genannten Zeitraums sein Gewerbe fortsetzt, 
ohne innerhalb der gesetzlichen Frist einen neuen Schein einzuholen, 
zahlt der Staatskasse den vierten Theil seiner jährlichen Steuer und 
Abgabe. Ueberdem wird seine Werkstatt, Niederlage oder Laden ge- 
schlossen und das Gewerbe ihm für so lange untersagt, als er 
keinen neuen Gewerbschein hat. Wenn er auch nach diesem das Ge- 
werbe fortführt, ohne seinen Gewerbschein erneuern zu lassen : so 
wird er nach §. 1591 bestraft. 

Der in einem F'lecken oder Dorf ansässige Gastwirth , welcher 
seinen Gewerbschein nicht vor Ende des Jahrs erneuern lässt, muss 
einen Jahresbetrag seiner Accise und überdem für jeden über den 
Termin vergangenen oder auch nur beginnenden Monat eine nach 
folgendem Massstab zu bestimmende Geldbusse zahlen : 

lür ein Wirlhshaus an den Strassen von St. Petersburg nach 
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Moskau, von St. Petersburg nach Riga und von Moskau nach Niscbnii- 
Novgorod, fünfzehn Rubel; 

für ein Wirthshaus an den Strassen von St. Petersburg nach Wilna, 
von St. Petersburg nach Nishnii-Novgorod und Kasan , so wie für 
jedes Wirthshaus, das, wenn auch an keiner dieser Strassen, doch 
in einem Flecken oder au der Schifllände einer der grossem Wasser- 
strassen liegt, sieben und einen halben Rubel ; 

für jedes andere ausserhalb der Städte und Flecken gelegene Wirths- 
haus, vier und einen halben Rubel. 

Von dieser Anordnung sind die Gaslwirthe in den Poslstationen, 
sowie die Inhaber von Schenken und Einkehrhäusern ausgenommen. 

§. 1602. Die Gaslwirthe, welche die gesetzlichen Vorschriften in 
Ansehung der innern Einrichtung ihrer Wirthshäuscr übertreten, werden 
nach folgenden Regeln bestraft : 

1. Wenn Jemand Billarde hält in einem Wirthshause, wo dergleichen 
nicht seyn dürfen oder eine grossere Anzahl Billarde hält, als das 
Gesetz erlaubt : so muss er für Jedes derselben sechzig Hub. zahlen 
und die nichterlaubten oder überzähligen Billarde werden confiscirt. — 
Wer dieses Vergehens mehr als drei .Mal überfuhrt worden ist, verliert 
überdem seine Wirthschaftsberechtigung. 

2. Wenn ein Gasthwirth in St. Petersburg alle oder einige seiner 
Passagierzimmer zu einer Speise- oder Kaffeewirthschafl, Restauration, 
Schenke oder zu Trinkstuben einrichtet, oder ein nummerirtes Zimmer 
zu einem Empfangszimmer macht, während er schon einen GesellschaRs- 
saal und eine Wirthsstube hat : so wird er beim ersten Mal um dreissig 
Rub., beim zweiten und dritten Mal um sechzig Rub. gestraft. Ueber- 
dem wird seine Wirthschaft beim dritten Mal geschlossen. 

3. Der Gast- oder Schenkwirth in St. Petersburg, der in seinem 
Hause mehr als Einen Schenklisch oder mehr als Eine Küche hält, 
zahlt für jeden überzähligen Schenktisch oder Küche sechzig Rub. 
Strafe , und muss diese Schenktische und Küchen eingehen lassen. 
Wer dieses Vergehens mehr als drei Mal überfuhrt worden ist, zahlt 
dieselbe Strafe, und verliert seine Wirthschaftsberechtigung. 

4. Dieselbe Geldbusse trifft in St. Petersburg den Schenkwirth, 
welcher mit seinem Gewerbe mehr als Ein Stockwerk oder ein an- 
deres als das unterste Stockwerk eines Hauses einnimmt. — Wer sich 
dieses zum vierten Mal zu Schulden kommen lässt, verliert seine Wirth- 
schaftsberecbligung. 

5. Der Schenkwirth, der mit seinem Gewerbe mehr als die erlaubte 
Anzahl Zimmer einnimml, muss für jedes überzählige Zimmer, in 
Moskau sechzig, in den andern Gouvernements-, Hafen- und Kreis- 
städten dreissig Rubel Strafe zahlen, und die überzähligen Zimmer, auch 
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wenn er sie selbst bewohnt, von der SchenkwirthschaR gänzlich absper- 
reii lassen. 

$.1603. Der Handelsmann, Gastwirth oder Schenkwirlh , welcher 
seinen Gewerbschein nicht an einer schicklichen Steile seines Lokals 
so anheRet, dass ihn die Beamten der Polizei sehen können, zahlt 
der Staatskasse zehn Rub. Strafe. 

Zweite Unterabtlieiliins. 

VEHI.ETZUNG DEHGESETZE ÜBER II A \ D E LS B U C H E H , MASSE 
LMO GEWICUTE L IV D ÜBER EINIGE BESO.NDBHE ARTEN 
VON ilAN II ELSGE SCHÄFTEN. 

$. 1604. Der Kaufmann, welcher die HandelsbUcher, die er nach 
Verhältniss seines Gewerbes zu fuhren verpflichtet ist, nicht führt, 
zahlt beim ersten Mal den halben — , beim ztceilen Mal den vollen — , 
beim drillen Mal den zweifachen Jahresbetrag seiner Kaufmanns- 
steuer, und verliert beim eierten Mal seine Handelsberechtiguug auf 
immer. — Wenn ein von der Kaufmannssteuer befreiter Handelsmann 
sich dieser Unterlassung schuldig macht, so wird die ihm aufzuerlegende 
Geldbusse nach dem Mass seiner bürgerlichen Steuerquote bestimmt. 

g. 1605. Der zur Führung von Handelsbüchern verpflichtete Kauf- 
mann , in dessen Büchern sich Corrccluren oder zwischen den 
Zeilen geschriebene und nicht ordnungsmässig nachgeholte Worte vor- 
flnden , der seine Bücher nicht in der gesetzmiissigen Form führt, 
oder nicht von vergangenen Jahren her vollständig erhält, wird, falls 
solches bloss aus Fahrlässigkeit geschehen ist, um zehn bis fünfzig 
Rub. gestraR. — Dieselbe Strafe trilR den Kaufmann, wenn ihm seine 
Handlungsbücher gestohlen oder durch Feuer, Wassersnoth oder an- 
dere Unfälle vernichtet werden, und er solches nicht innerhalb zweier 
W^ochen dem Handelsgericht, oder, wo kein solches besteht, dem 
Magistrat, oder ihm Rathhause anzeigt. 

§. 1606. Der Kaufmann, der keine gehörig gestempelte Masse 
und Gewichte hat oder sich der altherkömmlichen, nur dem Hausirer 
erlaubten Schnellwage bedient, zahlt, auch wenn seine Gewichte, 
Masse und Wage sonst richtig sind, beim ersten Mal zehn, beim 
zweiten Mal fünfundzwanzig, beim drillen Mal fünfzig und beim 
vierten Mal hundert Rub. in die Stadtkasse, und verliert uberdem 
beim eierten Mal seine Handelsberechtigung. 

§. 1607. Dieselben Strafen treffen den Kaufmann, der sich aus Un- 
achtsamkeit , zwar gestempelter , aber unrichtiger Gewichte oder 
Masse bedient. — Gebraucht er sie aber in betrüglicher Absicht, so 
zahlt er hundert Rub. in die Stadtkasse, erleidet die im §. 2177 
bestimmte Strafe, und verliert auf immer die Befugniss zum Handel. 
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$. 1608. Wenn ein nicht zum Handelsslaode gehörender und mit- 
hin den Vorschriflen der §§. 160Ü und 1607 nicht untenvorfener 
Kronbauer, beim Verkaufen, ungesetzliche Gewichte und Masse ge- 
braucht; SU zahlt er einen Kub. Strafe für jedes seiner ungesetz- 
lichen Gewichte und Jlasse, die ihm überdcm weggenommen werden. 

1609. Wer mit gläsernen, zum Ausschenken accisbarer Ge- 
tränke bestimmten Gefässen handelt, die nicht das gesetzliche Mass 
halten oder nicht mit den gehörigen Zeichen versehen sind, zahlt 
beim ersten Mal zehn, beim zweiten Mal zwanzig Rub. Strafe. —Wer 
sich sulcher Gefässe beim Verkauf accisbarer Getränke bedient, unter- 
liegt denselben Geldbu.ssen, und wird Uberdem, wie für betrügliches 
Messen und Wägen, nach §. 2177 bestraft. 

§. 1610. Der Glasmeister , welcher die bei ihm verfertigten ganzen, 
halben. Viertel- und .\chtel- Stufe, ganzen und halben Flaschen 
nicht mit den vorschriflmässigen Zeichen versieht, zahlt, je nach der 
Menge der bei ihm Vorgefundenen Gefässe dieser Art, zehn bis hun- 
dert Rub. Strafe. — Wer sulche Gefässe nach falschem Masse ver- 
fertigt, zahlt den zweifachen Werth aller bei ihm vorräthigen Gefässe 
dieser Art, die uberdem unverzüglich zerschlagen werden. — Wer 
zum zweiten Mal des einen oder des andern dieser Vergehen über- 
führt wird, zahlt die obengenannten Geldbussen doppelt. 

§. 1611. Der Polizeibeamte, welcher die Aufsicht über Masse und 
Gewichte oder über die Fabrikation der Gla.sgeschirre zu führen hat, 
wird für Vernachlässigung seiner Dienstpflicht vom Amt entlassen. 

S. 1612. Betrug beim W ägen und Messen wird nach §. 2177 bestraft. 

$.1615. Die im §. 2177 bestimmten Strafen trelfen auch den 
Handelsmann, welcher die Stempel oder Zeichen, womit Waaren von 
einer gewissen Gattung oder Güte bezeichnet werden, auf Waaren 
von geringerer Qualität setzt, oder wissentlich etwas Unechtes als 
echt verkauft. Für Vergehen dieser Art unterliegen indess Gold- und 
Silberarbeiter den strengem Strafbestimmungen der §§. 18V3 und 1814. 

§. 1614. Wer russische Fabrikate mit einem Zollstempel zeichnet, 
um ihnen das Ansehen ausländischer Fabrikate zu geben, erleidet 
die correctionnclle Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (.WIR). 

$. 1615. W'enn sich Kaufleute oder Fabrikanten verabreden, den 
Preis gewisser Lebensmittel oder anderer unentbehrlichen Gegen- 
stände zu erhöhen oder herabzudrücken, um deren Einfuhr oder 
Erzeugung zu hemmen : so werden die Anstifter dieser gesetzwidrigen 
Verabredung mit sechs Monaten bis zu einem Jahre Gefängniss, und 
die übrigen Theiinchmer, nach Massgabc ihrer Schuld, entweder 
mit drei W'oehen bis zu drei Monaten Arrest, oder um fünfzig bis 
zweihundert Rub. gestraft. — Wenn aber solche Verabredungen einen 
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wirklichen Mangel an Dingen erster Nothwendigkeil und eine Störung 
der öffentlichen Ordnung erzeugen ; so werden die .Anstifter, mit Ver- 
lust der im §.53 genannten Rechte, zu zwei bis drei Jahren Besse- 
rungshaus, und die Theilnehmer zu sechs Monaten bis zu einem 
Jahr Gefängniss verurtheilt. 

J. ^ß^ß. Der Provianthändler, der seine Vorräthe verheimlicht 
oder deren Verkauf ohne rechtlichen Grund einstellt, wird, nach Um- 
ständen, um fünf bis dreissig Rub. oder mit drei Tagen bis zu drei 
Wochen Arrest gestraft. 

1617. Der Krämer, Hausirer und Trödler, welcher irgend 
Etwas von einer minderjährigeu Person oder von einem ihm unbe- 
kannten Dienstboten kauft oder eintauscht, wird, wenn es sich aus- 
weist, dass das Gekaufte oder Eingetauschte gestohlen war, nach 
Umständen , beim ersten Mal um drei bis dreissig Rub. oder mit 
sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest gestraft. Beim zweiten Mal 
wird diese Strafe verdoppelt, und beim dritten Mal kommt er auf 
sechs Monate bis zu einem Jahr in’s Gefängniss. 

§. 1618. Wenn einem Handelsmann eine Sache zum Kauf oder 
als Pfand von einer ihm unbekannten Person angeboten wird, die 
nach ihrem Aeussern weder für den Eigenlhümer der Sache noch 
für einen Beauftragten des Eigenlhümers gehalten werden kann, und 
der Handelsmann , statt die verdächtige Person wo möglich der Poli- 
zei zu überliefern, den ihm angebotenen Gegenstand an sich bringt ; 
so muss er , falls dieser als gestohlen erkannt wird, nach Massgabe des 
Werthes desselben und je nach den Umständen, eine Geldbusse von 
dreissig bis dreihundert Rub. und überdem fünf Prozent vom Werthe 
des Gestohlenen erlegen. 

$.1619. Wer einen Andern*) durch Geschenke, Verheissungen 
oder andere Mittel abhält, bei einem öffentlichen Verkauf, oder bei 
einer öffentlichen Licitation zu Lieferungen oder Pachtungen als 
Mitbewerber aufzutreten , wird um fünfzig bis fünfhundert Rub. gestraft. 

Dritte IJnterabtliellung. 

VEilLETZCNG DER GESETZE EBER HANDELS-UND 
LADE. N DIE. HER 

I. P'ergehen der Handelsherren. 

$. 1620. Der Kaufmann, welcher einen in keiner Gilde eingeschrie- 
benen Edelmann, einen Beamten oder sonst eine zu Handelsgeschäf- 
ten unbefugte Person als Handelsdiener, Commissionär oder Laden- 
diener annimmt, wird beim ersten Mal um dreissig Rub. und bei 

in eigennütziger Ahticbt. 0. t'ebfr*. 
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jedem Wiederholungsfall um sechzig Ruh. gestraft. — Dieselben Strafen 
trelTen den Kaufmann, wenn er einen Einheimischen oder einen Aus- 
länder, dem die gesetzlich erforderlichen Zeugnisse fehlen, als Han- 
delsdiener oder als Comptoir-Gehulfen annimmt. 

IGSi. Den in $. 1(’)20 angeordneten Strafen unterliegt auch der 
Krämer, der seinen Ladendiener für einen Tagelöhner ausgibt, um 
ihn der Ladendiener-Steuer zu entheben. 

%. iGQS. Der Kaufmann, welcher einen Handelsdiener dingt, be- 
vor dieser seinen frühem Handelsherrn Rechenschaft abgelegt und dar- 
über eine Bescheinigung erhalten hat, zahlt fünfzehn Rub. Strafe. 

II. Vergehen der Handels- und Lndendi’ener. 

i625. Der Handels- oder Ladendiener, welcher seinem Prinzipal 
nicht gehorcht, sich gegen ihn oder gegen dessen Familie unehrerbielig 
beträgt, oder ein liederliches Leben fuhrt, und sich durch die Zurecht- 
weisungen seines Brodherrn nicht bessern lässt, erhält auf die Klage 
dc.sselben sieben Tage bis zn drei Wochen .\rrest. — Minderjährige 
Ladendiener werden für solche Pflichtverletzungen und überhaupt für 
schlechte AulTuhrung mit drei bis zwanzig Rulhenstreichen bestraft. 

§. i624. Wenn ein Handels - oder Ladendiener, ohne schriftliche 
Erlaubniss seines Handelsherrn, fremde Geschäfte oder den Verkauf 
fremder Waaren übernimmt . so werden ihm diese Waaren zum Vor- 
theil des Prinzipals weggenommen, und ihn trifft eiilireder eine Geld- 
busse von zehn bis hundert Rub. oder Arrest auf drei Wochen bis 
zu drei Monaten. — Handelt er unter dem Namen des Prinzipals mit 
eigenen Waaren, so werden ihm diese ebenfalls zum Vorlheil des 
Handelsherrn weggenominen, und er selbst wird als ein ohne Gewerb- 
schein Handelnder, nach §. 1.591, orfer, falls er zur Klasse Derer gehört, 
denen überhaupt Handelsgeschäfte untersagt sind, nach §. 1 589 bestraft. 

§. 16’2.5. Der Handels- oder Ladendiener, welcher mit Waaren 
handelt, deren Vertrieb seinem Prinzipal nicht erlaubt ist, wird als 
Einer, der seine HandeI.sberechligung überschreitet, nach §. 1598 bestraft. 

%. iGSG. Der Handels- oder Ladendiener, welcher dem Credit 
seines Prinzipals vorsätzlich, durch schlechte Geschäftsführung, durch 
Kundbarmachung geheimer Umstände oder durch Verbreitung nach- 
theiliger Gerüchte Abbruch thiit, wird auf die Klage des Handelsherrn, 
nach Massgabe der Umstände und des angerichteten Schadens , um 
zwanzig bis zweihundert Rub. oder mit drei bis sechs .Monaten Ge- 
fängniss bestraft, oder, mit Verlust seiner Handelsberechtigung, auf 
sechs Monate bis zu einem Jahr zum Bcsserungshaus verurtheilt. — 
Hat er solches aus Eigennutz gethan, so trifft ihn die Strafe der 
unter erschwerenden Umständen begangenen Gaunerei (^§. 2185). 
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%.1627. Der Handels- oder Ladendieiier, welcher ohne schriniichcti 
Befehl des Prinzipals eine AVaare unler dem ihm angedeutelen Preise 
verkauft, muss den Ausfall ersetzen und zwanzig bis hundert Rub. 
Strafe zahlen. Verfährt er so aus Eigennutz, so wird er wie der un- 
getreue Depositar, nach §. 2192 bestraft. 

§. i62ü. Der Handels- oder Ladendiener, welcher die ihm anver- 
trauten Sachen aus Fahrlässigkeit zu Schaden kommen lässt, muss 
dafür Ersatz leisten. Lässt er sie in böswilliger .Vbsiclit zu Schaden 
kommen, so wird er nach §. 2216 bestraft. 

§. i029. Der Handels - oder Ladendiener , der seinem Prinzipal 
falsche Berichte oder Rechnungen über die ihm aufgetragenen GeschäRe 
vorlegt , vernUlt in die correctionnelle Strafe zweiter Klasse , vierten 
Grades (.\.X). 

§. IGöO. Der Handels - oder Ladendiener, welcher die Waaren 
oder sonstiges ihm anvertrautes Eigenthum seines Handelsherrn ver- 
schleudert, oder .\u.sgaben macht, die ihm dieser nicht erlaubt hat 
wird nach §. 2192 bestraft. 

§. i6'J/. Den Bestimmungen der §§. 1623—1630 sind auch die 
bei einem Kaufmann in die Lehre gegebenen Personen freien Standes 
unterworfen. 

§. iGo2. Den Bestimmungen der §§. 1624—1630 sind auch Die- 
jenigen unterworfen, welche die Handelsgeschäfte eines Kaufmanns 
als dessen Bevullmächtigtc oder Commissionäre führen. 

Ticrfe lliiterabtlieilun^. 

V F.IILE TZ ir NG D E n G ES E T Z E t' B E l\ II A N D E ES G E SE I.L 9 C B A FT E N 
END ACTIEN VEREINE. 

§. 1633. Wer die Actien einer Handelsgesellschaft oder eines 
Actienvereins nachmacht, wird von der peinlichen Strafe dritter Klasse, 
ersten Grades (I.\) getroffen. 

§. /6'54. Wer sich gegen eine Assecuranz-Compagnie einen Betrug 
erlaubt, unterliegt der Strafe der Fälschung (§. 2202), und darf weder 
auf den versicherten W erth Anspruch machen noch die gezahlte Prämie 
zurückfordern. 

1635. Wer einen Gegenstand, den er versichert hat, böswillig 
zerstört, wird nach §. 2112 bestraft und verliert seinen Anspruch auf 
die bedungene Entschädigung. 

§. 1636. Wer eine Handelsgesellschaft, welcher Art sie auch sey, 
oder einen Aclienverein ohne Firlaubniss der Regierung oder ohne 
Beobachtung der dabei gesetzlich vorgeschriebenen Regeln stiftet, muss 
hundert bis fünfhundert Rub. Strafe zahlen und den Verein auflüsen. 

§.1637. Wenn ein Mitglied einer gesetzmässig gestifteten Handels- 
gesellschaft oder Actiencompagnie die Vollmacht oder das Zutrauen 
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des Vereins absichtlich zum Nachtheil desselben missbraucht ; so wird 
er, wie für eine unter erschwerenden Umständen begangene Gaunerei, 
nach §. 2185 bestraft, und muss der Gesellschaft P>satz leisten. 

§. f 6*J«. Wenn em Mitglied einer geselzmässig gestifteten Handels- 
gesellschaft oder Actiencompagnie Urkunden oder andere Gegenstände, 
welche ihm der Verein anvertraut hat, absichtlich vernichtet, beschädigt, 
unterschlägt oder verschleudert ; so wird er als ungetreuer Mandatar 
nach §. 2224 bestraft. 

§. 1659. Wenn eine unter gemeinschaftlicher Firma handelnde Ge- 
sellschaft, ihrem schriftlichen Versprechen zuwider, eine in Russland 
ansässige Person als stillen Compagnon *) an ihrem Handel Antheil 
nehmen lässt ; so zahlt sie beim ersten Mal den zweifachen—, beim 
zweiten und dritten Mal den vierfachen Preis ihres Gewerbscheines, 
und verliert überdem, beim dritten Mat, ihre Handelsberechtigung. — 
Dieselben Strafen trelfen den ausländischen Gast, welcher, seinem 
schriftlichen Versprechen zuwider, eine in Russland ansässige Person 
als stillen Compagnon annimmt. 

§. 1640. Wer ohne in dem Gewerbschein eines Handlungshauses 
oder einer Handelsgesellschaft genannt zu seyn, an deren Geschäften 
als stiller Compagnon Thcil nimmt, zahlt beim ersten Mat soviel in die 
Staatskasse, als dieser Gewerbschein kostet, beim zweiten Mal das 
Doppelte , und wird beim dritten Mal auf sechs Monate bis zu einem 
Jahre zum Gefäiigniss verurtheilt und der Refugniss , irgend einen 
Handel oder ein Gewerbe zu treiben, verlustig erklärt. — Dieselben 
Strafen treffen jedes in Russland ansässige Individuum , welches an 
den Geschäften eines ausländischen Gastes Theil nimmt, ohne in dessen 
Gewerbschein genannt zu seyn. 

Vuiiftc IJnterabtlielliiiiK« 

VERGEUEX WIDER DIE ORDNIIMG DER K A C F M A N N I S C B E N 
S E E S C U I F F F A II R T. 

I. Vergehen wider die allgemeinen Anordnungen zur Sicherung 
der Schifffahrt. 

S.1641. Wer in der Absicht ein Schiff zum Scheitern zu bringen 
oder zu berauben, falsche Leuchtfeuer anzündet, falsche Raken auf- 
stellt oder sonst Etwas thut, wodurch das Schilf auf eine gefährliche 
Stelle gelockt werden kann, verfällt in die peinliche Strafe zweiter 
Klasse, vierten Grades (V). 

$. 1642. Dieselbe Strafe trilR Denjenigen, der in ähnlicher .Vbsicht 
eine zur Sicherung der Schifffahrt angeordnete Rake oder irgend ein 

*) <^oiMtii(indi{aire. 0. Vebert. 



Digitized by Google 




320 



anderes zu diesem Zweck errichleles Zeichen beschädigt oder zerstört, 
ein Lenchtfeuer auslöscht oder verhindert, dass es nicht zu gehöriger 
Zeit angezündet wird. — Wenn dieses Vergehen durch eine Person 
verübt wird, welche die Aufsicht über das Leuchtfeuer oder über die 
Bake zu führen hat: so wird ihre Strafe um einen Grad geschärft. 

§. 1643. Wer an einer russischen Seeküste, innerhalb fünfzig Werste 
von einem rechtmässigen Leuchtfeuer, zu verbotener Zeit (d. h. wäh- 
rend das Meer vom Eise frei ist), wenn auch ohne verbrecherische 
Ab.sicht ein Feuer anzündet, wird nach Umständen, entweder mit drei 
Monaten bis zu einem Jahr Gefiingniss , oder mit sieben Tagen bis 
zu drei Wochen Arrest bestraft. 

§. 1644. Die mit Wartung und Beaufsichtigung der Leuchtfeuer, 
Baken und Ufersignale beauftragten Personen werden für Fahrlässig- 
keit im Dienst, beim ersten Mal, mit einer Geldbusse von fünf bis 
zehn Rub. oder, falls sie von Leibesstrafen nicht frei sind, mit zehn 
bis zwanzig Ruthenstreichen bestraft , und beim zweiten Mal vom 
Dienst abgesetzt. — In besonders wichtigen Fällen dürfen sie schon 
beim ersten Mal vom Dienst abgesetzt oder, neben der Absetzung, 
noch zu sechs Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss venirtheilt 
werden. 

§. 1643. Wer einen Schiffbrüchigen hindert sich zu retten oder 
an das Ufer zu gehen, oder andern Personen wehrt einem Schiffbrüchigen 
Beistand zu leisten, wird wie für einen .Mord, nach §. I!)24 bestraft. 

§. 1646. Wer die Mittel besitzt, ohne eigene l.cbensgefahr, einem 
Schiffbrüchigen das Leben zu retten, und es nicht thut, wird nach 
§. UHKi bestraft. 

§. 1647. Wer die Mittel be.sitzt einem Schiffbrüchigen, bei Bergung 
des Fahrzeugs oder der Ladung, behülflich zu seyu, und solches bös- 
willig unterlässt, oder schiffbrüchige Güter, die er zur .Vufbewahrung 
empfangen hat, dem Verderben preisgibt, wird, nach Umständen, ent- 
weder um zehn bis hundert Rub. oder mit drei Wochen bis zu drei 
Monaten .Vrrcst gestraft. — Wer die Bergung des Rumpfes, Geräths 
oder der Ladung eines gescheiterten Fahrzeuges hindert, wird wie 
der vorsätzliche Zerstörer fremden Eigenihums, nach §. 2123 bestraft. 
— Ausser den obigen Strafen ist der Schuldige in jedem Fall zum 
Ersatz des durch ihn verursachten Schadens verpflichtet. 

§. 1648. Wer geborgene oder gefundene, zu einem gescheiterten 
Schiffe gehörende Sachen entwendet oder unterschlägt, wissentlich 
solche veruntreute Sachen kauft, oder an deren Entwendung Thed 
nimmt , wird, wie für einen bei Gelegenheit einer Feuersnoth oder 
eines andern Noihzuslandes verübten Diebstahl, nach §. 2148 bestraft. 

§.1649. W'er ein Fahrzeug auf einem Gewässer des russischen 
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Gebietes unlergchcii siclu, und ihm weder selbst zu Hülfe eilt noch 
den Vorfall sogleich im nächsten Ort und der nächsten Polizeibehörde 
anzeigt, wird um fünf bis fünfundzwanzig Rub. gestraft. 

§. t(S30. Der Polizeibeamle, welcher Kunde erhält, dass Etwas von 
einem gescheiterten Fahrzeuge in seinem Amtsbezirk geborgen worden 
ist, und der solches nicht seinen übern oder dem nächsten Zollamt 
anzeigt, wird vom Amt abgesetzt. 

II. F'crßehen der Heeder oder Schiff eißner, 

§. 1651. Der Reeder, welcher sein Fahrzeug einem nicht gehörig 
(uach §. 742 des Handelsreglemenls im 11. Bnde des Swod) legiti- 
mirteu Schilfer oder Steuermann anvertraut, seinen Vertrag mit dem 
Schiffer oder Steuermann nicht nach gesetzlicher Form abschliesst, 
oder nicht in ein Maklerbuch eintragen lässt, wird um zweihundert 
Rub. gestraft, und haftet für den durch die Untreue oder Ungeschick- 
lichkeit eines so gedungenen Schiffers oder Steuermannes veranlassten 
Schaden, wenn dieser ihn nicht selbst vergüten kann. 

$. 1652. Wenn ein Reeder bei Abfertigung seines Fahrzeugs nicht 
dafür sorgt, dass sich am Bord desselben ein als Steuermann oder 
Steiiermannsgehillfe entlassener Zögling der Handels-Navigationsschule 
befinde, noch sich von dieser Anstalt eine Bescheinigung darüber 
geben lässt, dass für ihn kein solcher Zögling disponibel w ar ; so wird 
zwar die Abfahrt des Fahrzeugs darum nicht aufgehalten, aber der 
Reeder zahlt fünfundzwanzig Hub. in die Kasse der Handels -Navi- 
gationsschule, und haftet für den durch die Untreue oder Ungeschick- 
lichkeit seines Schiffers veranlassten Schaden, wenn dieser ihn nicht 
selbst vergüten kann. 

§. 16S5. Der russische Unterthan, welcher sein Fahrzeug in einem 
ausländischen Hafen, ohne Wissen und Zuziehung des daselbst resi- 
direnden russischen Consuls , und, falls dort kein solcher vorhanden 
ist, ohne Zuziehung der Obrigkeit, Notare oder Makler des Orts ver- 
kauft, und die Papiere des verkauften Schilfes nicht dem nächsten 
russischen Consiilat ablicfert, zahlt zur Strafe Ein Prozent von der 
Verkaiifsumme. 

§. 1654. Der Handelsmann, welcher sich weigert die für Consulats- 
zeugiiisse zu entrichtenden Gebühren zu zahlen, muss sie zur Strafe 
doppelt erlegen. 

III. Verßehen der Schiffer. 

§. 1655. Der Schilfer, welcher das ihm anverfraiite Fahrzeug oder 
dessen Ladung vorsätzlich zu Schaden kommen lässt, mu.ss Ersatz 
leisten, und wird zum höchsten Masse der Geldbussen und Strafen 
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verurlheilt, welche die §§. 2i22 und 2123 dem Zerstörer undBeschä- 
diger fremden Eigenthums androhen. 

§. 16S6. Der Schiffer, welcher das ihm anvertraute Fahrzeug vor- 
sätzlich in Brand steckt, in die Luft sprengt, versenkt oder zum Scheitern 
bringt, wird auf Grundlage der §§. 2107, 2109, 2117, 21 18 und 2120 
zum höchsten Mass der sulchen Verbrechen angedroheten Strafen 
verurlheilt. 

§. 1657. Den Schilfer, welcher mit dem ihm anverlranlen Fahrzeuge 
davongeht, es eigenmächtig verkauft oder sich zueignet, tritfl, ausser 
der Verpflichtung zum Schadenersatz, die peinliche Strafe dritter Klasse, 
ersten Grades (^l.\). 

1658. Der Schiffer, der sich ohne dringende Ursache von seinem 
Fahrzeuge entfernt, oder es wegen wirklicher Nolhwendigkeit verlässt 
ohne für die Zeit seiner Abwesenheit die gehörigen .Vnordnungen ge- 
troffen und den Befehl über das Fahrzeug dem Steuermann übertragen 
zu haben, w'ird, nach Umständen, um zehn bis hundert Rub., oder mit 
sechs Monaten bis zu einem Jahr (iefängniss gestraR. 

§. 1639. Der Schiffer, welcher sein Fahrzeug im Augenblick der 
Gefahr verlässt, wird, nach Umständen, enlireder zur correclionnellen 
Strafe erster Klasse, fünften Grades (.WI), oder zur peinlichen Strafe 
dritter Klasse, zweiten Grades (X) verurlheilt. 

§.1660. Der Schiffer, der sein untergehendes Fahrzeug verlässt 
bevor alle andere darauf befindliche rersonen es verlassen haben, 
wird, nach Umständen, entweder mit Verlust der im §. 53 genann- 
ten Rechte , auf ein bis zwei Jahre zum Bcsserungshaus , oder zu 
sechs Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss verurlheilt. 

§.1661. Der Schiffer, welcher nicht zeitig alte in seiner Macht 
stehende Vorkehrungen zur Sicherung des Schiffes, der Ladung und 
der Mannschaft trilTl, wird, falls diese Versäumniss einen Unfall ver- 
anlasst, vom Dienst abgeselzt und überdem, nach Umständen, ent- 
weder mit Verlust der im §. 53 genannten Rechte, auf ein bis zwei 
Jahre zum Bcsserungshaus , oder auf sechs Monate bis zu einem 
Jahr zum Gefängniss verurtheilt. 

§.1662. Der unter Cunvoi segelnde Schiffer, welcher sich ohne 
Erlaubniss des Convoi-Befehlshabers von dem convoiircnden Schiff ent- 
fernt oder die Regeln des Convois sonst Übertritt, wird nach den 
Gesetzen der Kriegsmarine bestraft. 

§.1665. Wenn sich mehre Kauffahrer durch schriRlichen Vertrag 
zu gegenseitiger Vertheidigung verpilichet haben, und einer derselben 
sich vorsätzlich, vor Beendigung der Reise, von den andern trennt: 
so muss er den Schaden, welchen diese bei feindlichen Begegnungen 
erleiden, zweifach bezahlen. — Lässt er die andern Schiffe imAugen- 
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blick eines feindlichen l'eberfnlles im Stich . sn wird er nach den Ge- 
setzen der Kricitsniiirine bestraft. 

§. /6Vy-f. Der Schilfer , welcher sich au.s Fahrlässi$;keit nicht gehörig 
verproviantirt und dadurch unterwegs in die Nothwendigkeit geräth 
einem andern Schilf mit Gewalt Proviant abzunehmen, wird, neben 
dem Schadenersatz, den er diesem Schilf leisten muss, auf sechs 
ülunate bis zu einem Jahr zum Gefiingniss verurtheilt. — Der Schilfer, 
welcher bei einer solchen Gelegenheit einem andern Schilfe mehr 
Lebensmittel abnimmt, als er nothwendig braucht und dieses Schilf 
dadurch dem Mangel preisgibt, wird als Seeräuber nach §. 2132 
bestraft. 

§. 166S. Der Schilfer, der einen nicht mit den gehörigen Pässen 
und Zeugnissen versehenen Menschen als Diener, Matrosen oder in 
irgend einer andern Eigenschaft an liord nimmt, oder auf eine längere 
Zeit in Dienst nimmt als de.ssen Pass gestaltet, muss die in §.118!), 
1193 und 1194 angeordnete Geldbusse zweifach zahlen, und haftet 
für allen Schaden , welchen das Schilf oder die Ladung durch einen 
solchen Menschen erleidet. — Der Schilfer, welcher wissentlich einen 
Verbrecher an Bord nimmt, wird nach §. 340 bestraft. 

§. 1666. Der Schilfer, welcher wissentlich einen Menschen in 
Dienst nimmt, der von einem andern Schilf ohne schriftliches Zeug- 
niss abgegangen ist, wird nach §. 1193 und 1194 bestraft, und 
haftet für den Schaden, der daraus dem frühem Dienstherrn erwächst. 

§. 1667. Der Schilfer, welcher an Bord eines russischen oder 
einem russischen Unterthan gehörenden Schilfes mehr ausländische 
Matrosen nimmt, als das Gesetz erlaubt, zahlt für jeden überzähligen, 
ausländischen .Matrosen fünfzehn Bub. Strafe. — Der Beeder, welcher 
ohne gesetzliche .\utorisation sein Schilf einem ausländischen Schilfer 
oder Steuermann anveriraut, muss für den einen wie für den andern 
fünfzig Ruh. Strafe erlegen. 

1666. Der Schiller, welcher eine Seefahrt ohne geselzmässige 
Musterrolle antritt, oder bei einer Kustenfahrt nicht die lleuerkon- 
trakte seiner iMalroscn milnimmt, wie es die §§.821—824 der Hau- 
delsordnung erheischen, zahlt sechs Ruh. Strafe, wovon die eine 
Hälfte dem Angeber, die andere dem örtlichen Kollegium allgemeiner 
Fürsorge zufälll. 

%. 1669. Der Schilfer, welcher absichtlich einen Menschen ent- 
weichen lässt, der am Bord seines Fahrzeugs ein Verbrechen begangen 
hat, wird nach §. 130 bestraft. 

§. 1670. Der Schilfer, welcher sich nicht gehörig verproviantirt, 
die Rationen der Mannschaft willkührlich verringert, die Austheilung 
der Rationen ohne dringende Noth ganz einstellt, oder dem Schiffs- 
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vülk verdorbene, ungesunde Lebensmittel verabreicht, muss ausser 
der den Iteeinträchligten gebührenden Vergütung, noch hundert bis 
ruiilhundert Kub. Strafe zahlen. 

§. 1071. Der Schilfer, welcher ohne dringende Nolh von seinem 
Gurs abweicht, Gegenstände, die ihm anvertraut waren, über Bord 
wirft, oder das Fahrzeug böswillig der Wegnahme preisgibt, haftet 
für allen Schaden, und wird Uberdem um fünfzig bis fünfhundert Rub- 
gestraft. — Verübte er eine dieser Pflichtverletzungen in der Absicht 
den Assecurateur oder sonst Jemand zu übervorthcilen, oder irgend 
einen Betrug zu begünstigen oder zu verheimlichen : so trifft ihn die 
Strafe des Betrugs nach §. 2202. 

§. 1672. Der Schilfer, welcher fälschlich vorgibt eine Haferei er- 
litten zu haben, wird ebenfalls nach §.2202 bestraft. 

%.i075. Der Schilfer, welcher im Auslande einen zu seiner Mann- 
schaft gehörenden russischen Unlerthan ohne dringende Ursache, ohne 
Zustimmung desselben und ohne schrifllichc Kriaubniss von Seiten eines 
russischen Agenten aus seinem Dienst entlässt, muss dem Kntlassenen 
allen dadurch verursachten Schaden ersetzen, das nöthige Geld zu 
dessen Uückkehr nach Russland hergeben, und iiberdem das Doppelte 
dieser Summe als Strafe zahlen. — Dieselbe Strafe trilft ihn, wenn er 
sein Schilf im Auslande verkauft ohne die aus Russland mitgenommenen 
Schilfsleute, auf Kosten des Schilfeigners, mit Genuss ihrer vollen 
Löhnung in das ^alerlalld zurückzusendeii, es scy denn, dass sich 
diese Leute, im Beiseyn eines russischen Agenten, anheischig machen, 
in den Dienst eines andern Schilfers zu treten uud mit diesem nach 
Ru.s.slaud zurückzukehreii. 

%.1674. Der Schilfer, welcher eine Person gewaltsam oder arg- 
listig an einem andern Ort aussetzt, als an dem, wohin er sie bringen 
sollte, muss ihr den dadurch verursachten Schaden vergüten, die 
Kosten, welche sie angewandt hat um an ihren Wohn- oder Bestim- 
iiiiiiigsort zu gelangen, zweifach zahlen, und wird uberdem mit sechs 
Monaten bis zu einem Jahr Gelängni.ss bestraft, oder, bei besondern 
Erschwerungsursachcii, mit dem höchsten Masse derjenigen Strafe 
belegt, welche im §. 1092 dem ungetreuen Führer angedrohet ist. 

§. i07S. Der Schilfer, welcher das im Schilf sich sammelnde 
Wasser nicht zu gehöriger Zeit auspumpen lässt, in beengtem Fahr- 
wasser, ohne erhebliche Ursache cs unterlässt einen Lothsen an Bord 
zu nehmen, die Weisungen des Lothsen nicht befolgt, während das 
Schiff vor Anker hegt oder angebundeu ist mehr als die HälRe der 
Mannschaft beurlaubt, auf dem Schiff nicht gehörig Wache hallen 
lässt, das Schilfsvolk nicht zu seiner Pflicht anhält, keine Vorsorge 
gegen Feuersgefahr übt, oder seine Obliegenheiten sonst vernachlässigt 
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und dadurch irgend einen Unrall verursacht, wird, neben Vemrthei- 
lung zum Schadenersatz , beim ersten Mal mit einem scharfen Ver- 
weis, oder mit einer Geldbusse vun fünf bis fünfzig Rub. , beim 
zweiten Mal mit dem Verbot, während zwei bis drei Jahre iu See zu 
gehen , bestraft. 

§. i676*. üer Schilfer, durch dessen Ungeschicklichkeit ein Fahr- 
zeug zu Schaden kommt, muss dem Heeder sowohl diesen Schaden 
als auch Das ersetzen, was der Reeder w egen des dem Schilf zuge- 
stossenen Unfalles, auf Grundlage der Kaulfartheigesetze, dritten Per- 
sonen zu zahlen hat, und darf nicht eher wieder in See gehen, 
als bis ihm ein neues Fähigkeitszeugniss verliehen worden. 

%.1677. Der Schilfer, der einem seiner Schilfsleute den Lohn, 
den Abschied oder das ihm gebührende Zeugniss widerrechtlich vor- 
enthält, wird, neben Veruriheilung zum Schadenersatz, um fünf bis 
zehn Rub. gestraft. 

§. i6*7ö. Der Schilfer, der seinen Ballast ohne specielle Erlaub- 
niss der Zoll- oder Contumaz-Behörde , wenn gleich an dem dazu 
angewiesenen Ort, auswirft, zahlt zehn Rub. Strafe. — Wer seinen 
Ballast zwar an dem dazu angewiesenen Ort auswirft, aber nicht 
gehörig dafür sorgt, dass derselbe nicht in’s Wasser falle, zahlt 
zwanzig Rub. Strafe. — Wer seinen Ballast eigenmächtig, zur Nacht- 
zeit, wo es auch sey, auswirft, wird um hundert Hub. gestraft. — 
Wird Ballast auf einer Reede, in einem Fahrwasser, in einem Hafen, 
Kanal oder Fluss ausgeworfen; so hat der schuldige Schilfer, beim 
ersten Mal hundert Hub., beim zweiten Mal dreihundert Rub. zu 
zahlen. Beim [drillen Mal verliert er die Befugniss in See zu gehen, 
und kommt auf sechs iMonatc bis zu einem Jahr in’s Gefängniss. 

Ist eins dieser Vergehen durch Personen verübt worden, die ge- 
dungen waren, um den Ballast auf andere Fahrzeuge zu laden: so 
unterliegen diese .Arbeiter, und nicht der Schilfer, den ebengenannten 
Strafen. 

§. 1679. Der Schilfer, welcher in einem ausländischen Hafen, wo 
ein russischer Consul residirt, sich nicht bei diesem meldet, noch 
ihm die in §. 18SO der Handelsordnung bezeichncten Papiere und 
Nachweisungen vorlegt, zahlt der Staatskasse fünf Rub. Strafe. 

%. 1680. Der Schilfer, der sich weigert die tarifmässigen Ge- 
bühren für die von einem Consiilat ihm ausgestellten Bescheinigungen 
zu zahlen, muss zur Strafe das Zweifache derselben erlegen. 

IV. Vergehen der Steuerleute, Lothsen und Schiffleute. 

$. 1681. Der Steuermann, der seine Pflichten vernachlässigt und 
die Schilfsmannschaft nicht gehörig beaufsichtigt , verliert seinen Lohn 
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für eine Zeit von drei Tagen bis zu einem Monat. Entsteht durch 
seine Fahrlässigkeit ein Schade, so haftet er dafür gleichwie die 
Personen, die daran unmittelbar Schuld sind. 

§. 1G82. Der Steucimann, der über Das, was dem Schiffe im 
Hafen und unterwegs ziislosst, nicht gehörig Buch führt, zahlt fünf- 
undzwanzig Itub. Strafe. 

§. i685. Der Steuermann, welcher in Abwesenheit des Schiffers 
dessen Stelle vertritt, unterliegt denselben Strafen wie dieser, für die 
in §. 1C55— lüSü bezeichneten Vergehen. 

%.l(i8i. Der Lothse, welcher mit dem ihm anvertrauten Schiff 
auf eine Klippe oder Untiefe stösst oder strandet, verliert seinen 
Lothsenlohn, und wird überdem, wenn Fahrlässigkeit an dem Unfall 
Schuld ist, zum Schadenersatz verurtheilt, und wenn er ihn vor- 
sätzlich herbeigeführt hat, nach §. 1635 bestraft. 

§.1885. Der Lothse, welcher durch Signale erfährt oder selbst 
sieht, dass ein Schiff inNothist, und der ihm nicht unverzüglich, nach 
Möglichkeit, Hülfe zukommen lässt , wird mit einem bis zwei Jahren 
Gefängniss bestraft, und darf nicht ferner als Lothse dienen. 

§. 1886. Wenn der Lothse, an dem die Reihe ist in See zu gehen 
einem Schiff nicht auf das erste Signal desselben zueilt, oder ein 
Schiff übergehend, die Leitung eines später angekommenen über- 
nimmt; so wird er beim ersten DM um einen bis zehn Hub., beim 
zireilen Dlal mit sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest gestraft. 
Beim ilrilten Mal wird ihm das Lothsen auf sechs Navigationsmonate 
untersagt. 

§. 1887. Der Lothse, welcher zu der Zeit, da er ein Schiff lothsen 
soll, betrunken ist oder sich wider den Schiffer eine Grobheit er- 
laubt, wird beim ersten Mal mit sieben Tagen bis zu drei Wochen 
Arrest bestraft. Beim zweiten Mal wird ihm das Lothsen auf seclis 
Navigationsmonate untersagt. 

§.1688. Der Lothse, welcher ein Schiff verläs.st bevor es an die 
Stelle gelangt ist, wohin er es fuhren soll, zahlt fünfzig Rub. Strafe, 
und darf während sechs Navigalionsmonate kein Schiff lothsen. 

§.1689. Dem Lothsen, welcher einen höhern als den gesetz- 
mä.ssigen Lohn fordert, wird beim ersten Mat der Lohn gänzlich 
abgesprochen, und beim zweiten Mal überdem eine Geldbusse von 
fünf bis zehn Rub. auferlegl. — Weigert er .sich ein Schiff zu lothsen 
bevor ihm ein höherer als der gesetzliche Lohn versprochen ist; so 
wird ihm beim er.sten Mal eine Geldbusse von fünf bis zehn Rub. 
auferlegl , und das Lothsen fiir sechs Navigalionsmonate untersagt. 
Beim zweiten Mal kommt er auf sieben Tage bis zu drei Wochen 
unter Arrest, und verliert seine Lolhsenberechtigung für immer. 
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$. 1690. Wer ohne Lolhse zu seyn, ohne dringende Veranlassung und 
ohne Erlaubniss der Ortsobrigkeit ein Schilf zu lothsen übernimmt, wird 
beim ersten jUa/um füiir bis fünfzehn Rub. und mit Arrest auf sieben 
Tage bis zu drei Wochen gestraft. Beim zweiten Mat wird -sowohl 
die Geldbusse , als auch die Arreststrafe verdoppelt. 

§. 1691. Die Schilfsleute, welche in der Absicht ein Schilf unter- 
gehen zu lassen, es anbohren, durchlüchern oder sonst bedeutend be- 
schädigen oder das Schilfsgeräth verderben, erleiden das höchste 
Blass der Strafen, welche die §§. 2118 und 2120 dem vorsätzlichen 
Versenken eines Schiffes androlien. — Denselben Strafen unterliegen 
sie, wenn sie, in derselben verbrecherischeu Absicht, den Befehlen 
des Schiffers nickt gehorchen und dadurch wirklich den Untergang 
des Fahrzeugs verursachen. 

%. 1692. Die Schiffsleute, welche die Befehle des Schiffers in 
der Absicht unerfüllt lassen, damit das Schiff auf eine Untiefe oder 
an eine Klippe gerathe, haften für den Schaden, und werden zu 
den im §. 1691 bezeichneten, jedoch für sie um einen Grad zu 
mildernden Strafen verurtheilt. 

$. 1695. Der Matrose, dem es obliegt das im Schiff sich ansam- 
raelnde Wasser zu messen und zeitig wegzuschalfen, und der solches, 
trotz der Erinnerung seines Obern, unterlässt, verliert seinen Lohn 
für zwei Tage. — Kommt durch solche Versäumniss das Schiff oder 
die Ladung zu Schaden, so trifft ihn, ausser der Verpflichtung zum 
Ersatz , Gerängnlssstrafe auf sechs Blonatc bis zu einem Jahr. 

$.1694. Den Schiffsleuten, die während ihrer vertragmässigen 
Dienstzeit den Befehlen des Schiffers, Steuermannes oder Bootsmannes, 
in Dem, was ihres Dienstes ist, säumig oder fahrlässig nachkommen, 
wird für jede solche Verletzung ihrer Pflicht, der Lohn, nach Um- 
ständen, für einen, zwei oder mehr Tage bis zu einer Woche entzogen. 

$.1695. Die Sclüffsletitc, welche während der Reise, in Dienst- 
sachen ungehorsam sind, dürfen, nach Ermessen des Schiffers, ent- 
weder am Körper, jedoch nicht mit mehr denn fünf Gertenhieben, 
oder in wichtigem Fällen, mit sieben Tagen bis zu drei Blonaten 
Arrest bestraft werden 

$. 1696. Wenn Schiffsleute oder andere am Bord eines Handels- 
schiffes befindliche Personen sich wider den Schiffer auflehnen, ihm 
den Befehl über das Schiff nehmen , oder ihn zwingen nach ihrem 
Willen zu handeln, grössere oder mehr Rationen auszutheilen , als er 
soll, seinen Curs abzuändern, irgendwo eluzulaufen oder anzulegen 
u. d. gl., so wird solches ebenso wie eine Widersetzlichkeit gegen die 
Obrigkeit nach den §§. 284—287 und 289—292 bestraft. 

$. 1697. Drohungen, wörtliche und thätliche Ehrenkränkungen, die 
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sich eine von den am Bord beflndlichen Personen , während einer 
Fahrt, wider den Schiffer erlaubt, werden mit dem höchsten Mass der 
Strafen geahndet, die in den §§. 2010, 201i, 2035 — 2037 und 2039 
solchen Vergehen im Allgemeinen angedruhet sind. 

§. 1698. Der am Bord, während einer Fahrt, begangene Diebstahl 
wird als Hausdiebstahl, nach §. 2151 bestraft. 

$.1699. Schiffsleute und Passagiere, welche irgend einen zum 
Schiff oder zu dessen Ladung gehörenden Gegenstand zerstören oder 
beschädigen, zahlen, wenn sie es aus Fahrlässigkeit thalen, den zwei- 
fachen Werth des Gegenstandes, und unterliegen, wenn es vorsätzlich 
geschah, dem höchsten Mass der Strafen, welche der §. 2123 dem 
Zerstörer und Beschädiger fremder Sachen androhel. 

$.1700. Dem Matrosen, welcher sich dem Wachedienst entzieht, 
oder während desselben einschläft oder betrunken ist, wird der Lohn 
für zwei Tage zum Vortheil Derer abgezogen , die den Dien.st an 
seiner Stelle versehen ; auch muss er den durch seine Schuld ent- 
standenen Schaden ersetzen. 

$.1701. Der wachhabende Matrose, welcher im Augenblick, wo 
Diebe auf das Schiff kommen , vorsätzlich unterlässt die Mannscha8 
zusammenzurufen, und jeder auf dem Schiffe Dienende, der sich vor- 
sätzlich enthält zur Vertheidigung des Schiffes und der Ladung gegen 
einen räuberischen üeberfall mitzuwirken, wird als Theilnehmer an 
dem vollbrachten oder versuchten Diebstahl oder Raubanfall , nach 
§. 125 bestraft. 

$. 170S. Jeder auf einem Schiff Dienende, der bei einer dem Fahr- 
zeug drohenden Gefahr sich weigert die zur Rettung desselben er- 
theilten Befehle zu erfüllen , wird , ebenso wie der Schiffer , welcher 
nicht die gehörigen Massregcln zur Sicherung des Schiffes trilTt, nach 
§. 1661 bestraft. 

Anm Gpgnn die auf dem Si-hitfe dienenden Personen, welche «ich bei ansser- 
ordenllichcn Geleeenheilcn ungehorsam beweisen , darf der Schiffer die in 
§. IS66 und 867 der llandelsordnung aufgostelllen Regeln der bhusluhen 
Oisciplin in Anwendung bringen. 

$. 1705. Wenn sich mehre Handelsschiffe zu gegenseitiger Ver- 
theidigung verbunden haben , und die Leute eines derselben die zur 
Abwehr eines feindlichen Angriffs ertheilten Befehle ihres Schiffers 
unbeachtet lassen , oder die Vertheidigung böswillig , wenn gleich im 
Einverständniss mit dem Schiffer, aufgeben ; so werden sie nach den 
Gesetzen der Kriegsmarine bestraft. 

§. 1704. Dem Matrosen, welcher sein Schiff ohne Erlaubniss des 
Schiffers, Steuermannes oder Boot.smannes , auf einen Tag oder auf 
eine Nacht verlässt, wird ein zweitägiger Lohn zum Vortheil Derer 
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entzogen, welche unterdessen den Dienst statt seiner versehen. Ist 
das Schilt oder die Ladung durch seinen eigenmächtigen .Abgang zu 
Scliaden gekommen, so muss er diesen ersetzen. 

$. I70ii. Wenn ein Matrose widerrechtlich vom Schiffe abgeht oder 
sich weigert mit dem Sdiiff, auf das er sich verdungen hat, abzu- 
scgeln und darüber drei Tage verstreichen lässt : so fällt sein rück- 
ständiger Lohn und Alles, was ihm am Bord eigenthümlich gehört, an 
den Schiffsherrn. — Wenn aber einer von der Mannschaft das Schiff 
unterwegs verlässt, und der Schiffer sich genöthigt sieht an dessen 
Stelle einen Andern zu dingen : so muss ihm der widerrechtlich Ab- 
gehende Das ersetzen, was der Neugedungene aii Lohn mehr erhält, 
als dem Abgehenden zukam. Ueberdem wird der Matrose , welcher 
den Dienst unterwegs ohne Grund aufsagt, auf die Klage des Schiffers, 
mit sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest, und im Fall der Deser- 
tion, mit drei bis sechs Monalen Gelängniss bestraft. 

§.1706. Wer entlaufene Matrosen hehlt, zahlt für jeden, solange 
er ihn hehlt, täglich zehn Kub. Strafe. 

§.1707. Der Matrose, welcher ohne Erlaubniss seiner Obern die 
zum Schiff gehörenden Böte oder Jöllen gebraucht, verliert beim 
ersten Mal den Lohn einer Woche, und wird beim zweiten Mal mit 
zehn bis fünfzehn Rulhcnstreichen , oder, falls er von Leibesstrafen 
frei ist, mit einem zweiwöchigen Lohnabzug bestraft. 

§. 1708. Dem Matrosen , welcher am Bord Karten oder Würfel 
spielt, wird der Lohn, beim ersten Mal für einen Tag, beim zweiten 
Mal für zwei Tage und beim dritten Mal für drei Tage, entzogen. 

Sechste Unterabtlielliins. 

VERGEHEN WIDER EINZELNE, DE.N II ANDEL BETREFFENDE 
A N O n D Ni: N <■ F. N. 

I. Uebertretung der Börsenordnung. 

§. 1709. Wer die Börse zum Behuf seiner Handelsgeschäfte be- 
sucht, ohne sich bei dem Borsencomite gemeldet, noch den vorschrifl- 
mässigen Geldbeitrag entrichtet zu haben, zahlt dreissig Kub. Strafe- 

§.1710. Wer sich eine die Besucher der Börse beleidigende oder 
den Geschäftsgang daselbst störende Unanständigkeit erlaubt, wird 
beim ersten Mal um sieben und einen halben Bub. gestraft, und beim 
zweiten Mal, neben Verurtheilung zu einer eben solchen Geldbusse, 
durch den Börsen-.Aeltesten aus der Versammlung hinausgewiesen. 

§1711. Wer einen Andern auf der Börse und zur Börsenzeit be- 
leidigt, wird, auf das Zeugniss des Börsencomites, wie für eine an 
öffentlicher Stätte verübte Iiyurie, nach §. 2010 und 20 l i bestraft. 
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$. i7 tS. Der Besucher der Börse, welcher daselbst absichllich 
eine falsche, dem Handel nachtheilige ISachricht verbreitet, wird mit 
Entziehung der in §. 53 genannten Hechte, auf ein bis zwei Jahre 
zum Besserungshaus verurtheilt. Wer durch eine sulche Nachricht 
Schaden erleidet, darf den Schuldigen auf Ersatz belangen. 

§. /7/o. Wer unbefugter Weise .Maklergeschäfte verrichtet, zahlt 
beim ersten Mal das Zehnfache der in Rechnung gebrachten Maklerge- 
bühr. Die Hälfte dieser Geldbusse wird dem Angeber , und der Rest 
dem Unterstützungsfonds der emeritirten Älakler zugewiesen. Beim 
zweiten Mal wird ihm der Besuch der Börse durch ein gerichtliches 
Urtheil untersagt, und sein Name im Börsensaalo an das Brett 
geschlagen. — Wenn er dann , trotz des Verbotes , abermals in der 
Börsenversammlung erscheint : so kommt er auf drei bis sieben Tage 
unter Arrest , und muss eine Geldbusse von dreihundert bis sechs- 
hundert Ruh. zahlen, die zum Börsciikapital geschlagen wird. 

%.17i4. Der Kaufmann, welcher sich eines unbefugten Maklers 
bedient, um ein Handelsgeschäft abzuschliessen , muss dem L'nter- 
stUtzungsfonds der emeritirten Börsenmakler das Zehnfache der für 
dieses Geschäft zu berechnenden Maklergebühr zahlen. 

li. Uebertretung des Regulattv's über städtische Handels- 
Speicher und Magazine- 

§. 17 iS. Der Schilfer, welcher dem Wachschiff und den Schiff- 
länden vorbeiscgelnd, vor einem Speicher oder .Magazin anlegl, ohne 
den erforderlichen Erlaubnissschein gelöst zu haben, zahlt der Stadt- 
kasse dreissig Rub. Strafe, muss sein Schiff abseits stellen, und darf 
erst löschen nachdem zwei Reihenfolgen anderer Schiffe vor ihm ab- 
gefertigt worden sind. 

%.1716. Wer Unrath, Bast, Stricke, alte Matten u. d. gl. in einem 
Speicher , auf einem zum Speicher gehörenden Hofraum oder Ufer, 
oder auf einer Anfurt hinlegt oder aufhäuft, wird, nach Umständen, 
um einen bis zehn Rub. oi/cr mit drei bis sieben Tagen Arrest gestraft. 

§.1717. Der Kaufmann oder Handelsdiener, welcher eigenmächtig, 
zu unerlaubter Zeit, einen öffentlichen Speicher betritt, oder darin 
über die erlaubte Zeit verweilt, zahlt einen bis zehn Hub. Strafe. 

§.1718. Wer Liqueure, Brantwein, Bier oder andere geistige 
Getränke in einen öffentlichen Speicher oder Schoppen bringt, kommt 
auf drei bis sieben Tage unter Arrest. 

§. 1710. Wer in der Nähe eines öffentlichen Speichers oder Ma- 
gazins, d. h. iniieriialb des durch die Magazin-Vorsteher bestimmten 
und durch die höchste Ortsobrigkeit bestätigten Rayons, ein Koch- 
feuer anmacht, oder Speisen in Kesseln oder Töpfen oder Wasser 
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in Selbstkochern in einen Speicher bringt, wird um fünf bis dreissig 
Rub., oder mit sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest, oder, unter 
besonders erschwerenden Umständen, mit drei Wochen bis zu drei 
Monaten Arrest gestraft. 

%.17Q0. Der Speicher- oder Magazin-Inspektor, welcher Weibern 
gestattet, in einem Speicher oder auf einer Barke Flachs- oder Ilanf- 
bänder zu flechten, zahlt der Stadtkasse, für jedes solche Weib drei 
Rub. täglich. 

§. i7fil. Die Speicher- und Magazin-Commissäre werdentfür Ver- 
letzung ihrer Dienstpflicht nach den allgemeinen Grundsätzen über 
.Amtsvergehen bestraft. 

III. Ueberlrelung der Brackerordnung. 

1T22. Der Bracker, der mit der Waarengaltung, für welche 
er angcstellt ist, oder mit Erzeugnissen, die mit dieser Waarengal- 
tung auf demselben Lager liegen, unter eigenem oder fremdem Namen 
handelt, oder au einem solchen Handel Theil nimmt, oder in irgend 
einem Waarenhandel Maklergeschälte betreibt, wird beim ersten Mal 
um hundertfünfzig Rub. , beim zweiten Mal um dreihundert Rub. ge- 
straft, und beim dritten Mal von seinem Amt abgesetzt. 

§. 1725. Der Bracker, welcher nicht zu den vorgeschriebenen 
Stunden an dem Ort, wo er seinen Dienst zu verrichten hat, zu- 
gegen ist und keine gültige Entschuldigungsgründe angibt, zahlt für 
jede Stunde pflichtwidriger Abwesenheit sieben und einen halben 
Rub. Strafe. Ueberdem wird ein solcher Dienstfehler in das Journal 
eingeschrieben. 

§. i724. Der Bracker, welcher von dem Eigenthümer der zu 
sortirenden Waare Geschenke oder mehr als seinen gesetzmässigen 
Lohn annimmt, wird vom Amt abgeselzt. — Wenn er durch Zögerung 
und Chikane Geschenke zu erpressen sucht, einen im Gesetz nicht 
begründeten Lohn für seine Arbeit fordert oder für nachsichtige 
Bracke annimmt; so wird er nach §. .i02— 407 bestraft 

§.172.'t. Der Bracker, welcher einer Waare einen ihrer Gattung 
nicht entsprechenden Stempel aufdrückt, wird beim ersten Mal um 
hundert Rub. gestraft und beim zweiten Mal abgeselzt. 

§. /726*. Für fahrlässige Dienslfehler erhalten Bracker , Zehent- 
männer und Flechter beim ersten .Mal Verweise, die in das Journal 
eingetragen werden. Beim zweiten Mal zahlen der Hanf-, Flachs-, 
Talg- und Üol-Bracker fiinfundsiebzig bis hunderlfunfzig Rub., der 
Schweinsborsten-, Rosshaar-, Poltasche-Bracker dreissig bis sechzig 
Rub., und alle übrige Bracker fünfzehn bis dreissig Rub. Strafe. 
Beim drillen JMal werden diese Geldbussen verdoppelt , und beim 
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vierten Mal die Schuldigen abgesetzt. — Geschah die Pflichtverletzung 
vorsätzlich, so wird der Bracker schon beim ersten Mal abgesetzt 
und zu drei bis sechs Monaten Gefängniss verurtheilt. Geschah sie aus 
Eigennutz, so wird er wie für Geschenknahme, nach §. 402 bestraft. 

§. /71?7. Der Bracker, welcher eine seinem Vater, Sohn, Bruder 
oder Neffen gehörende Waarenpartie sorlirt, wird, wo das Gesetz 
solches nicht ausdrücklich gestattet, um drei.ssig Bub. gestraft. 

§.i7S8. Der Bracker, welcher in den Ilanfniedcrlagen zu St. 
Petersburg unpräparirten Hanf oder Flachs zur Bracke zulässt , zahlt 
für jeden Berkowetz solcher Waare drei Bub. Strafe , und wird von 
seinem Amt abgesetzt. 

%.1729. Der Zehentmann, der sich im Dienste träge, nachlässig 
oder trunken zeigt, wird durch den Bracker, sofern die Aellesten 
oder die andern Bracker zustiinmeii, aus dem Schoppen hinausge- 
wiesen, und beim ersten Mal auf zwei Wochen, beim zweiten Mal 
auf einen Monat, beim drillen Mal auf zwei Monate von der Arbeit 
entfernt , welches jedesmal in das Journal eingeschrieben wird. Beim 
vierten Mal trifft ihn Entsetzung vom Dienst. 

%.1750. Wenn ein Bracker oder Zehenimann es zulässt, dass 
Hanf- oder Flachsbundel mit Bändern von geringerer als der sortirten 
Gattung gebunden werden : so wird solches beim ers/en Mal im Journal 
notirt. Beim zweiten Mal zahlt der Schuldige sieben und einen halben 
Rub. , beim drillen Mal fünfzehn Bub. Strafe. Beim eierten Mal wird 
er vom Dienst entlassen. 

§. 175 1. Die nach §. 1722—1730 eingehenden Strafgelder werden 
dem Comite, welches die -Vufsicht über die Bracker führt, zugewiesen 
und zum Besten der emeritirten Bracker, Zehentinänner, Flechter 
und deren Familien verwendet. 

§. 1752. Wenn eine zur .Viisfuhr bestimmte Partie Talg zu der- 
jenigen Sorte gehört, die vorschriftmässig mit einem Ueberguss ge- 
schmolzenen Talgs versehen seyn muss, und es sich ausweiset, dass 
der Ueberguss von anderer Qualität ist , als das Innere : so muss 
der Eigenthümer für jedes Fass solcher Waare drei Rub. in den 
Armenfonds der St. Petersburger Börse zahlen. 

%. 1755. Wer eine Sorte Talg mit andern Sorten, oder mit fär- 
benden , starkriechenden oder sonstigen fremdartigen Stoffen ver- 
mengt der Bracke vorlegt, muss für jedes Fass solcher Waare dem 
Armenfonds der St. Petersburger Börse zehn bis fünfzehn Rub. 
zahlen , und darf den so gemengten Talg nur zu Seife verwenden. 

§.1754. Wer eine Partie Talg, die schon einmal vom Bracker 
als der angegebenen Qualität nicht entsprechend abgewiesen worden 
ist, abermals und unter derselben .Vngabe der Bracke vorlegt, zahlt 
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für jedes Fass fünfzig Kopeken Slrafe zum Vurlheil desjenigen Brackers, 
der diesen l’nterschleif entdeckt und anzeigl. 

^ilebeiite Untcrabtlieiliiiii;. 

ven GEHEN DER XAHEEIl.BUnSENNOTAnE, BURSENVEit- 
STEIGEREB INI» »ISPACIIEtBE. 

I. Vergehen der 3iakler. 

§. i75S. Der Makler, welclier Kechlsgcschäfle für abwesende, nicht 
gültig vertretene Personen vollzieht oder registrirt, Urkunden unter 
falschem Datum ausslelll oder beglaubigt, unwahre Thatsachen attes- 
tirt , oder einen unter seiner Vermittelung abgeschlossenen Handel 
nicht der Wahrheit gemäss in sein Buch einträgt, sein Schnurbuch 
oder einzelne Theile desselben unterschlägt oder sich sonst Betrüge- 
reien in seinen Amtsgeschäften erlaubt, wird nach §. 391 bestraft. 

§. i756*. Der .Makler, welcher aus Inachtsamkeit Rechtsgeschäfte 
für Personen vollzieht oder registrirt, die zu solchen üeschäften nicht 
befugt sind, oder ein Dokument beglaubigt, ohne dessen Kchtheit oder 
die Identität des Vorzeigers gehörig coustatirt zu haben , wird vom 
Amt entlassen und darf hinfort kein ähnliches bekleiden. — That er 
aber solches in gesetzw idriger .\bsicht, so wird gegen ihn nach §. 391 
verfahren. 

%.173T. Der .Makler, welcher eine Urkunde beglaubigt oder re- 
gistrirt, deren Inhalt den Gesetzen des Reichs, der ülfentlicheu Ordnung, 
der Religion oder der Sittlichkeit zuwider ist, wird nach §. -V93 bestraft. 

$. i7.T8. Wenn ein , Makler eine Urkunde, die nicht auf dem ge- 
hörigen Slempelpapier geschrieben ist, beglaubigt oder registrirt, oder 
es zulässt , dass ein Wechsel oder die .Vcceptation eines Wechsels 
auf nichtgestempeltcs Papier geschrieben werde ; so wird er als 
Uebertreler des Regulativs über Slempelpapier, nach §. Ü16 bestraft. 

§. 1739. Der Makler, welcher ein Handelsgeschäft so regelwidrig 
notirt, da.ss deshalb zwischen den Kunlralieiiteu Streit entsteht, wird 
vom .Vnil abgeselzt und hinfort zu keinem ähiilicheu zugelassen. 

§. 1740. Der .Makler, welcher einen grossem als den gesetzlichen 
.Maklerlohn fordert, muss das Zuvielempfangene zuruckgeben, und wird 
beim ersten Mal um zehn bis fünfzig Hub., beim zweiten Mal nm fünfzig 
bis hundert Rub. gestraft, beim dritten Mal aber vom Amt abgesetzt, 
mit dem Verbot je ein ähnliches zu bekleiden. 

%.174t. Der Makler, welcher Kauf- oder Pfandkontrakte über 
unbewegliche Güter registrirt, seine Bücher unordentlich führt, darin 
Verhandlungen aulnimmt , die ein Makler nicht registriren darf, oder 
bei solchen Geschäften, die er registriren soll, dieses untcriä.sst, wird 
vom Amt abgeselzt. — Wenn er beim Einschreiben der Urkunden 
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zwisolien den einzelnen Sätzen, Lücken, Zeilen oder ganze Seilen leer 
lässt , und sidclics nicht zeitig der zuständigen Heliürde nnzeigt ; so 
wird er, wie für eine vorbereitete Kälschung, mit Kniziehung der im 
§. 53 genannten Hechte , auf ein bis zwei Jahre zum Besserungshaus 
verurlheill. 

§. 17 iS. Der Makler, welcher für eigene Hechniing Handelsgeschäfte 
betreibt oder sich bei den Geschäften eines llandlungshaiises als Com- 
missionär oder als Gesellschafter bclheihgt , zahlt beim ers(en Mal 
hundertfünfzig, beim zweiten Mal drcihuiiderl Hub. Strafe, und wird 
beim drillen Mal vom Amt abgeselzl. 

§. i74ö. Der Makler, welcher sich von dem Ort, wo er angestellt 
ist , eigenmächtig entfernt , jedoch nicht über nennundzwanzig Tage 
wegbleibl , zahlt beim er.v/e« Mal dreissig Hub. , beim zweiten Mal 
sechzig Hub. Strafe. Heim drillen Mal wird er entweder zu einer 
Gcldbusse von hundert Hub. verurlheill, oder, nach Ermessen der Be- 
hörde, die ihn angeslelll hat, vom ,\ml entlassen. — Dauert seine eigen- 
mächtige .Vbwesenheit länger als neummdzwanzig Tage , oder bleibt 
er mehr als vier Monate über seinen Urlaub aus, so wird er vom 
Amt abgesetzl. 

%.1744. Der .Makler, der nicht allmonatlich, zu bestimmter Zeit, 
dem Kamcralhof einen Bericht über die im Lauf des Monats durch 
ihn regislrirlen , so wie über die bei ihm prolestirlen Wechsel und 
Schuldverschreibungen, mit Angabe der letzten Nummer des Monats 
einreicht, wird beim ersten Mal um funfundsiebzig, beim zweiten Mal um 
hundertfünfzig Hub. gestraft und beim drillen Mal vom Amt abgesclzt. 

§.174.11. Der Makler, welcher die beim Begislriren und Präsenliren 
der Urkunden, zum Besten der Sladlkassc erhobenen und allmonat- 
lich der zuständigen Behörde zu iibermachendcn Gelder später als 
vorgeschrieben ist, einsendet, wird beim ersten Mal um fünfzehn Hub., 
beim zweiten und drillen Mal um dreissig Hub. gestraft und überdem, 
beim dritten Mal , vom Amt abgesetzl. 

§. 4746. Der iMakler, welcher die in §. 17i5 bezeichnelen Gelder gar 
nicht oder nur zum Theil einsendet , muss Das was er zurückbehallen, 
herausgeben und, falls er bloss aus Fahrlässigkeit gefehlt hat, noch 
zweimal so viel als Strafe zahlen — Verfuhr er aber so aus Vor- 
satz, so wird er, als Einer, der sich das im Dienst ihm Anverlraulc 
zucignet, nach §. 3S3 zur correclionnellcn Strafe erster Klasse, 
vierten Grades (.\Vj verurtheilt. 

II. Vergehen der Börsenmakler, Ilofmakler, Börsennotare 
und Schiß makler. 

S / 7 17. Der Börsenmakler, welcher persönlich oder durch 
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Stellvertreter, für eißene Rechnung, oder als Commissionär , Handels- 
ßeschäftc oder ausländische Bankßeschälte treibt, oder bei solchen 
(ieschäflen als Gesellschafter betheilißt ist, wird nach §. 1712 bestraft. 

§. 1748. Iler Börsenmakler, welcher ein Handelsgeschäft für Per- 
sonen vermittelt , die zu solchen Geschäften nicht befugt sind , wird 
vom Amt abgesetzt. 

§. 1749. Der Börsenmakler, welcher ein Handelsgeschäft, worüber 
er einen Schlusszettel*) ausgefertigt hat, nicht innerhalb der vorge- 
schriebeuen Frist in das vom r)e])artemcnt des auswärtigen Handels 
ihm gegebene Schnurbiich einträgt , zahlt beim ersten Mal hundert- 
fünfzig Ruh., beim zweiten Mal dreihundert Rub. Strafe, und wird beim 
drillen 31al vom Amt abgesetzt. 

§. 17SO. Der Börsenmakler, welcher es zulässt, dass eine zu Mak- 
lergeschäften unbefugte Person unter seinem Namen solche Geschäfte 
betreibe, zahlt beim er.sten 3Ial fünfiindsiebzig Rub. Strafe, und wird 
beim zweiten 3Ial vom Amt abgesetzt. 

§. 1761. Der Börsenmakler, welcher ein Handelsgeschäft wider 
den Willen der Kontrahenten kündbar werden läs.st, muss beim ersten 
3Ial auf seinen Maklerlohn verzichten und das Zweifache desselben 
als Strafe zahlen. Beim zweiten Mal zahlt er das Zehnfache des in 
Rechnung gebrachten Maklerlohns. Beim drillen 3Ial wird er vom Amt 

abgeslzl. 

§. 1752. Der Börsenmakler, welcher sich einen grossem als 
den gesetzlichen Maklerlohn zahlen lässt, muss den zweifachen Be- 
trag'* des Empfangenen als Strafe erlegen, und wird, wenn er zum 
dritten Mal dieses Vergehens überfuhrt i.st, dem §. 1710 gemäss, vom 
Amt abgesetzt und hinfort zu keinem ähnlichen zugelasscn. 

§. 1755. Der Börsenmakler, der seine Bücher nicht der Ordnung 
gemäss führt, wird vom Amt abgesetzt und hinfort zu keinem ähn- 
lichen zugelassen. Verletzt er die Ordnung in seinen Büchern in der 
Absicht, einen gesetzwidrigen Handel zu verdecken, so wird er, wie 
für einen in Dienstsachen verübten Betrug, nach §. 3!M bestraft. 

$.1754. Der Börsenmakler, welcher die von einem Handelsmann 
bei ihm hinterlegten Gelder oder Wechsel abhanden kommen lässt und 
den Hinterleger nicht zufrieden stellt, wird vom Amt abgesetzt. — 
Läs.st er solche Gegenstände absichtlich abhanden kommen , so wird 
er, wie ein Beamter, der das im Dienst ihm Anvertraute verschleudert, 
nach §. .383 zur correctionnellen Strafe erster Klasse , vierten Grades 
(.\V) verurtheilt. 

§. 1755. Wenn der Börsenmakler den Geld-, Wechsel- und Waaren- 

*) Bordfieau. D. i’ehrrt. 
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Curs nicht zu gchörigt-r Zeit dem Hofmakler anzeigt, so zahlt er 
das erste 3frt/ fünfzehn Ruh. und jedes folgende Mal dreissig Rub. Strafe. 

%.1756. Folgende Vergehen ziehen dem Börsenmakler, ausser den 
durch besondere Gesetze verordnelen Strafen, noch die Amtsenl- 
setzung zu : i) wenn er Kenntniss hat von einem wider seinen 
Coinmittenten gesponnenen Betrug, und diesen davon nicht benachrich- 
tigt ; 2) wenn er unwahre Angaben in sein Maklerbuch einträgt ; 
3) wenn er sein Muklerbuch unterschlägt oder aus Fahrlässigkeit 
abhanden kommen lässt; 4) wenn er dieses Buch nicht alljährlich, 
zu bestimmter Zeit der Behörde zustellt , die es ihm gegeben hat ; 
5) wenn er nicht gleich nach Abschluss eines durch ihn vermittelten 
Handelsgeschäfts den Kontrahenten einen in gehöriger Weise abge- 
fassten Schlusszetlel zustellt. Bei dieser letzten Unterlassung muss 
er auch den Werth des Stempclpapieres*) erlegen. 

§. /7.?7. Den Anordnungen der §§. 1747—1756 sind auch die 
Hofmakler unterworfen. Ausserdem aber wird der Hofmakler, der 
einen in seinem amtlichen Wirkungskreise das Interesse der Krone 
berührenden Vorfall oder ein an der Börse umlaufende.s, den Handel 
betreffendes Gerücht nicht zur Kenntniss der zuständigen Behörde 
bringt, oder ihr keine Anzeige macht, wenn er erfährt, dass Jemand 
unbefugter Weise MaklergeschäRe treibt , beim ersten Mal mit einer 
Geldbusse von zehn bis dreissig Rub., beim zweiten Mal mit einer 
ebensogrossen Gcidbusse und mit Absetzung bestraft. 

§. i7oü. Gegen den Börsennotar, der seine Dienstpflicht verletzt, 
wird nach §. 497 verfahren , ausgenommen wenn er sich eins von 
den in §. 1747 — 1756 genannten Vergehen zu Schulden kommen 
lässt, in welchem Fall er nach Inhalt dieser §§. bestraft wird. 

§. 1759. Gegen den Schiffmakler, w elcher die allgemeinen Pflichten 
des Mahlers verletzt, wird nach §. 1747 — 1756 verfahren. 

§. i7(i0. Die von Seilen der Börsenmakler, Hofmakler, Börsen- 
notare und Sehiffmakler eingehenden Strafgelder fliessen in die Kasse 
des Börsencomites, und werden zur Unterstützung emeritirter Makler, 
Börsennotare und deren Familien verwendet. 

§.i76I. Börsenmakler, Hofmakler, Börsennotare und Schiffmakler, 
die wegen Insolvenz in den Schuldlhurm gerathen, werden vom Dienst 
entlassen, können aber ihr Amt wiedererlangen, wenn sie darthun, 
dass sie ohne ihre Schuld insolvent geworden sind. 

III. Vergehen der Börsenauelionatoren. 

§. i76S. Der Börsenaiictionator, welcher persönlich oder durch 
Stellvertreter Handelsgeschäfte betreibt, wird vom Amt abgesetzt. 

Riif welrhes er den Sch(us9i^cltcl hfiUe schreiben sollen. D. Vebrrs. 
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%.i763. Der Rörsenauctiouator, welclier einen Gegen.sland, den 
er versteigern soll, für sich selbst oder im Auftrag einer andern 
Person ersteht, wird nach §. 530 bestraft. 

%.i704. Der Börsenauctionator, welcher sich mit einem Kauflustigen 
verabredet um andere Kauflustige zu entfernen, einen Gegenstand, 
den er versteigern soll, aus freier Hand verkauft, einen Käufer zum 
Nachlheil der andern oder des Eigenthümers der zu verkaufenden 
Sachen begünstigt, oder ein zu seiner Kenntniss gelangtes strafbares 
Einverständniss mehrer Käufer nicht denuncirl, wird nach §. 527 und 
528 bestraft. 

§. 1765. Der Börsenauctionator, welcher ohne gültigen Grund von 
einer Auction wegbleibt, wenn an ihm die Reihe ist dabei zugegen 
zu seyn, wird beim ersten Mal um fünfundsiebzig Hub., bc\m zweiten 
Mal um hundertfünfzig Rub. gestraft, und beim dritten Mal vom Amt 
abgeselzt. 

%.1766. Der Börsenauctionator, welcher eine Waare, die er ver- 
steigern Süll, absichtlich anders ankündigt, als sie im Yerzeichniss 
steht, wird vom Amt abgesetzt. 

§. 1767. Der Börsenauclionalor, welcher das ihm von der Regie- 
rung gegebene Auctionsbuch abhanden kommen lässt, wird, wenn es 
aus Fahrlässigkeit geschah, vom Amt entlassen, und wenn ihm dabei 
eine böse Absicht zur Last fällt , nach §. 391 bestraft. 

§.1768. Der Börsenauctionator zahlt jedesmal, wo er einen durch 
ihn vollzogenen Verkauf nicht im Buch notirt, fünfundsiebzig Rub. 
Strafe. 

§. 1769. Der Börsenauclionalor, welcher das Verzeichniss der zu 
versteigernden Waaren nicht in sein Buch einlrägt, zahlt beim ersten 
Mal sieben und einen halben Rub., beim zweiten Mal fünfzehn Rnb. 
Strafe, und wird beim dritten Mal vom Amt abgesetzt. 

§. 1770. Der Börsenauctionator, welcher die Auclionsordnung auf 
irgend eine Weise verletzt, wird nach §. 532 bestraft. 

%.1771. Für sonstige, in den §§. 1702 — 1770 nicht erwähnte 
Pflichtverletzungen werden die Börsenauclionatoren wie die Börsen- 
makler, nach §. 1717 — 1756 bestraft. 

§. 1772. Die von Seiten der Börsenaiiclionaloren eingehenden 
Strafgelder werden im Borscncomite zu einem Unlerslützungsfonds 
für emeritirte Börsenauclionatoren und deren Familien hinterlegt. 

IV. Vergehen der Dispacheure. 

%.1775. Der Dispacheur, welcher Handelsgeschäfte betreibt, an 
dem Eigenihum eines Schilfes, an dessen Ladung oder an irgend 
einem kaufmännischen Geschäft Theil hat, wird vom Amt abgeselzt. 
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$. 1774. Der Dispacheur, welcher eine Dispache auf anderes als 
anf das dazu verordnete Papier schreibt, muss den Werth des Stempel- 
papiers zahlen, welches er hätte gebranchen sollen, und wird über- 
dem beim ersten Mal um fünfundsiebzig Kub. gestraft, beim zweiten 
Mal vom Amt abgesetzt. 

§. 1775. Wenn ein Dispacheur eine llaferei in eine Klasse stellt, 
zu welcher sie nach den Gesetzen nicht gehört, so wird er beim 
ersten Mal um fünfundsiebzig Rub. , beim zweiten Mal um hundert- 
fünfzig Kub. gestraft, und beim dritten Mal vom Amt abgesetzt. 

§.1776. Der Dispacheur, welcher ohne dazu beauftragt zu seyn 
Hafereigelder einfordert, wird beim ersten Mal um sechzig, beim 
zweiten Mal um hundertzwanzig Kub. gestraft, und beim dritten Mal 
vom Amt abgesetzt. 

§. 1777. Der Dispacheur, der eine unrichtige Berechnung und Yer- 
Ihciluug der Hafereien macht, zahlt, wenn es aus Fahrlässigkeit ge- 
schehen ist, fünfzehn Rüb. Strafe, wird aber, falls er dabei eine 
sträfliche Absicht hatte, nach §. 3t)l bestraK. 

§.1778. Der Dispacheur, welcher seine Dispache nicht innerhalb 
der dazu gestatteten Frist von sechs Wochen ausfertigt, zahlt andert- 
halb Kub. für jeden Tag, den er länger darauf warten lässt. Von 
dieser Strafe ist er jedoch frei, wenn der Verzug durch die Parteien 
selbt veranlasst wurde. 

§. 1779. Die von Seilen der Dispacheure eingehenden Strafgelder 
werden dem Börsencomite zugewiesen und zur Unterstützung emeri- 
tirler Dispacheure und deren Familien verwendet. 



>^1ERZC1II\TE ABTHEILENG. 

VERGEHEN WIDER DIE GEWERBEORDNUNGEN. 

lürtäte Uuterabtliciliing^. 

VEni.ETZIING DER F A B R IK E M O R D I« L' N G. 

I. AUgetneine Bestimmungen. 

§, 1780. Wer eine Fabrik oder Manufaktur anlegt, ohne gesetzlich 
befähigt zu seyn eine solche Anstalt zu besitzen, wird um fünf bis 
fünfhundert Kub. gestraft, und muss seine Anstalt innerhalb sechs 
Monate einer befähigten Person übertragen. 

§. 1781. Wer eine Fabrik oder Manufaktur anlegt, ohne mit dem 
gesetzlich erforderlichen Gewerbscheiu versehen zu seyn, muss sich 
ein solches Dokument gegen Zahlung der vorgeschriebenen Steuer 
ausstellen lassen, und diese nocheinmal als Strafe erlegen. 
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§. i7ft2. Wer eine Fabrik oder Manufaktur ohne Erlaubniss der 
zuständigen Behörde anlegt , wird , auch wenn er den nöthigen Ge- 
werbschcin besitzt, um zwanzig bis hundert Rub. gestraft. 

§. /7Ö.7. Wer eine Fabrik oder Manufaktur an einer Stelle anlegt, 
wo keine sulcbe .\nstalt angelegt werden darf, wird wie für ein Ver- 
gehen wider die lianordnung, nach §. 1303 bestraft. 

§. I78i. Wer eine Fabrik anicgt, um darin ausländische Weine 
nachzumachen oder kunsiliche Weine zu bereiten , zahlt zweihundert 
bis fünfhundert Hub. Strafe. Ueberdem wird seine Fabrik geschlossen, 
und alles darin befindliche Fabrikationsgerälh confiscirt. — Hat er 
bereits Getränke verfertigt, so trifft ihn die Strafe, welche der §. 098 
der gesetzwidrigen Zubereitung accisbarer Getränke androhet. 

§. I78S. Wer eine Slückgiesserei, eine Gewehrfabrik oder Pulver- 
mühle *) anlegt, wird durch Cnnfiscation sämmtlicher darin befindlichen 
Fabrikationsgeräthe und des etwa schon bereiteten Pulvers bestraft. 
Jiigdflintcnfabriken sind hiervon ausgenommen und den Bestimmungen 
der §§. 1780 — 1783 iinlerworfen. 

%. 1788. Wer eine Spielkarlenfabrik anlegt, zahlt, nach Massgabe 
des Betriebs derselben und der Zeit, während welcher sie bestanden 
hat. hundert bis fünfhundert Hub. Strafe. Alle in der Fabrik vorräthige 
Maschinen. Werkzeuge und Karten werden confiscirt. 

$.1787. Per Fabrikherr, welcher einen Arbeiter ohne gehörigen 
Pass oder Aufenlhaltsschein in Dienst nimmt, wird nach §. 1193 und 
119.f bestraft. Ueberdem muss er, falls der Arbeiler widerrechtlich 
von einer andern Fabrik abgegangen war, dieser allen durch dessen 
Ucbertrilt verursachten Schaden und was sie sonst von dem Abge- 
gangenen zu fordern hat, bezahlen. 

§. 1788. Wer die durch ein Erfindungspatent gesicherten Rechte 
eines Andern beeinträchtigt , muss diesen entschädigen und hundert 
bis dreihundert Rub. Strafe zahlen. 

$.1789. Wer die Stempel oder Kennzeichen nachmacht, welche 
ein Fabrikant mit Genehmigung der Regierung seinen Firzeugnissen 
anfügt, wird zum Schadenersatz und zur corrcctionnellen Strafe zweiter 
Klasse, dritten Grades (\I\) verurtheilt. 

$.1790. Per Fabrikarbeiter, der ein ihm unter Verpflichtung zum 
Gehcimhaltcn aiivertrautes , in der Fabrik, der er dient, angewandtes 
Kunstgeheimniss, ohne Einwilligung Dessen kündbar macht, dem es 
gehört, wird mit sechs Monaten bis zu einem Jahr Gefäugniss bestraft. 

II. l'I^idersct^lichkeit der Fahrtkarheiler. 

$. 1791. Wenn eine Menge oder eine ganze Innung von Fabrikarbeitern 

*) ats t'rivalanicrnehnicr, D. Vebtn. 
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zu gleicher Zeit dem Herrn oder dem Verwalter der Fabrik den 
Gehorsam verweigert : so wird solches , gleich der Widersetzlichkeit 
gegen öffentliche Behörden’ nach §. 284— 2S7, 289, 290 und 294 
bestraHl. 

§. i792. Wenn sich die bei einer Fabrik angestellten Arbeiter ver- 
abreden, ihre Arbeiten vor Ablauf der im Vertrag bestimmten Frist 
einzustellen, um eine Krhöhung ihres Luhnes zu erlangen ; so werden 
die Anstifter der Verabredung auf drei Wochen bis zu drei Monaten, 
die Uebrigen auf sieben Tage bis zu drei Wochen mit Arrest belegt. 

111. Geseltwidriges Verfahren der Fahrihherm gegen ihre 
Arbeiter, 

§. i795. Wenn ein Fabrikherr die seiner Fabrik mit Possessions- 
recht *) zugetheilten Arbeiter bedrückt, oder sie nöthigt ihm häusliche 
oder andere, zum Betrieb der Fabrik nicht gehörige Dienste zu leisten : 
so werden gegen ihn die Verfügungen des §. 648 zur Anwendung 
gebracht. 

§. 1794. Wenn ein Fabrikherr den Lohn seiner Arbeiter, vor Ab- 
lauf der im Vertrag bestimmten Frist, eigenmächtig herabsetzt, oder 
sie nöthigt, statt Geldes , andere Gegenstände als Lohn anzunehmen ; 
so trifft ihn, ausser der Verpflichtung zum Schadenersatz, eine Geld- 
busse von hundert bis dreihundert Kübeln. 

Zweite lJuterabtlieiluug. 

VERLETZinVG DER U A N DW E n K E DO D DK UN G. 

1. Allgemeine Bestimmungen. 

§. i79S. Wer ohne in eine Gilde eingeschrieben noch mit einem 
Gewerbschein versehen zu scyn, ein Handwerk betreibt, zu dem das 
Eine oder das Andere erforderlich ist, wird nach §. 1598 bestraft. 

§. i796. Wer ein Handw erk übt, zu dem er nach den allgemeinen 
Gesetzen oder nach besondern Gewerbstatuten nicht befugt ist, muss 
zehn bis fünfzehn Bub. in die Handwcrkerlade zahlen. Ueberdem werden 
die bei ihm vorräthigen W erkzeuge und Erzeugnisse seiner Profession 
conflscirt. 

%.1797. Wenn ein Handw erksmeister einen Lehrling zu sich nimmt, 
der von einem andern Meister ohne schriftliches Zeugniss abgegangen 
ist ; so muss er den Schaden, welchen dieser dadurch erleidet, ersetzen, 
und wird uberdem , wie für Hebluiig eines ohne Pass betretenen 
Menschen, nach §. 1193 und 1194 bestraft. 

§.1798. Der Handwerksmeister, welcher ohne Erlaubniss seiner 
Swod, 9. Und. §.915. D, Veben. 
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Zunn einen Gesellen annimmt, der nicht in demselben Orte ansAssig 
ist wie der Meister , zahlt fünf bis zehn Hub. Strafe in die Handwer- 
kerlade. 

% 1799. Der Gesell, welcher ohne Erlaubniss des Gewerbeamts, 
für eigene Rechnung, ein anderes Handwerk treibt, als dasjenige, zu 
dem er eingeschrieben ist, zahlt einen bis fünf Rub. in die Handwerkerlade. 

§. 1800. Der Gesell , welcher zu seinen Arbeiten , in einer Stadt, 
andere Gesellen miethet oder Lehrlinge hält, zahlt in die Handwerker- 
lade fünf bis zehn Rub. Strafe. Dieselbe Strafe trifft die Gesellen, 
welche ohne Meister gemeinschaftlich wohnen und für eigene Rechnung 
arbeiten ; es sey denn , dass sie zu einer Fabrik gehören und vom 
Fabrikherrn Erlaubniss dazu haben. 

§. 1801. Der Handwerksmeister, welcher ohne in einer Gilde ein- 
geschrieben noch mit dem gehörigen Gewerbschein versehen zu seyn, 
einen Laden anlegt, um darin seine Arbeiten zu verkaufen, wird wie 
der ohne Gewerbschein Handelnde, nach §. 1501 bestraft. 

§.1802. Der Handwerker, welcher ohne Erlaubniss der zuständigen 
Behörde, sich oder seine Lehrlinge in eine ausländische Innung, Zunft 
oder Gilde aufnehmen lässt, sein Geld in dieselbe einträgt oder seine 
Lehrlinge durch sie zu Gesellen erklären lässt, wird um fünfundzwanzig 
bis hundert Rub. gestraft. 

§. 1803. Der ausländische Handwerker, welcher mit Waaren handelt, 
die nicht zu den Erzeugnissen seiner Profession gehören und mit 
denen nur Bürger handeln dürfen, zahlt der Staatskasse, beim ersten 
Mal sechsundzwanzig, beim zweiten Mal zweiundfünfzig Rub. Strafe. 

$.1804. Der Handw erker, w elcher bei Betreibung seines Gewerbes, 
etwas Unechtes als echt, etwas Altes als neu liefert, eine Waare für 
Etwas ausgibt, was sie nicht ist, beim Messen oder Wägen betrügt, 
oder sich sonst einen unrechtlichen Vortheil schalft, wird wie für 
Gaunerei, nach §. 2177 bestraft. 

$. 1805. Wenn ein Handwerker den zur Bearbeitung empfangenen 
Stoff beschädigt, und auf die deshalb im Gewerbeainl eingereichte 
Klage durch zwei Amtsmeister für schuldig erklärt wird : so zahlt er 
einen bis zehn Rub. Strafe in die Handwerkerlade, und muss den 
Schaden nach §. ö2 vergüten. 

$. 1806. Dasselbe Verfahren und dieselbe Strafe linden statt, wenn 
ein Handwerker vor dem Gewerbeamt beschuldigt wird , eine über- 
nommene Arbeit nicht so verrichtet zu haben, wie cs sich gehört. 

$.1807. Der Handwerker, welcher eine ihm aufgetragene Arbeit 
nicht zur verabredeten Zeit fertigt, und auf die deshalb erhobene Klage 
keine gültige EntschuldigungsgrUnde vurbringl, zahlt fünfzig Kopeken 
bis zu drei Rub. Strafe in die Handwerkerlade. 



Digitized by Google 




«>« 543 0- 



§.J808. Der Handwerker, welcher sich bei Uebernahme einer Arbeit 
weigert, eine Abmachung über deren Preis einzugehen, und der her- 
nach eine übermässige Zahlung fordert, wird auf drei Tage bis zu 
drei Wochen zum Arrest verurtheilt. 

$. 1809. Wenn ein Handwerker ein Vergehen wiederholt, für w elches 
ihn das Gewerbcamt schon einmal nach den obigen Bestimmungen an 
Geld gestraft hat : so muss er beim ztceilen und drillen Mal eine 
doppelt so grosse Geldbusse zahlen, als das erste Mal. Beim rierten 
Mal aber wird er von der Zunft ausgeschlossen, und auf sechs Monate 
bis zu einem Jahr zum Gefängniss verurtheilt. 

§. i8l0. Wenn ein Handwerker zu einer Strafe verurtheilt wird, 
mit welcher Verlust oder Beschränkung seiner bürgerlichen Hechte 
verbunden ist ; so verliert er auf solange, als ihm diese entzogen sind, 
auch seine Hechte als Zunftgenoss. Ist er bloss zu einer Geldbusse 
oder zu einem Schadenersatz verurtheilt, so sind ihm seine Hechte als 
Mitglied der Zunft nur für solange genommen, bis er die Geldbusse 
gezahlt oder den Ersatz geleistet hat. 

II. f^ergehen der Zunftmeister, Zechältesten und ihrer 
Gehülfen. 

§. i8H. Die Zunftmeister, Zechältesten und deren Gehülfen werden 
für verletzte Amtspflicht und für Ungehorsam gegen obrigkeitliche 
Befehle , wie für Amtsvergehen , nach den Bestimmungen des fünften 
Abschnitts dieses Gesetzbuchs bestrall. 

§. 1812. Wenn ein Zechältester oder dessen Gehülfe die durch 
das Gewerbeamt verordneten Geldbussen nicht eiiitreibl. die eingehenden 
Strafgelder nicht gehörig zu Buch führt, oder über die ihm anver- 
trauten Gelder, aus Fahrlässigkeit, unrichtige Hcchnuagcn ablegt: so 
zahlt er in die Handwerkerlade zweimal soviel, als der dadurch ver- 
anlasste Schade beträgt, und wird von der Zunft ausgeschlossen. 

§. 181S. Wer durch eine Znnftversammlung zum Zunftmeister, Zech- 
ältesten oder Gehülfen gewählt worden ist und die Wald ablchnt, zahlt 
in die Handwerkerlade fünfundzwanzig bis hundert Hub. Strafe- 

$.1814. Der Zunftmeister, Zechälteste und Gehülfe, welcher sich 
wider das Gewerbeamt eins von den in §. 1815 — 1819 genannten 
Vergehen zu Schulden kommen lässt, zahlt nocheinmal soviel Strafe, 
als nach Inhalt dieser §§. den andern Handwerkern auferlcgt wird. 

III. Vergehen der Handwerker wider das Gewerheamt. 

$.1813. Der Handwerker, welcher eine ungegründete Klage wider 
das Gewerbeamt erhebt, zaiilt sieben und einen halben Rubel Strafe in 
die Handwerkerlade. 
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§. tStii. Der Handwerker, welcher in einer Znnflversammlung die 
vorschrinmässige Ordnung und Ruhe stört, sich gegen das Gewerbeamt 
oder gegen einzelne Glieder desselben ungebührlich beträgt, trunken, 
bewaffnet oder in unanständigem Aufzuge erscheint, sich ohne gültige 
Entschuldigungsgründe zur Versammlung später einslellt, als er sollte, 
oder nach aufgehobener Sitzung die Versammlung nicht verlässt, zalilt 
einen bis zehn Rub. in die Handwerkerlade. — Wer einen Andern 
während der Versammlung durch Wort oder That beleidigt, wird wie 
für eine an ölfentlicher Stätte verübte Injurie, nach §. 201Ü und 2ül4 
bestraft. 

§. 1817. Der Jungmeister, welcher einen von der Zunft ihm er- 
theilten Auftrag unerfüllt lässt und keine Entschuldigungsgründe nach- 
weiset, muss einen bis fünf Rub. Strafe in die Handwerkerlade zahlen. 
— Für sonstige Vergehen zalilt der mit Zunftgeschäften beauftragte 
Jungmeister immer nocheinmal soviel Strafe, als ein anderer Handwerker. 

§.1818. Der Handwerker, der ein an das Amt oder an die ganze 
Zeche gerichtetes Schreiben unterschlägt, zahlt fünf bis fünfzehn Rub. 
Strafe in die Handwerkerlade. — Wer ein an die Zeche oder an das 
Amt adressirtes Schreiben unbefugter Weise öffnet, zahlt einen bis 
drei Rub. in die Handwcrkerlade. 

§.1819. Wer eine im Amt, bei verschlossenen Thüren, gepflogene 
Verhandlung unbefugter Weise kündbar macht, zahlt drei bis zehn 
Rub. in die Handwerkerlade. 

IV. Vergehen der Gesellen und Lehrlinge. 

§. 1820. Wenn ein Gesell seinen Meister eigenmächtig verlässt, 
oder sich ohne Grund weigert für ihn zu arbeiten : so wird ihm der 
Lohn für soviel Tage, als er abwesend gewesen oder nicht gearbeitet 
hat, zum Vortheil des .Meisters entzogen, und er muss überdem eben- 
soviel in die Handwcrkerlade zahlen. — War der Gesell mehr als 
sieben Tage hintereinander abwesend , so wird er , ausser diesem 
Lohnabzüge, auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter .Vrrest gesetzt. 

§. 1821. Der Gesell, welcher sich betrinkt während er bei seinem 
Meister arbeiten sollte, oder der sich gegen den Meister oder dessen 
Familie oder gegen die Vorsteher der Zunft Grobheiten erlaubt, muss, 
nach Umständen, einen bis fünf Rub. in die Handwerkerlade zahlen, 
oder wird mit drei- bis siebentägiger Arrestslrale belegt. 

§.1822. Der Gesell oder Lehrling, welcher ohne Wissen seines 
Meisters Arbeit annimmt wird, sobald dieses, gleichviel auf welche 
Weise, zur Kenntniss des Gewerbeamts gelangt, entweder um einen 

•) und Tür eigene Rcihnung rerligl. I>. l'rltrrt. 
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bis zehn Rub. , die er in die Handwerkerlade zahlen muss , oder, falls 
er von Leibesstrafen nicht frei ist , mit fünf bis zehn Ruthenstreichen 
gestraft. 

§. ±825. Der Gesell, welcher, ohne von seinem Meister ein Ent- 
lassungszeugniss erhallen zu haben , sich in den Dienst eines andern 
Meisters begibt, zahlt fünf Hub. Strafe in die llandwerkerlade. 

§. 1824. Der minderjährige Handwerksjunge, welcher seinen Meister 
eigenmächtig verlässt , sich gegen ihn oder gegen dessen Familie 
unehrerbietig beträgt, oder seine Pflichten sonst aus Muthwillen oder 
Trägheit verletzt, unterliegt den gesetzlich gestatteten, häuslichen 
Züchtigungen, kann aber, wenn diese nicht fruchten und der Meister 
über ihn beim .\inte klagt, auf den Ausspruch des Amtes mit fünf 
bis zehn Ruthenstreichen bestraft werden. 

V. i^ergehen der Meister wider ihre Gesellen und Lehrlinge. 

%.±82S. Der äleister oder Gesell, welcher die ihm zustehende 
Bcfugniss , seine Lehrlinge häuslich zu strafen , überschreitet und 
missbraucht, oder ihnen nicht gehörige Erholungszeit oder Nahrung 
gibt, muss eine Geldbusse von fünf bis fünfundzwanzig Rub. in die 
Handwerkerlade zahlen, und hat überdein die gesetzliche Strafe für 
die den Lehrlingen etwa zugefugten Körperverletzungen zu erleiden. 

§. ±826. Der Meister, welcher seinen Lehrling mehr zu häus- 
lichen Diensten gebraucht als mit Handwerksarbeiten beschäftigt, 
muss, wenn er dessen zum ersten 'Mal überfuhrt wird, einen bis 
zehn Rub. Strafe in die Handwerkerlade zahlen. Beim zweiten Mal 
wird ihm das Recht Lehrlinge zu hallen für ein Jahr, und beim drillen 
Mal auf immer abgesprochen. Hält er deren dennoch, so wird er 
mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest bestraft. 

§.±827. Der Meister, welcher sich an einem Werktage mit seinem 
Gesellen oder Lehrling betrinkt, mit ihm eig Unzuchthaus besucht, 
oder ihn bei Ausschweifungen betritt und nicht straft , muss beim 
ersten Mal zwei bis zwanzig Rub. in die Handwerkerlade zahlen^ 
wird beim zweiten Mal auf drei bis sieben Tuge zum Arrest verur- 
theilt, und beim dritten Mal für solange aus der Zahl der Meister 
ausgeschlossen, bis seine Besserung durch den Zunftmeister bezeugt 
wird. 

§.1828. Der Meister, welcher seinem Gesellen den bedungenen Lohn 
vorenthält, wird, auf dessen Klage, zu unverzüglicher Befriedigung 
des Beeinträchtigten und zu einem bis drei Tagen .Vrrest verurtheilt. 

§. ±829. Der Meister, welcher einem abgehenden Gesellen das Sitten- 
oder Fähigkeitszeugniss widerrechtlich vurenihält, wird, auf dessen Klage, 
zur unverzüglichen Befried gung des Gesellen, zum Ersatz des ihm 
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etwa verursachten Schadens und zu einer in die Handwerkerlade zu 
zahlenden Geldhusse von fünf Rub. verurtheilt. 

S- iÖ30. Der Handwerker, welcher einen Lehrling vor Ablauf 
der Lehrzeit von sich weiset, ohne die Gründe, die ihn dazu ver- 
anlassen, den Zunnälleslen anzuzeigen, muss einen bis fünf Rub. 
Strafe in die Handwerkerlade zahlen. 

§. §851. Dem Meister, welcher den Unterricht seiner Lehrlinge 
und Gesellen vernachlässigt oder deren AulTuhrung nicht gehörig be- 
aufsichtigt, wird das Recht dergleichen Untergebene zu halten, beim 
ersten Mal auf ein Jahr, und beim zireilen Mat auf zwei Jahre ab- 
gesprochen. Die Lehrlinge werden ihm weggenommen und bei an- 
dern Meistern unlergebracht. Beim dritten Mal verliert er sein Meister- 
recht für immer. Lebt er dennoch eins von den ihm abgesprochenen 
Rechten, so trifft ihn Arreststrafe für drei Wochen bis zu drei .Monaten. 

VI. V ergehen hei einzelnen Professionen, 

§.§852. Wenn Jemand, ohne von einem Gewerbeamt oder Ma- 
gistrat mit dem erforderlichen Erlaubnissschein versehen nnd in einem 
Probiramt eingeschrieben zu seyn, ein Gewerbe als Juwelier oder 
als Gold- oder Silberarbeiter treibt, und Fabrikate, die der Stempe- 
lung unterliegen , ungestempelt ausgibt : so wird ihm jedesiiml alles 
in seiner Werkstatt sich vorfindende und ihm zugehörende Gold und 
Silber nebst den Werkzeugen und Geräthen seines Gewerbes weg- 
genommen und conflscirl. Beim zweiten Mal hat er überdem hundert 
Hub. Strafe zu zahlen, und beim dritten Mal wird ihm, neben einer 
Geldbusse von zweihundert Rub., die Ausübung seines Gewerbes 
für immer untersagt. 

§. §855. Wenn ein im Probiramt nichleingeschriebener Gold- oder 
Silberarbeiler Fabrikate verkauft, die zwar prubehnitig und gestem- 
pelt sind, die er sich aber von andern Personen verschafft; so wird 
er um fünfundzwanzig Rub. gestraft. 

§. §854. Wenn ein Gold- oder Silberarbeiter oder ein mit Gold- 
oder Silberwaaren handelnder Kaufmann den Zeitpunkt, da er sich, 
nach Vorschrift des Gesetzes, im Probiramt einschreiben lassen sollte, 
versäumt, und sich dazu, statt spätestens im December des Jahrs, 
wo er sein Gewerbe angefangen hat, erst im Januar des folgenden 
Jahres meldet: so zahlt er, ausser der gesetzlichen Steuer, einen 
Rub. Strafe. — Meldet er sich nach dem ersten Februar, jedoch noch 
vordem ersten Juli, so zahlt er, ausser der Steuer, vier Rub. Strafe. 
Meldet ersieh noch später, so muss er zur Steuer neun Rub. Strafe 
zulegen. Lässt er aber mehr als ein Jahr vergehen ohne sich im 
Probiramt zu melden, so wird ihm , neben einer Geldbusse von neun 
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Rubeln , sein Gewerbe auf zwei Jahre untersagt, nach deren Ver- 
lauf er es nur vermöge eines neuen Erlaubnissscheines wiedervor- 
nehmen darf. 

J. iS5S. Wer ohne den erforderlichen Erlaubnissschein zu besitzen, 
Waaren aus metallischen, den edlen Metallen ähnlichen Compositionen 
verfertigt, sie jedoch nicht für wirkliches, edles Metall ausgibt, wird, 
für Umgehung des Erlaubnissscheines, um zwanzig bis zweihundert 
Kub. gestraß. Die bei ihm vorräthigen , zu diesem Gewerbe dienenden 
Stoffe und Werkzeuge unterliegen der Confiscation. 

$. 1856. Der Gold- oder Silberarbeiter, Juwelier oder Kaufmann, 
welcher in seiner Behausung, ohne Wissen des Probiramtes, Silber 
oder Gold in grösserer Menge als das Gesetz erlaubt (nämlich mehr 
als ein Achtel Pfund auf Einmal) eiuschmilzt und legirt, zahlt beim 
ersten Mal fünfzig , beim zweiten Mal hundert , beim drillen Mal 
zweihundert und beim rierlen Mal vierhundert Rub. Strafe. Ueberdem 
wird ihm beim vierten Mal die Ausübung seines Gewerbes untersagt. 

§. £857. Der Metallarbeiter, welcher russische, zu sechzehn oder 
vierundzwanzig Rub. aus dem Pud geprägte Kupfermünze einschmilzt, 
erleidet die im §. 503 bestimmte Strale. — Das Einschmelzen von 
Gold-, Silber- oder Platinstufen und von Goldsand wird, wie die Un- 
terschlagung solcher Gegenstände, nach §. 638 bestraft. 

§. 1858. Wer eigenmächtig Gold oder Silber absiedet, Feilicht von 
diesen Metallen verarbeitet, oder, ohne Genehmigung des Probiramts, 
Gold von vergoldeten Gegenständen ablöset, zahlt beim ersten Mal 
fünlundzwanzig, beim zweiten Mal fünfzig, beim drillen Mal hundert 
Rub. Strafe. Beim vierten Mal unterliegen die in seiner Werkstatt 
vorräthigen Metalle und Werkzeuge der Conflscation j zugleich wird 
die Werkstatt oder Fabrik geschlossen und ihm der fernere Betrieb 
seines Gewerbes untersagt. 

§. 1859. Die zum Probeschlag gebrachten Gold- oder Silberwaaren, 
an denen sich ein geringerer Gehalt findet, als das Remedium ge- 
stattet, werden im Probiramt zerbrochen und dem Handwerker, der sie 
dargestellt hat, zurückgegeben. Fehlt am Gehalt mehr als das zwei- 
fache Remedium, so wird nicht nur die Waarc zerbrochen, sondern 
der Handwerker muss überdem, auf den Ausspruch des Probiramtes, 
beim ersten Mal fünfzig, beim zweiten Mal hundert , beim dritten Mal 
zweihundert Rub. Strafe zahlen. Beim eierten Mal wird, kraft eines 
gerichtlichen Unheils, die Waare conGscirt und dem Gold- oder Sil- 
berarbeiter sein Gewerbe untersagt. 

§.£840. Der Handwerker, Fabrikant oder Juwelier, welcher eine 
dem Probeschlag unterliegende Gold- oder Silberwaare nicht in allen 
ihren Theilen aus Metall von einerlei Gehalt verfertigt, wie es das 
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Gesetz*) verordnet, zahlt beim ersten Mal hundert bis zweihundert 
Kub. Strafe. Beim sfceto» iMrt/ IrilTl ilm, neben einer ebenso grossen 
Gcldbussc, drei- bis sechsmonatige Gefängnissstrafe. Kern dritten Mal 
wird ihm Gefängniss auf sechs Monate bis zu einem Jahr zuerkannt, 
und der fernere Betrieb seines Gewerbes untersagt. — Wenn er dann 
abermals Waaren aus Metall von ungleichinässigem Gehall verfertigt, 
so wird er mit der Strafe des Betrugs (§. 22(H) belegt. 

§. 1841. Wer Beschwerde erhebt gegen eine im Trobiramt ge- 
machte Wardirung, muss, falls diese im Kreisprobiraml als richtig aner- 
kannt wird, dem i'robirer fünfundzwanzig Kub. zahlen , und die Kosten 
der Untersuchung tragen. — Der Handwerker, Fabrikant und Juwelier, 
welcher von der Wardirung des Kreisprobiramls an das Oberprobir- 
amt appeihrl, muss, wenn diese Behörde die Wardirung bestätigt, dem 
Controleur fünfzig Kub. zahlen. .Vppellirl er dann auch von dem 
Oberprobiraml an das Berg- und Salz-Departement in St. Peters- 
burg oder an des Berganil in Jloskau, und wird seine Beschwerde 
auch hier für ungegründel befunden : so muss er dem Dber-Conlroleur 
hundert Kub. zahlen. 

§. 1842. Wenn ein Kaufmann in seinem Laden Metallwaaren, die 
der Stempelung unterliegen, ungestempelt verkauft, so werden diese 
Waaren conflscirt , und der Schuldige muss überdem den dreifachen 
Werth des Metalles als Strafe erlegen. 

§.1843. Der Handwerker oder Kaufmann, welcher plaltirle Arbeit 
oder Waaren aus Bronze, Neusilber oder aus andern metallischen 
Composilionen als echte Gold-, Silber- oder Plaliuwaaren verkauft, 
verliert seine Handels- oder Gewerbsbercchtigung , und wird zum 
höchsten Mass der Strafe verurlheill, welche der Jj. 2184 der Gau- 
nerei androhet. Die Waare wird confiscirl. 

§.1844. Dieselbe Strafe IrilTl Denjenigen, welcher unechten Gold- 
oder Silberslülf, unechte Tressen, Fransen, Quaste und dergleichen 
als echt verkault. 

§. 1845. Wer einen aus edlem Metall verfertigten Gegenstand, in 
Folge eines Irrlhums und ohne betrügerische Absicht, nach unrichtigem 
Gewicht verkauft , mu.ss , sobald der Käufer solches im Probiramt 
constatiren lässt, den fünffachen Werth des am angeblichen Gewicht 
fehlenden Metalles als Strafe zahlen. — Wenn aber der Verkäufer 
einer solchen Waare wissentlich falsches Gewicht gebraucht oder den 
Käufer auf irgend eine andere Weise betrügt , so trifft ihn das höchste 
Mass der in §. 2184 der Gaunerei angedroheten Strafe. — In jedem 
F'all muss er den Käufer nach §. ti2 schadlos halten. 

§. 1846. Wer einen falscheu Probestempel verfertigt und damit 

*^) &t>2 der Gewürüeordiiiiiig im 11. ünde de«s 
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Waaren zeichnet, wird wie der Fälscher landesherrlicher Stempel 
und Siegel, nach $. 587 bestralt. 

$. 1847. Wenn Jemand Medaillen, welcher Art und aus welchem 
Metall es auch sey, verfertigt, oder dazu Stempel schneidet: so werden 
jedesmal die Metalle, Instrumente und Gefässe, deren er sich dazu 
bediente, conliscirt. Beim zweiten Mal wird er überdem um hundert 
Rub. gestraft. Beim drillen Mal wird ihm eine Geldbusse von zwei- 
hundert Bub. auferlegt und die Betreibung des Handwerks, welches 
er zu dieser gesetzwidrigen .\rbeit missbraucht hat, auf immer untersagt- 

§.1848. Wer ein Handwerk, das ihm einmal untersagt worden 
ist , dennoch betreibt, wird mit sechs älonaten bis zu einem Jahr 
GeFängniss bestraft. 

§. 1849. Der Probirer, Controleur und Ober-Controleur, welcher 
aus Fahrlässigkeit unrichtig probet , erhält beim ersten Mal eine rü- 
gende Bemerkung, beim zweiten Mal einen scharfen, in sein Dienst- 
formular einzutragendeu Venveis , wird beim dritten Mal, auf das 
Erkenntniss seiner Oberbehörde, vom Amt abgeselzt , und trägt jedes- 
mal die Kosten der Hin- und Zurücksendung der zu probirenden 
Sachen. — Dieser Anordnung sind auch die Gold- und Silberarbeiter 
unterworfen , solange sie als Probirer dienen. 

S- 1850. Der Beamte, welcher den alle vier Monate einzureichen- 
den Bericht über die im Probiramt eingegangenen Gebühren nicht 
zu rechter Zeit der zuständigen Behörde einsendet , oder einen ihm 
ertheilten amtlichen Befehl unerfüllt lässt, zahlt in den Armenfunds 
des Berg- Departements drei bis fünf Rub. Strafe. 

§.1851. Wenn ein bei einem Probiramt, mit oder ohne Klassen- 
rangangestellter Beamte eins von den Handwerken betreibt, die unter 
der Aufsicht des Prubiramtes stehen, unter eigenem oder fremdem 
Namen mit Gold- oder Silberwaaren handelt , oder sich an einem 
solchen Handel auf irgend eine Weise beiheiligt: so wird er vom 
Dienst ausgeschlossen, und alles bei ihm sich vorflndende, zu dem 
gesetzwidrigen Geweibe gehörende Gold, Silber und Geräth unterliegt 
der ConQscation. 

j4nm. Die kraft der §§ 1832 — 1836, 1838—IWSO, 1842, 1815 und 1847 ein- 

gehenden Strafgrlder werden der zustüniligen Hrcisrentei ziigewieAen. 
Das nach $. 18^12^1851 cunliscirte, verarheitete und rohe Gold und Sil- 
ber wird in den .Münthof zu St. Petersburg gesandt und vermüuzl. 
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NEUNTER ABSCHNITT. 
VERLETZIXG DER GESETZE ÜBER DIE ST.WDESRECIITE. 

ERSTE ABTHEILENG. 

GESETZWIDKIGE ENTZIEHUNG DER STANDES- 
RECHTE. 



Erste IJiiterabtlieiliin^. 

CESETZWIDnlGK II A N D L U N G E N Z II R E N T E R DR Cl C K G N G V O N 
FAMILIEN RECH TEN 

§. i8S2. ^Ye^ in der Absicht den Familienstand eines Andern zu 
unterdrücken, die Urkunden, wodurch derselbe gesetzlich bewiesen 
wird, verniclitet, beschädigt oder unterschlägt, wird zur peinlichen 
Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (\) verurtheilt. 

§. 18S5. Dieselbe Strafe trifft Denjenigen, welcher in der Absicht 
einen Andern seiner Faniilienrechte zu berauben, falsche Urkunden 
anfertigt, oder echte verfälscht, oder solche Urkunden, ohne sie 
selbst gefälscht zu haben, wissentlich zu diesem gesetzwidrigen Zweck 
anwendet. 

5 . 1354. Wer durch .Anfertigung falscher oder durch Unterschlagung, 
Vernichtung oder Fälschung echter Urkunden einen freien Menschen 
oder einen beurlaubten oder entlaufenen Soldaten, mit dessen Ein- 
willigung, in den Stand der Leibeigenschaft versetzt, wird von der 
correctionnellen Strafe erster Klasse, dritten Grades (-\1V) getroffen. 

§. 1855. Wer die im §. 1834 bezeichnete betrügerische Handlung 
ohne Einwilligung der dadurch beeinträchliglen Person verübt, unter- 
liegt der peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X). Diese 
Strafe wird um einen Grad geschärft, wenn er um den Zweck 
seines Vergehens zu erreichen , gegen die beeinträchtigte Person Ge- 
walt angewandt hat. 

$. 1856. Die im vorigen §. genannte Strafe trifft auch Denjenigen, 
welcher die Unwissenheit, worin sich eine freie, weibliche Person 
in Beziehnng auf ihre Herkunft befindet, oder deren Minderjährigkeit 
arglistig benutzt, um sie zu einer Heirath mit einem Leibeignen zu 
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bewegen. Gegen Den , der zu einem solchen Zweck Gewalt an- 
wendet, wird die Strafe ebenfalls um einen Grad geschärft. 

§. /Ö.57. Wer ein unmündiges Kind in der Absicht raubt oder 
austauscht, dessen Familienslaiid zu unterdrücken, wird zur peinlichen 
Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades verurtheilt. 

§. 1850. Wer ein unmündiges Kind, wes Standes es auch sey, 
raubt, jedoch ohne de.ssen Familienstand unterdrücken zu wollen, 
wird, nach jMassgabe des Zeitraums, während dessen er das geraubte 
Kind behalten hat, und nach \erhältniss der übrigen Umstände, eiil- 
weder zur correctionnelien Strafe erster Klasse, fünften Grades (.WI) 
oder, mit Kiitzieliung der in §. 53 genannten Rechte, auf zwei bis 
drei Jahre zum Bcsscriingshaus, oder endlich auf drei Monate bis 
zu zwei Jahren zum Gefängniss verurtheilt. 

§. 185}}. Wer ein ihm unbekanntes, verirrtes Kind bei sich be- 
hält, ohne darüber innerhalb der ersten drei Tage der Ortsobrigkeit 
Anzeige zu machen, muss, nach Yerhältniss der Zeit, während 
welcher er das Kind behalten hat, einen bis zwanzig Rub. Strafe 
zahlen. Wenn er das Kind länger als eine Woche behält , ohne dar- 
über der Rehorde .\nzeige zu machen, so zahlt er zwanzig bis fünf- 
zig Rub. Strafe. Unterlässt er die .Vnzeige während eines ganzen 
Monates, so trilft ihn, au.sser einer Geldbusse von zwanzig bis fünf- 
zig Rub., drei- bis sechsmonatige Gefängnissstrafe. Wenn ihm das ver- 
irrte Kind bekannt ist, und er cs dennoch den F3tern oder Ange- 
hörigen nicht zurückstellt , so wird er nach .Massgabe der Beweg- 
gründe , die er dabei hatte, entw'eder nach §.1852 oder nach§. 1858 
bestraft. 

Zweite VnterabtlielliiiiK. 

S K L A V F. II A N n E l.. 

§. ißßO. Wer einen russischen Unterthan oder eine unter dem 
Schutz der russischen Gesetze stehende Person als Sklaven verkauft 
oder, unter was für einem Vorwand cs auch sey, in die Gewalt eines 
asiatischen oder andern ausländischen Sklaveneigenthümers liefert, 
wird von der peinlichen Strafe zweiter Klasse, fünften Grades OO 
getroffen. 

§. 1861. Wer mittelbar oder unmmittelbar an dem verbotenen 
afrikanischen Negcrhandcl Theil nimmt, wird mit derselben Strafe belegt, 
welche im §. 2132 dem Seeräuber angedrohet ist. — Wer ohne 
selbst diesen Handel zu treiben, zum Behuf desselben ein Schilf aus- 
rüstet, wird wie der Stifter einer Räuberbande, nach §. 1148 be- 
straft. — Das zum Negerhandel dienende oder dazu ausgerüstete 
Fahrzeug wird coufiscirl. 
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ZWEITE ABTHEILENG. 

VON DENEN, WELCHE SICH ST A N D E S R EC H TE, 
WÜRDEN ODER EHRENZEICHEN ANMASSEN. 

§. 1862. Wer eine falsche Urkunde verferligl oder eine echte 
Urkunde fälscht , oder wissentlich eine falsche Urkunde gebraucht, 
um sich einen ihm nicht gehörenden Stand, Rang, Titel oder Ehrenzeichen 
anzumassen , wird zur correctionnellen Strafe erster Klasse , fünften 
Grades verurtheilt. — Wer sich vermittelst falscher Urkunden 

für eine andere Person ausgibt und deren Namen annimmt , unter- 
liegt, nach Umständen, enUreder der peinlichen Strafe dritter Klasse, 
zweiten Grades (.\), oder der correctionnellen Strafe erster Klasse, 
vierten Grades ü" )- 

§.1865. Wenn Derjenige, dem es bekannt ist, dass sein Vater 
oder sonstiger Vorfahr sich vermittelst falscher Urkunden einen Stand 
oder Titel angemasst hat, der ihm nicht zukam, dennoch fortfährt, 
sich diesen Stand oder Titel beizulegen, so wird er, mit Entziehung 
der in §.33 genannten Rechte, auf ein bis zwei Jahre zum Besserungs- 
haus verurtheilt. 

§. 1864. Wer eine falsche Urkunde verfertigt oder eine echte 
Urkunde fälscht, um cs einem Andern möglich zu machen sich einen 
ihm nicht gebührenden Stand, Rang, Titel oder Ehrenzeichen anzu- 
massen, wird von der correctionnellen Strafe erster Klasse , fünften 
Grades (.VVI) getrolTen. 

$. 1865. Wer sich in gesetzwidriger, jedoch nicht hochverrätherischer 
Absicht für eins der noch lebenden oder schon verstorbenen Mit- 
glieder des regierenden Hauses ausgibt, wird zur peinlichen Strafe 
zweiter Klasse, siebenten Grades (VIII) verurtheilt. 

§. 1866. Wer ohne fremde noch falsche Urkunden zu gebrauchen, 
ein ihm nicht gehörendes Ordens- oder Ehrenzeichen trägt, oder sich 
einen Rang, Beruf oder Familiennamen beilegt, der ihm nicht gebührt, 
wird, nach Umständen, beim ersten Ulnl, um fünfzig bis zweihundert Rub., 
beim zweiten Mal, um zweihundert bis fünfhundert Rub. gestraft. Beim 
dritten Mal kommt er auf drei Wochen bis zu drei Monaten unter 
Arrest, und sein Vergehen wird durch die Zeitungen der beiden Haupt- 
städte und des betreifenden Gouvernements bekannt gemacht. — Den- 
selben Strafen unterliegt Derjenige , welcher seine Dienerschaft eine 
seinem Rang nicht angemessene Livree tragen lässt. 

J. 1867. Wer ohne fremde noch falsche Urkunden zu gebrauchen, 
sich einen ihm nicht gebührenden Ehrentitel beilegt, ein Wappen fuhrt, 
zu dem er nicht berechtigt ist, oder seinem Wappen eine Krone oder 
andere Verzierungen beifügt, die ihm nicht zukommen, wird, falls er 
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solches bloss nach dem Beispiel seines Vaters oder eines seiner Vor- 
fahren Ihul, beim ersten Mal um zwanzig bis fünfzig Rub., beim zir«/en 
Mal um fünfzig bis hundert Ruh. gestraft , und kommt , beim drillen 
Mal, auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter Arrest. — Wer 
sich aber Titel, Wappen oder Wappenverzierungen, die ihm nicht ge- 
bühren, zuerst anmasst, wird beim ersten Mal um fünfzig bis zwei- 
hundert Rub., beim zwcilenMal um zweihundert bis fünfhundert Rub. 
gestraR. Beim drillen Mal kommt er auf drei Wochen bis zu drei 
Monaten unter Arrest, und sein Vergehen wird durch die Zeitungen 
der beiden Hauptstädte und bes bctrelTendcn Gouvernements bekannt 
gemacht. 

$. iH68. Wenn sich Jemand einen ihm nicht gebührenden Stand, 
Titel, Rang, Beruf, Ehrenzeichen oder Familiennamen, nicht bloss aus 
Eitelkeit, sondern in der Absicht anmasst, vermittelst dessen irgend 
einen andern Betrug oder ein Verbrechen zu verüben : so wird seine 
Strafe nach der Regel über Concurrenz der Verbrechen (§. 156) 
bestimmt. 

§. 1869. Wer durch seinen Stand nicht befugt ist Leibeigene zu 
besitzen und dennoch deren besitzt oder durch Kauf, Schenkung oder 
auf andere Weise erwirbt, muss beim ersten Mal, für jeden männ- 
lichen Leibeigenen hunilertfünfzig, für Jede leibeigene Person weib- 
lichen Geschlechts fünfundsiebzig Rub. Strafe zahlen. Beim zweilen 
Mal zaidt er dieselbe Strafe , und kommt auf drei bis sechs Monate 
ins Gefängniss. Die Leibeigenen werden ihm jedesmal ohne Vergütung 
weggenommen und der Krone zugewiesen. — Gibt sich aber Der- 
jenige, der unbefugter Weise Leibeigene oder ein von Leibeigenen 
bewohntes Gut kauft, in der Beliörde, welche den Kaufkonirakt be- 
stätigen soll, fälschlich für einen Krbadeligen aus; so trilR ihn, ausser 
den ebengenannten Strafen, das höchste Mass derjenigen Strafe, wo- 
mit nach §. 1169 eine vor Gericht gemachte lügenhaRe, unbeeidigte 
Aussage geahndet wird. 

§.1870. Wenn ein Erbadeligcr, welcher kein von Bauern bewohn- 
tes Gut besitzt, dem Leibeigene ziigeschrieben werden könnten, den- 
noch Bauern ohne Land durch Kauf an sich bringt, oder, nachdem er 
Leibeigene durch Erbschaft, Schenkung oder auf andere Weise er- 
worben hat, nicht die gehörigen Schritte thut um sie, nach vorge- 
schriebener Ordnung, in die Klasse der Kronbauern aufnehmen zu 
lassen: so werden ihm die Leibeigenen ohne Vergütung weggenom- 
men und der Krone zugewiesen, er selbst aber, beim ersten Mal 
mit einem vor Gericht zu ertheilenden scharfen Verweise , beim zweilen 
Mal mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest bestraft. — Hat 
er aber bei der Corroboration des Kaufbriefes fälschlich erklärt, dass 
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er ein von Bauern bewohntes Gut besitze, dem er die gekauften 
Leibeigenen zuschreiben lassen wolle : so wird er wie Air eine falsche, 
vor Gericht abgegebene, unbeeidigte Aussage, nach §. lUi'J bcslraA. 

§. /Ö7/. Die in §. 1869 ungeordneten Geld- und Gefängnissstrafen 
treffen in derselben Abstufung auch Denjenigen, welcher Leibeigene 
besitzen darf, wenn er einer Person, die keine besitzen darf, gestattet, 
solche unter seinem Namen zu erwerben. 

§. J8T2. Wenn Jemand Leibeigene durch Kauf oder auf andere 
Weise von einer Person erwirbt, von der er weiss, dass sie durch 
ihren Stand nicht berechtigt ist Leibeigene zu besitzen; so trilft die 
im §. 1869 verordnete Geldbusse sowohl den Erwerber als auch 
den Veräusserer, und die Leibeigenen werden ohne Vergütung weg- 
genommen und der Krone zugewiesen. — War Jedoch die Unrecht- 
mässigkeit des frühem Besitzers dem Erwerber nicht bekannt , so 
werden die Leibeigenen zwar ebenfalls weggenommen und der Krone 
zugewiesen, die obige Geldstrafe aber trifft dann nur den Verkäufer 
oder Veräusserer, der überdem den Käufer schadlos zu halten hat. 

§. 1873. Wenn ein aus dem Stande der Leibeigenen entlassener 
und in den Adelsland erhobener russischer Unterlhan ein von Bauern 
bewohntes Gut, zu dem er scib.st, oder sein Vater, oder seines Vaters 
Vater als Leibeigener angeschrieben gewesen, eigenthümlich an sich 
bringt : so wird das Gut ihm ohne Vergütung weggenommen und zu 
den Reichsdomänen geschlagen. Hatte er es bloss zeitweilig als Pfand 
in Besitz genommen, so verliert er sein Recht an dem darauf geliehenen 
Gelde, und dieses wird, nach Verkauf des verpfändeten Guts, dem 
örtlichen Kollegium allgemeiner Fürsorge zugewiesen. 

S. 1874. Wenn Jemand, der die Rechte des Erbadels nicht geniesst, 
Leibeigene als Dienstboten bei sich hält, und dazu zwar mit der Er- 
laubniss ihres Leibherrn, nicht aber mit dem obrigkeitlichen Attestat 
versehen ist, ohne welches er solche Leute nicht mielhen darf: so 
trifft ihn die im §. 1869 bestimmte Geldbusse, und die Leibeigenen 
werden ohne Entschädigung des Leibherrn für frei erklärt. 

$.1875. Wenn ein Grundstück an eine Person verkaiiA wird, welche 
die Rechte des Erbadels nicht geniesst, so werden die darauf ansäs- 
sigen Leibeigenen, falls sie nicht innerhalb der gesetzlichen (einjäh- 
rigen) Frist auf andere Güter übergesiedelt werden, zu Kronbaiiern 
erklärt und auf Ländereien der Krone angesiedell, ohne dass der 
bisherige Leibherr eine Vergütung ansprechen dürfe. 

$.1876. W'er einzelne Leibeigene von ihren Familien abgesondert 
verkauft, verschenkt oder auf andere Weise veräussert, zahlt für jedes 
so veränsserte Individuum, wenn es männlichen Geschlechts ist, hunderl- 
fünfzig, und wenn es weiblichen Geschlechts ist, fünfundsiebzig Rnb. 

23 
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Strafe. — Ansgenommea hiervon ist der Fall, wo eine Bäuerin durch 
Heirath aus der Gewalt des einen Herrn in die eines andern über- 
geht, und dazu einen Entlassungsbrief erhält, wie solches in den 
Gesetzen des Ständercchts (^Swod, 9. Bnd. §. 1003) bestimmt ist. 

§. 1877. Wenn ein Gutsherr Bauern , die ihre Freiheit gerichtlich 
vmdiciren, einzeln verkauft, verpfändet oder veräussert, bevor über 
die Vindication ein Endurtheil erfolgt ist: so zahlt er für jedes so 
veräusserte Individunm, wenn es männlichen Geschlechts ist, dreihundert, 
und falls es weiblichen Geschlechts ist, hundertfünfzig Bub. Strafe. 



DRITTE ABTIIEILENG. 

VERLEZTUNG EINZELNER STANDESRECHTE. 



§.1878. Der Beamte, der seine Gewalt missbrauchend und ohne 
genügenden Grund, den Zusammenkünften des Adels oder anderer 
Corporationen , oder dem gesetzraässigen Geschäftsgang dieser Ver- 
sammlungen Hindernisse in den Weg legt, und somit die diesen Ständen 
und Corporationen durch die Gnade des .Monarchen geschenkten Rechte 
verletzt, wird, nach Massgabe seines Vergehens und der Umstände 
enticeder durch einen Verweis, welcher in sein Dienstformular einge- 
tragen werden kann , oder durch Entlassung , oder Absetzung vom 
Amt bestraft. 

§.1879. Denselben Strafen unterliegen die Gouvernements - und 
Kreis -Marschälle und die Vorsteher der städtischen Corporationen, 
wenn sie, ihre Gewalt missbrauchend, den gesetzmässigen Geschäfts- 
gang der unter ihrem Vorsitz abzuhaltenden Versammlnngen bindern 
oder auf irgend eine Weise beeinträchtigen. 

§.1880. Der Beamte, welcher mit wissentlicher Nichtachtung des 
Gesetzes eine von Leibesstrafen oder von gewissen andern Strafen 
befreite Person zu einer sulchen Strafe verurtheilt oder verurtheilen 
lässt, oder ein solches gesetzwidriges Urtheil vollziehen lässt, wird wie 
für einen Missbrauch seiner Gewalt, nach §. 370 bestraft. — Wenn 
ein Beamter diese Rechtsverletzung unvorsätzlich verübt, aber das Vor- 
geben des Verurtheilten, dass er von Leibesstrafen frei sey, nicht ge- 
hörig geprüft, darüber nicht die gehörigen Erkundigungen eingezogen 
hat : so wird er, nach Umständen, entweder mit einem strengen Verweis, 
der in sein Dienstformular eingetragen werden kann, oder mit Ab- 
setzung vom Amt bestraft. 

§.1881. Der Beamte, welcher irgend einer Person die Ausübung 
eines mit ihrem Stande oder ihrem Beruf verbundenen Rechts ohne 



Digitized by Google 




-■‘i 35Ö S'« 



gesetzlichen Grund untersagt, wird, Je nach den Umständen, mit 
einer rügenden Bemerkung oder einem strengen Verweis , der in 
sein Diensirormular eingetragen werden kann, oder mit sechsmonati- 
gem Abzug vom Dienslalter bestraft, und muss Den, welchen er so 
beeinträchtigt hat, schadlos stellen. 

i882. Die Beamten der ileraldie und die Mitglieder der adeli- 
gen Ueputirlcn-Versammlungen, welche sich in Ansehung der von 
ihnen auszuferligcnden oder zu prüfenden Adelsurkunden , oder bei 
andern Geschäften dieser Art, aus Fahrlässigkeit oder bösem WUlen, 
Bechtswidrigkeiten zu Schulden kommen lassen, werden wie für 
Amtsvergehen, nach den Bestimmungen des fünBen .Abschnitts dieses 
Gesetzbuchs bestraft. 



VIERTE ABTIIEILING. 

MISSBRAUCH EINZELNER ST ANDESRECIITE. 



Krste lliiteralitlielliiiis. 

liBBRTRETVNr. DER FLR D I E V E R S A MM I. II R' G E N UND WAHLEN 
D ER CO R POR A TIO N E N V O R G ES C II R I E R E N E N ORUNL’NG. 

§. 1885. Wenn eine Adelsversammlung einen gesetzwidrigen Be- 
schluss fasst, so müssen alle Edelleute, welche den Beschluss unter- 
schrieben, haben, zusammen eine Geldbusse von hundertfünfzig Rub. 
erlegen. Ueberdem aber hat der Gouvernements-Marschall sechzig, und 
jeder Kreis-Marschall dreissig Rud. Strafe zu zahlen. 

§.1884. Wer bei Gelegenheit einer adeligen, einer städtischen 
oder einer ländlichen Wahlversammlung Geschenke, Verheissungen oder 
Drohungen anwendet, um eine der mitslimmenden Personen zu bewegen, 
dass sie nach seinem Willen stimme, wird für immer von den Ver- 
sammlungen der Corporation ausgeschlossen, und zu einer Geldbusse 
verurtheilt, welche je nach dem Stande des Schuldigen, in der ade- 
ligen und städtischen Corporation zu fünfzig bis hundertfünfzig, in der 
Landgemeinde zu einem bis zehn Rub. angesetzt wird. Mit dieser Geld- 
busse kann, nach Umständen, ein- bis sechsmonatige Gefängnissstrafe 
verbunden werden. — Dieselben Strafen treffen Denjenigen, der bei 
solchen Wahlen seine Stimme erkaufen lä.sst oder feil bietet. 

§.1885. Wenn unbefugte Personen zu den Beralhungen oder zu 
den Wahlen einer .Adcls-Corporation zugelassen, oder befugte Per- 
sonen widerrechtlich davon ausgeschlossen werden ; so unterliegen 
der Adelsmarschall und Alle, welche dazu mitgewirkt haben, falls es 
aus Versehen geschah , einer Geldbusse zum Resten der Adelskasse ^ 

S3* 
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and zwar zahlt der Gouvernements - Marschall sechzig, der Kreis- 
Marschall und der Adels-Sekretär jeder dreissig, und jeder der übrigen 
Edelleute zwanzig Rubel. — Ist aber eine solche Gesetzwidrigkeit 
vorsätzlich verübt worden, so zahlen die Schuldigen diese Geldbussen 
zweifach, und werden auf immer von ihren Aemlern so wie von den 
Versammlungen und Wahlen des Adels entfernt. 

§. Iö86f. Wer in einer Adelsversammlung Unordnung, Lärm oder 
Störung verursacht und auf den Zuruf des Adelsmarschalls nicht zur 
Ordnung zurückkehrt, erhält beim ersten Mal eine Erinnerung von 
Seiten des Gouvernements-Chefs, und wird beim zweiten Mal, nach 
Umständen, entweder zu einer in die Adelska.sse zu zahlenden Geld- 
busse von zehn bis fünfundsiebzig Rub. verurtheilt, oder für die 
Dauer der Versammlung von deu Berathuugcn des Adels ausge- 
schlossen. 

§.<087. Wer m einer Adelsversammlung ein Gespräch über Dinge 
beginnt , die nicht zur Berathung gehören , und auf die ihm gemachte 
Erinnerung nicht abbricht, wird um einen bis drei Rub. gestraft. 

$. <888. Wer in einer Adclsversammlung über den Inhalt eines 
der Versammlung schon vorgelesenen und unterschriebenen Proto- 
kolls Streit anfängt, muss fünf Rub. Strafe in die Adelskasse zahlen. 

§.<888. Wenn einer von den Edelleulen, die den Adelsversamm- 
lungen beizuwohnen verpflichtet sind, sich nicht einstellt und auch 
keine gesetzliche Hinderungsgründe anzeigt; so Iriflt ihn beim ersten 
Mat eine rügende Bemerkung von Seiten des Gouvernements - Mar- 
schalls, beim zweiten und dritten Mal eine Geldbusse von zehn bis 
runfundsiebzig Rub., und er wird überdem, beim dritten Mal, von der 
Versammlung für solange ausgeschlossen, als diese selbst bestimmt, 
jedoch in keinem Fall für mehr als die Dauer der Versammlung. 

§.<880. Die im §. 1889 bestimmten Strafen treffen auch den- 
jenigen Edelmann , dessen Kntschuldigungsgründe von der Versamm- 
lung für ungültig erklärt werden. 

§. 1891. Wenn einer von den Edelleuten, die den Adelsversamm- 
lungen beizuwohnen verpflichtet sind, sich später als zur angesagten 
Zeit ein&ndet, oder die Versammlung vor dem Schluss ihrer Verhand- 
lungen verlässt : so erhält er beim ersten Mal eine rügende Bemer- 
kung von Seiten des Gouvernements-Marschalls, wird beim zweiten 
Mal um fünf bis fünfundzwanzig Rub., beim dritten und vierten Mal 
um zehn bis fünfzig Rub. gestraft, und erleidet überdem, beim vierten 
Mal, einen Verweis, der ihm vor der ganzen Adelsversammlung er- 
theilt wird. 

%.i89S. Der Edelmann, welcher von einer Adels-Corporation zu 
einem .Amt gewählt, sich nicht zu gehöriger Zeit einstellt um es zu 
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übernehmen, und keine gesetzliche Hinderungsgründe nachweiset, muss 
für jeden Tag, welchen er über den Termin verstreichen lässt, drei 
Monate hindurch zwei Hub. in die Adelskasse zahlen. Lässt er mehr 
als drei Monate vorübergehen , ohne sein Amt anzutreten noch gültige 
Entschuldigungsgründe beizubringen ; so wird er auf so lange , als 
es die Corporation bei ihrer nächsten Zusammenkunft bestimmt, jedoch 
längstens auf sechs Jahre, von den Adelsversammlungen ausgeschlos- 
sen. Zu seinem Amt aber wird ein .Anderer bestellt. 

§. iSS5. Wenn eine städtische Corporation einen gesetzwidrigen 
Beschluss fasst, so zahlen die Personen, welche den Beschluss unter- 
schrieben haben, zusammen hundert Rub. und der Vorsteher der 
Corporation überdem dreissig Rub. Strafe. — Wenn unbefugte Personen 
zu den Versammlungen und Wahlen einer städtischen Corporation 
zugelassen oder befugte Personen widerrechtlich davon ausgeschlos- 
sen werden ; so unterliegen Alle, die dazu mitgewirkt haben, einer 
Gedlbusse; und zwar muss, falls es aus Versehen geschah, der Vor- 
steher der Corporation dreissig und jedes der andern schuldigen Individuen 
fünfzehn Rub. zahlen ; wurde aber die Gesetzwidrigkeit vorsätzlich 
begangen, so erlegen die Schuldigen diese Geldstrafe zweifach, und 
kommen auf drei bis sieben Tage unter Arrest. 

§. 1894. Wer in der Versammlung einer städtischen oder länd- 
lichen Corporation Lärm, Unordnung oder Streit veranlasst, ein Ge- 
spräch über Dinge beginnt, die nicht zur Berathung gehören, oder 
sich ungebührlich beträgt und auf die Ermahnung des Vorstehers nicht 
zur Ordnung zurückkehrt, wird um fünfzig Kopeken bis zu zwei Rub. 
gestraft. 

§. 1895. Wenn eine von den Personen, die verpflichtet sind, den 
städtischen oder ländlichen Corporations-Versammlungen beizuwohnen, 
sich dazu nicht zu gehöriger Zeit einfindet, und auch keine gültige 
Entschuldigung beibringt ; so muss der Schuldige in der städtischen 
Corporation einen bis zehn Rub. , in der ländlichen aber fünf bis 
zwanzig Kopeken für jeden Tag der Abwesenheit zahlen. 

$. 1896. Wer eine städtische oder ländliche Corporations-Versamm- 
lung vor dem Schluss derselben verlässt, wird in der städtischen 
Corporation um einen Rub., in der ländlichen um fünfzig Kopeken gestraft. 

§.1897. Wer sich zu einer ländlichen Corporations- Versammlung 
trunken oder in unanständigem Aufzuge einfindet, kommt auf einen 
Tag unter Arrest. 

%.1898. Wer durch eine städtische oder ländliche Corporation zu 
einem Amt gewählt, sich ohne gültigen Grund weigert es zu über- 
nehmen, wird um fünf bis zehn Rub. gestraft, und muss das Amt 
dennoch antreten. 
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^.£899. Jyer städtische Gorporations-Beamte , welcher sich auf 
Urlaub von dem Ort, wo er das Amt bekleidet, entfernt, und über 
den Termin seines Passes wegbleibt ; zahlt, ausser der im §, ll8i 
für Vergehen dieser Art angeordneten Geldbusse, noch einen bis 
zehn Rub. in die Kasse der Corporation. 

Anm. Die §§. 1883— 1S90 finden in den fiduvcnicmerOs l.ieflHnd, Esthinnd und 
Kurland keine Anwendung, indem doii üher diesen Gegenstand besondere 
Anordnungen bestellen 

Zweite IJnterabtlielliini;. 

MISSBRAICU DER G l' T 3U E D R L I C H E N GEWALT. 

$. 1900. Wenn ein Gutsherr den Bauern eines seiner Güter so 
unmässige Abgaben oder Lasten auflcgl, dass sie dadurch gänzlich 
verarmen; so werden alle ihm angehörige, von Bauern bewohnte 
Güter unter eine curaturische Verwaltung gestellt. Von da an darf er 
sich in keinem derselben aufhallen, auch keins derselben andern 
Personen zur Verwaltung oder Benutzung anders als durch förm- 
lichen Verkauf übergeben. Die Dörfer, die er in der Folge durch 
Erbschaft oder auf andere Weise erwirbt, werden ebenfalls unter 
curatorische Verwaltung gestellt. Ueberdem wird ihm das Recht an 
den Wahlen und Beraihungen der Adels-Corporation Theil zu nehmen 
für immer abgesprochen. 

$. 1901. Der Gutsherr, welcher seine Leibeigenen grausam be- 
handelt, wird nebst allen seinen von Bauern bewohnten Gütern unter 
Curalel gestellt und, nach Massgabe seiner Schuld, entweder auf 
zwei bis drei Jahre, mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, 
oder auf sechs Munate bis zu einem Jahr, ohne Entziehung dieser 
Rechte , zum Besserungshaus verurthcUl. Auch darf er hinfort keinen 
seiner Leibeigenen zum Dienstboten haben. 

$. 1902. Ist mit dem Missbrauch der gutsherrlichen Gewalt ein 
anderes Verbrechen verbunden, so wird die Strafe nach der Regel 
des $. 15G bestimmt. 

$. 1905. Wer seine gutsherrliche Gewalt missbraucht um seinen 
Leibeigenen zu einer Heirath oder zum Klostergelübde zu zwingen, 
wird nach dem Ermessen der geistlichen Behörde seiner Confession 
bestraft. — Hat aber ein Gutsherr zu solchem Zweck körperliche 
Misshandlungen oder Peinigungen angewandt, so unterliegt er, neben 
der Kirchenbusse, noch den Slrafbesliinmungen des §. 1901. 

§. 1904. Wenn ein Leibeigener ein Verbrechen begeht, dem das 
Gesetz eine peinliche Strafe andruhet, so darf sich der Leibherr nicht 
damit begnügen ihn häuslich zu strafen, sondern er muss ihn dem 
ordentlichen Gericht überliefern. Die Unterlassung dieser Pflicht wird 
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an d«m Leibherrn, wie die Nichtanzeige eines Verbrechens, nach 
$. 132 geahndet. 

§. 1905 . Der Gutsherr, welcher nicht gehörig für die Verpflegung 
seiner Leibeigenen sorgt, muss jedesmal, wo einer derselben beim 
Betteln betreten wird, anderthalb Kub. Strafe zahlen. 

§. 1906 . Wenn eine von den obigen Gesetzwidrigkeiten (§. 1900 
— 1905) ohne Wissen des Gutsherrn, durch dessen Verwalter oder 
Geschäftsführer verübt wird: so unterliegen nur diese der angedroheten 
Strafe; doch darf dabei das Gericht dem Gutsherrn, der seine Amt- 
leute nicht gehörig beaufsichtigt, eine rügende Bemerkung ertheilen. 

Dritte tlnterabtliellung. 

VERGEHEN DES LEIBEIGENEN WIDER SEINE HERRSCBAFT. 

§. 1907 . Jede tumultuarische Widersetzlichkeit leibeigener Bauern 
gegen ihren Gutsherrn oder gegen dessen gesetzmässig ernannten Stell- 
vertreter wird ebenso wie die Widersetzlichkeit gegen öffentliche 
Autoritäten, nach §. 283 — 290 bestraft. 

§. 1908 . Leibeigene, die ihrem Leibherrn oder dessen gesetz- 
mässigem Stellvertreter, ohne Tumult, hartnäckigen Ungehorsam be- 
weisen, werden, falls der Herr die ihm gesetzlich erlaubten Gorrec- 
tions -Mittel nicht anwenden mag, sondern sich deshalb an die 
zuständige Behörde wendet, auf deren xVusspruch mit körperlicher 
Strafe von zwanzig bis fünfzig Ruthenstreichen belegt. — Hiervon 
ist der Fall ausgenommen , wo ein Leibeigener sich weigert einem 
gesetzwidrigen Befehl, dessen Ausführung ihn selbst straffällig 
machen würde, zu gehorchen. 

§. 1909 . Der Leibeigene , welcher , dem Gesetz zuwider , gegen 
seinen Leibherrn eine Klage cinreicht, erhält zur Strafe bis zu fünfzig 
Rutheustreiche. 

§. 1910 . Der Leibeigene, welcher falsche Urkunden verfertigt, oder 
sich fremde Urkunden zueignet , und sich vermittelst derselben für 
eine Person freien Standes ausgibt, wird zu der härtesten der in 
§. 2202 der Urkundcnrälschung angedroheten Strafen verurtheilt. 

§. 1911 . Der Leibeigene, welcher eigenmächtig von einem Guts- 
herrn zu einem andern übergeht, ohne Kinwilligung seines Herrn einen 
andern Stand wählt oder auf ein anderes Grundstück überzieht, er- 
hält dreissig bis sechzig Ruthenstreiche. 
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FÜNFTE ABTHEILÜNG. 

VERGEHEN WIDER DIE ORDNUNG DER CIVILSTANDS- 
REGISTER. 



Wer mit einer Urkunde, wodurch die Geburt, die Trau- 
ung oder der Tod einer Person bewiesen werden soll, oder mit der 
beglaubigten Abschrift einer solchen Urkunde irgend eine Fälschung 
vornimmt, wird als Fälscher eines amtlichen Dokuments, nach $. 332 
bestraft. — Geschieht die Fälschung durch eine mit der Abfassung, 
Aufbewahrung oder .Ausfertigung solcher Urkunden beauftragte Per- 
son , so wird sie wie ein in Dienstsachen verübter Betrug , nach 
$. 391 geahndet. 

$. id / 3 . Wenn ein Priester der rechtgläubigen Kirche eine Ge- 
burt, eine Trauung oder einen Todesfall nicht unmittelbar nach Voll- 
ziehung der darauf bezüglichen geisilichen Handlung in dem Kirchen- 
buch aufzeichnet ^wie solches im 9. Ende des Swod $. 1415 und 
1441 befohlen isQ, oder sein Kirchenbuch, seine Beichtlisten und 
Aufgebotsbücher überhaupt nicht der Ordnung gemäss führt, nicht 
in der Kirche selbst aufbewahrt oder nicht zu gehöriger Zeit der 
zuständigen Behörde einsendet: so wird gegen ihn nach Inhalt des 
Consistorial-Statuts vom 17. März 1841 verfahren. Die Geistlichen 
der andern Confessionen werden für sulche Pflichtverletzungen durch 
strenge Verweise oder durch Geldbussen von fünf bis zwanzig Rub. 
oder durch Entlassung vom Amt bestraft. 

§. 1914. Wo das amtliche Verzeichnen der Geburten, Heirathen 
und Sterbefälle zu den Obliegenheiten der Pulizeibeamten oder der 
Dorfschulzen gehört, werden diese, wenn sie das Geschäft nicht 
der Ordnung gemäss verrichten oder die Verzeichnisse nicht zu ge- 
höriger Zeit den zuständigen Behörden einsenden, beim ersten Mal 
um einen bis fünf Rub., beim zweiten Mal um das Doppelte ge- 
straft, und beim dritten Mal vom Amt entlassen. — Erlauben sie 
sich dabei eine Fälschung oder irgend einen andern Betrug, so werden 
sie nach $. 1912 und 1913 bestraft. 

$. 191S. Der Imam, Rabbiner und Hacham*), welcher eine That- 
sache, die er in sein Civilstandsregisler eintragen sollte, aus Unacht- 
samkeit nicht einschreibt, muss jedesmal, wo es eine Person männ- 
lichen Geschlechts betriift, fünfzehn Rub., und wo es sich um eine 
Person weiblichen Gesclilechts handelt, sieben und einen halben Rub. 
Strafe zahlen. — Für einen vorsätzlichen Ordnungsfehler dieser Art wird 
er wie für einen in Dienstsachen verübten Betrug, nach $. 391 bestraft- 

llacham, Vorzieher der knrailischen Juden in der Krimm. D. Vehtrt. 
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SECHSTE ABTHEILCNG. 

VERLETZUNG DER GESETZE ÜBER VOLKS- 
ZÄHLUNGEN. 



$. 1910 . Wer bei Gelegenheit einer Volkszählang ein Personen- 
verzeichniss einzuliefern hat, und den dafür angesagten Termin ver- 
säumt, oder die im Verzeichniss etwa übergangenen Personen nicht 
nachträglich, innerhalb der gesetzlichen Frist anzeigt, wird mit einer 
Geldbusse bestraft, deren Mass nach dem bei jeder neuen Volkszäh- 
lung erscheinenden Regulativ zu bestimmen ist. Diese Strafe findet 
dann nicht statt, wenn in dem Verzeichniss solche Personen über- 
gangen sind , die darin nur der Zählung wegen genannt werden •*). 

§. 1917 . Wer ein Personenverzeichniss einliefert, worin ein steuer- 
pflichtiges Individuum vorsätzlich übergangen ist, wird wie für einen 
Betrug, nach §. 22ü4 bestraft. 

%. 1918 . Wenn ein aus der Leibeigenschaft entlassener Bauer 
sich nicht vor dem Zeitpunkt der nächsten Volkszählung in eine Cor- 
poration einschreiben lässt, und auch bei der Volkszählung kein Per- 
sonenverzeichniss über sich selbst und seine Angehörigen einliefert; 
so muss er für Jedes zu seiner Familie gehörende Individuum, gleich- 
viel ob männlichen oder weiblichen Geschlechts , zehn Rub. Srtafe 
zahlen. Wenn er sich dann, in den ersten zwei Jahren nach der 
Volkszählung , in keine Corporation aufnehmen lässt : so wird er als 
Landstreicher, nach §. 1177 bestraft. 

J. 1919 . Wer durch ein gerichtliches Urtheil vom Stande der Leib- 
eigenschaR freigesprochen ist, und sich nicht innerhalb eines Jahres, 
nachdem ihm dieses Urtheil bekannt gemacht worden, in eine Corpo- 
ration einschreiben lässt , zahlt ebenfalls für jedes zu seiner Familie 
gehörende Individuum, es sey männlichen oder weiblichen Geschlechts, 
zehn Rub. Strafe. Wenn er sich dann , in den nächsten zwei Jahren, 
in keine Corporation aufnehmen lässt, so trifft ihn die Strafe des Land- 
streichers (§. 1177). 

**) ü. h. die (letdbusse wird nur dann bezahlt, wenn 8teuerpfliehli|;e Indivi- 
duen, und nicht wenn Eicmte aua der l.iste weggetaaaen sind. D. Vthert. 
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VERBRECHEN WIDER DAS LEBEN, DIE GESLNDHEIT, FREI- 
HEIT IND EHRE VON PRIVATPERSONEN*)- 

ERSTE ABTIIEILLNG. 

VON DEM VERBRECHEN DER TÖDTÜNG. 

$. 1920 . Wer seinen Vater oder seine Mutter vorsätzlich tödtel^ 
wird zur peinlichen Strafe zweiter Klasse, ersten Grades (11) verur- 
theilt. Ein solcher Verbrecher darf an seinem Verbannungsort nie 
und unter keinerlei Vorwand in die Abtheilung der sich bessernden 
Sträflinge aufgenoinmen, der Zwangsarbeit nur bei gänzlicher körper- 
lichen Unfähigkeit enthoben, und auch dann nicht aus der Einzäunung 
hinausgelassen werden. 

§. 1921 . Wer schon einmal für einen mit Vorbedacht verübten 
Mord bestraft worden ist, und ein solches Verbrechen abermals begeht, 
verfällt in die peinliche Strafe zweiter Klasse , ersten Grades (11). 

$. 1922 . Die in §. 1021 genannte Strafe trilTl auch den Mann, 
der seine Ehefrau, und die Frau, die ihren Ehemann mit Vorbedacht 
tödtet, ferner Denjenigen, der dieses Verbrechen an einem seiner 
leiblichen Ascendenten oder Descendenten, an seinem leiblichen Bruder 
oder Oheim, an seiner leiblichen Schwester oder Tante verübt ; ebenso 
Denjenigen, der seinen Vorgesetzten oder seinen Herrn oder ein bei 
dem Herrn wohnendes Mitglied von dessen Familie, oder eine 
Person mit Vorbedacht tödtet, bei welcher er sich als Diener, Ar- 
beiter oder Lehrling befindet, oder die ihm Erziehung oder Unterhalt 
gegeben hat. — Die Strafe wird um drei Grade herabgesetzt , wenn 
eine Mntter ihr uneheliches Kind, aus Scham oder Furcht, gleich bei 
der Geburt umbringt, und ein solches Verbrechen nicht etwa schon 
früher einmal begangen hat. Ist ein solcher Kindesmord ohne Vorbe- 
dachtgeschehen, so erleidet die Mutter, nach Umständen, den ersten 

*) D. h. aolcht;i i’crsoacn, die mehl Milciieder der kaiserlichen Familie sind ; 
denn von diesen handcll der dritte AbschnUl besonders. D- Veher.. 
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oder zweiten Grad der peinl. Strafe dritter Klasse (IX, X). Diese 
Milderung findet besonders dann statt, wenn die Mutter unverheirathet 
oder zum ersten Mal niedergekommen ist. 

i923. Wer eine schwangere Frau, wissend dass sie sich in 
diesem Zustand befindet , mit Vorbedacht tödtet , wird von der pein- 
lichen Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (111) getroffen. 

§. i024. Der mit Vorbedacht verübte Mord wird auch in folgenden 
Fällen mit der peinlichen Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (111) 
geahndet : 1) wenn Jemand, in der Absicht einem Andern das Leben 
zu rauben, ein Gebäude durch angelegtes Feuer, durch e.xplodirende 
Stoffe oder auf irgend eine andere Weise zerstört, vermittelst Durch- 
stechung eines Dammes oder auf andere Weise eine Ueberschwem- 
mung verursacht, eine Brücke oder eine Eisenbahn beschädigt, in eine 
Menschenmenge hineinschiesst , oder überhaupt Etwas thut, wodurch 
mehre Personen zugleich in Lebensgefahr gerathen oder eine ganze 
Ortschaft der Gefahr unterzugehen ausgesetzt wird ; 2) wenn die 
Tödtung durch Martern bewirkt oder der Gemordete vorher auf grau- 
same Weise misshandelt wurde ; 3) wenn der Mörder sich in einen 
Hinterhalt gelegt oder sein Opfer an einen Ort gelockt hat, wo er die 
That bequem verüben konnte; 4) wenn er das Verbrechen in der 
Absicht begangen hat, den Ermordeten zu berauben oder sich eine 
fremde Sache zuzueignen; 5) wenn die Tödtung durch Gift bewirkt wurde. 

§. 1923. Der mit Vorbedacht verübte Mord wird, wenn ihn keiner 
von den m §. 1920—1924 erwähnten erschwerenden Umständen be- 
gleitet, mit der peinlichen Strafe zweiter Klasse, dritten Grades (IV) 
bestraft. — Haben aber mehre Personen, in Folge einer Verabredung^ 
zu einem Morde mitgewirkt : so erleiden sie, auch wenn die erschwe- 
renden Nebenumstände mangeln, die peinliche Strafe zweiter Klasse, 
zweiten Grades (111). 

§.1920. Wer ohne Vorbedacht, im Affect, den Entschluss zur 
Tödtung eines Andern fasst und ausführt, wird von der peinlichen 
Strafe zweiter Klasse, vierten Grades (V) getroffen. — Diese Strafe 
wird um einen Grad geschärft , wenn der Getödlete mit dem Todt- 
schläger in den im §. 1922 erwähnten Verhältnissen, als Anverwandter, 
Gatte, Vorgesetzter oder Wohllhäter stand. 

§. 1927. Wer in der Absicht eine bestimmte Person zu tödten, 
eine Handlung verübt, W'elche widen seinen Willen den Tod eines 
andern .Menschen bewirkt, wird so bestraft, als habe er diejenige 
Person getödtet, gegen welche sein Anschlag gerichiet war. 

§. 1928. Wer einen Mord beabsichtigt und dazu Vorbereitungen 
macht, z. B. Waffen, Gift oder andere Werkzeuge anschaffl oder zu- 
richtet, wird, falls die That unterbleibt, und es ungewiss ist, ob er den 
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Vorsatz freiwillig aufgegebea habe oder an der Ausführung durch 
ftussere Umstände verhindert worden sey, auf ein bis zwei Jahre 
zum Gefängniss verurtheilt. — Ist es aber erwiesen , dass nur äus- 
sere Umstände ihn von der Mordthat abgehalten haben, so trifft ihn 
die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X). 

§. ±9S9. Wer ohne den bestimmten Vorsatz Jemand zu tüdten, 
eine gesetzwidrige Handlung verübt, von der er weiss, dass sie einer 
oder mehren Personen Gefalir bringen kann, wird, falls dadurch ein 
Mensch um’s Leben kommt, nach Beschaffenheit der gesetzwidrigen 
Handlung, nach Massgabe der schädlichen Folgen, die er mit Ge- 
wissheit voraussehen konnte, und nach Verhältniss der übrigen Um- 
stände, entweder zum vierten oder zum fünften Grad der peinlichen 
Strafen zweiter Klasse (V, VI) verurtheilt. 

§. 1950. Wer ein mit Gcwallthaten verbundenes Verbrechen ver- 
übt, wie Aufruhr, Widersetzlichkeit, Erbrechung eines Gefängnisses, 
Befreiung von Gefangenen, Raub, und dabei ohne bestimmten Vor- 
satz einen Menschen tödtet, wird nach §. 1929 bestraft, in dem Fall 
aber, wo seinem Verbrechen eine härtere als die in §. 1929 genannte 
Strafe angedrohet ist, nach §. 13G zum höchsten Mass dieser härtern 
Strafe verurtheilt. 

§. 1951. Die Mutter, welche ihr neugeborenes, uneheliches Kind, 
aus Scham oder Furcht, hülflos liegen lässt, und dadurch den Tod 
des Kindes bewirkt, wird zur correctionnellen Strafe erster Klasse 
vierten Grades (.\V) verurtheilt, aber dabei, dem §. 83 gemäss, statt 
in die Arrestaiiten-Compagnie, auf drei bis sechs Jahre in ein .Ar- 
beitshaus abgegeben. — Ist aber das Kind todl zur Welt gekommen, 
und hat die Mutter es aus Scham oder Furcht verborgen, anstatt 
ihre NiederkunR pflichtmässig anzuzeigen : so wird sie mit sechs 
Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss bestraft. 

§.1952. Wer die Leibesfrucht einer schwängern Person, ohne 
deren Wissen und Willen, vorsätzlich, auf welche Weise es auch 
sey abtreibt, unterliegt der peinlichen Strafe zweiter Klasse, sieben- 
ten Grades (VUl). Flrleidet die Mutter selbst, in Folge dieses ohne 
ihre Einwilligung verübten Verbrechens, einen bedeutenden Schaden 
an ihrer Gesundheit oder gar den Tod; so trifft den Schuldigen, im 
ersten Fall, die peinliche Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades 
(VU), im letzten Fall aber die peinliche Strafe zweiter Klasse, fünften 
Grades (\1). 

§. 1955. Wer mit Wissen und Willen einer schwängern Person 
irgend ein Mittel in der Absicht anwendet, deren Leibesfrucht abzn- 
treiben, erleidet die peinliche Strafe dritter Klasse, ersten Grades 
(I.\). — Die Schwangere , welche auf eigenen .Antrieb oder im Ein- 
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verstäadniss mit einem Andern, irgend ein Mitlel anwendet, um ihre 
Leibesfrucht abzutreiben, verfällt in die peinliche Strafe dritter Klasse, 
zweiten Grades (^\). 

§. iJ/.T-f. Die Strafen der §§. 1932 und 1933 werden um einen 
Grad geschärft, wenn die daselbst genannten Verbrechen durch einen 
Arzt, Geburtshelfer, Apotheker, durch eine Hebamme oder durch 
eine Person verübt werden, die schon früher einmal ein solches Ver- 
brechen begangen hat. 

§. 1951t. Wer einen Andern vorsätzlich, jedoch ohne die Absicht 
ihn zu tödlon, dermassen körperlich misshandelt, dass dieser daran 
stirbt, wird, nach Umständen, entweder der in §.53 genannten Rechte 
verlustig erklärt und auf ein bis drei Jahre ins Rcsserungshaus ein- 
gesperrt, oder mit sechs Monaten bis zn einem Jahr Gefängniss be- 
straft. .Vusser diesen Strafen muss sich der Schuldige, falls er den 
christlichen Glauben bekennt, einer Kirchenbusse unterziehen (§.61). 
— War mit diesem Verbrechen ein .Missbrauch gutsherrlicher GewaD 
verbunden, so trelTen den Schuldigen die ebeiigenannten Strafen, und 
er wird überdem, wenn er Kigenthümer des Gutes ist, unter eine 
Curatel gestellt, wie es §. 1901 verordnet. Ist er aber nur Verwalter 
des Guts, so wird ihm bei seiner Verurtheilung untersagt, Je wieder 
die Verwaltung eines von Bauern bew ohnten Gutes oder die Aufsicht 
über hofhörige Leute zu führen. 

§. 1956. Wenn Jemand bei einer Schlägerei ohne Vorbedacht ge- 
tödtet wird, so unterliegen Diejenigen, welche ihm die tödtlichen 
Verletzungen unmittelbar beibrachten, der Strafe des Besserungshauses 
auf ein bis zwei Jahre nebst Entziehung der in §. 33 genannten 
Rechte. Ueberdem müssen sie sich, falls sie Christen sind, einer 
Kirchenbusse unterwerfen. Sind aber die Urheber der tödtlichen Ver- 
letzungen nicht zu ermitteln, so werden Diejenigen, welche die Schlägerei 
anstiftelen oder durch Wort oder Thal deren Eortsetzung oder Er- 
neuerung veraulassten , nach Umständen , zu sechs Monaten bis zu 
einem Jahr Besserungshaus, und alle übrige Theilnehmer zü drei bis 
sechs Monaten Gefängniss verurlheilt. 

§. 1957. Wer sich eine Uebertretung der zum Zweck öffentlicher 
Ordnung und Sicherheit vorgeschriebenen Regeln erlaubt und dadurch 
unvorsätzlich den Tod eines Menschen veranlasst, wird mit drei bis 
sechs Monaten Gefängniss bestraft. Ist aber seine Uebertretung an 
und für sich mit einer härtern Strafe verpönt, so erleidet er das 
höchste Mass dieser härtern Strafe nach §. 156. In jedem Fall muss 
er sich, wenn er den christlichen Glauben bekennt, einer Kirchen- 
busse unterziehen (§. 61). 

§. 1958. Wer die Grenzen der rechtmässigen Nothwehr (§. 107 
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—109) überschreitend, oder nachdem die Gefahr, womit ihn der 
Angreifer bedrohte, vorüber ist, diesen unnöthiger Weise tödtet, wird, 
nach Massgabe seiner Beweggründe und der übrigen Umstände, ent- 
tceder mit sechs Monaten bis zu einem Jahre Gefängniss, oder mit 
drei bis sieben Tagen Arrest, oder auch bloss mit einem scharfen 
vor Gericht zu ertheilcnden Verweise bestraft, ln jedem solchen Fall 
muss sich der Schuldige, welcher den christlichen Glauben bekennt, 
einer Kirchenbusse unterziehen. 

§.IÜS9. Wenn der Tod eines Menschen unvorsätzlich, durch eine 
an sich erlaubte Handlung veranlasst worden ist , von der keine üble 
Folgen verauszusehen waren, die aber doch gewisse Vorsichtsmass- 
regeln erforderte : so wird Derjenige, welcher diese Massregeln hätte 
treffen sollen und sie unterlassen hat, nach Umständen, und mit 
Berücksichtigung der Regel des §. 116, entweder mit drei bis sechs 
Monaten Gefängniss, oder mit drei Tagen bis zu drei Monaten Arrest, 
oder endlich mit einem scharfen, vor Gericht zu ertheilenden Ver- 
weise bestraft, und muss sich in jedem Fall, wenn er den christ- 
lichen Glauben bekennt, einer Kirchenbusse unterziehen. 

§. 1940. Wer eine bei der Entbindung einer Kreisenden zum 
Vorschein gekommene Missgeburt, welcher Gestalt sie auch sey, aus 
Aberglauben oder Unverstand, tödtet, unterliegt der correctionnellen 
Strafe erster Klasse, fünften Grades (.Wl), und muss sich, falls er 
den christlichen Glauben bekennt, einer Kirchenbusse unterziehen. 

§. 1941. Wer zufällig, ohne Absicht und Fahrlässigkeit, den Tod 
eines Menschen verursacht , unterliegt keiner Strafe, und hat sich 
auch der Kirchenbusse nur insofern zu unterziehen, als er es selbst 
wünscht oder seine geistliche Behörde darauf anträgt. 

$. 194S. Die Tödtung eines .Menschen wird noch in folgenden 
Fällen nicht als Verbrechen betrachtet : 

1. Wenn sie bei rechtmässiger Nothwehr zu dem Zweck geschah, 
das eigene oder fremdes Leben oder die Ehre einer weiblichen Person 
zu schützen (§. 107—109). 

2. Wenn ein Quarantäne - Beamter oder ein Quarantäne - Wächter 
einen Menschen tödtet, der sich seiner Aufsicht entziehen, den Sani- 
täls-Cordon überschreiten, aus der Contumaz-Anstalt oder aus einem 
unter Contumaz liegenden Schilf entfliehen will, und dessen Vorhaben 
auf keine andere Weise verhindert werden kann. 

3. Wenn eine nicht im öffentlichen Dienst stehende Person einen 
Menschen tödtet , der aus einer Contumaz - Anstalt oder aus einem 
unter Contumaz liegenden Schiff entfliehen oder den Sanitäts-Cordon 
überschreiten will, und dessen Vorhaben nicht anders zu verhindern ist. 

1. Wenn ein Zoll- oder Forstwächter, in Ausübung seiner Dienstpflicht, 
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uiid ohne die dea Gebrauch des Feuergewehrs beschränkenden Regeln 
zu überschreiten , einen Zoll - oder Forstfrevler tödlet. 

5. Wenn eine Schildwache oder überhaupt eine zum Wachehalten 
bestellte Person, einen Menschen tödtet, der sie selbst oder die ihrer 
Beaufsichtigung anvertrauten Gegenstände gewaltthätig angreifl ; so wie 
auch wenn sie einen Menschen umbringt, der aus einem Hafllokal zu 
entweichen sucht, und dessen Vorhaben sie nicht anders verhindern kann- 



ZWEITE ABTIIEILIING. 

VON DEM SELBSTMORDE. 



§. 1945 . Wer sich selbst vorsätzlich (nicht etwa im Wahnsinn 
oder bei vorübergehender Geistesstörung) tödtet, wird als eine Person 
betrachtet, die nicht befugt war Verfügungen für den Todesfall zu 
treffen. Demnach bleibt das Testament des Selbstmörders, als nichtig, 
ohne Vollziehung; ebenso jede andere von ihm für den Fall seines 
Ablebens gemachte Anordnung, sie betreffe seine Kinder, Pflegebe- 
fohlenen, Diener, sein Vermögen oder sonst irgend einen Gegenstand. 
— Dem Selbstmörder ist die christliche Bestattung versagt. 

%. 1944 . Wer bei gesundem Verstände einen Selbstmord versucht 
und daran nur durch äussere Umstände verhindert wird , muss sich, 
falls er den christlichen Glauben bekennt, einer Kircheiibusse unter- 
ziehen. 

§. 1945 . Die §§. 1943 und 1944 finden keine Anwendung gegen 
Den, der sich aus Vaterlandsliebe oder Pflichttreue einer Lebensgefahr 
aussetzt oder dem Tode opfert; ebensow'enig gegen die weibliche 
Person , die sich tödtet oder zu tödten versucht , um ihre Keuschheit 
und Ehre gegen einen nicht anders abzuwehrenden .Vngriff zu schützen. 

%. 1940 . Wer einen Andern zum Selbstmorde beredet, ihm dazu 
Mittel verschatn oder dazu sonst auf irgend eine Weise mitwirkt, wird 
als Begünstiger eines mit Vorbedacht verübten Mordes, nach §. 127 
bestraft. 

§. 1947 . Ellern, Vormünder und andere Vorgesetzte, welche durch 
grausamen Missbrauch ihrer Gewalt eine ihnen untergebene Person 
zum Selbstmorde verleiten , werden mit Entziehung der in §. 53 ge- 
nannten Rechte, auf ein bis zwei Jahre zum Besserungshaus verur- 
theilt , und müssen sich, falls sie den christlichen Glauben bekennen, 
einer Kirchenbusse unterziehen (§. Gl). 
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VON DEN KÖRPERVERLETZUNGEN. 

$. 1948. Wer mit vorbedachtem Entschluss einem Andern eine 
schwere Körperverletzung beibringt, oder dessen Gesundheit und kör- 
perliche Fähigkeiten bedeutend beschädigt, ihn des Gesichts, der Sprache, 
des Gehörs, einer Hand, eines Kusses oder der Zeugiingstheile beraubt, 
oder dessen Angesicht bleibend verunstaltet, wird nach Massgabe der 
dabei bewiesenen Ueberlegung, Hinterlist und Grausamkeit, nach Ver- 
hältniss der dazu angewandten Mittel, jenachdem die Verletzung lebens- 
gefährlich und schmerzhaft ist und die Nahrungs- und Erwerbsmittel 
des Verletzten beeinträchtigt, und je nach den übrigen Umständen, 
entweder zur peinlichen Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades (VIII) 
oder zur peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (.\) verur- 
theilt. — Wurde eine solche Verletzung des Körpers oder der Ge- 
sundheit unter Peinigungen und Martern verübt, so trilTt den Schul- 
digen die peinliche Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (Vll). 

S. 1949. Geringere, mit Vorbedacht verursachte Körperverletzungen 
ziehen dem Thäter, nach Massgabe der im §. lüiS genannten Um- 
stände, die corrcct. Strafe erster Klasse, zweiten, vierten oder fünf- 
ten Grades (XllI, .\V, XVI) zu. 

§.1930. Die im §. 1940 verordnelen Strafen werden um einen 
Grad geschärR , wenn die Körperverletzung unter Martern und Peini- 
gungen verübt wmrdc. 

§.1951. Wer ohne Vorbedacht, nach einem im Älfect gefassten 
und ausgeführten Entschluss , einem Andern eine Körperverletzung 
beibringt, oder dessen Angesicht bleibend verunstaltet, wird nach 
Beschalfenheit der Verletzung , nach Massgabe der Veranlassung 
seines Alfects und Je nach den übrigen Umständen, entweder zur 
correct. Strafe erster Klasse, fünften Grades (.X'T) oder mit Ent- 
ziehüng der in §.33 genannten Rechte, zu ein bis zweijähriger Ein- 
sperrung ins Besserungshaus, oder endlich zu sechs Munateu bis zu 
einem Jahr Gefängniss verurtheilt. 

§. 1952. Wer einem Andern mit Vorbedacht eine schwere Wunde 
beibringt, unterliegt, nach Beschaffenheit derselben und des dabet 
gebrauchten Werkzeuges, nach dem Werth des verletzten Gliedes 
und jenachdem der Verwendete dadurch auf längere oder kürzere 
Zeit in einen leidenden Zustand versetzt und an seinen gewöhnlichen 
Beschäftigungen verhindert ist, entweder der peinlichen Strafe dritter 
Klasse, zweiten Grades (.\), oder dem dritten oder fünften Grade 
der correct. Strafe erster Klasse (XIV, XVI). 
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$. iitSS. Wer eiacm Andern mit Vorbedacht eine oder mehre 
leichte Wunden beibringt, wird, unter Rerücksicbligung der in $.1052 
genannten Umstande , entweder mit der correct. Strafe erster Klasse, 
fünften Grades einem bis zwei Jahren GePangniss 

belegt. 

$. 19S4. Wer einen Andern im Affect, ohne Vorbedacht, jedoch 
mit dem Willen ihm ein Leid zuzufügen, verwundet oder sonst am 
Körper beschädigt, wird, wenn die Wunde oder Beschädigung be- 
deutend ist , zur correct. Strafe erster Klasse , fünften Grades (.WI), 
wenn sie aber unbedeutend ist, zu drei bis sechs Monaten Gefäng- 
niss verurtheilt. 

$. 1955. Wenn eine mit Vorbedacht verursachte Körper- oder 
Gesundheitsverletzung den Tod des Verletzten zur Folge hat, so trilTl 
den Thäter die peinliche Strafe zweiter Klasse, fünften Grades (VI). 
— War die Verletzung, in deren Folge der Verletzte gestorben ist, 
in der Hitze des Affects , ohne vorbedachten Entschluss , Jedoch mit 
der Absicht zu schaden , beigebracht , so erleidet der Schuldige die 
correct. Strafe erster Klasse, zweiten Grades (XIII). 

S- i9S(i. Wenn Jemand bei einer Schlägerei, ohne Vorbedachtem 
Körper verletzt oder verwundet wird, so trifiTt Denjenigen, der ihm 
die Verletzung oder Wunden zugefügt hat, ein- bis zweijährige Ge- 
fängnissstrafe. Sind aber die Urheber solcher Verletzungen nicht zu 
ermitteln , so werden die .Austifler der Scidägerei und Diejenigen, welche 
deren Fortsetzung oder Erneuerung durch Wort oder That veranlasst 
haben, nach Umständen, mt drei Monaten bis zu einem Jahr Ge- 
flngniss, und alle übrige Theilnehmer mit sieben Tagen bis zu drei 
Wochen Arrest, oder, falls sie von Leibesstrafen nicht frei sind, mit 
fünfzehn bis zwanzig Kuthenstreichen bestraft. 

%. 1957. Wer mit der vorbedachten Absicht, einem Andern an der 
Gesundheit zu schaden, Gift oder schädliche Stofle zu dessen Speise 
oder Trank mischt oder auf irgend eine andere Weise gegen ihn an- 
wendet , und ihm dadurch eine Körper- oder Geisteskrankheit ver- 
ursacht, wird, falls die Gesundheitsstörung unheilbar ist, je nach 
Beschaffenheit derselben, zu einer von den Strafen verurtheilt, welche 
der §. 1948 der mit Vorbedacht verübten schweren Körperverletzung 
androht. Ist die Gesundheitsstörung eine heilbare, so triflt den Schul- 
digen, nach Massgabe der verursachten Krankheit und jenachdem 
sie schwer oder leicht zu heilen ist, eine von den im $. 1949 für 
geringe Körperverletzungen angeordneten Strafen. In beiden Fällen 
aber wird ihm das höchste Mass der gewählten Strafe zuerkannt. — 
Sie wird um einen Grad erhöht, wenn das Verbrechen durch einen 
Arzt, einen Apotheker oder durch eine Hebamme verübt worden ist. 
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$. iB.tS. Den in §. 1957 angeordneten Strafen unterliegt, in 
derselben Abstufung , auch Derjenige , welcher ohne Gift noch stark- 
wirkende Stoffe anzuwenden, auf irgend eine andere Weise, und mit 
dem Vorsatz zu schaden , einem Andern eine Geistesstörung verursacht. 

§. 1969. Ist durch eins von den in §. 1957 und 1958 bezeich- 
neten Verbrechen der Tod eines Menschen veranlasst worden, so trifft 
den Schuldigen das höchste Massderim§. 1955 verordneten Strafe.*} 

S- i960. Wer an einem .Andern vorsätzlich schwere, lebensge- 
fährlichef Misshandlungen oder Peinigungen verübt, wird nach Mass- 
gabejder dabei bewiesenen Grausamkeit, der verursachten Verletzungen 
und der übrigen Umstände, zur correctionnetlen Strafe erster Klasse, 
ersten, zweiten oder dritten Grades (XU, Xlll, .\IV) verurtheilt. 

$.1961. Wer einem .Andern, durch vorsätzliche Misshandlungen 
oder Peinigungen , eine Geistesstörung oder eine von den in §. 1948, 
1949 und 1952 bezeichneten Körperverletzungen verursacht, unter- 
liegt , auch wenn er nicht die bestimmte Absicht halte diese Wirkungen 
hervorzubringen, der peinlichen Strafe zweiter Klasse, siebenten 
Grades (VUI). Stirbt der Misshandelte an den Folgen der erlittenen 
Misshandlungen , so trifft den Thäler die peinliche Strafe zweiter 
Klasse.', fünften Grades (VT). 

$.1962. Wer eine Schwangere, deren Zustand er kennt, vor- 
sätzlich am Körper verletzt oder misshandelt und dadurch, wenn 
gleich wider seine Absicht, eine nnzeitige Geburt und den Tod des 
Kindes verursacht, hat eine von den härtern Strafen zu gewärtigen, 
welche die §§. 1948—1955 und 1957 — 1961 auf vorsätzlich beige- 
brachte Körperverletzungen anordnen, und diese Strafe wird ihm 
jedesmal im höchsten Masse zuerkannt. 

$.1965. Dieinden§§. 1948—1962 angeordnelen Strafen werden 
um drei Grade erhöht, wenn der Thäler das Verbrechen an seinem 
Vater oder an seiner Mutter verübt hat. Sie werden um zwei Grad 
erhöht, wenn der Verletzte zu den im §. 1922 bezeichneten Per- 
sonen gehört. 

§. 1964. Wer die Grenzen der rechtmässigen Nolhwehr (§. 107 — 
109) überschreitend, nachdem die Gefahr, womit ihn sein Angreifer 
bedrohele, vorüber ist, diesem unnöthiger Weise eine Körperver- 
letzung beibringt, wird nach Massgabe der Beweggründe, die ihn 
dazu vermoebten, und je nach den übrigen Umständen, entweder mit 
drei bis sechs Monaten Gefängniss , oder mit sieben Tagen bis zu 
drei Wochen Arrest, oder mit einem mehr oder minder scharfen, 
vor Gericht zu ertheilenden Verweise bestraft. 

*) Irn §. lU.'io .'imt zwei verschiedene StraTen genannt, VI nnd XIII. Vermutb- 
lirh ifcl liier dii* erste gemeint. D. Vrhei». 
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S- l9ßo. Wer eine zum Zweck öffenllicher Sicherheit erlassene 
Verordnung uberlritt, und dadurch unvorsätzlich einem Andern eine 
Körperverletzung oder Gesundheitsstörung verursacht, erleidet, nach 
Umständen, entweder drei bis sechs Monate Gelangniss, oder sieben 
Tage bis zu drei Monaten Arrest, oder erhält einen scharfen, vor 
Gericht zu ertheilenden Verweis. — Ist die Uebertrelung an und für 
sich im Gesetz mit einer härtern Strafe bedroht, so verjährt das Ge- 
richt nach dem Grundsatz des $. 156. 

§. i966. Wenn Jemand einem Andern eine Körperverletzung oder 
Gesundheitsstörung durch eine Handlung verursacht , die zwar im Gesetz 
nicht verboten ist und von der auch keine üble Folgen vorauszn- 
sehen waren, die aber doch gewisse Yorsichtsmassregeln erforderte, 
so wird Derjenige, welcher diese Massregeln hätte treifen sollen und 
sie unterlassen hat, nach Umständen und mit Berücksichtigung der 
Regel des $. 116, entweder zu sieben Tagen bis zu drei Wochen 
Arrest, oder zu einer Geldbusse von fünf bis fünfzig Ruh. vemrtheilt. 

%.1967. Wer zulallig, ohne Absicht und Fahrlässigkeit, einen An- 
dern am Körper oder an der Gesundheit beschädigt, unterliegt keiner 
Strafe. •) 

§.1968. Wer unter den im $. 1942 genannten Umständen eine 
Körperverletzung verübt, bleibt ebenfalls straflos. 

§.1909. Neben den obigen auf Körper- und Gesundheitsverletzun- 
gen gesetzten Strafen kann der Schuldige, wenn die verletzte Person 
oder deren Ellern, Kinder, Ehegatte, Anverwandte, Vormund oder 
BevoUmächligter darauf aniragen, auch zur Erstattung der Heilnngs- 
kosten und zum Schadenersatz verurtheilt werden. 

Anm. Bei leichten oder aus Unvorsicht beigebrarhten Körper- oder (iesnndheits- 
Verletzungen wird ein Strafverfahren nur auf die Klage des Verletzten 
eingcleilet. 



VIERTE ABTHEILl;]\G. 

VON DEM ZWEIKAMPF. 



§.1970. Wer einen Andern zum Zweikampf fordert, wird, falls 
der Kampf nur wegen äusserer, von seinem Willen unabhängigen 
Ursachen unterbleibt, zu drei bis sieben Tagen Arrest (XXXV) ver- 
urtheilt. Ausgenommen hiervon sind die im §. 1972 genannten Fälle. — 
Wenn in Folge der Herausforderung ein Zweikampf stattfindet. Jedoch 
ohne Blutvergiessen endet, so erhält der Herausforderer drei Wochen 

*) S. S 7. 

21 * 
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bis zu drei Monaten Arrest (_\XXin.). — Wer einer solchen Gesetz- 
widrigkeit zum zweiten Mal überfuhrt wird, erleidet drei bis sechs- 
monatigen Festungsarrest. 

%.i97l. Die Strafen des §. 1970 werden um einen oder zwei 
Grade erhöht, wenn der Herausforderer zugleich Derjenige ist, welcher 
den Streit veranlasst hat. 

$. 197S. Geschah die Herausforderung in Folge einer schweren, 
dem Herausforderer oder dessen Vater, Mutter oder andern Ascen- 
denten, oder dessen Ehefrau, Braut, leiblichen Schwester, Tochter, 
Schwiegertochter, Schwägerin oder Mündel zugefügten Beleidigung; 
so unterliegt der Herausforderer, falls der Zweikampf nicht slattge- 
funden hat, nach Umständen, entweder gar keiner, oder nur ein- 
bis dreitägiger Arreststrafe. 

§. 1975. Wenn ein Zweikampf wirklich statigefunden hat, so wird 
Derjenige, welcher einen der Duellanten vorsätzlich dazu angelrieben 
oder ihn , in der Absicht den Zweikampf herbeizuführen , beredet oder 
angereitzt hat, einer dritten Person eine schwere Beleidigung znzu- 
Tügen, nach Umständen, entweder zu zwei bis sechs Jahren Festnngs- 
arrest , oder zu sechs Monaten bis zu zwei Jahren Gefangniss verurtheilt 

S. 1974. Wer wissentlich einem Andern eine Herausforderung fiber- 
bringt, und dabei nicht alle ihm zu Gebot stehende Mittel anwendet, 
um den Streit beizulegen oder den Zweikampf abzuwenden, erleidet 
dieselbe Strafe wie der Herausforderer (§. 1970). 

$. 1975. Wer sich, in Folge einer an ihn ergangenen Heraus- 
forderung, zum Zweikampf stellt, wird, falls der Kampf wegen 
äusserer, nicht in seinem Willen liegenden Ursachen unterbleibt, mit 
einem bis drei Tagen Arrest belegt. Hat er jedoch schon eine Waffe 
entblösst oder gegen seinen Gegner gebraucht, so wird er, falls das 
Gefecht ohne Blutvergiessen endet, mit drei bis sieben Tagen Arrest 
bestraft. 

§. 1976. Wenn der Urheber der Beleidigung, welche den Zwei- 
kampf veranlasst hat, seinen Gegner tödtet, so triRl ihn sechs - bis 
zehnjähriger Festungsarrest. Wenn er ihn verstümmelt oder schwer 
verwundet, so erleidet er drei - bis sechsjährigen Festungsarrest. 
— Wo der Urheber der Beleidigung nicht auszumitteln ist, treffen 
diese Strafen den Herausforderer, welcher seinen Gegner tödtet, 
verstümmelt oder schwer verwundet. — Wer aber ohne den Zweikampf 
veranlasst zu haben, vom Gegner herausgefordert, diesen tödtet, wird 
nach Umständen, mit drei- bis sechsjährigem Festungsarrest, und 
falls er ihn bloss verstümmelt oder schwer , jedoch nicht tödtlich ver- 
wiindet, mit ein- bis dreyährigem Festnngsarrest belegt. 

%. 1977. War vor dem Zweikampf abgemacht, dass er nur mit 
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dem Tude eines der Gegner enden sulle, und ist demzufulge Einer 
getüdtel oder tödllicli verwundet wurden : so trilTl den Tbäter, falls 
er die .Abmachung io Vorschlag gebracht hat , Verlust aller Standes- 
rechte und Verweisung nach Sibirien auf Ansiedelung. Hat er die 
Abmachung bloss angenommen, so erleidet er zehn- bis fünfzehnjährigen 
Festungsarrest. — Uie Zeugen des Zweikampfs (Sekundanten), welche eine 
solche Abmachung zulassen, erhalten drei- bis sechsjährigen Feslungsarrest. 

$. 1978. Haben bei einem Zweikampf nur leichte Verwundungen 
ohne Verstümmelung und ohne bedeutende Gesundheitsstörung stattge- 
funden : so werden beide Duellanten mit Gefängniss oder Festungs- 
arrest belegt, und zwar der Urheber der Beleidigung, die den Zwei- 
kampf veranlasst hat, oder, falls dieser nicht auszumitteln ist, der 
Herausforderer, auf ein bis zwei Jahre, dessen Gegner aber auf drei 
bis sechs Monate. 

$■ i979. Wenn die Gegner vor Beginn des Zweikampfes oder 
wenigstens bevor Blut geflossen, auf eignen Antrieb oder auf Zu- 
reden der Zeugen , sich aussöhnen und dem Kampf freiwillig entsagen, 
so bleiben sie von aller Strafe frei. 

%.i980. Die Kampfzeugen (Sekundanten), welche nicht alle ihnen 
zu Gebot stehende, gütliche Mittel auwenden um dem Zweikampf 
vorzubeugen oder ihn wenigstens abzukUrzen, werden zu drei- bis 
sechsmonatigem Gefängnis, falls aber einer der Kämpfer getödtet oder 
tödtiieh verwundet worden, zu sechs Monaten bis zu einem Jahr 
Festungsarrest verurtheilt. 

Die fDr den Fall einer Ver>vuodung zugesogenen Aerzte werden nicht 
als Kampfzeugen beliachtct. 

%.1981. Der Kampfzenge (Sekundant), welcher die Gegner zum 
Kampf anreizt, statt sich um eine gütliche Beilegung des Streits zu 
bemühen, wird mit vier bis sechs Jahren Festungsarrest bestraft. 

$. 1982. Wer einen Zweikampf ohne Kampfzeugen eingeht und 
seinen Gegner tödtet oder schwer verwundet, wird mit derselben 
Strafe belegt wie Derjenige, welcher die Abmachung, den Kampf bis 
auf den Tod eines der Kämpfer fortzusetsen , in Vorschlag bringt 
oder 'annimmt ($. 1977). — Hat aber bei dem Zweikampf ohne 
Zeugen weder eine Tödtung noch eine schwere Verwundung stattge- 
funden, so werden beide Duellanten zu zwei- bis dreijährigem Fes- 
tungsarrest verurtheilt. 

$. £985. Wer seinen Gegner im Zweikampf auf hinterlistige Weise 
tödtet, erleidet das höchste Mass der Strafe, welche der §. 1925 dem 
mit Vorbedacht verübten Mord androhL — Wer solches in einem 
Zweikampf ohne Zeugen thut, wird wie für einen unter den erschwe- 
renden Umständen des $.1924, mit Vorbedacht verübten Mord bestraft. 
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VVTer seinem Gegner im Zweikampf auf hinterlistige Weise eine 

schwere Wunde beibringt, wird zum höchsten Mass der Strafe ver- 
nrtheilt, welche der §. 1948 auf die mit Vorbedacht verübte, schwere 
Körperverletzung setzt. — Dieselben Strafen treffen den Kampfzeugen 
(Sekundanten), welcher auf hinterlistige Weise dazu behülflich ist, 
dass ein Kämpfer getödtet oder verwundet werde. 

$. 1984. Wer zufällig bei einem Zweikampf zugegen ist, und sich 
nicht um Beilegung desselben bemüht, wird, im Fall der Tötdung oder 
schweren Verwundung eines der Kämpfer, wie für versagte Nothhülfe, 
nach §. 1996 bestraft. 

§. 1985. Wer e'mem Andern deswegen Vorwürfe macht oder 
Beleidigungen zufügt, weil er sich auf eine erhaltene Herausforderung 
nicht gestellt oder den Kampf durch eine Aussöhnung beendigt hat, 
wird als Injuriant nach §. 2008 und 2013, falls aber sein Benehmen 
einen Zweikampf veranlasst, als Anhetzer nach §. 1973 bestraft. 



FLNFTE ABTHEILUNG. 

VON DER AUSSETZUNG HÜLFLOSER PERSONEN UND 
VON DER VERSAGTEN NOTHHÜLFE. 

$. 1986. Wenn ein noch nicht dreijähriges Kind durch seine Eltern 
oder durch Personen, denen ihr Beruf oder die Natur es zur Pflicht 
machte , für dasselbe zu sorgen, ausgesetzt oder absichtlich verlassen 
wird. Jedoch an einem Ort und unter Umständen, wo alle Wahrschein- 
lichkeit vorhanden ist, dass andere Personen es finden und in Obhut 
nehmen werden ; so erleiden die Schuldigen, nach Massgabe der Be- 
weggründe, aus denen sie dieses gethan haben, und der dadurch ver- 
letzten Pflichten , so wie auch Jenachdem sie dabei für die Erhaltung 
des Lebens des Kindes gesorgt haben, die Strafe der Einsperrung in’s 
Besseruugshaus auf ein bis drei Jahre, nebst Entziehung der in §. 53 
genannten Rechte. 

S. 1987. Wenn ein zwischen drei und sieben Jahr altes Kind auf 
die ebenbezeichnete Weise ausgesetzt oder verlassen wird: so triffl 
den Schuldigen, nach Massgabe der dadurch verletzten Pflichten, ent- 
weder Einsperrung ins Besserungshaus auf sechs Monate bis zu einem 
Jahr, oder drei- bis sechsmonatige Gefangnissstrafe. 

$. 1988. Wer ein noch nicht dreijähriges Kind an einem Ort und 
unter Umständen aussetzt oder absichtlich verlässt, wo es nicht wahr- 
scheinlich ist, dass andere Personen es finden werden, unterliegt, nach 
Massgabe der dadurch verletzten Pflichten, der Beweggründe, die ihn 
dazu veranlassten, und der Gefahr, der das Kind preisgegeben wurde. 
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entweder der peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X), 
oder der correctionnellen Strafe erster Klasse, ersten Grades (XII). 

§. tB89. Wer auf die ebenbezeichiiete Weise ein zwischen drei 
und sieben Jahr altes Kind aussetzt oder verlässt, wird, nach Um- 
ständen , entweder zum zweiten oder zum dritten Grad der correct. 
Strafen erster Klasse (XIII , XIV) verurtheilt. 

§. 1990. Die in den §§. 1Ü86— 1989 genannten Strafen treffen, 
in derselben Abstufung, auch Denjenigen, welcher ein fremdes Kind, 
wenn gleich mit Kinwilligung der Eltern desselben, aussetzt. 

§.1991. Den Strafen der §§. 1987 — 1989 unterliegt, nach derselben 
Abstufung, auch Derjenige, welcher eine hülflose Person, für die er 
durch seinen Beruf, durch die Natur oder durch sein gegebenes Wort 
verpflichtet war, zu sorgen, vorsätzlich und dergestalt verlässt, dass 
dadurch deren Leben gefährdet ist. Unter hülflosen Personen sind 
hier zu verstehen ; Kinder, die wenn auch über sieben Jahre alt doch 
noch nicht im Stande sind sich selbst zu ernähren, und solche Perso- 
nen, die durch Krankheiten oder durch andere Ursachen ihrer physi- 
schen oder geistigen Kräfte beraubt sind. 

S 1992. Wenn Jemand eine erwachsene, gesunde Person, der er 
als Führer (Wegweiser oder Wagenlenker) dient, absichtlich an einem 
Ort oder in einem Zustande verlässt, wo deren Leben in Folge seines 
Davongehens in Gefahr gerathen muss : so wird er, nach Umständen, 
entweder zum zweiten oder zum vierten Grad der correct. Strafe 
erster Klasse (.XIII, XV) verurtheilt. — Der Führer, der in Folge einer 
gegen ihn verübten widerrechtlichen Handlung des Geleiteten, oder 
wegen eines durch diesen veranlassten Streites davongeht, wird, nach 
Umständen, entweder mit sechs Monaten bis zu einem Jahr Besserungs- 
haus, oder mit drei bis sechs Monaten Geflngniss bestraft. 

§.1995. Wer muthwillig seinen Reisegefährten an einem Ort oder 
unter Umständen verlässt, wo dessen Leben dadurch gefährdet wird, 
kommt entweder, mit Verlost der im §. 53 genannten Rechte, auf 
zwei bis drei Jahre in’s Besserungshaus, oder erleidet diese Einsperrung 
für sechs Monate bis zu einem Jahr, ohne Schmälerung seiner Rechte. 
— Ist er in Folge einer gegen ihn verübten widerrechtlichen Handlung 
des Reisegefährten oder wegen eines durch diesen veranlassten Streites 
davongegangen : so beschränkt sich seine Strafe , nach Umständen, 
auf drei bis sechs Monate Gefängniss, oder auf drei Wochen bis zu 
drei Monaten Arrest. 

§.1994. Wer einen Andern, in der Absicht dessen Tod zu bewirken, 
an einer Stelle oder in einem Zustande verlässt, wo dessen Leben io 
Gefahr ist, w ird*) naeh §. 1925 bestraR. 

Knill clor .\iiilere in Folge de»oii wirklich umka:nml. ß). 
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%.1998. Wer eiaen Andern vorsätzlich, Jedoch ohne die bestimmte 
Absicht dessen Tod zu bewirken, an einen Ort führt oder in eine 
Lage versetzt, wo derselbe nach aller Wahrscheinlichkeit ums Leben 
kommen muss, wird wie für eine ohne bestimmten Vorsatz verübte 
Tödtnng, nach $. 1929 bestraft. 

§.1996. Wer einen Menschen in Lebensgefahr sieht und die Mittel 
besitzt ihm, ohne grosse eigene Gefahr, Hülfe zu leisten oder andere 
Personen zu dessen Rettung herbeizurufen, dennoch aber Nichts zu 
diesem Zwecke thut, und den Menschen umkommen lässt,, muss sich^ 
falls er den christlichen Glauben bekennt, einer Kirchenbusse unter- 
ziehen (61). 

$. 1997. Aerzte, Geburtshelfer, Wundärzte und Hebammen, welche 
die Praxis noch nicht aufgegeben haben, und ohne gesetzlichen Grund 
einer kranken oder kreisenden Person , zu der sie gerufen werden, 
ihren Beistand verweigern, werden nach §. 1084 bestraft, und über- 
dem, falls ihnen bekannt war, dass der Kranke, die Kreisende oder 
das neugeborene Kind in Gefahr schweben , auf sieben Tage bis zu 
drei Monaten mit Arrest belegt. 



SECHSTE ABTHEILCNG. 

VON DEN EHRENKRÄNKUNGEN. 



Erste Unterabtlielliins. 

VERLETZCNG WCIBLICBER C B n E. 

$. 1998. Wer ein Mädchen, welches das vierzehnte Lebensjahr noch 
nicht zurückgelegt hat , gewaltsam der Jungfräulichen Ehre beraubt, 
unterliegt der peinlichen Strafe zweiter Klasse, vierten Grades (V). 

%. 1999. Wer einem noch nicht vierzehnjährigen Mädchen, ohne 
Gewalt, jedoch durch Berückung ihrer Unerfahrenheit, die Jungfräuliche 
Ehre raubt, wird zum fünften, sechsten oder siebenten Grad der pein- 
Lchen Strafen zweiter Klasse (VI, VR, VlIT) verurtheilt. Bei Bestim- 
mung des Grades und Masses dieser Strafen werden die Umstände, 
unter denen das Verbrechen geschah, das Alter und die geistige Bildung 
des Verbrechers und die Folgen, welche die That für die gemissbrauchte 
Person haben kann, berücksichtigt. — Hat aber der Verbrecher, bei dieser 
That, nicht bloss sich die Unerfahrenheit des Mädchens zu Nutz ge- 
macht, sondern auch die ihm durch seinen Beruf zustehende oder 
durch die Ellern, Vormünder oder Anverwandten der weiblichen Person 
übertragene Autorität gemissbraucht : so trifft ihn die peinliche Strafe 
zweiter Klasse, vierten Grades (V). 
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S-ÜOOO. Die unfreiwillige Schwächung*) einer mehr als vierzehn- 
jährigen Frauensperson wird an dem Thäter mit dem sechsten oder 
siebenten Grade der peinlichen Strafen zweiter Klasse (VII, VIII) be- 
straft. — Bei Bestimmung des Grades und Masses dieser Strafen 
werden ebenfalls die Umstände, unter denen das Verbrechen geschah, 
das Alter und die geistige Bildung des Verbrechers und die Folgen, 
welche das Verbrechen für die gemissbrauchte Person haben kann» 
in Betracht gezogen. 

$.2001. Die im §. 2000 angeordneten Strafen werden in folgenden 
Fällen um einen Grad erhöht : 1) wenn die unfreiwillige Schwächung 
an einer verheiratheten Frauensperson verübt worden ist ; 2) wenn 
Jemand ein solches Verbrechen an einer Frauensperson begeht, welche 
er zu diesem Zweck wider ihren Willen oder durch Betrug entführt 
hat; 3) wenn die unfreiwillige Schwächung unter körperlichen Misshand- 
lungen und Peinigungeu stattgefunden hat ; 4) wenn sie an einer 
Frauensperson verübt wurde, die vorher, auf Veranstaltung des Thäters, 
in einen Zustand vorübergehender Bewusstlosigkeit oder Betäubung 
versetzt worden war; 5) wenn das Verbrechen durch den Vormund, 
Curator oder Lehrer der Geschwächten, durch den Aufseher des Ge- 
fängnisses oder der Anstalt, wo sie sich befand, durch den Arzt, der 
sie behandelte, oder sonst durch Jemand begangen worden ist, dem 
sein Beruf oder andere Umstände über sie eine gewisse Autorität 
verliehen hatten; 6) wenn der Thäter als leibeigener oder gedun- 
gener Diener ihm Hause der Geschwächten oder ihres Ehemannes, 
ihrer Ellern, Vormünder oder Erzieher angeslellt war; 7) wenn dabei 
das Leben der Geschwächten bedroht oder gefährdet wurde. 

§.2002. Wenn eine Frauensperson in Folge der erlittenen unfreiwil- 
ligen Schwächung stirbt, so triOI den Schuldigen die peinliche Strafe 
zweiter Klasse , vierten Grades (V). 

§. 2005. Wird eins von den in §. 2000, 2001 und 2002 bezeich- 
neten Verbrechen an einer Jungfrau verübt, so triill den Thäter das 
höchste Mass der daselbst angeordneten Strafen. 

Anm. Wenn die unverlieirathete Frauensperson^ welche unfreiwillig geschwächt 
worden ist, keine Untcrhaltsmittd besitzt: so muss, falls sie selbst oder 
ihre FItern oder Vormünder darauf antragen, aus dem Vermögen des Thäters 
snviül, »N zu ihrem standesinässigen Unlcrhall bis zu ihrer Verheirathung 
nöthig ist, hcigesleuert werden. 

$.2004. Wer eine Frauensperson in der Absicht entführt, den 
Beischlaf mit ihr gegen ihren Willen zu vollziehen, und hieran nur 

*) Dass diis Wort, welches hier im Tevt >lelit, sirh niciit bloss auf die Moth- 
zui'ht bezieht, Loudern diu umfassendero Uedeuluiig der uufreiwilligeii Schwächung 
bat. zeigt § 200t, N'* 4 D. Hebers. 
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durch äussere, nicht von ihm abhängende Umstände gehindert wird, 
erleidet die nach §. 120 zu bestimmende Strafe der versuchten, un- 
freiwilligen Schwächung. — Entsagt aber der Entführer diesem Vorhaben 
freiwillig oder auf Zureden der Entführten, so beschränkt sich seine 
Strafe , nach Umständen , auf drei bis sechs Monate Gefängniss , oder 
auf drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest. 

§. 800S. Wer eine Frauensperson wider deren Willen entführt, 
jedoch nicht um an ihr Gewalt zu üben, sondern um sie zum Beischlaf 
zu bereden, oder auch nur um deren guten Ruf zu beeinträchtigen, 
kommt, wenn die Entführte ledig oder Wittwe ist , auf sechs Monate 
bis zu einem Jahr in's Besserungshaus. Ist aber die Entführte mit 
einem Andern verehelicht oder versprochen, so wird der Entführer, 
mit Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, auf zwei bis drei 
Jahre zum Besserungshaus verurtheilt. 

§. 8006. Wer eine ledige Frauensperson durch ein feierlich ge- 
gebenes Eheversprechen zum Beischlaf verleitet, und sein Versprechen 
nicht erfüllt, wird der in $. 53 genannten Rechte verlustig erklärt und 
auf zwei bis drei Jahre in's Besserungshaus eingesperrt. 

J. 8007. Wenn ein über vierzehn Jahr altes, jedoch noch minder- 
jähriges Mädchen durch ihren Vormund, Lehrer, Aufseher oder durch 
Jemand, dem Beruf oder besondere Umstände eine gewisse Autorität 
über sie verliehen hatten, zum Beischlaf überredet wird : so trifft den 
Schuldigen die correct. Strafe erster Klasse, vierten Grades (XV). — 
Diese Strafe wird um zwei Grade erhöht, wenn sich der Verführer 
als leibeigener oder gedungener Diener bei der verführten , minder- 
jährigen Frauensperson oder bei deren Eltern, Vormündern oder Ver- 
wandten befand. 

Anm. L'cbcr unireiwilliae Schwächung, Defloration, Entführung und Verführung 
von Frauenspersonen wird, falls das Verbrechen nicht etwa den Tod der 
Geschwächten veranlasst hat, ein gerichtliches Verfahren nur dann einge- 
leitet, w enn diese oder die Entführte selbst oder deren Eltern, Vormünder, 
Anverwandle oder andere zu ihrer Obhut verpflichtete Personen darüber 
klagend einkominen. Ist die geschwächte Person verheirathet, so findet das 
gerichtliche Verfahren nur statt, wenn entweder sie selbs oder ihr Ehe- 
mann klagt. 

Zweite tJnterabtlieiluiiga 

VON DE.N INJCnlEN. 

$.8008. Wer gegen einen Andern die Hand erhebt, ihn mit der 
Hand oder mit irgend einem andern Werkzeuge bedroht, ihm absichtlich 
einen Schlag versetzt oder irgend eine andere thätliche Beleidigung 
zufügt, wird auf die Klage des Beleidigten , mit sieben Tagen bis zu 
drei Monaten .krrest (XXXIII, XX.XIV) bestraft, muss überdem dem 
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Beleidigten nach Anleitung des $. 61 Abbitte thnn, und, falls dieser 
darauf anträgt, ihm auch die im bürgerlichen Gesetzbuch (Swod, 10. 
Bnd. §. 546 — 555) und in dem Reglement der Krondörfer (Swod, 
12. Bnd. §. 468—471) bestimmte Ehrenentschädigung zahlen*). — 
Die Arreststrafe darf um einen Grad geschärft werden, wenn die 
Beleidigung mit einem Missbrauch der Gewalt oder des .Ansehens ver- 
bunden war, deren der Beleidiger vermöge seines Berufs oder seines 
Standes geniesst. — Weigert sich der Beleidiger Abbitte zu thun, so 
erhält er einen scharfen Verweis vor Gericht, und bleibt solange im 
Gefäiigniss oder .\rrest bis er die Abbitte geleistet hat. 

$. 2009. Wer mit Vorbedacht einem Andern eine thätliche Belei- 
digung zufUgt, wird, ausser der Abbitte und Ehrenentschädigung, mit 
Gefängnissstrafe auf drei Monate bis zu einem Jahr belegt. — Hat er 
dabei gegen den Andern schwere , körperliche , jedoch nicht lebens- 
gefährliche Misshandlungen verübt : so wird er entweder mit Entziehung 
der in §.53 genannten Rechte, auf ein bis zwei Jahre zum Besserungs- 
haus verurtheilt, oder mit drei Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss 
bestraR. 

$. 2010. Die in $. 2008 und 2009 verordneten Strafen werden 
um einen Grad geschärß, wenn die thätliche Beleidigung in einer 
Kirche, in einem kaiserlichen Palast, an öffentlicher Stätte, in einer 
zahlreichen Versammlung, oder an einer Person verübt wurde, die 
vermöge ihres Standes, Berufs und Alters, oder wegen ihres Verhält- 
nisses zum Beleidiger, von diesem besondere Achtung fordern durRe, 
sowie auch wenn Jemand eine solche Beleidigung einer Frauensperson 
mit Verletzung ihrer SchamhaRigkeit zufügt. 

§.2011. Wer seinem Vater, seiner Mutter oder einem andern 
seiner Ascendenten eine thätliche Beleidigung zufügt, wird, auf die 
Klage des Beleidigten, zur correct. Strafe erster Klasse, fünRen Grades 
(XVI) verurtheilt. 

§.2012. Wer bei einem Streit, in einem Speise- oder Trinkhanse 
oder auf dem Markte , einem Andern Schläge versetzt oder ihn sonst 
thätlich beleidigt, wird entweder um einen bis zehn Rub. oder mit einem 
bis drei Tagen Arrest bestraR. 

§.2015. Wer sich in mündlicher oder schriRlicher , unterschrie- 
bener oder nichtunterschriebener Mittheilung gegen einen Andern 
Schimpfworte oder ehrenrührige Ausdrücke erlaubt, dessen Ehefrau 
oder sonstige , wenn gleich schon verstorbene Mitglieder von dessen 
Familie schmäht, ihn einer gesetzwidrigen oder ehrlosen Handlung 
bezichtigt , oder ihm vorwirR eine Beleidigung erlitten zu haben , 

*) Aua dem Tülfrenden §. erhellt, daAs io dieaem nur von den im Affect ver- 
übten Real-Injurien die Rede ivt. D. Uehert. 
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muss dem Beleidigten, auf dessen Klage, nach $. 61 Abbitte thun 
und falls derselbe es verlangt, auch die Ehrenentschädigung (S-2008} 
zahlen. 

J. 2014. War die Verbal- Injurie mit Vorbedacht verübt, oder wurde 
sie in einer Kirche, einem kaiserlichen Palast, an öffentlicher Stätte 
oder in einer zahlreichen Versammlung, oder gegen eine Person be- 
gangen, die vermöge ihres Standes, Berufs oder ihres Verhältnisses 
zum Beleidiger, von ihm besondere Achtung fordern durfte: so triOt 
den Schuldigen, ausser den in §. 2013 genannten Verpflichtungen, 
die Strafe des Besserungshauses auf drei bis sechs Monate. 

J. 201S. Wer sich eine Verbal-Injurie gegen seinen Vater, seine 
Mutter, Grossvater oder Grossmutter erlaubt, wird, auf die Klage 
des Beleidigten, mit sechs Monaten bis zu einem Jahr Besserungs- 
hausstrafe belegt. 

$. 2016. Verbal-Injurien, die sich streitende Personen in einem 
Speise- oder Trinkhause oder auf dem Markte gegen einander er- 
lauben, werden mit Geldbussen von fünfzig Kopeken bis zu einem 
Kub. geahndet. 

Anm, Ueber Irjiirien fiodeu nur ÜRiin gcriclitlkbe Verbaadlungen statt, wena 
der Ucleidigle odtT dessen Elicgntic, Eltern oder Vormund KUge eihehen. 
Wer die ciliUenc Injurie mit einer nicht minder schweren erwiedc*rt, ver- 
liert sein Klagerecbt 

Dritte tJnterabthelliing. 

V E RLEC MD I NG, V E R B R E I T C N G E II RE N R 0 II RI G E H SCHRIF- 
TEN, ABBIEUCNGEN UND GErCgUTE. 

$.2017. Wer einer öffentlichen Behörde oder e'mer obrigkeitlichen 
Person eine Schrift einreicht und darin einen Andern verleumdet, in- 
dem er ihn oder dessen Ehefrau oder sonst ein Mitglied von dessen 
Familie fälschlich einer strafbaren Handlung beschuldigt, wird, nach 
Massgabe der vorgebrachten Beschuldigung und der übrigen Umstände, 
zu drei Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss verurtheilt , muss dem 
Beleidigten nach §.61 Abbitte thun und ihm, falls dieser es ver- 
langt, auch die Ehrenentschädigung (^§. 2008) zahlen. — Dieselbe 
Strafe trifft Denjenigen, welcher eine verleumderische Schrift verfasst 
und durch den Druck oder auf andere Weise verbreitet. — Das über 
den Verleumder gefällte Urtheil darf auf dessen Kosten, wenn der 
Beleidigte es verlangt, durch die Zeitung der Hauptstädte und des 
betreffenden Gouvernements bekannt gemacht werden. 

§.2018. Wer absichtlich, wenn auch nur mündlich, eine Verleum- 
dung verbreitet, wird, nach Umständen, entweder mit drei Wochen 
bis zu drei Monaten Arrest, oder mit drei bis sechs Monaten Ge- 
fängniss bestraft, muss dem Beleidigten nach §. 6t Abbitte thun uud 
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ihm, falls dieser es verlangt, auch die Ehrenenlschädigung ($. 200S) 
zahlen. 

%.20l9. Die im §. 2018 verordneten Strafen treffen auch Den- 
jenigen, welcher, in der Absicht eines Andern Ehre zu verletzen 
oder ihm zu schaden , eine Nachricht verbreitet , die er vermöge 
seines Berufs oder unter dem Siegel des Geheimnisses erfahren hat. 
Die Strafe wird um einen Grad erhöht, wenn der Schuldige durch 
Eröffnung eines fremden Briefes, Packets, Behälters oder auf anderm 
rechtswidrigen Wege zur Kennlniss des Geheimnisses gelangt ist. 

§. 2020. Wer eine Schrift oder Abbildung , wodurch eine Privat- 
person an ihrer Ehre verletzt wird, verfertigt oder auf irgend eine 
Weise verbreitet, kommt, nach Beschaffenheit der darin enthaltenen 
Ehrenkränkung und der übrigen Umstände, entweder auf drei Wochen 
bis zu drei Monaten unter Arrest, oder auf drei bis sechs Monate 
in’s GePängniss, muss dem Beleidigten nach §. 61 Abbitte thun und, 
falls dieser es verlangt, auch die Ehrenentschädigung ($. 2008) 
zahlen , und ist überdem verpflichtet , die beleidigende Schrift oder 
Abbildung unter Aufsicht der Polizei, soviel wie möglich einzuziehen 
und zu vernichten. 

§. 2021. Wer eine durch ihn selbst verfertigte Schrift einer andern 
Person unterschiebt, und solches zwar nicht in der eigennützigen, in 
§. 2204 bezeichneten Absicht, aber doch mit dem Willen thut, die 
Ehre dieser Person zu verletzen oder ihr überhaupt zu schaden, 
wird, nach Beschaffenheit und Inhalt der Schrift und nach Massgabe 
der übrigen Umstände, entweder auf zwei bis drei Jahre und mit 
Entziehung der in §. 53 genannten Rechte — , oder auf sechs Monate 
bis zu einem Jahr ohne Schmälemng seiner Rechte in’s Besserungs- 
hans eingesperrt. 

$. 2022. Wer eine durch ihn selbst verfertigte Schrift einer an- 
dern Person unterschiebt, wird, auch wenn keine eigennützige Ab- 
sicht noch der Vorsatz zu schaden oder zu beleidigen erwiesen sind, 
nach Umständen , entweder mit Entziehung der in $. 53 genannten 
Rechte, zu einem bis zwei Jahren Besserungshaus, oder zu drei 
Monaten bis zn einem Jahr Gefängniss verurtheilt. 

%.202S Wer ohne böse Absicht, bloss im Scherz, eine Schritt so 
verfertigt oder unterschreibt, als rühre sie von einem Andern her, 
erhält, falls dieser deswegen klagt, einen scharfen Verweis vor Gericht. 

$. 2024. Die in den §§. 2017--2021 verordneten Strafen werden 
um einen Grad erhöht, wenn Jemand seinen Vormund, Lehrer, Vor- 
gesetzten oder die Personen, bei denen er im Dienst steht, ver- 
leumdet, oder eine deren Ehre verletzende Schrift oder Abbildung 
verfertigt und verbreitet. — Sie werden um drei Grade erhöht , wenn 
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Jemand ein solches Vergehen wider seine Eltern oder wider andere 
Ascendenten verübt. 

Anm. Werfen Verleumdung und Verhrciliing ehrenröbriger SrhriHen, Alibildun- 
gen oder (lerüchle >vird ein gcridiUiches Verrühren nur dann eiiigeleitct, 
wenn der Beleidigte oder detiscu Ehegatte, Eltern oder Vormünder Klage 
erheben. 



SIEBENTE ABTHEILLNG. 

VON DER RECHTSWIDRIGEN FREIHEITSBERAUBUNG. 



S.2025. Wer einen Andern eigenmächtig und gewaltsam, unter 
welchem Vorwand und in welcher Absicht es auch sey, der Freiheit 
beraubt und länger als drei Monate gelangen hält, wird von der 
correct. Strafe erster Klasse , vierten oder fünften Grades (XV, XVT) 
getrolTen. Ausgenommen sind hier nur die Fälle, wo das Gesetz eine 
verdächtige oder schon verurtheilte Person festzunehmen und gefan- 
gen zu halten erlaubt oder befiehlt. — Dauerte die widerrechtliche 
Freiheitsberaubung mehr als eine Woche, jedoch nicht über drei 
Monate; so wird der Schuldige, nach Massgabe ihrer Dauer, mit 
Entziehung der in §. 53 genannten Hechte, auf ein bis zwei Jahre 
zum Besserungshaus verurtheilt. — Dauerte sie nicht über eine Woche, 
so kommt der Schuldige auf drei bis sechs Monate in’s Gefängniss. 

§.2026. Die Strafen des §. 2025 werden um einen Grad erhöht, 
wenn der widerrechtlich Verhaftete dabei eine seine Ehre kränkende 
Behandlung erfahren hat. 

§. 2027. War die widerrechtliche Freiheitsberaubung mit körperlichen 
Misshandlungen oder Peinigungen verbunden, oder hat sie dem Ge- 
fangenen eine schwere Krankheit zugezugen ; so wird die Strafe des 
Schuldigen nach $. I960 bestimmt und ihm jedesmal im höchsten Mass 
zuerkannt. 

§. 2028. Hat die widerrechtliche Freiheitsberaubung den Tod des 
Gefangenen veranlasst, so trifft den Schuldigen die peinl. Strafe zweiter 
Klasse, fünften Grades (VI). 

§. 2029. Die in den §§. 2025—2028 verordneten Strafen werden 
um zwei Grade gegen Den erhöht, der dieses Verbrechen an einer 
mit ihm blutsverwandten oder nahe verschwägerten Person oder an 
seinem Vorgesetzten, Dienstherrn oder Wohlthäter verübt. — Sie 
werden um drei Grade erhöht, wenn die in widerrechtlicher Haft ge- 
haltene Person Ehegatte, Vater, Mutter, Schwiegervater oder Schwie- 
germutter des Thälcrs ist. 

§.2030. Wer ohne Gewalt, aber vorsätzlich und unrechtlich einen 
Andern, wider dessen Willen, an einem Ort aufhält, indem er ihm 
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heimlich oder öffenllich die Pferde wegführl, sein Fuhrwerk beschä- 
digt oder ihn auf irgend eine andere Weise hindert sich zu entfernen, 
wird, nach Umständen, entweder mit Arrest auf sieben Tage bis zu 
drei Monaten, oder mit einer Geldbusse von fünf bis hundert Rub. belegt. 

Amn, \^egeii üe$ im §. 2080 hezeichneten Vergehens findet ein gerichtliches 
Verfahren nur auf die Klage dessen statt, der widerrechtlich aufgehalten 
worden ist. Fulls dieser dadurch Schaden erlitten hat, ist der Schuldige 
7.um Ersatz verpflichtet. 



ACHTE ABTHEILLIVG. 

VON DEM VERBRECHEN DER GEWALTTHÄTIGKE IT. 



%.Q05t. Wer einen Andern ohne rechtlichen Grund, jedoch auch 
ohne Absicht ihn zu tödten oder zu berauben, gewaltsam angreifl, 
ihm aber dabei weder eine Körperverletzung , noch eine bleibende 
Verunstaltung des Angesichts, noch eine Injurie zufiigt, wird auf die 
Klage des Angegriffenen, mit drei Tagen bis zu drei Monaten Arrest 
bestraft.— Geschah der Angriff an öffentlicher Stätte oder durch mehre 
Personen, die sich dazu verabredet hatten, so triflt die Schuldigen 
drei- bis sechsmonatiges Gefängniss. — Wurde er in der Trunkenheit 
oder in einem Streit verübt, oder durch den .Vngegrilfenen selbst ver- 
anlasst, so kommt der Angreifer auf einen bis drei Tage unter Arrest. 

$. S032. Wer in der Ab.sicht einen Andern zu beleidigen oder zu 
erschrecken, gewaltsam in dessen Wohnung eindringt, wird, wenn der 
Andere, oder dessen Hauswirth oder Hausverwalter Klage erhebt, mit 
Arrest auf drei Wochen bis zu drei Monaten belegt. — Wurde dieses 
Vergehen in der Trunkenheit und ohne Absicht Jemand zu beleidigen 
oder zu erschrecken verübt, so kommt der Schuldige auf sieben Tage 
bis zu drei Wochen unter Arrest. 

§.2055. Wer gewaltsam in die Wohnung eines Andern eindringt 
und diesem eine Injurie zufügt, wird zum Besserungshaus verurtheilt 
und zwar, nach Umständen, entweder auf ein bis zwei Jahre, mit 
Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, oder auf sechs Monate 
bis zu einem Jahr, ohne Schmälerung seiner Rechte. Ueberdem muss 
er dem Beleidigten, nach §. 61 Abbitte thun und, falls dieser es ver- 
langt, auch die Ehrenentschädigung (§. 2008) zahlen und allen an- 
gerichteten Schaden ersetzen. 

§. 2054. Wer einen Andern in dessen Wohnung oder ausserhalb 
derselben gewaltthätig angreifl , und dabei gegen ihn noch sonst ein 
Verbrechen verübt oder versucht, wird nach der Regel des §. 156 
bestraft. 
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NELNTE ABTHEILUNG. 

VON DEN RECHTSWIDRIGEN DR0HUN;GEN. 

%.20S5. Wer einen Andern bedroht, als wolle er ihm oder einem 
nahen Anverwandten desselben das Leben rauben oder durch Brand- 
stiRung Schaden zufügen, dazu jedoch keine Vorbereitungen macht, 
noch die Absicht hat es wirklich zu thun, wird folgendermassen be- 
straR. War die Drohung in einem Schreiben mit oder ohne UnterschriR 
des Drohenden enthalten : so konunt dieser auf drei bis sechs Monate 
ins Gefänguiss. Geschah die Drohung mündlich, unmittelbar oder durch 
eine Mittelsperson, welche sie ebenlalls mündlich überbrachte : so wird 
der Schuldige auf drei Wochen bis zu drei Monaten unter Arrest ge- 
setzt. War aber mit einer solchen Drohung die Forderung verbunden) 
dass Jemand Geld oder irgend einen andern Gegenstand herausgeben 
oder an einen bestimmten Ort hinlegen, eine Verpflichtung übernehmen 
oder einem Recht entsagen solle : so trifft den Schuldigen die pein- 
liche Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades 

%.S036. Wer einen .Vndern mit widerrechtlichen, körperlichen V er- 
letzungen, Misshandlungen oder sonstigen Gewaltthätigkeiten bedroht, 
ohne dabei eine von den in §. 2008— 2Ü24 bezeichneten Injurien zu 
verüben, kommt auf sieben Tage bis zu drei Wochen unter Arrest. 
Wer einem Andern mit Beschädigung dessen Eigenthums droht, wird 
zu drei bis sieben Tagen Arrest oder zu einer Geldbusse von zehn 
bis hundert Rub. verurtheilt. — War aber mit solchen Drohungen die 
im §. 2035 angedeutete Forderung verbunden : so trifll den Schuldigen 
die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X). 

§. 2037. Wer einen Andern mit einer schweren Injurie bedroht) 
wird auf drei bis sieben Tage , und , falls er diese Drohung wieder- 
holt, auf sieben Tage bis zu drei Wochen zum Arrest verurtheilt. 

§. 2038. Die in §. 2035—2037 verordneten Strafen werden um 
einen Grad erhöht, wenn sich Jemand Drohungen erlaubt rvider seinen 
Vorgesetzten, seinen üienstherrn oder wider eine Person, von der er 
Wohlthaten empfangen hat. —Sie werden gegen Den, weicher seinen 
Vater, seine Mutter oder andere Ascendenten bedroht, um drei Grade 
erhöht. 

^.2039. Wer gegen einen Andern Drohungen anwendet um ihn 
zu einer gesetzwidrigen Handlung zu nöthigen, wird wie für einen 
Versuch zu dieser gesetzwidrigen Handlung bestraft, falls nämlich ein 
solcher Versuch härter verpönt ist, als die angewandte Drohung. 

Anm. Drohungen werden nur dann (iegenftnnd eines gericlilltchcn Verfnhrcns, 
wenn der Kedrohtc scihsl oder dessen EliegHlle, Kllern oder Yonnfiiider 
kUgen. 
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ELFTER ABSCHNITT. 

VERGEHEN WIDER DIE GESETZE DES FAMILIE.\RECHTS. 

ERSTE ABTHEILENG. 

VERGEHEN WIDER DIE EHEGESETZE. 



Krste IJnterabtlielliiiis. 

G ESE TZWIDn t GE EINGEHUNG DER EUE. 

§. 2040. Wer eine ledige Frauensperson ohne deren Einwilligung 
entfuhrt um sie zu ehelichen, wird, wenn die Entführle oder deren 
Ellern oder Vormünder deshalb klagen , zur correctionnellen Strafe 
erster Klasse, dritten Grades (MV) verurlheilt. — Hat die Entführung 
mit Einwilligung der Frauensperson stattgefunden , so wird, auf die 
Klage der Ellern oder Vormünder des einen oder des andern Theils, 
der Entführer zu sechs Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss verur- 
lheilt, die Entführle aber entireder auf ebensolange in ein Kloster 
eingesperrl, falls ein Kloster ihrer Confession im Reiche besteht, oder 
ihren Eltern oder Vormündern übergeben, damit sie in deren Hause, 
unten deren strengen Aufsicht ein einsames Leben führe. — Auf die 
Bitte der Ellern oder Vormünder, welche die Klage eingereicht haben, 
darf die Haft der Schuldigen abgekürzt werden. 

§.204i. Wer eine Person andern Geschlechts durch Gewalt oder 
durch widerrechtliche, zur Erregung gegründeter Besorgnisse geeignete 
Drohungen nölhigt, mit ihm die Ehe einzugehen, wird, falls die ge- 
nöthigte Person oder deren Ellern oder Vormünder deshalb klagen, 
von der peinlichen Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades [VIIQ ge- 
trolTen. Hat der. Mann, vor Eingehung der erzwungenen Ehe, die Ge- 
nöthigte wider deren Willen geschwüchl : so IrilTt ihn das höchste 
Mass der in §. 2000 auf unfreiwillige Schwächung festgesetzten Strafe. 

%.2042. Wer einen Andern durch Getränke oder sonstige Mittel 
in einen Zustand vorübergehender Bewusstlosigkeit oder geistiger 
Verwirrung versetzt, um ihn wider seinen Willen zu Eingehung einer 
Ehe zu bewegen, oder durch Betrug veranstaltet, dass Jemand mit 

25 
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einer andern als der ihm ziigcsaglen Person gelraul werde , hat, so- 
bald der Hintergangene oder dessen Eltern oder Vormünder deshalb 
klagen, die peinliche Strafe dritter Klasse, ersten Grades (IX) zu 
gewärtigen. — Wer sich den Wahnsinn oder den amtlich aner- 
kannten Hlüdsinn eines Andern zu Nutze macht, um ihn zn Eingehung 
einer Ehe zn vermögen, wird von der peinlichen Strafe dritter Klasse, 
zweiten Grades (\) gelrolTcn. 

§. 2045. In allen den in §. 2040—2042 genannten Fällen wird 
der Geistliche, welcher die Trauung verrichtet, und der Kirchendiener, 
der an dieser .\mlshandluiig Theil genommen hat, falls ihnen der 
llelrug oder die Gewaltlhaten, wodurch die lleirath zu Stande ge- 
kommen ist, bekannt waren, mit den Strafen belegt, welche die 
Kirchenordnung der gesetzwidrigen Copulation androht. — Haben sie 
aber zu diesem Betrug oder zu diesen Gewaltthaten auf irgend eine 
Weise mitgewirkt: so werden sie fiir immer aus dem geistlichen 
Stande ausgestossen, und als Genossen des Verbrechers nach §. 125 
bestraft. 

^.2044. Wer einer Trauung als Zeuge beiwohnt oder deren Zu- 
lässigkeit durch seine Unterschrift beurkundet, während er weiss, dass 
die Einwilligung eines der beiden Theile erzwungen oder durch Betrug 
erlangt worden ist, verfällt in die correct. Strafe erster Klasse, vier- 
ten oder fUntlen Grades (XV, XVI). 

S-2045. Her Ehegatte christlichen Glaubens, w'elcher während 
des Bestehens seiner Ehe eine neue eingeht*), unterliegt dem dritten 
oder vierten Grade der correclionnellen Strafen erster Klasse (.XIV, 
■XV). — Geht er die neue Ehe mit einer Person ein , die ihn auf 
seine Aussage für ledig hält, so trifft ihn die peinliche Strafe dritter 
Klasse, zweiten Grades (X). — Hat er zum Zweck eines solchen 
Betruges falsche Urkunden vorgezeigl oder eine andere bctrügliche 
Handlung verübt: so wird seine Strafe nach der Regel über Concur- 
renz der Verbrechen (§. 156) bestimmt. — Ueberdem muss er sich 
in jedem dieser Fälle einer Kirchenbusse unterziehen (§. 61). 

§. 2046. War der ledigen Person christlichen Glaubens , mit wel- 
cher er die neue Ehe einging, sein ehelicher Stand bekannt: so 
wird sie zur correclionnellen Strafe erster Klasse, vierten Grades 
(XV) verurlheilt, und muss sich ebenfalls einer Kirchenbusse unter- 
ziehen. 

S. 2047. Wer einer Trauung als Zeuge beiwohnt, oder deren Zu- 
lässigkeit schriftlich bezeugt, während es ihm bekannt ist, dass einer 
oder beide Theile in früherer Ehe stehen, wird von der correction- 
nellen Strafe erster Klasse, fünften Grades (XVI) getroffen. Ist er 

•*■) mit etiUT IVr.<oii, der «ein ehelicher Sttnd bekannt ist. D. fVftrrs. 
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üherdein der in fnilierer Khe lebenden Person auf irgend eine Weise 
behülllicli gewesen , den andern Theil durch Betrug zur Kinaehung 
der gesetzwidrigen Khe zu bestimmen : so wird er als Begiinstiger 
des Verbrechens nach §. 127 bestraft. 

$.2048. Der rechtgläubige Priester, welcher die Trauung einer 
noch in früherer Ehe stehenden Person verrichtet, wird nach Inhalt 
des Consistorial - Statuts vom 27. März ISil bestraft. — Wenn 
ein anderer christlicher Priester oder Geistliche eine solche Trauung 
in Folge eines Irrlhums vollzieht , den er bei gehöriger Sorgfalt hätte 
vermeiden können: so wird er das erste Mal mit einem scharfen 
Verweis, das zweite Mal mit einer Geldbasse von fünfzig bis zwei- 
hündert Hub. belegt, und beim drillen Mal vom Amt abgesetzl. War 
ihm aber die Gesetzwidrigkeit der Trauung bekannt, so wird er schon 
beim ersten Mal seines Amtes entsetzt, und auf sechs Monate bis zu 
einem Jahr zum Gefängniss verurtheilt. — Ist er Uberdem auf irgend 
eine Weise der schon verheiratheten Person behulllich gewesen, den 
andern Theil durch Betrug zur Eingehung der gesetzwidrigen Ehe 
zu bestimmen : so wird er als Begünstiger des Verbrechens nach 
$. 127 bestraft. 

$. 2049. Verheirathete Personen nichtchristlichen Glaubens, welche, 
den Gesetzen ihrer Religion zuwider oder mit Uebertretung der für 
gemischte Ehen zwischen Muhammedaner und Protestanten bestehenden 
Verordnungen, neue Ehen eingehen, werden der im $.33 genannten 
Rechte verlustig erklärt und auf ein bis zwei Jahre in's Besserungs- 
haus eingesperrt. 

$.2050. Das Mitglied der rechtgläubigen Kirche, welches mit 
wissentlicher ^iclllbeachlung des Gesetzes eine Khe eingeht, die wegen 
der zwischen ihm und dem andern Gatten bestehenden Blutsverwandt- 
schaft oder Schwägerschaft verboten, jedoch nicht als Blutschande 
nach §. 2087 und 2088 zu bestrafen ist, wird auf sechs Monate bis 
zu einem Jahr zum Gefängniss verurtheilt, und muss sich einer Kirchen- 
busse unterziehen. 

$. 2031. Die Anhänger der andern christlichen Confessionen. welche 
ohne Dispensation in verbotenen Graden der Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft heirathen , werden zu drei- bis sechsmonatigem Ge- 
fängniss verurtheilt, und müssen sich ebenfalls einer Kirchenbusse 
unterziehen (§. 61). 

$.2052. Mat vor Eingehung der in verbotenen Graden der Ver- 
wandtschaft oder Schwägerschaft geschlossenen Ehe zwischen den 
Schuldigen ein gesetzwidriger Geschlechtsumgang stattgefunden : so 
wird die Strafe nach der Regel über Concurrenz der Verbrechen 
($. 156) bestimmt. 

25 » 
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$. S0S5. Den Eltern nnd Vormündern , welche es wissentlich zu- 
lassen, dass ihre Kinder oder Mündel in verbotenen Graden der Ver- 
wandtschaft oder Schwägerschaft heiralhen , werden , nach Massgabe 
der Nähe dieser Verwandtschaft oder Schwägerschaft, drei Tage bis 
zu drei Monaten Arrest zuerkannt. — Gestalten sie aber wissentlich 
eine Ehe im ersten oder zweiten Grade der Blnlsverwandlschaft : so 
werden sie als Theilnehmer am Verbrechen der Blutschande , nach 
§. 125 bestraft. 

%. 2054. Wenn Jemand eine Ehe eingeht bevor er das Alter er- 
reicht hat oder nachdem er über die Jahre hinaus ist, wo die Gesetze 
der Kirche oder des Staats das Heiralhen erlauben ; so werden die 
so verehelichten Personen und deren Eltern, Vormünder oder altern 
Anverwandten, welche wissentlich dazu eingewilligt haben, nach Um- 
ständen, entweder mit Gefängniss auf drei bis sechs Monate, oder mit 
Arrest auf drei Wochen bis zu drei Monaten belegt. 

$. 2055. Das Mitglied der rechtgläubigen Kirche , welches eine 
vierte Ehe eingeht, oder sich mit einer Person nichtchristlichen Glaubens 
verehelicht, ohne dass diese das Christenihum annehme, wird mit sechs 
Monaten Gefängniss bestraft, und muss sich einer Kirchenbusse unterziehen- 

$. 2056. Wer im Dienste des Staats steht und sich ohne Erlanb- 
niss seiner Obrigkeit verheirathet, erhält einen scharfen, in sein Diensl- 
formular einzutragenden Verweis. 

^.2057. Personen, die sich ohne Genehmigung ihrer Ellern ver- 
heiralhen, werden, auf deren Klage, wie für eine durch den Mann 
an einer einwilligenden, ledigen Frauensperson verübte F'ntführung, 
nach §. 2040 bestraft, und verlieren ihr gesetzliches Erbrecht an dem 
Vermögen der durch eine solche lleiralh beleidigten Ellern. Diesen 
bleibt es jedoch Vorbehalten , in ihrem letzten Willen oder in einer 
Eingabe bei einer Gerichts- oder Kegierungsbehörde oder durch 
irgend einen andern geselzmässigen .\ct zu erklären , dass sie dem 
Schuldigen verzeihen und ihn in sein Erbrecht ganz oder zum Iheil 
wiedereiiisetzcn. 

%. 2058. Die unter Vormundschaft stehende Person, welche einem 
allgemeinen Gesetz oder einer besondern Anordnung zuwider , eine 
Ehe ohne Einwilligung ihres Vormunds ciiigehl, wird, wenn der Vor- 
mund deshalb klagt, mit .\rrest auf drei Wochen bis zu drei Monaten 
belegt. 

§. 2059. Der Bekenner des römisch-katholischen Glaubens, welcher 
eine Person nichlchristlichen Glaubens heirathet, wird zu vier Monaten 
Gefängniss verurtheilt. — Dieselbe Strafe trifft den Anhänger der 
evangelisch-lutherischen Confession, welcher eine Person muhammeda- 
nischen oder Jüdischen Glaubens heirathet , ohne die für solche Ehen 
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bestehenden V orschriflen der evangelisch-lutherischen Kirche zu beachten ; 
ebenso die Angehörigen dieser Kirche, welche sich mit Heiden verehelichen. 

$. 2060. Die Personen geistlichen Standes , welche nach den Ge- 
setzen ihrer Kirche nicht heirathen dürfen und diesem Verbot zuwider- 
handeln, werden nach dem Ermessen ihrer geistlichen Obrigkeit bestraft. 
— Haben sie sich dabei eines Betrugs oder einer Fälschung schuldig 
gemacht : so werden sie aus dem geislichen Stande ausgeslossen 
und zu den Strafen verurtheilt, welche der §. 2(H3 der durch Betrug 
oder Fälschung bewirkten mehrfachen F>he andruht. 

$. 206 i. Wittwer, Wittwen und geschiedene Eheleute evangelisch- 
lutherischer Confession, welche vor Ablauf der gesetzlichen Frist eine 
neue Ehe eiiigehen, unterliegen, ausser den in den Gesetzen ihrer 
Kirche begründeten Strafen, einer Geldbusse von fünf bis fünfzig Rubeln. 

$. 2062. Wer wissentlich unechte oder verfälschte Urkunden vor- 
zeigt oder sich sonst einen Betrug erlaubt, um ein Ehehinderniss 
wegzuräumen , erleidet die Strafen des Betrugs iiai;'h $. 2202 und 
2204. Das Mass derselben wird nach BeschalTeiiheit der vorgezeigten 
falschen Urkunden und der übrigen Umstände bestimmt. 

§. 2065. Wenn ein Leibeigener sich vermittelst fremder oder falscher 
Urkunden einen andern Stand anmasst und eine freie Person heirathet, 
die sich ohne solchen Betrug zu dieser Ehe nicht entschlossen hätte : 
so wird er, falls die hintergangene Ehefrau oder deren Eltern oder 
Vormünder deshalb klagen, zur peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten 
Grades (X) verurtheilt. — Verübt eine leibeigene Frauensperson einen 
solchen Betrug in der Absicht , einen freien Mann zu heirathen ; so 
wird sie, auf die Klage des hintergangenen Ehemannes, mit Entziehung 
der in $. 33 genannten Rechte, auf ein bis zwei Jahre in's Besserungs- 
haus eingesperrt. 

§.2064. Wer über das Alter einer Person, die in den Stand der 
Ehe treten will, oder über die Fanwilligiing der Vorgesetzten, Eltern 
oder Vormünder derselben eine falsche .Viissage macht, w ird mit drei 
Wochen bis zu drei .Monaten Arrest belegt. — Wer aber eine fal.sche 
Urkunde verfertigt oder wissentlich gebraucht , um eine dieser That- 
sachen darzuthun, erleidet die Strafe des Betrugs (§. 2202, 2204), 
deren Mass nach Anleitung des §. 2062 bestimmt wird. 

§. 2065. Wer einen Geistlichen nöthigt eine Trauung , den Vor- 
schriften und Verboten der Kirche oder der Regierung zuwider , zu 
verrichten, wird nach Beschaifenheit der angewandten Nüthigungsmittel 
und jenachdem er dabei Gewalt gebraucht hat oder nicht, zu einer 
der Strafen verurtheilt, welche in den §§. I960, 1961, 2035—2037 
auf Gewaltthätigkeit und Drohungen festgesetzt sind, und diese Strafe 
wird ihm jedesmal im höchsten Masse zuerkannl. 
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§. 2066. Wenn ein Priester der rechtgläubigen Kirche eine Trauung 
verrichtet, während es ihm bekannt ist, dass der eine der Verlobten 
noch nicht das gesetzliche Alter erreicht hat oder über die Jahre 
hinaus ist, wo das Heirathen gestattet wird , oder dass die Verlobten 
mit einander in verbotenen Graden der Verwandtschan oder Schwäger- 
schafl stehen oder wegen der in §. 2055 genannten Ehehindernisse 
nicht getraut werden diirten : so wird er nach Inhalt des Consistorial- 
Statuts vom 27. März Ib4i bestraft. 

§. 2067. Wenn ein römisch-katholischer, armenisch-gregorianischer, 
armenisch-katholischer oder protestanllsclier Geistliche wissentlich die 
Trauung zu einer nach dem Gesetz ungültigen Ehe vollzieht : so wird 
er aus dem geisllicheii Stande aiisgestossen und zu einem bis zwei 
Jahren Gefängniss verurtlieilt. Vollzieht er eine solche Trauung in 
Folge eines fahrlässigen Irrthums : so erhält er beim ersten Mat einen 
scharfen Verweis, und wird beim zweiten Mal vom Amt entlassen. — 
Wenn ein solcher Geistliche wissentlich eine durch das Gesetz ver- 
botene , jedoch nicht ungültige Ehe einsegnet : so wird er aus dem 
geistlichen Stande aiisgestossen. Segnet er eine solche Ehe in Folge 
eines fahrlässigen Irrthums ein : so erhält er beim ersten Mal einen 
scharfen Verweis, und wird beim zweiten Mat vom Amt entlassen, 
mit dem Verbot , Je w ieder ein solches zu bekleiden. — Diesen so 
abgestuflen Strafen ist der Geistliche der, fremden Confession auch 
dann unterworfen, wenn er, ohne die gesetzwidrige Trauung selbst zu 
verrichten, Zeugnisse ausstellt, kirclüiche Aufgebote erlässt oder sons- 
tige Amtshandlungen vornimmt, die einen andern Geistlichen zur Voll- 
ziehung der Copiilation verleiten. 

§. 2066. Wenn ein römisch-katholischer, armenisch-gregorianischer, 
armenisch -katholischer oder protestantischer Geistliche die Trauung 
eines Mitgliedes der rechtgläubigen Kirche mit einer Person von an- 
derer christlichen Confession vollzieht, bevor dieses Paar durch einen 
rechtgläubigen Priester copulirt worden, und ohne aus einem amtlichen 
Zeugnisse der zuständigen geistlichen Behörde ersehen zu haben, dass 
die Ehe nach den Grundsätzen der morgenländischen Kirche zulässig 
ist : so wird er, jenachdem sich in der Folge Ebehindemisse zeigen 
oder nicht, und nach Verhältniss der übrigen Umstände, zu einer Geld- 
busse von fünf bis fünfzig Kub. verurtheilt, oder auf zwei bis sechs 
Monate suspendirt, oder vom Amt entlassen. 

§. 2069. Der Geistliche, sowohl der rechtgläubigen als jeder 
andern christlichen Kirche, w elcher bei Vollziehung einer Trauung das 
Aufgebot oder andere vorgeschriebene Vorsichtsmassregeln , ohne 
specielle Dispensation, weglässt, erhält beim ersten Mal einen nach 
Umsländei! mehr oder minder strengen Verweis, und wird beim zweiten 
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Mal, mit der Weisung keiner Pfarre vorslehen zu dürfen , vum Ainl 
abgeselzt. — Dieselben Strafen treffen den Geistlichen , welcher die 
Cupulatiun einer nur einstweilig in seinem Sprengel sich aufhaltenden 
Person verrichtet, ohne über deren ehelosen Zustand gehörige Beweise 
zu besitzen. 

§. 2070. Wenn ein röinisch-halholischer, armenisch-gregorianischer, 
annenisch-kalholischcr oder protestantischer Geistliche, ohne Krmäch- 
tigiing von Seiten der zuständigen Behörde, eine Ehe für aufgelöst 
erklärt, oder eine zeitige Irennung von Tisch und Belt ausspricht; 
so wird er nach dem Ermessen seiner geistlichen Obrigkeit, entweder 
mit einem scharfen Verweis bestraft , oder vom Amt abgesetzt , oder 
aus dem geistlichen Stande ausgeslossen. 

%.207i. Wer die eheliche Verbindung zweier Personen iiichtchrisl- 
lichen Glaubens vollzieht, von denen die eine oder die andere das 
gesetzliche Aller noch nicht erreicht hat, oder aus einer frühem Ehe 
gesetzwidrig geschieden ist, wird vom Amt abgeselzt und zu drei 
bis sechs Monaten Gefängniss verurtheill. — Der Kabbiner, der sich 
eine sulche Gesetzwidrigkeit zum zweiten Mal zu Schulden kommen 
lässt, wird als Extra-Bekrut unter das Militär, oder, falls er hiezu un- 
tauglich ist, auf zehn bis zwölf Jahre in eine correctionuelle Civil- 
Arr estanten-Compagiiie abgegeben. 

Xwcite IJiitcrabtliviliiiis« 

F. N T F ii II II t N U V E n II E I n A T II C T E II F II A C F. N 

§.2072. Wer eine verheirathele Frau gewaltsam*} entführt, wird 
nach Inhalt der §§. 2004 und 2005 bestraft. 

§. 2073. Wenn die gewaltsam entführte, verheirathele Frau in F'olge 
dieses Verbrechens entehrt oder auf irgend eine Weise gezwungen 
wird mit dem Entführer oder mit einem Andern eine gesetzwidrige Ehe 
einzugehen ; so trifft den Schuldigen das höchste Mass der Strafen, 
welche in den §§. 2000, 2(X)1 und 2(M)2 auf die gewaltsame Schwächung 
und im §. 2041 auf die erzwungene Ehelichung gesetzt sind. 

§.2074. W'urde die Frau nicht gewaltsam, sondern mit ihrer FVin- 
willigung entführt, so ist über den Entführer sowohl als über die 
Entführte, auf die Klage des Ehemannes, ein -bis zweijährige Gefäng- 
nissstrafe, und, falls sie den christlichen Glauben bekennen, auch eine 
Kirchenbusse zu verhängen. 

Dritte IJnterabtlielluns« 

MISSBRACCH DER EIIEEICREA' G EAVAET I.NI> VERLETZUNG 
EUELlGUfill TFLICHTEN 

%.2075. Der Mann, welcher gegen seine Ehefrau grobe, durch 
I). h. wider deren Willen (§. 20711. D. Vfhtrs. 
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nachgebliebene Merkmale zu beweisende Misshandlungen oder Körper- 
verletzungen verübt, wird, auf die Klage der Frau oder ihrer Eltern, 
nach den in §. 1948 — 1969 über Körperverletzungen aufgestellten 
Grundsätzen bestraft, jedoch so, dass seine Strafe jedesmal um zwei 
Grade höher angesetzt wird, als jene §§. bestimmen. Der christliche 
Ehemann muss sich überdem einer Kirchenbusse unterziehen. Den- 
selben Strafen ist die Ehefrau unterworfen, wenn sie sich solche 
körperliche Misshandlungen gegen ihren Mann erlaubt. 

%.207(i. Der Ehegatte, welcher seine Gewalt oder das Zutrauen 
des andern Gatten missbrauchend, diesen zu einer gesetzwidrigen 
Handlung verleitet oder nöihigt, erleidet das höchste Mass der auf 
dieser gesetzwidrigen Handlung stehenden Strafe. 

$.2077. Der Ehegatte, welcher einen Ehebruch begeht, wird, auf 
die Klage des beleidigten Gatten, für sechs .Monate bis zu einem Jahr 
in ein Kloster, wenn ein Kloster seiner Confession an dem Ort be- 
steht, oder in ein Gefängniss eingesperrt, und muss sich, falls er den 
christlichen Glauben bekennt, einer Kirchenbusse unterziehen.— Wenn 
der beleidigte Gatte keine Klage erhebt, und der verübte Ehebruch bei 
Gelegenheit einer andern gerichtlichen Verhandlung an den Tag kommt, 
so muss das Civilgericht den schuldigen Ehegatten dem geistlichen 
Gericht zuweisen. — Ist der Ehebruch mit einer ledigen Person be- 
gangen , so wird diese, nach Umständen, entweder mit drei bis sechs 
Monaten Gefängniss oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest 
bestraft , und muss sich , falls sie den christlichen Glauben bekennt, 
einer Kirchenbusse unterziehen. 

Anm. Bei den Muhammedanern wird der Ehebrecher durch seine geisiticbe Be- 
hörde ebenratts einer religiösen üüssung unterworfen. 



ZWEITE ABTHEILENG. 

VERLETZUNG DES GESETZMÄSSIGEN VERHÄLT- 
NISSES ZWISCHEN ELTERN UND KINDERN. 



Erste tlntcrabtlielliiiii^. 

MISSBRACCH DEIt ELTERLICHEN GEWALT. 

$. 2078. Eltern , welche ihre Kinder zu einer Heirath oder zu 
Klostergclubden nolhigen, werden, wenn sie der rechtgläubigen Kirche 
angehören, durch das geistliche Gericht nach den Satzungen dieser 
Kirche bestraft. — Gehören die Ellern zu einer andern Confession, so 
werden sie mit sechs Monaten bis zu zwei Jahren Gefängniss belegt. 
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und müssen sich, falls sie den christlichen Glauben bekennen, einer 
Kirchenbusse unterziehen. 

S- 2079. Wer vorsätzlich, durch Missbrauch seiner elterlichen Ge- 
walt oder durch Ueberredung, sein minderjähriges Kind zu einer ge- 
setzwidrigen Handlung verleitet, wird, auch ohne an dieser unmittelbaren 
Antheil genommen zu haben, zum höchsten Mass der Strafen verur- 
theilt , welche der verübten Rechtsverletzung angedroht sind. 

§. 2080. Kltern , welche vorsätzlich ihre Kinder zum Laster an- 
leiten oder deren Laster geflissentlich begünstigen , werden wie für 
ein Vergehen wider die öffentliche Sittlichkeit, nach §. 1285 und 1296 
bestraft. 

%.208i. Wo mit dem Missbrauch der elterlichen Gewalt ein anderes 
schwereres Vergehen verbunden ist, wird die Strafe des Schuldigen nach 
der Regel über Concurrenz der Verbrechen ($. 156) bestimmt. 

%.2082. Wenn Eltern Sachen, die ihren Kindern gehören, sich 
zueignen oder verschleudern , so erleiden sie das höchste Mass der 
auf Zueignung und Verschleuderung fremder Sachen in $. 2191 und 
2192 angeordneten Strafen. 

Zweite tJnterabtlielliing. 

VERGEBEN OER KINDER WIDER IURE ELTERN. 

$. 2085. Wer seinen Vater oder seine Mutter vorsätzlich am Körper 
verletzt, unterliegt den im $. 1963 angeordneten Strafen. 

$. 2084. Wer sich gegen seinen Vater oder gegen seine Mutter 
Schimpfworte, ungebührliche Reden oder ein gewaltthätiges Betragen 
jedoch ohne Körperverletzungen erlaubt, wird, auf die Klage des 
Beleidigten, nach §. 2011 und 2015 bestraft. — Die Ellern dürfen 
darauf antragen, dass das Mass dieser Strafen herabgesetzt werde, 
und haben das Recht, falls die Beleidigung nur in Worten bestand, 
die Strafe ganz zu erlassen. 

%.208S. Für beharrliche Widersetzlichkeit gegen die Eltern, für 
liederliche Lebensweise und grobe Laster dürfen Kinder, auf den An- 
trag ihrer Eltern, ohne gerichtliche Untersuchung, zu drei- bis sechs- 
monatiger Einsperrung in's Besserungshaus verurtheilt werden. In 
solchen Fällen haben die Ellern das Recht die Dauer der Einsperrung 
abzukürzen. 

§.2086. Kinder, die sich weigern ihren Eltern Nahrung, Kleidung 
oder andere unentbehrliche Dinge zu reichen, wiewohl sie hinläng- 
liche Mittel dazu besitzen, werden, auf die Klage der Ellern, nach 
Umständen, mit sieben Tagen bis zu drei Monaten Arrest, oder mit 
drei Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss bestraR. — Das Gericht 
bestimmt, was sie den Eltern an Unterstützung geben sollen ; wird 
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diese Anordnung nicht genau beobachtet, so erleidet der Schuldige 
die härteste der im gegenwärtigen $. feslgetzten Strafen , und sein 
Vermögen wird unter eine vormundschaflliche Verwaltung gestellt. 



DRITTE ABTHEILENG. 

VON DEM GESETZWIDRIGEN GESCHLECHTSUMGANGE 
ZWISCHEN ANVERWANDTEN. 

§. 2087 . Die zwischen Verwandten in auf- oder absteigender Linie 
verübte Blutschande wird mit der peinlichen Strafe dritter Klasse, ersten 
Grades (l.\) geahndet, jedoch so, dass die Schuldigen, nachdem sie 
in die entferntem Gegenden Sibiriens depurtirt sind, daselbst nicht 
angesiedelt, sondern zehn Jahre im einsamen Gefängniss gehalten, 
und dann für die übrige Lebenszeit in ein Kloster abgegeben und 
hier zu schwerer Arbeit verwendet werden. Ueberdem müssen sie 
sich, falls sie den christlichen Glauben bekennen, einer Kirchenbusse 
unterziehen. 

§. 2088 . Die Blutschande zwischen Seitenverwandten und Ver- 
schwägerten wird an .Mitgliedern der rechtgläubigen Kirche folgender- 
massen bestraft : 

Stehen die Schuldigen mit einander im zweiten Grade der Bliits- 
verwandtschaR •) : so erleiden sie die peinliche Strafe dritter Klasse, 
zweiten Grades (\), jedoch mit der Abänderung, dass sie in Sibirien 
fünf Jahre im Gefängniss gehalten und dann für die übrige Lebens- 
zeit in ein Kloster abgegeben und daselbst zu schweren Arbeiten 
verwendet werden. 

Stehen sie mit einander im dritten Grade der BlutsverwandtschaR 
oder im ersten Grade der SchwägerschaR, wie der Schwiegervater 
mit der Schwiegertochter, der Schwiegersohn mit der Schwiegermutter: 
so trifft sie, nach Umständen, der dritte oder vierte Grad der correc- 
tionnellen Strafen erster Klasse (XIV, XV^ 

Stehen die Schuldigen mit einander im vierten Grade der Blutsver- 
wandtschaR, wie Geschwisterkinder, oder im zweiten Grade der Schwä- 
gerschaR, wie der Ehemann mit der Schwester seiner Frau, oder die 
Frau mit den Brüdern ihres Mannes : so werden sie auf sechs Monate 
bis zu einem Jahr in ein Kloster eingesperrt. — Ausser diesen Strafen, 
müssen sich die Schuldigen in allen ebengenannten Fällen auch einer 
Kirchenbusse unterziehen. 

Die Mitglieder der andern christlichen Confessionen werden für die 

•) wie die voll- und liaihbürligen Geivhwister. l>. Vrkrrt. 
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im zweiten Grade der Blutsverwandtschaft oder im ersten Grade der 
Schwägerschaft begangene Blutschande ebenso bestraft, wie die 
Glieder der rechtgläubigen Kirche. — Machen sie sich eines verbotenen 
Geschlechtsumganges in solchen Graden der Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft schuldig , in denen die Ehe , nach den Grundsätzen 
ihrer Cunfession, gestattet wird : so unterliegen sie den Strafen der 
Blutschande *) nur insofern, als ihr Vergehen mit Ehebruch verbunden 
oder die Ehe zwischen den Schuldigen, aus irgend einem besondern 
Grunde unzulässig ist. — In jedem dieser Fälle müssen sie sich eben- 
falls einer Kircheiibusse 'interziehen. 

$. 2089. \V urde die Blutschande vermittelst unfreiwilliger Schwächung 
verübt, so kommt die Regel über Concurrenz der Verbrechen (_§. 156) 
zur Anwendung. 

§. 2090. üer aussereheliche Beischlaf zwischen Personen , die mit 
einander in sulchen Graden der Verwandtschaft oder SchwägerschaR 
stehen, wo die Ehe, nach den Gesetzen der Kirche erlaubt ist, wird 
wie der aussereheliche Geschlechtsumgang zwischen ledigen Personen, 
nach §. 12S9 bestraR. — Wer aber in solchen Graden der Verwandt- 
schaft oder SchwägerschaR einen Ehebruch begeht, unterliegt dem 
höchsten Mass der Strafen des Ehebruchs (_§. 2077). — In allen diesen 
Fällen müssen sich die Schuldigen auch einer Kirchenbusse unterziehen. 



VIERTE ABTHEILING. 

.VERGEHEN DER VORMÜNDER UND CURATOREN. 

$.209i. Der Vormund und Curator, der sich einen Unterschleif 
oder Betrug zum Nachtheil seines Mündels erlaubt oder dessen Eigen- 
thum sich zueignet oder verschleudert, trifft das höchste Mass der 
Strafen, die im zwöIRen Abschnitt dieses Gesetzbuchs auf Verbrechen 
dieser Art festgesetzt sind. 

%.2092. Dem Vormund, der seinen Mündel, auf welche Weise es 
auch sey, zu einer Heirath oder zum Klostergelübde nöthigl, wird, mit 
Ausnahme der Kirchenbusse, das höchste Mass der Strafen zuerkannt, 
denen Eltern für solchen Missbrauch ihrer Gewalt nach §. 2078 unter- 
liegen. 

%.2095. Der Vormund, der seinen Mündel vorsätzlich, durch Miss- 
brauch seiner Autorität oder durch Ueberredung, zu einem Verbrechen 
verleitet, hat das höchste Mass der diesem Verbrechen angedroheten 
Strafe zu gewärtigen. 

'') DSnilidi den Slmrcn, denen In soteben Kiillen ein .Uilglied der reehlgtiubigen 
Kirche unicnvorrcn wäre. D. Uehen. 
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ZWÖLFTER ABSCHNITT. 
VERLETZIAG DER RECHTE DES I'RIVATEIGE.VTHLIS. 

ERSTE ABTIIEILENG. 

GKWALTSAME BESITZERGREIFUNG UND EIGEN- 
MÄCHTIGE BENUTZUNG FREMDER IMMOBILIEN, 
ZERSTÖRUNG VON GRENZZEICHEN. 

$. 2094. Wenn Jemand eigenmächlig und gewaltsam in ein Ge- 
binde oder Grundstück eindringt, um den Bu.sitz desselben, krall 
eines vermeintlichen oder wirklichen, aber noch nicht gerichtlich 
anerkannten Rechtsanspruchs oder sonst unter irgend einem Vorwand, 
einem Andern zu entreissen, und insonderheit wenn durch einen sol- 
chen Ueberfall die Inhaber oder Bewohner des Grundstücks daraus 
vertrieben worden sind: so unterliegen die Anstifter und Hauptur- 
heber dieses Vergehens , falls die eingedrumrenen Personen unbewaff- 
net waren und dabei kein anderes Verbrechen verübt haben , der 
Strafe des Besserungshauses, welche ihnen, nach Umständen, ent- 
weder auf zwei bis drei Jahre mit Entziehung der in $. 53 genannten 
Rechte, oder auf drei Monate bis zu einem Jahr ohne Minderung 
ihrer Rechte zuerkannt wird. Alle übrige Theilnehmcr werden, nach 
Massgabe ihrer Theilnahme, auf ein bis zwei Jahre, oder auf drei 
bis sechs Monate zum Gelangniss , oder auf drei Wochen bis zu 
drei Monaten zum Arrest verurtheill. 

Geschah der Eindrang durch bewaffnete Leute, oder wnirden dabei 
körperliche Misshandlungen oder sonst Handlungen verübt, die das 
Leben oder die Gesundheit der Uebcrfallenen oder Derer, die den 
Eindrang abwehren wollten, augenscheinlicher Gefahr aussetzten: so 
erleiden die Anstifter und Haupturheber des Vergehens, nach Um- 
ständen, entweder die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades 
(X), oder die correctionnelle Strafe erster Klasse dritten Grades 
(XIV), und alle übrige Theilnehmer werden , nach Massgabe ihrer 
Theilnahme, entweder mit Entziehung der in $. 53 genannten Rechte 
auf ein bis drei Jahre zum Besserungshaus , oder auf ein bis zwei 
Jahre zum Gefängniss verurtheill. — In jedem Fall müssen die Schul- 
digen allen angerichteten Schaden ersetzen. 
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5 . S09S. Die Strafe Desjenigen , der bei gewaltsamer Besitzer- 
greifung fremder Immubilien einem Andern Wunden , Körperverlet- 
zungen oder bedeutenden Scliaden an der Gesundheit zufUgt , wird 
nach der Regel über Concurrenz der Verbrechen (§. 156) bestimmt. 

$. 2096. Ist bei einem sulchen gewaltsamen Eindrang irgend eine 
bewegliche Sache vermittelst Kaubanfalles , Raubes oder Diebstahls 
entwendet, oder ein beweglicher oder unbeweglicher Gegenstand 
zerstört oder beschädigt worden; so IrilR den Schuldigen, ausser der 
Verpflichtung zum Ersatz, eine Strafe, die ebenfalls nach der Re- 
gel des $. 156 bestimmt wird. 

$. 2097. Wer , statt den Beistand der öffentlichen Behörden an- 
zurufen, Gewalt, jedoch ohne Körperverletzung, anwendet, um sich 
in den Besitz eines unbeweglichen Gutes zu setzen, auf welches er 
gegründete und gerichtlich anerkannte Ansprüche macht und welches 
ihm ein Anderer widerrechtlich vorenthält oder entrissen hat, wird 
nach Umständen, entweder mit sechs Monaten bis zu einem Jahr 
Gefängniss, oder mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest be- 
straft. — ist aber dabei Jemand am Körper verletzt oder an der 
Gesundheit bedeutend beschädigt worden, so wird die Strafe nach 
der Kegel über Concurrenz der Verbrechen (_§. 156) bestimmt. 

%.2098. Wer wissentlich ein fremdes Grundstück, ohne Einwil- 
ligung des Eigenthümers , bebaut , beackert , besäet oder auf andere 
Weise in Besitz nimmt und benutzt, muss es mit den davon bezo- 
genen Fruchten dem Eigenthumer unentgeltlich zurückstelleu , ihm 
allen Schaden ersetzen, und eine dem zehnten Theil dieses Schaden- 
ersatzes gleichkommendc Geldbusse entweder an das örtliche Kolle- 
gium allgemeiner Fürsorge oder, falls das Vergehen in einer Kolonie 
oder in einem Krondorf verübt wurde, an die dortige Gemeindekasse 
zahlen. 

$. 2099. Wer eigenmächtig, jedoch nicht heimlich noch als Dieb, 
Feldgewächse, Gartengewächse oder Früchte eines fremden Grund- 
stücks vom Boden trennt oder einsammelt, oder auf fremder Wiese 
Gras mähet, muss, ausser dem Schadenersatz, welchen der Eigen- 
thümer dafür zu fordern hat, eine dem zehnten Theil dieses Ersatzes 
gleichkommende Geldbusse erlegen. 

S-2100. Wer auf einem fremden Grundstück Bäume eigenmächtig 
nmhaut oder entwendet, wird wie Der, welcher landesherrliches 
Holz entwendet, nach §. 941 bestraft. Das von ihm beigetriebene 
Geld wird dem Eigenthümer des entwendeten Holzes zugewiesen. 

$. 2101. Wer eigenmächtig, jedoch nicht heimlich noch als Dieb, 
auf fremdem Grund und Boden jagt oder fischt , muss , ausser dem 
Ersatz des etwa angerichteten Schadens, nach Verhältniss des Werthes 
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der auf dem Iremden Gebiet rechtswidrig gewonnenen Gegenstände, 
und nach Massgabe der übrigen Umstände, einen bis fünfzig Kub. 
Strafe zahlen. 

$.2/02. Wer einen fremden Obst- oder Gemüsegarten beschädigt, 
fremdes Getreide oder Gras abweiden lässt, fremdes Vieh schlachtet, 
muss, ausser dem Schadenersatz, eine dem zehnten Theil dieses Er- 
satzes gleichkommende Gcidbusse zahlen. 

§. SIOS. Wer vor.>älzhch fremde, zur Jagd oder zum Fischfang 
dienende Geräthe beschädigt oder zerstört, muss, neben dem Scha- 
denersatz , fünfzig Kopeken bis zu zehn Kub. Strafe zahlen. 

$.2/04. Wer fremde Hausthiere, die er absichtlich von einem 
fremden Grundstück auf das seinige getrieben oder gelockt hat, oder 
die zufällig in sein Gebiet geralhen sind, nicht auf die erste Anfor- 
derung des Eigenlhümers heraiisgibt, muss, ausser dem Schadener- 
satz, nach Verhältniss des Werthes der fremden Thiere und nach 
Massgabe der übrigen Umstände, einen bis dreissig Kub. Strafe zahlen. 

%. 210S. Wer Grenzzeichen oder Markungen in irgend einer rechts- 
widrigen Absicht zerstört, wird, nach Umständen, enticeder mit sechs 
Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss , oder mit einer Geldbusse 
von hundert bis zu fünfhundert Kub. bestraft. — Die Strafe Dessen, 
der neben solcher Zerstörung noch Gewalltbätigkeiten oder andere 
Verbrechen verübt, wird nach $. 156 bestimmt. 

Anm. Die ohne Kej»rheheiie be»ilzerf(reirim^ und üenoUun{j^ fremder 

Immobilien wird nur auf die Klage des Beeinträchligten gerichtlich unter- 
sucht und bestraft. 



ZWEITE ABTUEILtING. 

ZERSTÖRUNG UND BESCHÄDIGUNG FREMDER 
SACHEN. 



Erste IJiiterabtheiliiiig^. 

VON DER DRANDSTIFTCNO- 

$.2/00. Wer ein bewohntes Gebäude vorsätzlich in Brand steckt, 
verfällt in die peinliche Strafe zweiter Klasse, fünften Grades (VI). 

§. 2/07. Die ebengenaimte Strafe wird um drei Grade erhöht, 
wenn die Brandstiftung verübt worden ist an einer Kirche , an einem 
dem Kaiser oder einem Gliede der kaiserlichen Familie gehörenden 
Palast, an einem Pulvermagazin oder an einem Krankenhaus, in dem 
sich Kranke befinden, ferner wenn Jemand eine Stadt an mehren Stellen 
zugleich anzundcl , und endlich wenn Einer des Verbrechens der 
Brandstiftung zum zweiten Mal überführt ist. 
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Die Sirafe des § 2106 wird um zwei Grade erhöht, wenn Jemand 
ein Gebäude anzündet, in welchem eine Kegierungs- oder Gerichts- 
behörde ihren Sitz hat, oder wo sich ein der Regierung gehörendes 
Archiv, eine öffentliche StiRung, Lehranstalt, Bibliothek, Kunstsamm- 
lung , ein Museum oder ein Gefängniss befindet , wenn ein Schau- 
spielhaus oder anderes zu ölTenilicben Versammlungen bestimmtes 
Gebäude zu einer Zeit ange/.ündet wird, da in demselben eine Ver- 
sammlung stattfindet oder erwartet wird , wenn Jemand ein Dorf an 
mehren Stellen zugleich anzündet , wenn ein Schiff oder Fahrzeug, 
auf dem sich Menschen oder in dessen Nähe sich andere Fahrzeuge 
befinden, oder ein Magazin mit Lebensmitteln oder mit Kriegs- oder 
Marine-Vnrräthen in Brand gesteckt wird , und endlich wenn die 
Brandstiftung durch eine Verbrecherbande verübt worden ist. In diesem 
letzten Fall wird jedoch die Strafe des §. 2016 nur gegen die An- 
stifter und Haupturheber des Verbrechens um zwei Grade erhöht. 

Die in §. 2106 genannte Strafe wird um einen Grad erhöht, wenn 
die Brandstiflung zur Nachtzeit statlgefuiiden hat. 

^.illOU. Wer in einem Bergwerk Feuer anlegt, wird , Jenachdem 
sich darin .Menschen befanden oder nicht, und nach Massgabe der 
übrigen Umstände , zum dritten orfer vierten Grad der peinl. Strafe 
zweiter Klasse (IV, V), oder zum ersten oder zweiten Grad der 
peinl. Sirafe dritter Klasse (I.X, X) verurlheilt. War es dem Brand- 
stifter bekannt , dass sich Men.schen in dem Bergwerk befinden , und 
dass er sie in Leben.sgefahr setze : so Irilft ihn die peinl. Strafe zwei- 
ter Klasse, ersten Grades (II). 

§. fi/09. Wer vorsätzlich ein unbewohntes Gebäude zu einer Zeit 
anzündet , wo sich keine .Menschen darin befinden , oder ein Schiff 
in Brand steckt, auf dem keine Menschen und in dessen Nähe keine 
andere Fahrzeuge sind, unterliegt der peinl. Sirafe dritter Klasse, 
ersten Grades (LX). Wenn aber in der Nähe des angezündeten, un- 
bewohnten Gebäudes andere Gebäude stehen, die bewohnt sind oder 
in denen sich zu der Zeit der Brandstiftung Menschen befanden , so 
wie wenn Jemand einen Kaufladen, Speicher, Waarenlager oder 
Vorrathsgebäude (ausgenommen die in §.2107 bezeichncten) anzündet: 
so trifft den Thäter die peinl. Sirafe zweiter Klasse , siebenten Gra- 
des (Vlllj. — Dieselbe Strafe verwirkt Derjenige, welcher irgend 
ein anderes unbewohntes Gebäude zur Nachtzeit in Brand steckt. 
War es ihm aber bekannt, dass sich in dem unbewohnten Gebäude 
zu der Zeit, da er es anzüudete, Menschen befanden : so wird er 
nach §. 2106 bestraft. 

§. fiiiO. Wenn das angelegte Feuer gleich beim Entstehen ge- 
löscht oder dessen Ausbruch verhindert wird, gellen folgende Regeln : 
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t. Wird das Feuer in Folge einer bei dem Brandstifter einge- 
Iretenen Sinnesänderung, durch ihn selbst oder durch Personen ge- 
löscht, die er herbeigerufen hat: so trifft ihn, jenachdem seine Reue 
aufrichtig erscheint und nach Massgabe der übrigen Umstände, ent- 
tteder ein- bis zweijähriges Besserungshaus mit F.ntziehung der in 
$. 53 genannten Rechte, oder Gefängnissstrafe auf sechs Monate bis 
zu einem Jahr. 

2. Belhätigt der Brandstifter seine Reue erst nachdem andere Per- 
sonen, die er nicht herbeigerufen hat, zum Löschen gekommen sind: 
so unterliegt er der correct. Strafe erster Klasse, zweiten Grades 
(Xm) , welche jedoch um einen oder zwei Grade gemildert werden 
darf, wenn er mit besonderer Anstrengung und eigener Gefahr da- 
zu mitgewirkt hat, dass das Feuer gelöscht oder dessen Verbreitung 
verhindert wurde. 

3. Wird das Feuer gelöscht oder dessen Ausbruch verhindert, 
ohne dass Uer, welcher es angelegt hat, auf irgend eine Weise 
Reue bezeigt : so wird er wie für eine vollendete BrandstiRung, nach 
§. 2106—2109 bestraft. 

$. 2//I. Wer eine Brandstiftung vorbereitet, indem er die dazu 
erforderlichen Geräthe anschafft oder zurichtet, wird, sobald er des 
Vorsatzes gehörig überwiesen ist, nach Massgabe der dabei ange- 
wandten Mittel und der übrigen Umstände, zum vierten oder fünRen 
Grad der correct. Strafe erster Klasse (.\V, XVI) verurtheilt. 

%.2HS. Wer einen ihm selbst gehörenden, gegen Feuer ver- 
sicherten Gegenstand in der Absicht anzüudet , sich einen Vermögens- 
vortheil zu verschaffen, verfällt in die peinl. Strafe dritter Klasse, 
zweiten Grades (X). Befanden sich Menschen in dem so angezün- 
deten Gebäude , oder standen andere Gebäude in dessen Nähe , oder 
theilte sich das Feuer fremden Gebäuden mit : so wird der Thäter 
wie der vorsätzliche Brandstifter, nach §. 2106—2109 bestraft. 

§. 21 IS. Wer vorsätzlich einen fremden Wald anzündet, unter- 
liegt der peinl. Strafe dritter Klasse, ersten Grades (I.X). Diese Strafe 
wird um einen, und nach Umständen auch um zwei oder drei Grade 
erhöht, wenn der Waldbrand durch eine Verbrecherbande oder zu 
einer Zeit angelegt worden ist , wo wegen grosser Dürre oder wegen 
eines starken Windes eine rasclie Verbreitung der Flamme voraus- 
zusehen war, so wie auch wenn sich im Walde Menschen, bewohnte 
Gebäude oder Dörfer befanden. 

$.2114. Wer vorsätzlich fremdes, auf dem Halm stehendes oder 
geschnittenes, auf dem Felde, auf einer Tenne, einem Darrboden 
oder in irgend einem unbewohnten Gebäude liegendes Getreide ver- 
brennt , einen Obstgarten , Hopfengarten oder Heuschlag durch Feuer 
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beschädigt, Heu, aurgestapeltes Holz oder einen Torfmoor in Brand 
steckt, wird, jenachdcm solches bei Tag oder bei Nacht geschah, 
Menschen oder bewohnte Gebäude dadurch in Gefahr gesetzt wurden, 
und nach Verhällniss der übrigen Umstände , entweder zur pcinl. Strafe 
dritter Klasse, zweiten Grades (X), oder zur correct. Strafe erster 
Klasse, vierten oder fünften Grades (XV, XVI), oder bloss auf sechs 
Monate bis zu zwei Jahren zum Gefängniss vcrurtbeilt. 

^.SilS. Wer andere, in den obigen S§. nicht genannte Gegen- 
stände aus boshaftem Vorsatz, durch Feuer zerstört, wird, nach 
Umständen, entweder mit sechs Monaten bis zu einem Jahr Gefäng- 
niss, oder mit sieben Tagen bis zu drei Monaten Arrest, oder mit 
einer Geldbusse von zehn bis hundert Rubeln bestraft. 

§. filiff. Wer unvorsätzlich, jedoch durch Nichtbeachtung ge- 
setzlich vorgeschriebeuer Vorsichtsregeln, eine Fcucr.sbrunst veran- 
lasst, wird, nach Massgabe der Wichtigkeit des übertrelenen Gesetzes, 
entweder mit sieben Tagen bis zu drei Monaten Arrest, oder mit 
einer Geldbussc von zehn bis hundert Hub. belegt. — Ist die Ueber- 
tretung, wodurch der Brand veranlasst wurde, im Gesetz mit einer 
härtern Strafe bedroht , so trifft den Schuldigen diese härtere Strafe, 
nach Anleitung des $. 15G. 

Zweite Unterabthelliing. 

BEST, n .% DIGC NG e N D ZERSTUHl'NG F BE M D E R S A C H E N D V RC H 
E X P1.U »IR E S OE STOFFE, »ERCH tl B ER SC 11 W E M M C N O 
END ANDERE MITTEL 

$. S117. Wer mit boshaftem Vorsatz eine fremde Sache dadurch 
zerstört oder beschädigt, dass er sie vermittelst Schiesspulvers oder 
anderer explodirenden Stoffe zersprengt, erleidet das höchste Mass 
der dem Brandstifter angedrohten Strafe. 

%.2H8. Wer, in der .Absicht fremdes Eigenthum zu zerstören 
oder zu beschädigen, fremde Wiesen, Felder, Waldungen, Gärten, 
Kornvorräthe , Proviant - Niederlagen oder Waarenlager , gleichviel 
auf welche Weise, unter Wasser setzt, wird, nach Umständen, zur 
correct. Strafe erster Klasse , fünften Grades (XVI), oder auf ein 
bis zwei Jahre zum Gefängniss verurtheilt. — Wer eine Ueberschwem- 
roung in der Absicht veranstaltet, unbewohnte Gebäude, Schiffe oder 
Fahrzeuge zu einer Zeit, wo keine Menschen darin sind, zu zer- 
stören oder zu beschädigen, erleidet, nach Umständen, den vierten 
oder fünften Grad der correct. Strafe erster Klasse (.XV, XVI). — 
Wer eine Ueberschwemmung zu dem Zweck veranstaltet, um bei 
dieser Gelegenheit fremde Sachen zu entwenden, hat die peinliche 
Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X) verwirkt. 

L'6 
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$.QII9. Wer vorsätzlich ein Berg^verk, eine Salzgrube oder einen 
unterirdischen Steinbruch unter Wasser setzt, verfällt in die pein- 
liche Strafe zweiter Klasse , vierten Grades (V}. Ist dieses Verbrechen 
von Jemanden verübt worden, dem es nicht unbekannt seyn konnte, 
dass er dadurch das Leben der im Bergwerk oder in der Grube 
befindlichen Menschen gefährdet; so trilTt ihn die peinliche Strafe 
zweiter Klasse, ersten Grades (II). 

§.2120. Wer vorsätzlich ein Schiff oder Fahrzeug, ein bewohntes 
Gebäude oder ein Lokal, in dem sich Menschen aufhalten, unter 
Wasser setzt, verfallt in die peinliche Strafe zweiter Klasse, fünften 
Grades (VI). — Wer eine Ueberschwemmung in der Absicht ver- 
anstaltet, ein Dorf oder eine Stadt unter Wasser zu setzen, erleidet 
die peinliche Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (III). 

§.2121. Wer ohne bösen Vorsatz, aber durch Nichtbeachtung 
einer gesetzlich vorgeschriebenen Vorsichtsregel, eine Ueberschwem- 
mung veranlasst, w'urd, nach Umständen, mit drei bis sechs Monaten 
Gefängniss, oder mit sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest, oder 
mit einer Geldbusse von zehn bis fünfhundert Kub. bestraft. — Ist die 
Nichtbeachtung der vorgeschriebenen Vorsichtsregel im Gesetz mit 
einer härtern Strafe bedroht, so trifll den Schuldigen diese härtere 
Strafe nach §. I5G. 

§.2122. Wer ein fremdes Gebäude, Schilf, Fahrzeug oder einen 
fremden W'ald , Garten u. d. gl. durch irgend ein anderes, als die 
bisher erwähnten Mittel , vorsätzlich zerstört oder beschädigt , wird, 
nach Umständen, zur correct. Strafe erster Klasse , vierten oder fünf- 
ten Grades (XV, XVT), oder auf ein bis zwei Jahre zum Gefängniss 
verurtheilt. — Hatte der Thäter dabei die Absicht Jemand einer per- 
sönlichen Gefahr auszusetzen oder gar des Lebens zu berauben: so 
wird seine Strafe nach der Regel des §. 156 bestimmt. 

Wer ein fremdes Bergwerk auf irgend eine Weise, vorsätzlich 
zerstört oder verschüttet, wird wie Der, welcher ein solches Werk 
unter Wasser setzt, nach §. 2119 bestraft. 

§.2I2S. Wer eine fremde bewegliche Sache vorsätzlich, jedoch 
durch andere als die bisher erwähnten Mittel zerstört oder beschä- 
digt, wird, nach Umständen, mit drei bis sechs Monaten Gefängniss, 
oder mit sieben Tagen bis zu drei Wochen Arrest, oder um einen 
bis hundert Rub. gestraR. 

§.2121. Wer fremde, geschriebene Acten oder Urkunden vor- 
sätzlich vernichtet oder beschädigt, wird, jenachdem sie von Wich- 
tigkeit waren und nach Verhältniss der übrigen Umstände, mit drei 
bis sechs Alonaten Gefängniss, oder mit sieben Tagen bis zu drei 
Wochen Arrest, oder endlich mit einer Geldbusse von zehn bis hundert 
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Rub. belegt. — Wer aber fremde Acten oder Urkunden in der Ab- 
sicht vernichtet oder beschädigt, sich selbst oder einem Andern einen 
gesetzwidrigen Yortheil zu verschalTen, wird nach $. 2161 bestraft. 

^.2tSS. Wer irgend eine Handlung in der .\bsicht verübt, frem- 
des Vieh mit einer Seuche anzustecken, wird, falls sich in Folge da- 
von die Seuche wirklich verbreitet, nach Massgabe der Umstände und 
des verursachten Schadens, mit Entziehung der in §. 53 genannten 
Rechte, auf ein bis drei Jahre zum Besserungshaus verurtheilt. Wenn 
sich jedoch die Krankheit bei dem Vieh nicht verbreitet ; so erleidet 
der Schuldige drei Wochen bis zu drei Monaten .\rrest. 

§.21S6. Wer fremdes Vieh oder fremde Hausthicre oder Fische 
in Teichen oder Flüssen vorsätzlich vergiftet, wird mit drei bis sechs 
Monaten Besserungshaus, oder mit drei Tagen bis zu drei Monaten 
Arrest, oder um einen bis zwanzig Rub. gestraft. 

%.2l27. In allen den Fällen, deren diese .Vbtheilung erwähnt, 
trifft den Schuldigen, neben der Strafe, die Verpflichtung zum Scha- 
denersatz nach §. 62. 

Anm. Wenn hei rier ZerstArung oder BeschSdigunf; fremder, beweglicher Sachen 
oder fremder Waldungen, Gürlen u. d. gl. kein llenschenlehen gefährdet 
wurde, so lindet die Unter.^iiehung und Strafe nur auf die Klage des Be- 
einlrächligten stall. 



DRITTE ABTIIEILVNG. 

VON DEM VERBRECHEN DER ENTWENDUNG. 

%.2t28. Es werden folgende Arten der Entwendung unterschieden : 
Raubanfall, Raub, Diebstahl und Gaunerei. 

Erfite IJnterabtliellung;. 

VON DEM DAL' BAN FALL. 

%.2129. Eines Raubanfalls macht sich schuldig : 1) wer mit irgend 
einer Waffe versehen einen Andern überfällt, üm eine in dessen Besitz 
oder Verwahrung befindliche Sache gewaltsam wegzunehmen*) ; 2) wer 
einen .\ndern in gleicher Absicht überfällt und dabei zwar unbewaffnet 
ist, aber solche Gcwallthalen verübt, oder solche Drohungen anwendet, 
die geeignet sind dem Ueberfallenen gegründete Besorgnisse für sein 
Leben, seine Gesundheit oder seine Freiheit einzuflössen. 

§.2130. Wer einen Raubanfall in einer Kirche unternimmt, wird, 
auch wenn er keinen Kirchenraub bezweckte , von der peinl. Strafe 
zweiter Klasse, ersten Grades (B) getroffen. 

§. 2151. Der gegen ein bewohntes Gebäude oder gegen ein ganzes 
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Dorf gerichtete Raabanfall wird mit der peinlichen Strafe zweiter 
Klasse, vierten Grades (V) geahndet. 

§. 2132 . Wer einen Kaubanfall auf der Gasse einer Stadt, eines 
Fleckens oder Dorfes, auf einer Land- oder Seiteastrasse, auf hoher 
See, in einem Hafen, auf einem Landsee oder auf einem befahrenen 
Fluss oder Kanal verübt, unterliegt der peinl. Strafe zweiter Klasse, 
fünften Grades (Yl). 

§. 2133 . Geschah der Raubanfall an einem einsamen, abgelegenen 
Ort, Jedoch ohne vorherbedachten Entschluss : so trifft den Thüter 
die peinl. Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (VII). Wurde ein 
solcher Raubanfall in Folge eines vorherbedachten Entschlusses verübt* 
so unterliegt der Thäter der peinl. Strafe zweiter Klasse, tiinften 
Grades (VI). 

§. 2154 . Die in $. 2131—2133 angeordneten Strafen werden um 
einen Grad erhöht, wenn ein Postwagen, Eilwagen oder anderes von 
der Regierung oder von Privatpersonen für Reisende oder zum Güter- 
transport eingerichtetes Fuhrwerk durch Ueberfall beraubt worden ist, 
wenn bei dem Raubanfall Körperverletzungen, Misshandlungen oder Pei- 
nigungen stattgefunden haben, so wie auch wenn an dem Verbrechen 
mehre Personen Theil nahmen, die sich dazu verabredet hatten, ohne 
jedoch eine Bande (nach dem in $. 114S und 1149 aufgestellten Be- 
griff) zu bilden. 

S. 2155 . Ist ein Raubanfall durch eine Bande unternommen worden, 
so unterliegen die Anstifter, die Anführer und die am meisten Bethei- 
ligten der peinl. Strafe zweiter Klasse, dritten Grades (14 ), die übrigen 
Theilnehmer aber der peinl. Strafe zweiter Klasse, vierten Grades (V). 

§. 2156 . Wurde bei einem Raubanfall eine Tödtung ohne bestimmten 
Vorsatz verübt oder versucht, so ist der Schuldige nach §. 1930 zu 
bestrafen. — Geschah bei dem Kaubanfall eine Brandstiftung oder ein 
Versuch dazu, so wird die Strafe nach der Regel des §. 156 bestimmt. 

§. 2157 . Wer schon einmal für einen Raubanfall bestraft worden 
ist, verwirkt durch Wiederholung dieses Verbrechens die peinl. Strafe 
zweiter Klasse, ersten Grades (U). 

§. 2158 . Alle bei einem Kaubanfall betheiligte Personen haften 
solidarisch für den angcrichteten Schaden, nach §. 62, 63 und 64. 

Zweite lJnterabtlielliin§;. 

VON DEM VERBHECHEN DES RAl'BES. 

§. 2159 . Eines Raubes macht sich schuldig ; 1) wer einem Andern 
eine in dessen Besitz oder Verwahrung befindliche Sache wegnimmt und 
dabei Gewalt oder Drohungen anwendet, die jedoch weder das Leben, die 
Gesundheit, noch die Freiheit eines Menschen gefährden ; 2) wer eine 
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fremde Sache, ohne Gewalt noch Drohungen anznwenden, aber unver- 
hohlen, in Gegenwart des Eigenthümers oder anderer Perso nen entwendet . 

$. 2140. Wer sich in einer Kirche eines Raubes schuldig macht, 
welcher weder als Kirchenraub noch als Entweihung geheiligter Ge- 
genstände angesehen werden kann, unterliegt der peinl. Strafe zweiter 
Klasse , vierten Grades (V). — Diese Strafe wird um einen Grad 
erhöht, wenn der Raub in der Kirche durch mehre, zu diesem ein- 
zelnen Verbrechen oder überhaupt zu Verbrechen dieser Art verbun- 
dene Personen ausgeführt worden ist. 

$. 2141. Wenn ein Ranb vermittelst offenen Ueberfalles eines 
Hauses oder bewohnten Ortes, durch mehre zu diesem einzelnen Ver- 
brechen oder überhaupt zu verbrecherischen Zwecken verbundene 
Personen verübt wird : so erleiden die Anstifter , Anführer und am 
meisten Betheiligten die peinl. Strafe zweiter Klasse, vierten Grades 
(V), und alle übrige Theilnehmer die peinL Strafe zweiter Klasse 
fünften Grades (VI). 

§.2142. Wer bei Gelegenheit einer Feuers- oder Wassersnoth oder 
irgend eines andern allgemeinen oder besondern Nothzustandes einen Raub 
begeht, verfällt in die peinl. Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades (VD). 

$. 2143. Der durch eine bewaffnete Person verübte Raub wird, 
auch wenn der Räuber keinen Gebrauch von seiner Waffe gemacht 
und nicht einmal damit gedroht hat, als Raubanfall betrachtet und mit 
der peinl. Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades (VIII) geahndet. 

§.2144. Wurde der Raub ohne die in §. 2140—2143 erwähnten, 
erschwerenden Umstände, jedoch mit Gewalt und Drohungen, wie sie 
in $. 2139 bezeichnet sind, bewerkstelligt: so trifft den Schuldigen, 
nach Beschaffenheit der angewandten Gewalt und Drohungen und der 
übrigen Umstände, entweder die peinl. Strafe zweiter Klasse, siebenten 
Grades (VIR), oder der erste oder zweite Grad der peinl. Strafe dritter 
Klasse (IX, X). 

§.2143. Wer einen Raub verübt ohne bewaffnet zu seyn und 
ohne Gewalt noch Drohungen anzuwenden, unterliegt der correct- 
Strafe erster Klasse, dritten Grades (XIV). Diese wird um einen Grad 
erhöht , wenn das Verbrechen in einer Gasse oder auf einem andern 
öffentlichen Wege begangen worden ist. Sie wird um zwei Grade 
erhöht, wenn der Kaub zur Nachtzeit geschehen ist. — Sind mehre 
Personen bei dem Verbrechen betheiligt , so unterliegen sie , auch 
wenn sie keine Bande bilden und sich nicht verabredet hatten , der 
peinl. Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X). 

Aim. Alle hei einem Haube liclheilizle l’craonen haften aoliilariscb für den an- 

? gerichteten Schaden , nach §. 62—64. Der lahlungaunffihige RSuber mnaa, 
alla er zur <iivil-Arrefttanten*Conipa^nie verurtheilt wird , den Saliaden- 
eraaU au« seinem Arbeitslöhne leisten. 
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Dritte IJntcrabtbelliins* 

VON DEM DIEBSTAHL. 

$. 2146. Als Diebstahl wird Jede Entwendung fremder, beweglicher 
Sachen angesehen , wenn sie heimlich , ohne Gewallthätigkcit noch 
Drohung verübt und von keinem der Umstande begleitet ist , welche 
den Raubanfall und den Kaub bezeichnen. Bei Bestimmung der Strafe 
des Diebstahls wird, nach Anleitung der §§. 111, 133, 137 und 138, 
auf die erschwerenden und mildernden Umstände und insonderheit 
auf den Grad der Ueberlegung, womit das Verbrechen verübt worden 
ist, so wie auch darauf Rücksicht genommen, ob der Schuldige es 
zum ersten Mal oder öfters begangen hat. 

§.2147. Wenn ein Diebstahl durch mehre zu diesem einzelnen 
Verbrechen oder überhaupt zur Verübung von Diebstählen verbundene 
Personen ausgeführt wird : so unterliegen die Stüter und Anführer des 
Complots und die am meisten Betheiligten der peinlichen Strafe dritter 
Klasse, ersten Grades — Was die übrigen Theilnehmer anbetrüfl, 
so werden Diejenigen, welche beim Diebstahl persönlich mitwirkten 
oder, ohne in die Zahl der Anstifter zu gehören, Andere zur Theil- 
nahme beredeten, so wie auch Diejenigen, ohne deren Mitwirkung 
das Verbrechen nicht hätte vollendet werden können, zur correct. 
Strafe erster Klasse , ersten Grades (XII) verurtheilt. — Diese Strafe 
wird um einen Grad gemildert für solche Theilnehmer, welche weder 
Anstifter waren noch Andere zur Theilnahme überredeten und die bei 
der Verübung des Verbrechens weder persönlich mitwirkten noch zu- 
gegen waren, wenn gleich ihre Abwesenheit nur durch Umstände, 
die nicht von ihrem Willen abhingen, verursacht war ; ebenso für die- 
jenigen Begünstiger, deren Mitwirkung zur Vollendung des Verbrechens 
nicht unumgänglich nöthig war. — Die Strafe wird um zwei Grade 
gemildert für solche Mitglieder des Complots, welche weder Anstifter 
waren noch Andere zur Theilnahme beredeten und die sich, vor Aus- 
führung des Verbrechens, freiwillig von der Theilnahme daran los- 
sagten, Jedoch den Anschlag nicht zeitig anzeigten. 

§.2148. Wer bei Gelegenheit einer Feuers - oder Wassersnoth 
oder irgend eines andern, allgemeinen oder besondern Notbzustandes 
einen Diebstahl verübt, den trifft beim ersten Mal die correct. Strafe 
erster Klasse , zweiten Grades (VIII) , beim zweiten Mal die correct. 
Strafe erster Klasse, ersten Grades (.\11), und beim dritten Mal die 
peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X). 

$. 2149. Der durch Einbruch verübte Diebstahl wird folgender- 
massen bestraft ; 

Wenn der Dieb ein Haus oder anderes Gebäude untergraben, ein 
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Thor oder die äussere Thür eines Gebäudes erbrochen oder einge- 
schlagcn, eine Wand oder ein üach durchbrochen oder irgend einen 
andern Durchbrnch verübt hat ; so wird ihm beim ersten Mal die correct. 
Strafe erster Klasse , dritten Grades (XIV) , beim zweiten Mal 
die correct. Strafe erster Klasse, zweiten Grades (.XIII), und beim 
dritten Mal die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X) 
zuerkannt. 

Geschah der Einbruch bloss dadurch, dass Fenster, innere Thüren, 
Schränke, Kisten oder andere Behälter erbrochen oder beschädigt, die 
an sulchen Behältern befindlichen Schlösser und Siegel gesprengt oder 
abgerissen wurden ; so hat der Schuldige beim ersten Mal die correct. 
Strafe erster Klasse, vierten Grades (.XV), beim zweiten Mal die 
correct. Strafe erster Klasse, dritten Grades (XIV), und beim dritten 
Mal die peinliche Strafe dritter Klasse , zweiten Grades (.X) zn ge- 
wärtigen. 

$.S130. Wer einen verschlossenen Kasten, Koffer oder sonstigen 
Behälter entwendet, auch ohne ihn zu erbrechen oder zu beschädigen, 
und wer einen solchen Behälter vermittelst nachgemachler, angepasster 
oder gestohlener Schlüssel, Haken, Nägel oder anderer Werkzeuge 
öffnet, wird beim ersten Mat zur correct. Strafe erster Klasse, vierten 
Grades (.XV) , beim zweiten Mal zur correct. Strafe erster Klasse, 
dritten Grades (.XIV) , und beim dritten Mal zur peinlichen Strafe 
dritter Klasse, zweiten Grades (.X) verurtheilt. — Diese Strafen werden 
um einen Grad erhöht, wenn der vermittelst angepasster Schlüssel 
oder Dietriche verübte Diebstahl durch einen Scidosser begangen 
wurde. 

§.2i5t. Ist der Diebstahl durch einen Dienstboten, Arbeiter, Hand- 
werksgesellen , Lehrling oder andern Hausgenossen des Bestohlenen 
verübt worden ; so wird der Schuldige fulgendermassen bestraft : 

1. Hat ein solcher Hausgenoss sich mit andern, ausser dem Hause 
wohnenden Personen zu dent Diebstahl verabredet, sie in das zu be- 
stehlende Gebäude geleitet , und den Diebstahl durch Einbruch voll- 
bracht : so erleidet er die peinliche Strafe dritter Klasse, ersten Grades 
(I.X). — Diese Strafe wird um einen Grad herabgesetzt, wenn der 
Diebstahl ohne Einbruch geschehen ist. 

2. Wenn der Hausgenoss den Diebstahl ohne Zuziehung fremder 
Personen aber vermittelst Untergrabung eines Gebäudes, Erbrechung 
eines Thors oder einer äiisscrn Thür, Durchbrechung einer Wand oder 
eines Daches verübt hat : so trifft ihn die correct. Strafe erster Klasse, 
zweiten Grades (.XIII).— Hat er den Diebstahl ohne Zuziehung fremder 
Personen begangen, zu diesem Zweck aber Fenster, innere Thüren^ 
Schränke oder andere Behälter erbrochen oder beschädigt, ein Schloss 
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gesprengt oder ein Siegel abgerissen ; so erleidet er die correct. 
Strafe erster Klasse, dritten Grades (XIV). 

3. Ist der Diebstahl ohne Zuziehung fremder Personen nnd ohne 
Einbruch geschehen, so trilTt den schuldigen Hausgenossen das höchste 
Mass derjenigen Strafe, welche nach den Kegeln des §• 2139 der 
durch ihn verübten Entwendung gebührt. 

^.S1S2. Die Bestimmungen des §. 2131 finden ihre Anwendung 
auch dann, wenn ein Diehstahl in einem Wirthshause, Einkehrhause 
oder in einer andern Anstalt dieser Art durch den Wirth selbst oder 
durch dessen Untergebene verübt wird. 

$.2i5S. Wer Kofl'cr, Felleisen oder Bündel von einem Postwagen, 
Eilwagen oder von andern dnrch die Kegierung oder durch Privat- 
personen für Reisende und zum Gütertransport eingerichtete Fuhr- 
werke entwendet, unterliegt der correct. Strafe erster Klasse , dritten 
Grades (XIV). — Wer dieses Verbrechens zum zweiten Mal überführt 
wird, hat die peinliche Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (.X) verwirkt. 

%.2lS4. Wer Etwas aus einem Privat-Fuhrwerk stiehlt, erleidet 
beim ersten Mal die correct. Strafe erster Klasse, fünften Grades 
(XVI) , beim zweiten Mal die correct. Strafe erster Klasse , dritten 
Grades (XIV), und beim drillen Mal die peinliche Strafe dritter Klasse, 
zweiten Grades (X). 

§. 2 ISS. Wer beim Diebstahl oder beim Versuch dazu mit einem 
Gewehr oder andern zu Tödtungen oder Körperverletzungen geeig- 
neten Werkzeuge versehen war, wird beim ersten Mal zur correct. 
Strafe erster Klasse, vierten Grades (.XV), beim zweiten Mal zur 
correct. Strafe erster Klasse, zweiten Grades (.XIII), und beim dritten 
Mal zur peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X) verur- 
theilt. — Geschah der bewaffnete Diebstahl mit Einbruch, so werden 
die ebengenannten Strafen um einen Grad geschärft. 

§.2156. Die Strafe des Diebstahls wird um einen und nach Um- 
ständen sogar um zwei Grade erhöht, wenn der Dieb sein Gesicht 
und Aussehen durch eine Larve oder auf andere Weise unkenntlich 
gemacht , sich für einen Beamten des Staats oder einer Corporation 
ansgegeben oder , um dafür gehalten zu werden , ein ihm nicht ge- 
bührendes Kleid, Ehrenzeichen oder Amtszeichen angelegt hat. 

§.2 IST. Wer in der Absicht einen Diebstahl zu begehen, unter 
erdichtetem Vorwand , eine fremde Wohnung betritt , erleidet das 
höchste Mass derjenigen Strafe , welche das Gesetz dem durch ihn 
verübten Diebstahl androht. 

§.2158. Wird ein Diebstahl unter Mitwirkung mehrer Personen 
verübt, die sich dazu verabredet haben, ohne eine Bande (§. 1148, 
1149) zu bilden und ohne mit einem andern verbrecherischen Verein 
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in Verbindung zu sieben : so erleiden die Thäter das höchste Mass 
derjenigen Strafe, die der verübten Entwendung nach den Grundsätzen 
der §§. 2148—2157 gebührt. — Waren aber einer oder mehre der 
Diebe bewaffnet oder wurde der Diebstahl mit Einbruch verübt : so 
werden sämmtliche Theilnehmer wie für einen begangenen Raub nach 
§.2143 bestran. ’ 

$.2159. Ist der Diebstahl von keinem der in §. 2147—2158 ge- 
nannten, erschwerenden Umstände begleitet, so wird die Strafe nach 
VerhältnissdesWerthes und jenachdem der Schuldige dieses Verbrechen 
zum ersten Mal oder öfters begangen hat, folgendermassen bestimmt: 

Beträgt der Werth des gestohlenen Gegenstandes nicht mehr denn 
dreissig Rub. , so trifft den Schuldigen beim ersten Mal die correct. 
Strafe zweiter Klasse, vierten Grades (.X.X). Hierbei darf für die von 
Leibesstrafen nichleximirten Personen die drei- bis sechsmonatige 
Arbeitshausstrafe nach §. 84 in Ruthenstrafe verwandelt werden. Beim 
zweiten Mal wird der Schuldige auf sechs Monate bis zu einem Jahr 
in’s Arbeitshaus abgegeben , welche Strafe ebenfalls nach §. 84 in 
Ruthenstrafe umgewandelt werden darf. Beim dritten Mal erleidet er 
die correct. Strafe erster Klasse, vierten Grades (.XV), und beim 
tierlen Mal die correct. Strafe erster Klasse, ersten Grades (.XII). 

Beträgt der Werth der gestohlenen Sache mehr als dreissig aber 
nicht über dreihundert Rub., so erleidet der Thäter beim ersten Mal 
die correct. Strafe erster Klasse , fünften Grades (.XVI), beim zweiten 
Mal die correct. Strafe erster Klasse , vierten Grades (XV) , beim 
drillen Mal die correct. Strafe erster Klasse, ersten Grades (XII). 

Wenn der Werth der gestohlenen Sache die Summe von dreihundert 
Rub. übersteigt, so wird der Schuldige beim ersten Mal zur correct. 
Strafe erster Klasse, vierten Grades (.XV), und beim zweilen Mal zur 
correct. Strafe erster Klasse, ersten Grades (.XII) verurtheilt. 

Anm. Die Kosaken des donischen Heeres werden für einen Diebstahl unter dreis- 
Rul). , beim ersten Mal mit füntundzwaneif^ bis fünfunddreisbig Stock- 
Schlägen bestraft und ausser der Reihe zum Dienst beordert. Bei einem 
Diebstahl, der mehr als dreissig Rub. beträgt, so wie bei wiederholtem 
Diebstahl wird gegen sie nach §. 2159 verfahren. 

$.2160. Nach den Regeln des §. 2159 wird auch Derjenige be- 
straft, welcher Feldfrüchte, Gartengewächse, Ackergeräthe oder Vieh 
(das nicht zu Feldarbeiten dient) von einem Felde , Garten oder 
Weideplatz stiehlt , oder Thiere aus einem eingezäunten Raum, Bienen- 
stöcke mit Bienen, Fische aus einem Teiche u. d. gl. entwendet, wenn 
diese ^ erbrechen weder nach §. 2099 — 2104 als eigenmächtige Besitz- 
ergreifung betrachtet werden können, noch wegen erschwerender Um- 
stände in dieKlasseder in $.2147 — 2158 erwähnten Diebstähle gehören. 
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$. 2161. Wer fremde Eigeiilliums-Urkunden, Messungs-Pläne uder 
soiislige Dokamente in der Absicht entwendet uder vernichtet, sich 
selbst oder einem Andern einen gesetzwidrigen Vortheil zu verschaffen, 
wird, jenachdem die entwendeten Urkunden von Bedeutung sind und 
das Verbrechen mit mehr uder weniger Ueberlegung verübt worden 
ist, und nach Vcrhällniss der übrigen Umstände, entweder zur correct. 
Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (Will}, oder zur correct. 
Strafe erster Klasse, vierten Grades (.W), oder endlich zur peinlichen 
Strafe dritter Klasse , zweiten Grades (.\) verurlheilt. 

$. 2162. Wer neben den Gegenständen, die er zu stehlen gedachte, 
unvorsätzlich auch Urkunden milnimmt, wird nach den allgemeinen 
Kegeln über Diebstahl bestraft. 

%.2165. Wer Papiere entwendet, um irgend ein auf Gewerbe be- 
zügliches Knnstgeheimniss zu erfahren oder Andern mitzulbeilen, er- 
leidet das höchste Mass der Strafe, die dem Diebstahl überhaupt 
angedroht ist. 

%.1264. Wer Papiere in der Absicht entwendet, Familiengeheim- 
nisse zu entdecken und der Ehre oder dem guten Ruf eines Andern 
zu schaden, wird zum Bcsserungshaus verurtheilt und zwar, nach 
Umständen, eidtreder auf ein bis zwei Jahre mit Entziehung der in 
$. 53 genannten Rechte , oder auf sechs Monate bis zu einem Jahr 
ohne Schmälerung seiner Rechte. 

§. 2163. W’er gerichtliche .\ctcn oder amtliche , einer Behörde 
gehörende Schriften aus der einstweiligen Verwahrung einer Privat- 
person entwendet, wird ebenso bestraft, wie nach §. 330 Derjenige, 
der Sülche Papiere aus einem Amlslokal stiehlt. 

§. 2166. Die in der gegenwärtigen Unterablheilung verordneten 
Strafen des Diebstahls werden um zwei Grade geschärft : 1) wenn 
das Verbrechen zur Nachtzeit verübt worden ist.; 2) wenn der Dieb, 
um sein Verbrechen zu begehen, durch ein Fenster oder über eine 
Mauer, einen Zaun oder sonstige Einfriedung gestiegen, oder durch 
einen unterirdischen uder andern geheimen Gang an den Ort gelangt 
ist, wo er gestohlen hat; 3} wenn der Diebstahl in einer Kirche 
geschehen ist, und weder als Kirchenraub noch als Entweihung ge- 
heiligter Gegenstände betrachtet werden kann , so wie auch wenn er 
in einem kaiserlichen Palast, in einer Gerichlsslube, einem Amtslokal 
oder in einer Credit-Anstall verübt worden ist ; 4) wenn der Dieb- 
stalil in Folge eines vorbedachten Entschlusses ausgeführt worden 
ist *) ; 5) wenn eine Sache durch Denjenigen oder durch einen von 

'*') Die im § 6 aurgeslellte Einlheilunj; der vorRÖlilichen Verbrechen wird ini 
ruü». Criminalrecht auch auf den Uiebslahl angewandt, und man unterscheidet 
daher iwiscfaen einer Entwendung, su welcher der Tbfiter durch eine unvorher* 
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Denjcnigea gestohlen wurde, denen sie zum Anfbewahren, Verladen, 
Transportiren oder Versenden anvertraut war ; C) wenn der Dieb eine 
Sache entwendet, von der er weiss, dass sie zum Lebensunterhalt 
ihres liesitzers nothwendig ist ; 7) wenn der gestohlene Gegenstand 
einer Leiche oder todtgeglaubten I’erson abgcnommen wurde. 

Die Strafe des Diebstahls wird um einen Grad erhöht , wenn ein 
Pferd oder irgend ein Arbeits-Vieh gestohlen worden ist. 

§. Sf6*7. Wenn Jemand schon ein- oder zweimal wegen Diebstahls 
bestraft worden ist und ein neues Verbrechen dieser Art begeht : so 
wird er für den letzten Diebstahl , dieser mag an und für sich härter 
oder milder verpönt seyn als die frühem, so bestraft, als habe er 
den schwersten unter allen ihm bis dahin nachgewiesenen Diebstählen 
beziehungsweise zum zweiten oder dritten Mal verübt. *) 

§.St08. Gegen die Theilnehmer am Diebstahl wird nach §.123—13+ 
verfahren. 

§. Wer wissentlich und fortwährend Diebe beherbergt, diese 

mögen eine Bande bilden oder nicht, wird nach §. 1135 bestraft. 

§.2170. Wenn ein Dieb das Gestohlene freiwillig und bevor wegen 
seines Verbrechens eine Untersuchung begonnen hat, dem Eigenthümer 
zurückstellt; so wird seine Strafe, nach Umständen, um zwei oder 
drei Grade gemildert. — Stellt er das Gestohlene zwar freiwillig aber 
erst nach Beginn der Untersuchung zurück: so wird seine Strafe, nach 
Umständen , entweder auf ihr niedrigstes Mass herabgesetzt oder um 
einen Grad gemildert. 

§.2I7i. Die gestohlenen Sachen müssen unverzüglich Denen zu- 
rückgestellt werden, denen sie entwendet worden sind. Für Alles, 
was daran fehlt oder beschädigt ist, haften die Urheber und Theil- 
nehmer des Diebstahls solidarisch. Wer zum Ersatz unvermögend ist, 
muss ihn, falls er zur Civil- Arrestanten- Compagnie oder zum .iVr- 
beitshaus verurtheili wird, aus seinem Arbeitslohn leisten. 

Anm. Kntwenduogen twinchen Eltern und Kindern oder twittcben Eheleuten 
dürfen nur «uf die Klage dei beeinträchtigten TheiU (legeustend gericht- 
licher Untersuchungen werden. 

gesehene ticlegenheit verleitet wird und die er sogleich, ohne weitere Ueber- 
legung, ausführt, und einer solchen, die er nach einem vorher überlegten Ent- 
schluss und IMan in’s Werk setzt. D. Lebers. 

A, B, C seyen verschiedene Arten des Diebstahls, A am härtesten, C am 
mildesten verpönt : so wird der Dieb, der schon wegen C bestraft worden ist, 
und nun den Diebstahl A begeht, so behandelt, als habe er diesen zuin zweiten 
Mal begangen ; wenn er aber für A und Ü schon bestraft worden ist und den 
Diebstahl C verübt, so wird er angesehen, als habe er den Diebstahl A zum 
dritten )lal begangen. X). Ueben. 
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Vierte Vnterabtliellang;. 

VON DER GAUNEREI. 

%.2i7Q. Gaunerei ist die vermittelst Betruges verübte Entwendung 
fremder, beweglicher Sachen. Die Strafe dafür wird, jenachdem das 
Verbrechen mit mehr oder weniger Vorbedacht verübt ward, sowie 
auch nach Verhälluiss der dabei angewandten Mittel und der übrigen 
Umstande bestimmt. 

$. 2173. Wer sich in diebischer Absicht fälschlich für den Bevoll- 
mächtigten, Beauftragten oder Diener eines Andern ausgibt oder einen 
falschen Namen annimint und dadurch Jemand veranlasst, ihm Geld 
oder andere bewegliche Sachen, auf welche er kein Recht hat, ein- 
zuhändigen, erleidet die correct. Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades 
(XVIII). — Hat er sich dabei für den Abgeordneten einer Gerichts- 
oder Regierungsbehörde ausgegeben , oder sich einen ihm nicht zu- 
kommenden Rang beigelegt : so trifft ihn die correct. Strafe erster 
Klasse, fünften Grades (XVI). 

^.2174. Wer, um eine Gaunerei zu verüben, sich nicht bloss für 
einen Abgeordneten der Obrigkeit oder für einen Beamten des Staats 
oder einer Corporation ausgibt, sondern auch eine Uniform oder ein 
zu dem angemassten Beruf gehörendes Ehrenzeichen anlegt, wird 
nach der Regel über Concurrenz der Verbrechen (§. 150) bestraft*). 

^.2173. Wer einem Andern durch arglistige Vorspiegelungen Geld 
oder andere bewegliche Sachen entlockt und diese verschleudert oder 
sich zueignet, unterliegt der correct. Strafe zweiter Klasse, vierten 
Grades (.X.X). 

%.217ß. Diese Strafe trifft auch Denjenigen, der einen Andern 
durch Mittlieiliing falscher Nachrichten veranlasst, ihm oder sonst Je- 
manden ein Geschenk zu machen, eine Sache unter dem Werth zu 
verkaufen oder um einen uiunässig hohen Preis zu kaufen. 

%.2l77. Wer bei Tausch, Kauf oder Verkauf einen Andern am 
Gewicht oder Mass betrügt, eine Sache für eine andere ausgibt, oder 
sonstigen Betrug in .\nsehung der Menge und Beschaffenheit der 
Waare oder bei Berechnung der dafür zu leistenden Zahlung verübt, 
wird wie für einen Diebstahl, nach §. 2159 bestraft. — Demjenigen, 
der sich bei einem sulchen betrüglichen Handel ungestempelter oder 
falscher Masse oder Gewichte bedient, wird, ausser dem höchsten 
Mass der ihm nach §. 2159 gebührenden Strafe, nach §. 1606 — 1608 
eine Geldbusse auferlegt , und sein Gewerbe für eine bestimmte Zeit 
oder auch für immer untersagt. 

^.2178. Wer beim Verwechseln von Metall- oder Papiergeld be- 
trügt, wird ebenfalls nach $. 2159 bestraft. 

*) S. 8. ai5G. 318. D. VeUrt. 
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$.2179. Wer bei einem erlaubten oder unerlaubten Spiel wissent- 
lich falsche Karten, Würfel u. d. gl. gebraucht, seine Mitspieler durch 
Getränke oder andere Mittel berauscht, oder sonst irgend einen Betrug an- 
wendet um sie zu übervortheilen, erleidet, nach Umständen, enhceder 
die correct. Strafe erster Klasse, fünften Grades (.\V1), oder die 
correct. Strafe zweiter Klasse, dritten Grades 

§. 2180. Wer fremde, ihm einstweilen anvertraute Sachen absichtlich 
vertauscht, wird so, als habe er sie gestohlen, nach §. 2159 bestraft. 

$.2181. Die in den §§. 2173—2180 angeordneteii Strafen werden 
um einen Grad geschärft ; 1) wenn das Verbrechen in Folge einer 
Verabredung unter mehren Personen oder mit vorbedachtem Entschluss 
verübt worden ist; 2) wenn der Verbrecher, um den Betrug auszu- 
führen, besondere Werkzeuge zubereitet oder besondere Vorrichtungen 
getrolfen hat ; 3) wenn der Betrüger vermöge seines Berufs und 
Standes oder seines persönlichen Verhältnisses zum Betrogenen be- 
sondere Rechte auf dessen Zutrauen hatte ; 4) wenn eine minder- 
jährige, blinde oder taubstumme Person betrogen wurde ; 5) wenn sich 
Jemand zum zweiten Mal einer Gaunerei schuldig macht. 

$. 2182. Wer sich zum dritten Mal einer Gaunerei schuldig macht, 
erleidet die correct. Strafe erster Klasse, dritten Grades (.MV). 

§. 2183. Wer mehr als dreimal der Gaunerei überführt worden ist, 
wird zur peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (.\) verurtheilt. 

$.2184. Jede in den obigen §§. nicht besonders erwähnte Art der 
Gaunerei wird wie Diebstahl nach §. 2159 bestraR. 

$. 2185. Die nach §.2139 dem Gauner gebührende Strafe wird um 
einen Grad geschärft, wenn der Betrug durch den Sachwalter des Betroge- 
nen oder durch eine zu besonderer Treue verpflichtete Person verübt 
wurde. 

§. 2186. Der Gauner ist zur Rückgabe des Entwendeten und zum 
Schadenersatz nach §. 2171 verpflichtet. 

Anm. Wenn ein Verhrechen dieser Art zwischen Eltern und Kindern oder 
zwisehen Eheleulen heganeen ist : so darf das Gericht nur auf die Klage 
des IleeinIrSchligten einschreilcn. 

§. 2187. Die Strafen für betrügerisches Verfahren bei Verträgen 
werden in den zwei folgenden Ablheilungen bestimmt. 



VIERTE ARTIIEILLI^G. 

ZUEIGNUNG UND UNTERSCHLAGUNG FREMDER 
SACHEN. 

Erste IJiiterabtlieiliiiig. 

BETniiOEBISCHE Zl'EIGNVNG FnEMDEIl IMMOBILIEN 

§. 2188. Wer in der Absicht sich selbst oder einem Andern eine 
fremde, unbewegliche Saehe zuzueignen, falsche Kaufbriefe, Vermes- 
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sungspläne , Grundbücher oder andere Talsche Eigenthnmsurkunden 
verfertigt, wird unter Berücksichtigung der Umstände, nach §.2202— 
2206 bestraB. 

§.2t89. Nach denselben §§. wird Derjenige bestrafl, welcher in 
gleicher Absicht echte Eigenthuins-Urkunden verfälscht. 

§.2tff0. Wer eine Kigenthums-Urkunde, die er als falsch oder ver- 
fälscht kennt, als Beweismittel vor Gericht gebraucht oder sonst zu gesetz- 
widrigen Zwecken anwendet, wird ebenfalls nach §. 2202 — 2206 bestraft. 

§.2i9i. Wenn der einstweilige Besitzer, Nutzniesser oder ver- 
tragmässige Bewohner eines fremden Grundstückes sich in Eingaben 
bei öffentlichen Behörden für den Eigenthümer desselben ausgibt oder 
die Wahrheit sonst auf irgend eine Weise entstellt, um sich das Gut 
zuzueignen : so trifft ihn die correct. Strafe erster Klasse, vierten 
Grades (XV). 

Zweite Unterabtlieiliins. 

o N TEn SCH L Ar.l'N O II I N T E It I. E C T E R SACHEN. 

§. 2t92. Wer eine ihm zur Aufbewahrung oder zu einem bestimm- 
ten Gebrauch anvertraute, fremde Sache verschleudert oder deren 
Rückgabe unter dem ungegründeten Vorwand verweigert, sie nicht 
empfangen, schon zurückgegeben, der Bestimmung gemäss verwendet 
oder zufällig verloren zu haben, wird zum höchsten Mass der in 
§. 2184 und 2185 der Gaunerei angedrohten Strafen verurtheilt. 

Wer eine fremde Sache, die ihm versiegelt zur Aufbewahrung anver- 
traut ist, entsiegelt um sie sich zuzueignen, wird wie für einen vermittelst 
Abreissung fremder Siegel verübten Diebstahl, nach §. 2149 bestraft. 

Dritte IJnterabtlieiluiiK. 

ONTEHSCHLAGIING GEFCNDENER SACHEN. 

%.2l95. Wer eine fremde Sache findet und unterschlägt, während 
es ihm bekannt ist, wem sie gehört, muss sie nicht nur Diesem zu- 
rückgeben und ihm den durch die Unterschlagung verursachten Schaden 
ersetzen, sondern überdem, beim ersten Mal, den zweifachen Werth 
des Gefundenen als Strafe erlegen. Dieselbe Strafe trifft Den- 
jenigen, welcher einen auf fremdem Boden gefundenen Schatz unter- 
schlägt. — Beim zweiten Mal wird der unredliche Finder, unter Be- 
rücksichtigung des Werthes der gefundenen Sache , wie für einen 
ersten Diebstahl, nach §. 2159 bestraft. Dieser für den Wiederho- 
lungsfall bestimmten Strafe unterliegt er aber schon beim ersten Mal, 
wenn er den Fund abgeleugnet oder auf eine in die öffentlichen 
Blätter eingcrückle Aufforderung nicht herausgegeben hat.— Die Strafe 
ist gegen Den, der dieses Vergehens zum dritten Mal überführt wird, 
um einen Grad zu erhöhen. 
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§.8194. Wer eine Sache, deren Eigenihümer ihm nicht bekannt 
ist und deren Werth zehn Rubel oder mehr betragt , in einer 
Stadt findet und unterschlägt, statt den Fund innerhalb dreier Tage 
bekannt zu machen, muss sie dem Eigenihümer zurückslellen oder 
ihn entschädigen, übcrdein aber den Werth des Gefundenen als Strafe 
erlegen. Derselben Strafe unterliegt Derjenige , welcher eine Sache, 
deren Eigenlhiimers ihm unbekannt ist und deren Werth einen Rubel oder 
mehr beträgt, in einem Dorfe oder auf dem platten Lande findet und 
unterschlägt , anstatt den Fund innerhalb dreier Wochen bekannt zu 
machen. Beim ziceilen Mal treffen einen sulchen unredlichen Finder 
die Strafen des ersten Diebstahls nach §. 2159. — Den Beamten und 
den bei der l’olizei angestellten Diener, der eine gefundene Sache 
unterschlägt , trifft jedesmal, ausser der ebenbezeichneten Strafe, auch 
Absetzung vom Amt; ebenso den bei einer ölfenilichen Anstalt oder 
Behörde dienenden Aufseher oder Wächter, welcher eine im Lokal 
dieser Anstalt oder Behörde gefundene Sache unterschlägt. 

Anm. Wenn der Kit^eiiOminer nach dreimaliger in dlTentliihc BIfiUer ein* 
gerückten AulTurderung nicht meldet : ao darf der Ftndcr die gefundene 
Sache als sein Eigenthum behalten (§. 456 des bürgerl. Gesetzbuchs.) 

Vierte lJnterabtliel1iiii|^. 

VEKLETZtSÜ DES EIUENTHl'MS AN G E ISTES VV E n K E N. 

§. fi/Ö.T. Wer ein Werk, das ein Anderer im Fache der Litte- 
ratur, der Wissenschaften oder der Kunst hervorgebracht hat, sich 
zueignet und unter seinem Namen herausgibt, muss den wahren Ur- 
heber desselben entschädigen, und erleidet die correct. Strafe zweiter 
Klasse, zweiten Grades (.Will). 

§.8196. Wer ein fremdes Geistes- oder Kunstwerk, welches er 
als das Eigenthum eines Andern kennt, ohne sich für den Urheber 
desselben auszugeben aber auch ohne Genehmigung des Eigenthümers, 
drucken lässt oder, falls es ein dramatisches oder musikalisches Werk 
ist, öffentlich aufführt und vorträgt, oder, wenn es eine Zeichnung 
oder sonstiges Bildwerk ist, die F..\emplare davon vervielfältigt, hat den 
dadurch veranlassten Schaden zu ersetzen , und wird auf drei Monate 
bis zu einem Jahr zum Besserungshaus verurtheilt. — Dieselbe Strafe 
trifft Denjenigen, welcher eine neue .\usgabe eines fremden Geistes- 
werks oder Kunstwerks ohne Erlaubniss des Urhebers veranstaltet. 
— Wer eine Handschrift oder das Verlagsrecht an einem litterari- 
schen oder künstlerischen Werke verkauft hat, und dann dieselbe 
Handschrift oder dasselbe Verlagsrecht, ohne Genehmigung des Käu- 
fers, noch einer andern Person verkauft, wird, falls bei diesem 
Handel nicht etwa eine Fälschung oder sonst ein Betrug stattge- 



Digitized by Google 




410 e« 

funden hat*), ebenfalls zum Schadenersatz und auf drei Monate bis 
zu einem Jahr zum Besserungshaus verurtheilt. 

§.2197. Wer aus litterarischen Werken oder Kunsterzengnissen, 
an denen ein Anderer ein ausschliessliches Eigenthumsrecht hat, ein- 
zelne Theile copirt und seinen eigenen Schriften oder Kunstwerken 
einverleibt, dabei aber das vom Gesetz bestimmte Mass überschrei- 
tet, muss, auf die Klage des Beeinträchtigten, den zweifachen Werth 
der ganzen Auflage seines plagiarischen Werkes als Strafe erlegen. 



FÜNFTE ABTHEILFNO. 

VON DEN AUF VERTBÄGE BEZÜGLICHEN VERBRECHEN. 



Krste IJnterabtlielliins. 

AM.GEMEINE B EST I M M D N G E N. 

1. Fon (fern bet Verträgen angewandten Zwange. 

§. 2198. Wer einen Andern durch Gewalt oder Drohungen nöthigt 
eine Schrift zu unterschreiben oder eine Urkunde herauszugeben oder 
zu vernichten, und auf diese Weise entweder eine das Vermögen des 
Genöthigten belastende Verpflichtung zu übernehmen oder sich einer 
zu dessen Vermögen gehörenden Berechtigung oder Forderung zu be- 
geben, unterliegt der peinlichen Strafe dritter Klasse, zweiten Grades (X). 

§. 2199. Wer bei dem in §. 2198 bezeichneten Verbrechen kör- 
perliche Misshandlungen, Martern, Freiheitsberaubung oder Gewalt- 
thätigkeiten anwendet, die das Leben oder die Gesundheit des Andern 
gefährden, wird wie für einen Raubanfall (§. 2130—2137) bestraft. 

II. Von der betrüglichen Verleitung zu Verträgen. 

§.2200. Wer einen Andern, durch arglistig beigebrachte falsche 
Nachrichten oder lügenhafte Verheissungen, zu einem für dessen Ver- 
mögen nachtheiligen Vertrag oder Unternehmen verleitet, wird, mit 
Entziehung der in §. 53 genannten Rechte, auf ein bis zwei Jahre 
zum Besserungshaus verurtheilt. 

Diese Strafe ist um einen Grad zu erhöhen, wenn der Betrug durch 
den Vormund, Curator, Sachwalter, Bevollmächtigten oder Handels- 
compagnon des Betrogenen , durch eine von ihm zum Schiedsrichter 
gewählte Person, durch einen beeidigten Taxator, durch einen von 
der Regierung oder von einer Corporation bestellten Sachverständigen 
oder endlich durch ein Individuum verübt wurde, welches wegen sei- 
nes Berufs oder seiner persönlichen Beziehungen zum Betrogenen 
besondere Rechte auf dessen Zutrauen besass. — Hat aber der Betrüger, 

*j Der eine härtere Strafe bedingen würde. D. Uebers. 
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um den Betrug auszuführen, sich für einen Staats- oder Corporations- 
Beamten ausgegeben, Urkunden gefälscht, falsche Urkunden oder 
untergeschobene Handelsbriefe wissentlich gebraucht, oder die Ur- 
(heilskraft des Betrogenen durch berauschende oder betäubende Mittel 
geschwächt : so trifft ihn die correct. Strafe erster Klasse , fünften 
Grades (XVI). 

$. 2201. Wer die Unerfahrenheit einer minderjährigen Person be- 
nutzt, um sie durch Betrug und lügenhafte Verheissungen zur Ein- 
gehung eines ihr Vermögen betreffenden Vertrags zu bewegen , zu 
welchem ein Minderjähriger nicht befähigt ist, wird, nach Umständen, 
auf sechs Monate bis zu einem Jahr zum Besserungshaus, oder auf 
drei bis sechs Monate zum Gefängniss verurtheilt. Uas so abgeschlossene 
Geschäft ist nichtig, und der Minderjährige zu keiner Entschädigung 
verpflichtet. — Der Staats- oder Corporations-Beamte , der sich ein 
solches Vergehen zu Schulden kommen lässt, wird, neben der eben- 
genannten Strafe , vom Amt abgesetzt. 

III. Urkundenfälschung in Privatsaeken. 

$. 2202. Wer eine belrüglich verfertigte Urkunde bei einem Notar 
oder Makler oder in einer Urkunden-Expedition zur Beglaubigung ein- 
reicht oder mit einer gefälschten Beglaubigung versieht, oder eine 
echte Urkunde durch Correcturen oder Abänderungen verfälscht, er- 
leidet, nach Umständen, entweder die peinliche Strafe dritter Klasse, 
zweiten Grades (X), oder die correct. Strafe erster Klasse, vierten 
Grades (XV). — Dieselben Strafen treffen Denjenigen, welcher in einer 
Urkunden-Expedition oder bei einem Notar oder Makler eine Urkunde 
beglaubigen lässt, die er im Namen eines Andern, ohne dessen Voll- 
macht oder wissentlich auf dem Grund einer schon erloschenen oder 
falschen Vollmacht oder unter erdichtetem Namen abgefasst hat. 

§.220S. Denselben Strafen unterliegt Derjenige, welcher ein fal- 
sches, wenn gleich aussergerichtliches Testament unterschiebt oder 
eine echte Urkunde dieser Art durch Correcturen oder auf andere 
Weise verfälscht. 

%.2204. Wer irgend eine andere von denjenigen Privaturknnden 
fälscht, die bei bürgerlichen Streitsachen als Beweismittel gelten, ver- 
fallt in die correct. Strafe erster Klasse, fünften Grades (XVI). — 
Derselben Strafe unterliegt Derjenige , welcher das Siegel oder den 
Stempel einer Privatperson in eigennütziger oder anderer, gesetz- 
widriger Absicht nachmacht. 

$. 2206. Die im $. 2204 verordnete Strafe wird auch Demjenigen 
zuerkannt , der in eigennütziger Absicht einem Blinden eine Urkunde 
zur Unterschrift vorlegt , welche dieser nicht genehmigt hat. 

27 
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$. 2206 . Die in $. 2204 angeordnele Strafe wird um einen Grad 
gegen Denjenigen erhöht, welcher ein ihm anvertrautes Blauket miss- 
braucht um darauf, gegen den Willen Dessen, der es unterschrieben 
hat, etwas diesem Nachtheiliges oder auf seinen eigenen Nutzen Ab- 
zweckendes zu schreiben. 

$. 2207 . Wer wissentlich eine gefälschte Urkunde als Zeuge unter- 
schreibt, wird als Theilnehmer an der Fälschung, unter Berücksichtigung 
des §. 125, nach J. 2202—2206 besraft. 

$. 2208 . Den in $. 2202 — 2206 angeordneten Strafen unterliegt 
auch Derjenige, der wissentlich eine durch andere Personen gefälschte 
Urkunde zu seinem Nutzen anwendet. 

$. 2209 . Wer wissentlich eine gefälschte Urkunde an sich bringt*} 
oder einem Andern zu einem gesetzwidrigen Gebrauch überlässt, wird 
als Theilnehmer an der Fälschung bestraft. 

Zweite Viiterabthellung;. 

VONDEN ADF EI N Z E L .\E ARTEN VON VERTRÄGEN 
BEZli GEICH EN V ERDRECHEN. 

II. Verbrecherischer Kauf und Verkauf. 

$. 2210 . Wer einen Gegenstand, den er schon verkauft hat, arg- 
listiger Weise einer dritten Person verkauft, unterliegt, neben der 
Verpflichtung zum Schadenersatz, der peinlichen Strafe dritter Klasse, 
zweiten Grades (X). - Diese Strafe trifft auch Denjenigen , welcher 
arglistiger und unbefugter Weise einen ihm nicht gehörenden Gegen- 
stand oder einen fremden Leibeigenen oder eine gar nicht e.xistirende 
Sache verkauft. •*} 

$. 2211 . Wer wissentlich ein unter Beschlag oder unter vormund- 
schaftlicher Verwaltung befindliches Gut (welches nicht etwa bloss 
wegen Missbrauchs der gutsherrlichen Gewalt einer Vormundschaft 
übergeben worden ist) verkauft , und dabei die Beschlagnahme oder 
das Bestehen der Vormundschaft dem Käufer und der Behörde , die 
den Kauf zu bestätigen hat, verschweigt, wird zum Schadenersatz und 
zur correcl. Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades (.Will) verurtheilt. 
Ist er nicht im Stande den Schaden zu ersetzen, so haften dafür die 
Glieder und der Sekretär der Behörde, welche den Kauf bestätigt hat. 

§. 2212 . Wer eine entwendete Sache wissentlich von dem Ent- 
wender übernimmt und weiterverkauft, wird als Begünstiger der Ent- 
wendung bestraft, und muss den Käufer entschädigen. — Die Strafe 
Desjenigen, der eine Sache verkauft, welche er selbst entwendet oder 
unterschlagen hat, ist nach der Kegel über Concurrenz der Verbrechen 
(S. 156) zu bestimmen. 

°) um MO 7.U einem gesetzn idrigen Zweck «nzuwenden. 

S. 8. 2175. D. Vrbfrj. 
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S- 2215. Wer eia unbewegliches Gul von einer Person kauft, von 
der er weiss, dass sie weder Eigenlhümer des Guts noch Bevoll- 
mächtigter des Eigenthümers ist, wird als Thcilnehmer am gesetz- 
widrigen Verkauf einer fremden Sache bestraft. — Wer eine bewegliche 
Sache kauft, von der er weiss, dass sie entwendet worden ist, wird 
als Theilnehmer an der Entwendung bestraft. — ln jedem Fall muss 
der so gekaufte Gegenstand dem Eigenthümer unentgeltlich zuruck- 
gestellt werden. 

§. 2214. Wer einer Person, von der er weiss, dass sie unmündig 
oder minderjährig ist, eine Sache abkauft, ohne dazu die gesetzlich 
erforderliche Einwilligung des Vormunds oder Curalors einznholen, 
muss den gekauften Gegenstand unentgeltlich zurückgeben, und wird 
mit drei- bis sechsmonatiger Gefängnissstrafe belegt. 

II. V erbrechen bet Leih Mielh - und IJinlerleyunysverlräffen. 

§.2215. Wer unbefugt eine fremde Sache ausleihct oder vermiethet, 
haftet dem Eigenthümer für den Schaden, und wird, nach Massgabe 
des Werths der Sache, mit sieben Tagen bis zu drei Wochen .\rrest 
oder mit einer Geldbu.ssc von zehn bis fünfzig Rüb. belegt. — Gegen 
Den, der unbefugt und in eigennütziger .\bsiclil eine fremde Sache ver- 
miethet. wird wie gegen den Gauner, nach §. 218i u. 2tH5 verfahren. 

§. 2216. Die Strafe Desjenigen , der eine ihm zur Aufbewahrung 
oder zu einstweiliger Benutzung übergebene Sache unbefugter Weise 
und vorsätzlich beschädigt oder zerstört, wird nach §. 2100—2127 
bestimmt und ihm jedesmal im höchsten Masse zuerkannt. 

lil. y erbrechen beim Darleihe-Vertrag. 

§. 2217. Wer ein schon verprändetes, unbew egliches Gut norhein- 
mal verpfändet, wer unbefugt ein fremdes, oder gar nicht e.vistirendes, 
oder unter Beschlag oder vormundschaltlicher Verwaltung beOudliches 
Gul (weiches nicht etwa bloss wegen Missbrauch der gutsherrlichen 
Gewalt einer Vormundschaft übergeben worden ist) verpfändet, und 
die Beschlagnahme oder das Bestehen der Vormundschaft verheimlicht, 
und wer wissentlich eine entwendete Sache verpfändet , wird ebenso 
wie der Verkäufer solcher Sachen, nach §. 2210—2212 bestraft. 

Wer wissentlich eine entwendete Sache als Pfand annimint, erleidet 
dieselbe Strafe, die im §. 2213 dem Käufer einer solchen Sache 
angedroht ist. 

Wer Kenntniss hat von dem bei einem Pfandkontrakt verübten Be- 
trüge , und den Vertrag dennoch als Zeuge beglaubigt , verralll in 
die Strafe, welche den Theilnehmer am Betrüge trifft. 

§.2218. Der Gläubiger, der böswillig es unterlässt eine empfan- 
gene Abschlagzahlung auf dem Schuldschein anzumerken , oder der 

27 * 
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nach Empfang der vollen Zaiilung sich weigert dem Schuldner den 
Schuldschein zurückzugeben oder eine Quittung auszustellen , oder 
der ihm die als Pfand empfangene Sache, in der Absicht sie sich 
zuzueignen oder einem Andern zu überliefern, vorenthält, bat die 
Strafe der Gaunerei (§. 2184 und 2185) zu gewärtigen. 

%.il219. Wer eine ihm zum Pfand gegebene Sache nnterschlägt, 
absichtlich zerstört oder , ohne Genehmigung des Eigenthümers, im 
Werth verringert, wird entweder nach §. 2123 für Zerstörung, oder 
nach $. 2192 für eigenmächtige Zueignung einer fremden Sache bestraft. 

$. 22S0. Wer sich für ein Gelddarlehn höhere als die gesetzlichen 
Zinsen zahlen lässt, muss jedesmal den dreifachen Betrag der emp- 
fangenen Wucherzinsen als Geldbusse erlegen , und wird überdem 
beim zweiten Mal mit drei Wochen bis zu drei Monaten Arrest, und 
beim drillen Mal mit einem bis zwei Jahren Gefängniss belegt. 

A«m. Den adeligen Vormundschafladnitern ist es erlaubt , I’upillengelder za 
böhern als den gesruliihen Zinsen auszuleihen. 

$. 222i. Wer von einer Militärperson niedern Ranges Waffen, 
Kleidungs- oder Munitionsstücke, die dem Staat zugehören, als Pfand 
annimmt , muss diese Gegenstände unentgeltlich zurückliefem und 
deren dreifachen Werth als Strafe zahlen. 

IV. Vergehen der Mandatare, 

§. 2222. Der Mandatar, der seine Vollmacht böswillig überschrei- 
tet, seinen Bevollmächtiger im Einverständniss mit dessen Gegner 
beeinträchtigt , oder bei Verwaltung eines ihm anvertrauten Gutes seine 
Gewalt zum Nachtheil des Committenten missbraucht, hat den Schaden 
zu ersetzen und die in §. 2185 angedrohte Strafe zu gewärtigen. 

§. 2225. Der Mandatar, welcher die ihm anvertrauten Urkunden 
oder Papiere dem Gegner seines Bevollmächligers überliefert oder 
auch nur mittheilt, ohne dazu von diesem ermächtigt noch von einer 
Gerichtsbehörde angewiesen zu seyn, und der dadurch den Commit- 
tenten beeinträchtigt, wird, neben Verpllichtung zum Schadenersatz, 
nach Umständen , mit drei Monaten bis zu einem Jahr Gefängniss 
bestraft, oder, falls er es in eigennütziger oder sonst widerrechtlicher 
Absicht gethan hat, zur correct. Strafe erster Klasse, fünften Grades 
(.XVI) vcrurtheilt. 

§. 2224. Den Mandatar , welcher die ihm anvertrauten Urkunden 
oder andern Gegenstände bö.swillig zerstört, beschädigt, unterschlägt, 
verschleudert oder sich zueignet, trifft das höchste Mass der Strafen, 
welche in §.2123, 2124 und 2192 solchen Vergehen im .Allgemeinen 
angedroht sind. 
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N<* fl. Anlage zu g. flO. 

f'o» den Personen, die von Leibesstrafen befreit sind. 

Unter der Benennung „Leibesstrafen“ sind zu verstehen: 1) die 
Brandmarkung ; 2) die Pcitschenstrafe ; 3) das Spiessruthenlaufen; 
4} Stockschläge; 5) die Rulhenstrafe ; 6) das Anlegen von Fesseln. 

Anm. All VorsichUmassrcgel ist verordnet, den zur Strafe Gefangenen das Haar 
▼on der einen Seile des Hauptes abzuscheren. Gegen Personen, die von 
Leibesslrafen frei sind, und gegen Frauenspersonen Oberhaupt wird diese 
Massregel nicht angewandt. 

B. Von Leibesslrafen sind frei: 

1. Die Erbadeligen. 

2. Die persönlich Adeligen. 

3. Die ansländischen Edelleute. 

4. Die Weltgeistlichen der rechtgläubigen Kirche. 

5. Die Ordensgeistlichen der rechtgläubigen Kirche. 

6. Die Geistlichen der römisch-katholischen, armenisch-gregoria- 
nischen, armenisch-katholischen und protestantischen Kirchen. 

7. Die Klostergeistlichen der römisch-katholischen, armenisch-gre- 
gorianischen und armenisch-katholischen Kirchen. 

8. Die Sultane der Kirgisen. 

9. Die Personen, weiche das erbliche Ehrenbürgerrecht gemessen. 

10. Diejenigen, welche das persönliche Ehrenbürgerrecht genies- 
sen, und die in den Gouvernements LieDand, Esthland und Kurland 
sogenannten Litteraten und Exemten. 

11. Die ausländischen Gäste und die Kaufleute der ersten und 
zweiten Gilde dürfen für Vergehen, welche sie verübt haben während 
sie zn einer dieser Gilden gehörten, nicht mit Leibesstrafen belegt 
werden, wenn sie gleich in der Folge aus dieser Gilde ausgetreten 
sind. 

12. Die besitzlichen Noyone und Saissane bei den Kalmüken. 

13. Die Wittwe eines erblich oder persönlich Adeligen bleibt von 
Leibesstrafen frei, auch wenn sie einen Nicht-Adeligen heirathet. 

14. Die Ehefrauen der zur rechtgläubigen und zur armenisch-gre- 
gorianischen Kirche in Russland gehörenden Geistlichen ; die Ehefrauen 
der protestantischen Geistlichen, so wie Derer, die das erbliche oder 
persönliche Ehrenbürgerrecht geniessen, der ansländischen Gäste, der 
kalmükischen besitzlichen Noyone und Saissane und der Kaufleute 
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erster und zweiter Gilde. Die Wittwen aller dieser Personen geniessen 
dieE.xemtiun solange sie sich nicht mit einem Nicliteximirten verehelichen. 

15. Die Kinder der zur rechtgläubigen oder zur armenisch- gre- 
gorianischen Kirche gehörenden Geistlichen sind von Leibesstrafen 
frei , selbst wenn sic zu einer Zeit geboren wurden , wo ihre Väter 
die Priesterweihe noch nicht empfangen hatten sondern erst Kirchen- 
diener Maren. 

16. Die Kinder der protestantischen Geistlichen. 

17. Die Kinder der kalmükischen, besitzlichen Noyonen so wie 
der Saissanen, die erbliche Aimaks besitzen. 

18. Die noch nicht abgelheilten Kinder der Kaufleute erster und 
zweiter Gilde. 

19. Die im technologischen Institut als Zöglinge , Pen.sionäre 
oder Ilalbpensionäre der Krone unterrichteten Söhne von Kaufleuten 
dritter Gilde, von Burgern, Handwerkern und andern freien Leuten 
niedern Standes geniessen diese Exemtion, wenn sie ihren Lehrgang 
im Institut mit Erfolg beendigt und aus demselben mit belobenden 
Sittenzeugnisseu , als Meister oder Gesellen entlassen worden sind. 

20. Die als Pensionäre im technologischen Institut unterrichteten 
Kronbaiiern, welche zwölf Jahre tadellos gedient haben; ebenso deren 
Kinder, wenn diese im Dienstfache des Vaters bleiben. 

21. .Vlle Personen freien, wenn gleich steuerpflichtigen Standes, 
welche einen Lehrgang in den Keal-Klassen eines Gymnasiums oder 
einer Kreisschule mit Erfolg beendigt haben, und daraus mit belo- 
benden Sittenzeugnissen entlassen wurden sind. 

22. Die Zöglinge der Laudmesserschule , welche den Lehrgang 
mit Erfolg beendigt haben, und mit guten Sittenzeugnissen entlassen 
worden sind. 

23. Die als praktische Landwirthe entlassenen Zöglinge der Land- 
wirthschafls-Schule zu Goriguretz. 

24. Die mit guten Zeugnissen entlassenen Zöglinge der Handels- 
navigations-Schulen zu St. Petersburg und Cherson ; ebenso deren 
Söhne, wenn diese sich der SchilTfahrt widmen, in einer Schule 
unterrichtet worden sind und daselbst ein Examen bestehen. 

25. Die als geprüfte Gärtner entlassenen Zöglinge der Gärtner- 
schule zu Odessa, und die als geprüfte Meister entlassenen Zöglinge 
der Handwerkerschule zu Moskau. 

26. Die Dorfschulzen in den Staatsdomänen, in den Apanage- und 
Palastgütern so wie in den zu den kaiserlichen Stutereien gehören- 
den Gütern geniessen die Exemtion , wenn sie die silberne Medaille 
für untadelhaften, neunjährigen Dienst oder für besondere Auszeich- 
nung erlangt haben. 
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27. Die Dorfschulzen, denen das Donat-Kreoz des Johanniter-Ordens 
verliehen ist. 

2S. Die Dorfschreiber in den Krondörfern, wenn sie die silberne 
Medaille für zwolijährigen , untadelhaflen Dienst erlangt haben. 

21). Die in der Stadt Neshin ansässigen und als russische Unter- 
thanen beeidigten Griechen. 

30. Die vornehmem Glieder der muhammedanischen Geistlichkeit, 
nämlich: Der Mufti, der Kadi-Esker und die Kadis in Taurien, und 
der Mufti in Orenburg. 

31. Der Hacham als Oberhaupt der karaitischen Geistlichkeit in 
Taurien und in Odessa. 

32. In den Ansiedelungen der Juden wird die Exemtion den 
Rabbinern zu Theil , wenn sie, nach dreijähriger, tadelloser Amtsfüh- 
rung, durch ihre Gemeinde abermals zu Rabbinern gewählt und als 
solche bestätigt werden. 

33. Die-angesiedelten Juden, die sich als gute Landwirthe aus- 
zeichnen und mit der goldenen oder silbernen Medaille beschenkt 
worden sind. 

34. Die sogenannten Bojarinaschi in Bessarabien. 

35. Jede Person, die das siebzigste Lebensjahr zurückgelegt hat. 

36. Die UnterolTiziere, welche auf den Ofliziersrang freiwillig ver- 
zichtet haben und die silbergewirkte Degenquaste tragen dürfen. 

37. Die Militärpersonen niedern Grades, die das militärische Ehren- 
zeichen, oder den .\nnenorden oder die Medaille „für Menschenrettung'' 
oder „für Pflichttreue'' besitzen. 

38. Alle Personen, denen die Medaille „für Menschenrettung“ er- 
theilt ist. 

Wenn eine von den unter 36, 37 und 38 bezeichneten Per- 
sonen ein Verbrechen begeht, dem das Gesetz eine körperliche Strafe 
androht : so bleibt sie mit dieser verschont, wird aber der Degen- 
quaste oder des Ehrenzeichens verlustig erklärt. Die in sulchen Fäl- 
len gesprochenen Urtheile müssen jedesmal zur Allerhöchsten Be- 
stätigung gebracht werden. Wenn Derjenige, der auf solche Weise 
seine Ehrenzeicheii verloren hat, ein neues Verbrechen verübt; so 
wird er als ein Nichteximirter behandelt. 

C. Von Leibesstrafen sind ferner befreit, jedoch nur für solange, 
als sie im Dienste stehen: 

1. Bürger, welche in einer städtischen Corporation zu einem mit 
Klassenrang verbundenen Amt gewählt sind. 

2. Die .Vufseher in den Poststationen. 

3. Die Livreebedienten am Hofe Sr. Kaiserlichen Majestät, d. h. 
die Lackeien, die Briefträger und andern hohem Diener. 
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4.' Die Beisitzer und Ehrsamen in deu Banerngerichten der Kron- 
dörfer und Apanagen. 

D. Kaufleute dritter Gilde und Bürger dürfen nur dann zu einer 
Leibesstrafe verurtheilt werden, wenn sie eins von den Verbrechen 
begangen haben, auf denen peinliche Strafen oder correctionnelle 
Strafen erster oder zweiter Klasse oder die Strafe des Besserungs- 
hauses nebst Entziehung der in $. 53 genannten Rechte stehen. 

E. Ebenso dürfen die zu Mitgliedern oder Schreibern der Bezirk- 
und Dorfverwallungen gewählten Bauern und alle durch ihren Stand 
nichtex'unirte Personen, denen der Monarch für geleistete Dienste 
Ehrenzeichen, Ehrenkaftane oder Medaillen verliehen hat, nur dann 
zu einer Leibesstrafe verurtheilt werden, wenn sie eins von den un- 
ter lit. D bezeichneten Verbrechen begangen haben. Auch müssen 
solche Urtheile jedesmal zur Allerhöchsten Bestätigung gebracht werden. 

F. Abgedankte Militärpersonen niedern Ranges, die mit Aermel- 
sparren, Medaillen oder Ehrenzeichen belohnt worden sind, dürfen 
ebenfalls nur kraR richterlichen Spruchs und auch nur für die unter 
lit. D bezeichneten Verbrechen einer Leibesstrafe unterworfen werden. 
Vor Vollziehung derselben muss das Gericht sie ihres Unteroffiziers- 
Ranges, sowie ihrer Aermelsparren und Ehrenzeichen verlustig erklären. 

IV** 9 . Anlage sn §. 03. 

ln Folge eines Allerhöchst genehmigten Vertrags des Medizinal- 
raths dürfen Personen, die an einer der hiernach benannten Krank- 
heiten leiden, zu keiner Leibesstrafe verurtheilt werden. 

Benennung der Krankheiten. 

1. Fallsucht (Epilepsie). 

2. Unbeweglicher Eingeweidebruch. 

3. Innere und äussere Aneurysmen. 

4. Brustbräune (angina pectoralis). 

5. Engbrüstigkeit (Asthma), wenn sie durch Verhärtung oder Ge- 
schwüre in der Lunge, durch öfteres Blutspeien, durch Brustwas- 
sersucht oder durch eine starke Verkrümmung des Rückgrathes ver- 
anlasst worden. 

6. OeRere Anlalle des Blutschlagflusses mit fortdauernder Nei- 
gung dazu. 

IV'’ 3. Anlage zu §. tOi. 

Blödsinnige und wahnsinnige Personen, die einen Todtschlag ver- 
übt oder versucht oder einen Versuch zum Selbstmorde gemacht 
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haben , werden von der Medizinal-Behörde untersucht. Diese hat sich 
dabei nach den Instructionen des Medizinalrathes und nach den 
S§. 337—351 des bürgerlichen Gesetzbuchs zu richten. 

Wer in Folge dieser Untersuchung durch den dirigirenden Senat 
für blödsinnig oder wahnsinnig erklärt worden ist, wird in ein Irren- 
haus abgegeben, und darf aus demselben nicht ohne Genehmigung 
der hohem Obrigkeit entlassen werden. — Zeigt sich nach erfolgter 
Genesung, während zwei Jahre, kein neuer Anfall von Geistes.störung, 
so wird der Genesene, nach genauer Untersuchung, aus dem Irrenhause 
entlassen , und die curatorische Verwaltung seines Vermögens, nach 
§. 350 des bürgerlichen Gesetzbuchs , aufgelöst. — Der dirigirende 
Senat, dem in Sachen dieser Art die endliche Entscheidung zusteht, 
darf die zweijährige Obsen'atiunsfrist zu Gunsten des Genesenen ab- 
kürzen , und , falls besondere Gründe dazu vorliegen und bei genü- 
gender Sicherheit gegen schädliche Folgen, ihn seinen Verwandten ab- 
geben. Diese sind zu sorgfältiger Beaufsichtigung desselben zu ver- 
pflichten, und müssen, sobald sich Anzeichen wiederkehrenden Wahn- 
sinnes zeigen, die gehörigen Vorsichtsmassregeln ergreifen oder den 
Kranken wieder in das Irrenhaus abliefern. 

4. Anlage zu §• 4 93« 

Die Wirksamkeit des gegenwärtigen Strafgesetzbuchs erleidet bei 
einigen fremden Volksstämmen in Sibirien, in den Gouvernements 
Archangel , Orenburg und Astrachan , in der Provinz Kaukasien und 
in Transkaukasien folgende Einschränkungen : 

A. Bei den fremden Volkstl'ätnmen in Sibirien. 

1. Bei den hernmziehenden Hirtenvölkern in Sibirien werden ge- 
ringe Vergehen nach den Gewohnheiten dieser Völker bestraft, und 
die allgemeinen Gesetze des Reichs nur bei wichtigem Verbrechen 
zur Anwendung gebracht, namentlich bei Aufrahr, Mord, Raub, Ge- 
waltthätigkeit , Münzfälschung, Diebstahl, wenn er an Krons- oder 
Gemeinde-Eigenthum begangen ist, und bei Defraudationen des Brant- 
wein - oder Salz-Monopols. Wenn jedoch die Angehörigen dieser 
Volksstämme ausserhalb ihrer gewöhnlichen Lager- und Weideplätze, 
in Städten oder Dörfern, Verbrechen verüben: so werden sie nach 
den allgemeinen Gesetzen gerichtet, und, falls diese dem begangenen 
Verbrechen die Strafe des Militärdienstes androhen, auch unter die 
Soldaten abgegeben, wiewohl jene Völkerschaften sonst von der 
Militärpflcht frei sind. 

2. Bei den sibirischen Kirgisen gründet sich die Rechtspflege im 
Allgemeinen auf ihre eigene Gesetze und Gewohnheiten. Doch werden 
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sie rür Landesverrath, Mord, Raub, Raubzüge und Widersetzlichkeit 
nach den Gesetzen des Reiclis bestraft. 

3. Die Tschukt.sclien und andern, den Lokalbehörden noch nicht 
förmlich untergeordneten sibiri.schen Stämme befolgen in Rechtssachen 
ihre besondern Gewohnheiten, und werden nur dann nach russischem 
Gesetz bestraft, wenn sie ausserhalb ihrer gewöhnlichen ^^ohnsitze 
Mordthaten oder Gewaltthäligkeiten verüben oder die Kronmonopole 
beeinträchtigen. 

B. Bei den Hirtenvölkern de» Hatikasu» werden Raub, 
Diebstahl, dessen Gegenstand nicht über dreissig Rub. beträgt und 
der nicht zum dritten Mal verübt ist, und geringere Vergehen, durch 
die Gemeindegerichte unter Zuziehung der Gemeindevorsteher abgeur- 
theilt, und, nachdem das Urlhed durch den zuständigen l’olizeibeam- 
len bestätigt worden, mit einer körperlichen Strafe, die jedoch nie- 
mals hundert Ruthenstreiche übersteigen darf, geahndet. Mord, Raub- 
anfalle, Gewaltthäligkeiten, Rrandsliflungen , Münzfälschung, I’ferde- 
und Viehdiebslahl , wenn dessen Werth dreissig Rub. übersteigt oder 
wenn er zum dritten Mal verübt ist, werden nach den allgemeinen 
Gesetzen des Reichs bestraft. 

C. Itei den nomadischen lialmüken , itn Lande der 
dänischen Kosaken wird über A'iehdiebslahl , Raub und soiislige 
Entwendungen, wenn der Gegenstand nicht über dreissig Rub. be- 
trägt und der Dieb nicht öfter als dreimal gestohlen hat, so wie über 
geringere Vergehen, in den Gerichlsversammlungen des Lagers, unter 
Zuziehung des Noyons oder Oberhauptes und des Lageraufsehers, 
nach den eigenen Gesetzen dieses Volkes abgeurlheilt. Nach den 
Gesetzen des Reichs werden folgende Verbrechen bestraft; Landes- 
verrath, Widersetzlichkeit, Aufruhr, boshafte Entweichung in's Aus- 
land , Mord , Raubanfälle , Gewallthätigkeiten , verbrecherische Ver- 
eine , Münzfälschung und Diebstahl, wenn er öfter als dreimal begangen 
worden ist. 

B. Die fremden Volksslämme in Transkaukasien , näm- 
lich in der Landschaft Borlschala des Tifliser Kreises , in den 
Districlen Elisabelpol, Alexandropol, Erivan und Nachitschewan des 
Grusino-Imerelischen Gouvernements, in den Districten Schekin, Schir- 
wan, Karabag, Baku, Kuba und Derbent der kaspischen Provinz, die 
zu dieser Provinz gehörenden Stämme und Völker Dagestans, ferner 
die Osseten , die in den Gebirgen , an der grusinischen Heerstrasse 
wohnenden Tuschinen, Tmaven und Chewsuren haben für Sachen von 
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geringem Belang ihre eigene Rechtspnege. Für Enlwendnngen bis zu 
l’unf Itiib., Ungehursam, Trunkenheit, Störung der ölTenllichen Ordnung 
und ähnliche Vergehen werden die Schuldigen durch die Häuptlinge 
des Stammes und durch die Dorfältesten zum Schadenersatz und zu 
leichten polizeilichen Strafen vcrurtheilt. Auch beim Raub, Diebstahl 
und bei der Gaunerei findet kein förmliches Gerichtsverfahren statt, 
wenn diese Verbrechen zum ersten oder zweiten Mal begangen sind 
und der Werth der entwendeten Sache weniger als dreissig Hub. be- 
trägt; das vom zuständigen Resicrungsbeumten zu bestätigende Urtheil 
lautet in solchen Fällen, nach Massgabe der Schuld, auf Ruthenstrafe 
oder auf Stockschlägc ; jedoch dürfen nie mehr denn hundert Hiebe 
zuerkanut werden. — Lieber schwerere Verbrechen, wie: Entwendung 
von mehr denn dreLssig Kiib., dritter Diebstahl, Raubanfall und Tödtung, 
wird nach den allgemeinen Gesetzen des Reichs abgeurlheilt. 

K. Die tm 3lesenscheH Kreise des Gouvernements Arch- 
angel rvohnhaften Satnojeden werden nur bei schweren Verbrechen 
nach den allgemeinen Gesetzen des Reichs bestraft. Als schwere 
Verbrechen gelten bei ihnen Aufruhr, Mord, Raubanfälle, Gewaltthätig- 
keit , Münzfälschung und Jede au landesherrlichem oder öffentlichem 
Eigenthum verübte Entwendung. Alle sonstige Vergehen , der Dieb- 
stahl nicht ausgenommen, werden, solange dieses Volk noch auf seiner 
jetzigen uiedern Culturstufe steht, bloss als bürgerliche Streitsachen 
behandelt. Doch wird gegen den Samojeden, welcher sich eines 
Vergehens in einer Stadt oder in einem Dorfe schuldig macht , nach 
den allgemeinen Gesetzen verfahren. 

!*'• Die Kirgisen der sogenannten Innern Horde in den 
Gouvernements Orenburg und Astrachan werden für Landes- 
vcrralh, Widersetzlichkeit, Aufruhr, Entweichung ins Ausland, Töd- 
tung, Münzfälschung, Entwendung landesherrlichen oder öffentlichen 
Eigenthums , Brandstiftung , Gewaltthätigkeiten , Raubanfälle , Raub, 
Raubzüge und für Diebstahl, wenn er mehr als dreissig Hub. beträgt 
oder öfter als zweimal begangen worden, vor die russischen Gerichte 
gezogen und nach den allgemeinen Gesetzen des Reichs bestraft. Bei 
geringem Verbrechen und namentlich beim ersten und zweiten Dieb- 
stahl , dessen Betrag die Summe von dreissig Rub. nicht übersteigt, 
stehn sie unter der Gerichtsbarkeit ihres Chanes. Wer eine bürger- 
liche Streitsache mit einem Kirgisen hat, darf von dem Ausspruch des 
Chans an die ordentlichen Gerichte appellircu. 

€■• Die Kirgisen der sogenannten kleinen Horde im oren- 
burgischen Gebiet werden für Landesverrath , Tödtung , Raub, 
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RaobzUge, an russischen Unterthanen verübten Menschenraub, und Tür 
Aurwiegelung anderer Kirgisen gegen die Regierung, durch Kriegs- 
gerichte bestraR. Für Diebstahl, Gaunerei, wenn sie solche gegen An- 
wohner der Linie oder gegen andere Landesbewohner verüben und 
der Gegenstand mehr als dreissig Rubel betrügt, ferner für Defrau- 
dation der Kronmonopole , für jede Art Gewaltthätigkeit und für 
heimlichen Uebergang über die Linie werden sie durch die Criminal- 
gerichte nach den allgemeinen Gesetzen gerichtet. Bei geringem Ver- 
brechen wird die Rechtspflege in der Horde nach den Gewohnheiten 
der Nation geübt , und dürfen folgende Strafen zuerkannt werden : 
Stellung unter Aufsicht, Arrest, Schadenersatz, zeitweilige, ölfent- 
liche Arbeit, Ruthenstrafe. In wichtigem Fällen darf die Stammesver- 
sammlung den Schuldigen zum Soldatenstande oder auch zur Ansie- 
delung in Sibirien verurtheilen. 
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LBERSICHT END STEFENLEITER 
der In diesem CSesetzbiicIi angeordneten 
Strafen. «} 



!• Peinliche Strafe erster Klasse. Der Verbrecher wird aller 
Standesrechte verlustig erklärt und zum Tode verurtheilt (§. 20). 

II* PeitU. Strafe zweiter Klasse, ersten Grades. Der von 
Leibesstrafen erimirte Verbrecher wird aller Standesrechte verlustig 
erklärt und nach Sibirien zu lebenslänglicher Zwangsarbeit in den 
Bergwerken deportirt.— Den nichleiimirten Verbrecher treffen dieselben 
Strafen; er erhält aber vorher, ölTentlich, 100 Peitschenhiebe von 
Henkershand und wird gebrandmarkt. In Betreff der Weiber s. $. 28 
und 75. 

111* Pein/. Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades. Der 
von Leibesstrafen erimirle Verbrecher wird aller Standesrechte ver- 
lustig erklärt, zu 15 bis 20 jähriger Zwangsarbeit in den Bergwerken, 
nach Sibirien deportirt, und dann auf Lebenszeit daselbst angesiedelt. 
— Den Nichterimirlen treffen dieselben Strafen; er erhält aber vor- 
her öffentlich 80 bis 90 Peitschenhiebe von Henkershand und wird 
gebrandmarkt. 

IV. Peinl, Strafe zweiter Klasse, dritten Grades. Der von 
Leibesstrafen erimirte Verbrecher wird aller Standesrechte verlustig 
erklärt, zu 12 bis 15 jähriger Zwangsarbeit in den Bergwerken, nach 
Sibirien deportirt, und dann auf Lebenszeit daselbst angesiedelt. — Den 
Nichterimirlen treffen dieselben Strafen; er erhält aber vorher 70 bis 
80 Peitschenhiebe, öffentlich, von Henkershand, und wird gebrandmarkt. 

V* Peinl. Strafe zweiter Klasse, vierten Grades. Der von 
Leibesstrafen erimirte Verbrecher wird aller Standesrechte verlustig 
erklärt, zu 10 bis 12jähriger Festungsarbeit deportirt, und dann auf 
Lebenszeit in Sibirien angesiedelt. — Den Nichterimirlen treffen 
dieselben Strafen; er erhält aber vorher, öffentlich, GO bis 70 Peitschen- 
hiebe von Henkershand und wird gebrandmarkt. In Betreff der Weiber 
s. S- 75. 

Die<o Ueber«icb( und das nachfolgend« Register sind eine Zugabe des 
Ueberselzers. 



Digitized by Google 




430 

VI. Peinl. Strafe zweiter Klasse , fünften Grades- Der 

von Lcibcsslrafen eximirle Verbrecher wird aller SlandesreclUe ver- 
lustig erklärt, zu 8 bis 10 jähriger Festungsarbeit deportirt, und dann 
auf Lebenszeit in Sibirien angcsiedelt. — Den Nirhleximirten trelfeii 
dieselben Strafen; er erhält aber vorher, ölfentlich, 50 bis (iü Peitschen- 
hiebe von Heiikershand und wird gebrandmarkt. 

\ll. Peinliche Strafe zweiter Klasse, sechsten Grades. 
Der von Leibesstrafen fTimirle Verbrecher wird aller Standesrcchte 
verlustig erklärt, zu 0 bis 8 Jähriger Zwangsarbeit in den Fabriken, 
nach Sibirien deportirt, und dann auf Lebenszeit daselbst angesiedelt. 
— Den NichtcTimirten treffen dieselben Strafen ; er erhält aber vorher, 
öffentlich, 40 bis 50 Peitschenhiebe von Henkershand und wird ge- 
brandmarkt. 

VIII. Peinl. Strafe zweiter Klasse, siebenten Grades. 
Der von Leibesstrafen erimirle Verbrecher wird aller Standesrcchte 
verlustig erklärt, zu 4 bis 0 jähriger Zwangsarbeit in den Fabriken, 
nach Sibirien deportirt, und dann auf Lebenszeit daselbst angesiedelt. 
—Den Nichlerimirten treffen dieselben Strafen ; er erhält aber vorher, 
öffentlich, 30 bis 40 Peitschenhiebe von Henkershand und wird ge- 
brandmarkt. 

IX. Peinl. Strafe dritter Klasse, ersten Grades. Der von 
Leibesstrafen eximirte Verbrecher wird aller Standesrcchte verlustig 
erklärt, in die entferntem Gegenden Sibiriens deportirt und daselbst 
für die Lebenszeit angesiedelt. — Den Mchlerimirlen treffen dieselben 
Strafen; er erhält aber vorher, öffentlich, 20 bis 30 Peitschenhiebe 
von Henkershand. 

X. Peinl. Strafe dritter Klasse, zweiten Grades. Der von 
Leibesstrafen eximirte Verbrecher wird aller Standesrechte verlustig 
erklärt, und zu lebenslänglicher An.siedelung in minder entfernte Ge- 
genden Sibiriens deportirt. — Den Nichleximirlen trifft dieselbe Strafe, 
er erhält aber vorher , öffentlich , 10 bis 20 Peitschenhiebe von 
Henkershand. 

XI. Peinl. Strafe vierter Klasse. Der Verbrecher wird aller 
Slandesrechte verlustig erklärt, und zu lebenslänglicher Ansiedelung 
jenseits des Kaukasus deportirt. (^S. §. 79). 

XII. Correctiunnclle Strafe erster Klasse, ersten Grades. 
Der von Leibesstrafen eximirte Verbrecher wird aller besondern 
Standesrechte verlustig erklärt, zum lebenslänglichen .Vufcnthalt nach 
Sibirien, und zwar zuerst in das Gouvernement Irkutsk oder Jeniseisk 
venviesen, und daselbst für die ersten 3 bis 4 Jahre eingesperrt, darf 
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aber nach Verlauf von 10 bis 12 Jahren in ein anderes sibirisches 
Gouvernement überziehen (§. 50). — Der NicMeximirle verliert eben- 
falls alle besondere Slandesrechle , erhält von der Hand der Polizei- 
diener 00 bis 100 Rulhcnstreiche , wird dann auf 8 bis 10 Jahre in 
eine correctiunnelle Civil- Arreslaiiten-Cumpagnie abgegeben und nachher 
auf 4 Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt (§.51). ln Betreff der Weiber 
s. §. 83. 

XIII* Correcl. Strafe erster lilasse, zweiten Grades. Der 
von Leibesslrafen esimiiie Verbrecher verliert alle besondere Standes- 
rechte, wird zum lebenslänglichen Aufenthalt nach Sibirien, und zwar 
zuerst in das Gouvernement Irkutsk oder Jeniseisk verwiesen, und 
daselbst für 2 bis 3 Jahre eingesperrt, darf aber nach Verlauf von 
8 bis 10 Jahren in ein anderes sibirisches Gouvernement überziehen. — 
Der Nkhleiimirle verliert ebenfalls alle besondere Slandesrcchte, er- 
hält von der Hand der Pulizeidiener 80 bis 90 Kulhenstreiche, wird 
dann auf 6 bis 8 Jahre in eine Arrestanten-Compagnie abgegeben, 
und nachher auf 4 Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt. 

XIV* Correct. Strafe erster lilasse, dritten Grades. Für 
den von Leibesstrafen Eximirlrn, Verlust aller besondern Standes- 
rechte und Verbannung zum lebenslänglichen Aufenthalt in das Gouv. 
Tomsk oder Tobolsk, mit 2 bis 3 jähriger Einsperrung daselbst. — 
Der Nichtexhnirte verliert ebenfalls alle besondere Standesrechte, 
erhält von der Hand der Pulizeidiener 70 bis 80 Kuthenstreiche, wird 
dann auf 4 bis 0 Jahre in eine Arrestanten-Compagnie abgegeben, 
und nachher auf 4 Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt. 

XV* Correct. Strafe erster lilasse, vierten Grades, p'ür 
den Eximirlen, Verlust aller besondern Slandesrechle und Verbannung 
zum lebenslänglichen Aiircnlhalt in das Gouv. Tomsk oder Tobolsk 
mit 1 bis 2 jähriger Einsperrung daselbst. — Der Nichteximirle verliert 
ebenfalls alle besondere Slandesrechle, erhält von der Hand der Poli- 
zeidiencr 60 bis 70 Rulhenstreiche, wird dann auf 2 bis 4 Jahre in 
eine Arrestanten - Compagnie abgegeben, und nachher auf 4 Jahre 
unter Polizeiaufsicht gestellt. 

XVI* Correct. Strafe erster /{lasse, fünften Grades. Für 
den Eximirlen, Verlust aller besondern Slandesrechle und lebensläng- 
liche Verbannung zum Aufenthalt in das Gouv. Tomsk oder Tobolsk. 
— Der Nichteximirle verliert ebenfalls alle besondere Standesrechte, 
erhält von der Hand der Pulizeidiener 50 bis GO Ruthenslreiche, wird 
dann auf I bis 2 Jahre in eine .Vrrestanten-Cumpagnie abgegeben, und 
nachher auf ein bis zwei Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt. 
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XVII. Correct. Strafe zweiter Klaste , ereten Grade*. 

Für den Erimirtm, Verlust aller besondern Standesrechte und Ver- 
bannung zum lebenslänglichen Aufenthalt in entfernte, nicht-sibirische 
Provinzen, mit ein- bis zweijähriger Einsperrung am Verbannungs- 
ort CS- 50). — Der Nichteiimirte verliert ebenfalls alle besondere 
Standesrechte, kommt auf 2 bis 3 Jahre in ein Arbeitshaus , und wird 
nachher für 2 Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt (§• 52). — In Be- 
treff der Ausländer s. §. 80. 

XVIII. Correct. Strafe zweiter Klasse, zweiten Grades. 
Für den Eximirlen, Verlust aller besoudern Standesrechte und Ver- 
bannung zum lebenslänglichen Aufenthalt in entfernte, nicht- sibirische 
Provinzen, mit Einsperrung auf 6 Monate bis zu einem Jahre an 
dem Verbannungsort. — Der Michleximirle verliert ebenfalls alle be- 
sondere Standesrechte, kommt auf ein bis zwei Jahrein ein Arbeits- 
haus, und wird nachher für zwei Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt. 

XIX. Correct. Strafe zweiter Klasse, dritten Grades. 
Für den Erimirten, Verlust aller besondern Standesrechte und Ver- 
bannung zum lebenslänglichen Aufenthalt in entfernte, nicht-sibirische 
Provinzen, mit drei bis sechsmonatiger Einsperrung am Verbannungs- 
ort — Der Nichteximirle verliert ebenfalls alle besondere Standes- 
rechte, wird für sechs Monate bis zu einem Jahr zum Arbeitshaus 
verurtheilt , und nachher für zwei Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt. 

XX. Correct. Strafe zweiter Klasse, vierten Grades. 

Für den Eximirlen, V^erlust aller besondern Standesrechte und Ver- 
bannung zum lebenslänglichen Aufenthalt in entfernte, nicht-sibirische 
Provinzen. — Der Nichteximirle verliert ebenfalls alle besondere 
Standesrechte, wird auf drei bis sechs Monate zum Arbeitshaus ver- 
urtheilt, und nachher für zwei Jahre unter Polizeiaufsicht gestellt. 

XXI. Correct. Strafe dritter Klasse, ersten Grades. 

Der Verbrecher wird, ohne Unterschied des Standes, einiger beson- 
dern Hechte (§. 53) verlustig erklärt, auf vier bis sechs Jahre zum 
Festungsarrest verurtheilt, und nachher für ein Jahr unter Polizei- 
aufsicht gestellt (§. 5i). 

XXII. Correct. Strafe dritter Klasse, zweiten Grade*. 

Verlust einiger besondern Rechte, Festungsarrest auf 2 bis A Jahre 
und dann Polizeiaufsicht für ein Jahr. 

XXIII. Correct. Strafe dritter Klasse, dritten Grades. 
Festungsarrest auf ein bis 2 Jahre. 
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Correcl. Strafe dritter Klasse, vierten Grades. 
Festungsarrest auf ß Monate bis zu einem Jahr. 

XXV» Correct, Strafe dritter Klasse, fiinßen Grades. 
Festungs arrest auf ü Wochen bis zu fi Monaten. 

XX^I» Correct. Strafe vierter Klasse, ersten Grades, 
Der Verbrecher wird einiger besondern Rechte (§. ^ verlustig er- 
klärt, auf 2 bis 3 Jahre zum Besserungshans verurtheilt, und nachher 
für ein Jahr unter Polizeiaufsicht gestellt (§. 5f), 

XXVII» Correct. Strafe vierter Klasse, zweiten Grades. 
Verlust einiger besondern Rechte, Besserungshaus auf ein bis 2 Jahre 
und nachher ein Jahr Polizeiaufsicht. 

XXVIII» Correct. Strafe vierter Klasse, dritten Grades. 
Besserungshaus auf ß Monate bis zu einem Jahr. 

XXIX» Correct. Strafe vierter Klasse, vierten Grades. 
Besserungshaus auf 3 bis fi Monate. 

XXX» Correct. Strafe fünfter Klasse, ersten Grades. 
Gefängniss auf ein bis zwei Jahre. 

XXXI» Correct. Strafe fünfter Klasse, zweiten Grades. 
Gefängniss auf ß Monate bis zu einem Jahr. 

XXXII» Correct. Strafe fünfter Klasse, dritten Grades. 
Gefängniss auf 3 bis ß Monate. 

XXXIII» Correct. Strafe sechster Klasse, ersten Grades. 
Arrest auf 3 Wochen bis zu 3 Monaten. 

XXXIV» Correct. Strafe sechster Klasse, zweiten Grades. 
Arrest auf Z Tage bis zu 3 Wochen. 

XXXV» Correct. Strafe sechster Klasse, dritten Grades. 
Arrest auf 3 bis Z Tage. 

XXXVI» Correct. Strafe sechster Klasse, vierten Grades. 
Arrest auf einen bis 3 Tage. 

xxxvn» Correct. Strafen siebenter Klasse. Gerichtliche 
Verweise, rügende Bemerkungen, Geldbussen. Bei den im Gesetzbuch 
verordnelen Geldbossen ist immer Silbergeld zu verstehen. 
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fDie Zahlen bedeuten die §§J 



.A-bhitte 61. 

Abi^abcn, rucksUndi^e 575. 

Absctiunic vom Amt ÜS, 

Abtreibung der Leibesfrucht 1933. 
Abzüge V. d. Besoldung 2-L 
Abzüge vom Dienslaller tlL 
Accidenz beim Zoll 831. 

Actien, Fälschung ders. 1633. 

Affect als Milderungsgrund IAO. 

Amnestie 171. 
AmUgewalt>8ngemassle3l 7.gemissbrauch- 

le 3iiL 

Amtssiegel, gemissbrauebtes 447. 
Amtsveibrechen 358. 

Anstandsverlelzung 1281 IT. 

Anstifter Ü 124. 

Anzeige, unterlassene 132 ff. 

Apostasie 167. 190. 

Apothekerordnung 1093. 

Arbeitshaus 52. ^ 

Arrest 59. 

Arreslantcn-Compagnic 82. 

Arzen, unbefugtes 1078. 

Auelionen 527 ff. 1762. 

Aufenthaltsschein 1181. 

Aufkauf von Lebensmitteln 1130. 

Aufruhr 271. 

Aufwiegler 15. 

Ausland, Aufenthalt daselbst 354. 
Auslönder ölL 175. 341. 

Aussagen, fnlsche, vor Gericht 1168 IT. 
Ausscbliessung vom Dienst 68. 
Aussetzung hülfloser Personen 1986. 
Auswanderung 354. 

Bäder, üffentliche 1292. 

Baken, Beschädigung ders. 334. Aufstel- 
lung falscher 1641. 

Ballast, Auswerfen dass. 1678. 

Banken 1568 ff. 

Bankrott 1582 ff. 

Bauerntumult 288. 1907. 



Bauordnung 1339. 

Beerdigung, übereilte 1044. 

Befreiung Gefangener 335. 

Begnadigung Hü ff. 

Begräbnisse 222. 1039. 1044. 
Beherbergung von Verbrechern 1153. 
Beichte, vernacb!äs«igto 219 ff. 
Bekanntroachungen, eigenmächtige 329. 
Bergleute 630. 

Bergordnung 623. 

Bergw'erke, Beschädigung der*. 2119. 
Beschädigung von Denkmälern 3ü3.freni« 
der Sachen 2117. Öffentlicher Anschläge 
.301. 304. öffentlicher Wege 1417. 
Beschwerdefübrung, unerlaubte 311. 
Besessene Weiber 1163. 

Besitzergreifung, gewaltsame 2094. 
Besserungshaus 8Ü, 

Bestechung 401. 

Betrug in Dienstsachen 390. in Privat- 
aachen 2200 ff. 

Bettelei 1219. 
ninnenschifffahrt 1449. 

Bittschriften, unerlaubtes Darreicben ders. 

235. aiL 1165. 

Blatternimpfung 1062 ff. 

Blinde, Täuschung ders. 2205. 
Blitzableiter 1397. 

Blödsinnige 101. 

Blutschande 2087. 

Börsenordnung 1709. 

Brakerordnung 1722. 

Brandmarkung 28. 

Brandstiftung 2106. 

Branlweinbrcnner 698. 

Briefe, unerlaubter Transport ders. 1552. 
Brücken 1371. 1426. 

Buchdrucker 1312. 

Büchcrcinfuhr 879. 

Bücbernachdruck 2196. 

Bücberverlag 1310. 

Bürgerlicher Tod Z3. 

28 » 
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C/CDSurordnungr 879. 1306. 

Civilstandsrcgister, Fälschung und fahr* 
lässige Führung ders. 1912. 

Concubinat 1289. 

Concurrenz der Verbrechen 139. 156. 
Connscaltoo 277. 

Cusuln, russische 1679 fT. 

Contrebande 799. mit geistigen Getränken 
711. 

Crcditrcgleiticnt 1567. 

V^nmprscbiflTahrt 1519, 

Defloration I99Ö ff. 

Dioinantenf t'nterschlBgunggefiindcncr 640. 
Diebsschlüsscl bei Bettlern 1223. 

Diebstahl 2146. 

Diebstahl am Bord eines Schiffs 1698. 
Diensteid 414. 

Diplomatische Agenten 176 ff. 282. 
Dispacheur 1773. 

Drohungen 9. 293. 2035. 

Duell A2L 
Düjourdienst 447. 

£iic, erzwungene 2041. gesetzwidrige 
2050 ff. mehrfache 2045. 

Ehebruch 2077, 

Ehegatten der peinlich Yerurthcilten 26. 3L 
Eheligo Gewalt, Missbrnucli ders. 2075. 
Ehrenkränkung 1998. 2008. Ersatz dafür 
62 . 

Eheversprechen 2006. 

Eid 261. 

Einbruch 2149. 

Eindrang in eine fremde Wohnung 2032 ff. 

in fremdes Gebiet 209 i. 

Einquartierung 576 ff. 

Eisenbahnordnung 1442. 

Elterliche Gewalt, 3lissbrnuch ders. 1947* 
2078. 

Entführung 2004 ff. 2040. 2072. 
Entlaulene, llchlung ders. 559. 

Entlaufen leibeigener Bauern 1173. 
Entweichung Gefangener 336. 
Entweihung geheiligter Sachen 223. 
Entwendung 2128. aus Amtslokalen 330. 
Errmdungspateiit, Beeinträchtigung dess. 
1788. 

Erpressung 406. 

Erschwerende Umstände 13.5. 

Erzieher I2<)8. 1:M)3. 1319. 

Esswaarcu, gefälschte KMi.^. 



Evplodirende Stoffe, Beschädigungfremder 
Sachen durch, 2117. 
ff'nbrikcno^ünung 1780. 

Fuhren, unvorsichtiges 1255 ff. 
Fahrlässige Vergehen 1 16. 

Fährleute 1268 IT. 

Falschmünzer 588. 

Fälsdiung v. Papiergeld 604. von Regie- 
rungs« rlassen 319 ff. von Staatsschuld- 
Scheinen 1567. von Slenipelpüpier 612. 
von Urkunden 39U IT. 587. 2188. 2202. 
Familiengehoimnisse, deren Verratli 2164. 
Familienstand, unterdrückter 1852. 
Fanatismus 2Ü ff. 

Fesseln, gehören zu den Lctbesslrafen 
8. Anlage L 
Fcstungsarrest 38. 

Feuerordnung 1372. 

Finnländer, deren Passe 1191. 

Fischen, unerlaubtes 586. 1139 ff. 2101. 
Fiskale 399. 

Fleischhändler 1061 ff. 

Forstfrevel 941. 

Freiheitsberaubung 2025. 

C>assenunfug 1225 ff. 

Gastwirthe 1207. 1592 ff. 

Gaunerei 2172. 

Gefaiigenwärter 482. 

Gefängnissstrafe 58. 

Gehrilfen LL 123. 

Geisteskranke 102. 

Geisteswerko , Rechte daran 2195. 
Geistliche , Beleidigung ders, 225 ff. 
(■eldbussen 4A. 45. üiL 
Geldwechsel , Betrug dahei 2178. 
Gerüchte, Verbreitung unwahrer 296. 
schädlicher 1156 ff. 1712. beleidigen- 
der 2019. 

Gesandte, Beleidigung ders. 282. 
Gcschciiktiahmo 401. 

Gesellschaften, geheime 347. 

Gesländniss, ein Milderungsgrund 140. 
Gesundheitsurdnung 1007. 
Gcwalttbäligkeit 2031. 

Gcwerbscheine, Umgchutig ders. 1591. u.f. 
Gewichte, falsche, 1606. 

(iiftige Stoffe, Handel damit 1074. 
Goldarbeitcr 1832 ff. 

Gottesdienst, Störung dess. 226 (T. 
Gotteslästerung 182. 



Digilized by ^_jOOgIe 



437 



CrflberverleUaDg 25fl. 

(irenEzeichen S33. 2105. 

Gutshcrrlichc Cicwall, Missbrauch ders. 1900 

Ulandel mit gestohlenen Sachen 1155. 
1(317 IT. 

IJamJelshücher 1(304. 

Ilandelsdicner IG23. 
llnndelsgesellschartcn 1633. 
llaiidi'lseesetze 1589. 
llandwcrkerordniing 1795. 
llausdichstahl 2151. 
llauHirer 159(3. 

Hauslehrer 1321. 

Ihiusreclit , verletztes 2032 (T. 
Haussiicliiing 378. 
llehaminen 1079. 1084 ff. 

Hehler HL 130. 

Hehlung v. Deserteuren 559. v. Land- 
streichern 1 193. verurtheiller Verbre- 
cher 345. 

Heiligkeit, angemasste 1164. 

Ilochverratli 263. 

Holzfrevel 941. 

Hunde, wulhkranke 1252. 

Immohilieu, govaltsamc Besitzergreifung 
fremder 2094. 2188. 

Injurien 2(XJ8. 

Insuhordmatiun 423. 

Irrthum 105. des Richters 398. 
iVagd, unerlaubte 586. 1133 ff. 2101. 
Juden, als Proselytenmacher Ü12 ff. 216 . 
217. bei der Kekrulirung 542. 545.552. 
561. 564. heim Rrnntweinhandel 7501T. 
als Landstreicher 3H. 1180, 1188. als 
Landwiiihc 1338. 

Jugendaufseher 1285. 1298 ' 

Jungfräuliche Ehre, Verletzung ders. 1998. 
2003. 

HanalschifTfahrt 1449. 

Ka$.senheamte 383. 438. 499. 

Ketzerei 206. 

Kimleraussetziing 1986 IT. 

Kinderraub 1857 IT- 
Kindcsabtreibiing 1932 IT. 

Kindsiiiord 1931. 

Kindcspfliclit, verletzte 2063 IT. 
Kirchenbusse ÜL 9iL 
Kirchenordnung 223. 

Kirchenraub 211. 

Kullrkiireii. unerlaubtes 221. 



Kolonisten, auslfindische 1182. 1338. 
Kornbliuser 1114. 

Körperverletzungen 1948. 

Krankheiten, die von Leibesstrafen be- 
freien, 8. Anlage 2 a 
Krankheit, als Grund zur Strafumwand- 
lung il3i 

Kunstgeheimnissc 454. 1790. 2163. 
Kupfergcld 593. 596. 1837. 

Kuppelei 1296 ff. 

Kutscher, deren Vergehen 1255 ff. 

liadendiener 1623. 

Lanüesverrath 275. 

Landmesser 465. 

Laiidslreicher 1176. 

Laster, widernatürliche 1293. 
I.ebensimtlel, Fälschung ders. 1058. Ver- 
theiicruiig ders. 1130. 

Lehranstalten 1319, 

Leibeigene 11K)7. 

Leihesstrafen, wer davon befreit ist, s. 
Anlage L 

Leichen, unerlaubtes Transportiren ders. 
1046 Ausgrabung ders. 1042. Berau- 
bung ders. 256. 21(R>. 

Leichenschau 1045. 

Leiichtieuer, falsche 1641 ff. 

Lcuchllliürmc 334. 1642 ff. 

Licilationeii 527 ff. 1619. 
Lieferungskonlrnkte 514. 

Lithographische Anstalten 1311. 
Löschordnung 1396. 1414. 

Lolhscn 1494, 1684. 

Lotterien 1278. 

Luit, Verpestung ders. 1053. 

Lustseuchc 1288. 

|]?Majeslälsheleidiger 267 ff. 

Makler, deren S'ergehen 6(6. 

1735. 

Mandatar, ungetreuer 2222. 

Mass der Strafen IHL 
Masse, falsche 1606 ff. 2177. 

Matrosen, deren Vergehen 1691. 
Mcdicinal-Ordnung 1078. 
iMeincid 258. 

{Mildernde Umstände 140. 157. 

I Militärdienst als Strafe 18 ff. 

I Mililärpfliclit 534. 552. 

I Minderjährige 142. 

(.Missgeburten 1092, 1940, 
iMisshandlungeii, körperliche 1935. 19(i0. 



1576 ff. 
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Mond« Acht jge lfl3. 

Mord 1921 ff. 

Alünzen, deren Ausfuhr 815. 
Münzverbrechen 588. 

Naphtha, Entwendung ders. 652. 
rfiebtanzeige 132. 

Nicbtvollzjehung höherer Befehle 358. 
riotnre, deren Vergehen 497. 616. 

Nolh, ein Milderung^grund 140. 
Nothhülfe, versagte 1996. 

Kolhwebr lüL 1938. 1964. 

Nolbzucht 2001. 

Opferstöcke, Beraubung der«. 249. 254. 
iPäderastie 1293. 

Papiergeld« Fälschung desa. 604. 816. 
Pasquill 2013. 2020. 

Passordnung 1176. 

Passfälschung 1210. 

Pcilschenstrafe 2L 
Perlcnfischerci« unerlaubte 586. 
Polizeiaufsicht 342. 

Polizeiheamte 475. 

Postregiemont 1524. 

Pressvorgehen 307. 

Priester HL 

Probircr der Goldarbeiten 1849. 
Procurore, deren Vergehen 399. 
Proselytenmachcrei l‘.H). 195. 201. 1162. 
Provianthändler 1616. 

Proviantordnung 1114. 

Prozessionen« Störung ders. 237. 239. 
Prozessiren« Anreizung dazu 1165. 

^Quarantäne-Ordnung 1007. 1942. 
l^aub 2139. 

RauhanfRlI 2129. 

Haufliäiidel 1225. 

Beden« unanständige 1305. 

Heeder« deren Vergehen 1651. 

Reisen in's Ausland 354. 

Rekrutirung, Vergehen dabei 334. 
Religion« llcrahwürdigtiiig ders. 1S2. 
Requisitionsschreihen« Nichtbeachtung ders. 

Rii-hlerpfljchl« verletzte 394. 

Rückfall 13L 13ü 
^alzordnung 656. 

Schadenersatz 62. 

Schauspieler 1304. 

Schenkwirthe 727. 740. 



Schiessen« unerlaubtes 1245. 1393. 1411. 
Schiffbauholz« Entwendung dess. 976. 
Schiffbrüchige 1645. 1648. 

Schiffer 346. 1653. 

Schifffahrtsordnung 1398. 1449. 1641. 
Scbildwaclien 1942. 

Scblaciitbäuser 1056. 

Schlägerei 1936. 1956. 

Schmähschriften 305. 306. 2020. 

Schrirtco, unsittliche 1301. 

Schulen 1319. 

Schwächung, unfreiwillige 2000. 
Schwangere« Verletzung ders. 1962. 
Sektirerei 206. 

Selbstanzcigo 140. 

Selbsthefrciung 3.38. 

Seihsthülfe 3Q0. 2097. 

.Selbstmord 1943. 

Selhstvcrslümmler 211. 552. 

Seuchen, Uebertrotung der Anordnungen 
dawider 1029. 1047. 

Siegel« Beschädigung obrigkeitlicher 331. 
gefälschte 325. 2204. Missbrauch amt- 
licher 447. 1551. 

Sklavenhandel 1860. 

Sodomie 1295. 

Speicher« Verletzung der Ordnung öffent- 
licher Speicher 1715. 

Spiele, imcrlaublo 1274. Betrug dabei 2179. 
Spiessrutbenstrafe 77. 

Staatsdiener 35Mu. f. deren Hciralhen 2056* 
Staatscigcnlhum« beeinträchtigtes 581. 
Staatsgeheimnisse 278. 455. 
Staatsverbrechen 263. 

Standesrechte , angemassto 1862. Miss- 
brauch ders. 1883. Verletzung ders. 
1878. Verlust ders. 24. 4Ü. 5iL Gesetz- 
widrige Unterdrückung ders. 1852. 
Stempelpapier-Ordnung 612. 

Steuermann« dessen Vergehen 1681. 
Steuererhebung« gesetzwidrige 579. 
iStrassenheieuchtung 1325. 
jstrassenpllastcr« Beschädigung dess. 1327. 

Vabakhaiidel, Verletzung der Ordnung 
dess. 775. 

Tahukrauchen« unerlaubtes 1390. 1404. 
1410. 

Talghandel« Betrug dabei 1732 u. f. 
Talismane 1161. 

Taubstumme 104. 

Thiere« gefälirlicbe 1250. 
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Titel, angemasste 1862. 

Tod hebt die Strafe auf Ifit. 

Todesstrafe 20. 

Tödtung 1920. wenn sie erlaubt ist 1942. 
Tortur, die Anwendung ders. verboten 
und bestraft 374. 462. 
Tranksleuerordnung 698. 

Transithandel 873. 

Trauung, gesetzwidrige 2043. 

Trunkenheit 112. 1290. 

Tumult 284. 



Verweise 43. 

Viebh&ndler, deren Vergehen lObO. 1060. 
Völkerrechtsverletzung 281 . 

Volkszählung. Vergehen dabei 1916. 
Vollendetes Verbrechen 12. 

Vollmacht, übersebritteno 2222. 
Vorbereitetes Verbrechen 10. 
Vorladungen, Nichtbeachtung ders, 298. 
Vorro&ndor, deren Vergeben 2091. 
Vorratbshäuser 1114. 

Vorsatz, verbrecherischer 8. 9. 



^eberschwemmung 2118. 

Uebersiedeln, unerlaubtes 1174. 

Umfrage, örtliche 1171. 

Umwandlung der Strafen 12. 

Unmündige 142. 

Unralh, am Unrechten Ort 1051. 1055. 

1323. 1329—1334. 1428. 1432. 1716. 
Untergeschobene Schriften 2021. 
Üntcrlassiingsverbrcchcn 4, 
Unterschlagung gefundener Sachen 2193. 

hinterlegter Sachen 2192. 

Unzucht 1281. 

Unzuchthuuscr 1822. 
Urkunden-Üoglaubiger 489. 616. 
Urkuadeufalschnng ^ 390. 2188. 2202. 

Vatermord 1920. 

Verabredungen, sträfliche, unter Handels^- 
leuten 1615. 

Verbrecherbanden 1146. 
Verbreeberherbergen 1153. 

Verführung zum Lasier 1285. 1298. 2007. 
Vergiftung 1924, 1957. fremden Viehes 
2125. des Wassers 1053. 

Verjährung 163. 

Verlagsrecht, verletztes 2196 
Verleumdung 1166. 2017. 

Verpfändungen, unerlaubte 746. 1291.2221. 
Verschneiden, scklirerisches 211. 
Verschwörung, hochverralhcrischc 264. 
Versuchtes Verbrechen 1_L 1 1 7. 

Verträge, arglistige Verleitung dazu 2200,' 
erzwungene 2198. 



^VafTen , unerlaubte Fabrikation und 
Aufbewahrung ders. 1241. 
WalfcntragcD , unerlaubtes 1249. 
Wahrsager 1161. 

Waldbrandstiftung 974. 982. 2113. 
Wappen, angemasste 1867. 
Warnungszciclien , Pflicht dergl. aufzu- 
stellcn 12fil, 

Wasser, Vergiftung dess. 1053. 

Wechsel, gesetzwidrig geschriebene 617. 

gefälschte 1578. 

Wege und Landstrassen, Beschädigung 
ders. 1417. 

Wegegeld 1438. 

Weine, Zubereitung künstlicher 1784. 
Weüifälschung 1068. 

Widersetzlichkeit 283. 

Wiederholung eines Verbrechens 113. 138. 
Wirthshaus, Diebstahl im, 2152. 
Wirlhschaftsordnung 1323. 

Wucher 2220. 

Wundcrkrainerei 1159. 

Zauberer, Zaubermittel 1161. 

Zeuge, falscher 259. 1168. 

Zeugnisse, unwahre 328. .392. 
Zollordnung 799. 

ZulSsser liL 
Zurechnung 9L 

Zwang, als Veranlassung zu gcsctzwid> 
rigen Handlungen 106. bei Verträgen 
2198. 

Zweikampf 1970. 



Digilizöd by Google 



DRUCKFEHLER UND ÄNDERUNGEN. 



Seite 8, Zeile 23, stall achlig I. achtzig. 

S. 26, Z. 9 von unten, statt äusserst I. dussert. 

S. 36, Z. 7 , statt aus Verbrechen I. <ims seinem Ferfrrer/ien. 

S. 37, Z. 4, st. und 1. oder. 

S. 49, Z. 9, st. beschimpft I. durch Schmdhttorte herabteürdigt. 
S. 60, letzte Zeile, st. diesen I. diesem. 

S. 61, Z. 12, st. einen I. einem. 

S. 80 , Z. 26, st. kein I. keine. 

S. 91 , Z. 9 von uut. st. Ranges 1. Standes. 

S. 128, Z. 11, st. im I. ihm, 

„ n Z. 4, von unten, st. Je.mand 1. Jemanden. 

S. 147, Z. 9, st. krimischen 1. krimisekem. 

S. 160, Z. 19, st. §. 471 I. $. 74i. 

S. 193, Z. 16, st. theuerer I. tkeurer. 

S. 240, Z. 14 von unt. st. Strafen 1. Strafe. 

S. 286, Z. 3, st. Summen die 1. Summe, die. 

S. 377, Z. 24, st. ihm 1. im. 
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